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Die Studie stellt die erzielten Integrationseffekte der immer tieferen EU-Inte-
gration Österreichs anhand von Modellergebnissen vor. Aufgrund eines in-
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Marcus Scheiblecker 

Konjunktur gewinnt nur langsam an Schwung 
Prognose für 2014 und 2015 

Konjunktur gewinnt nur langsam an Schwung. Prognose für 2014 und 2015 
Gegen Jahresende belebte sich die Konjunktur in Österreich wie auch in Europa insgesamt. Die Beschleunigung wird allerdings 
weiterhin verhalten sein: Viele Länder haben die Finanzmarktkrise noch nicht überwunden, und die Notwendigkeit der Konsolidie-
rung der öffentlichen Haushalte dämpft die Aufwärtsentwicklung. Die österreichische Wirtschaft wird 2014 und 2015 um jeweils 
1,7% wachsen – zu wenig, um die Arbeitslosigkeit zurückzudrängen. Die Inflationsrate ist zwar rückläufig, bleibt aber im Vergleich 
mit den anderen EU-Ländern hoch. 

Business Activity Gathering Pace Only Gradually. Economic Outlook for 2014 and 2015 
Towards the end of 2013, activity rebounded in Austria as well as in Europe overall. However, the momentum promises to remain 
subdued: many countries are still struggling with the repercussions of the financial market crisis, and the need for consolidation of 
government households is restraining the growth of demand. The Austrian economy is projected to grow by 1.7 percent each in 
2014 and 2015 – a pace too slow to rein back unemployment. Inflation is receding, though remaining high when compared with 
other EU member countries. 

Kontakt: 
Mag. Dr. Marcus Scheiblecker: WIFO, Arsenal, Objekt 20, 1030 Wien, Marcus.Scheiblecker@wifo.ac.at 

JEL-Codes: E32, E66 • Keywords: Konjunkturbericht, Konjunkturprognose 

Die Konjunkturprognose entsteht jeweils in Zusammenarbeit aller Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen des WIFO. Zu den Definitionen 
siehe "Methodische Hinweise und Kurzglossar", in diesem Heft und http://www.wifo.ac.at/wwadocs/form/WIFO-Konjunkturbericht 
erstattung-Glossar.pdf • Abgeschlossen am 26. März 2014. 

Wissenschaftliche Assistenz: Astrid Czaloun (Astrid.Czaloun@wifo.ac.at), Maria Riegler (Maria.Riegler@wifo.ac.at) 
  

Die Wirtschaft der Schwellenländer, die bislang die Weltkonjunktur stimulierte, entwi-
ckelt sich seit dem Vorjahr sehr verhalten, allerdings mit großen regionalen Unter-
schieden. In den USA befindet sich die Wirtschaft hingegen nach wie vor auf einem 
stabilen, aufwärtsgerichteten Wachstumspfad und sollte dort 2014 und 2015 ver-
stärkt wachsen. 

Im Euro-Raum erholt sich die Konjunktur nur schleppend. Die Finanzmarktkrise ist 
nach wie vor nicht überwunden, und die Fiskalpolitik erfordert in den meisten Mit-
gliedsländern Ausgabenzurückhaltung. Nach Überwindung der Rezession im Jahr 
2013 ist heuer mit einem geringfügigen Wachstum von rund 1% zu rechnen, welches 
sich 2015 leicht auf 1,5% verstärken sollte. 

Die für Österreichs Wirtschaft bedeutsamen Märkte in Ostmitteleuropa entwickeln 
sich seit 2013 wieder günstiger. Die hohe Verschuldung des privaten Sektors bremst 
allerdings die Expansion, sodass der Aufholprozess schwächer ist als vor der Krise. 

In diesem Umfeld mäßiger außenwirtschaftlicher Impulse kann die exportorientierte 
heimische Wirtschaft kaum deutliche Produktionssteigerungen erzielen. Der Waren-
export wird zwar 2014 real mit +5½% doppelt so stark wachsen wie 2013, damit je-
doch deutlich hinter vergangenen Aufschwungphasen zurückbleiben. Obwohl die 
Maßnahmen zur Konsolidierung der öffentlichen Haushalte die Binnennachfrage 
dämpfen, werden Konsum und Investitionen an Dynamik gewinnen. Nach einem 
leichten Rückgang der Konsumausgaben der privaten Haushalte um real 0,2% im 
Vorjahr und der Bruttoanlageinvestitionen um 0,9% ist 2014 wieder mit einem Zu-
wachs von 0,8% bzw. 3% zu rechnen. 2015 werden die Konsumausgaben stärker an-
ziehen, während das Wachstum der Investitionen wieder etwas an Schwung verlie-
ren wird. 
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Insgesamt wird die österreichische Wirtschaft 2014 und 2015 um nur 1,7% wachsen 
und damit zu wenig, um eine Verringerung der Arbeitslosigkeit zu ermöglichen. 2014 
wird sich die Zahl der Arbeitslosen auf über 300.000 erhöhen, 2015 weiter auf 314.000. 
Gleichzeitig wächst das Arbeitskräfteangebot anhaltend, die Beschäftigung wird 
ebenfalls ausgeweitet. Die Arbeitslosenquote steigt in der Folge nach österreichi-
scher Berechnungsmethode heuer auf 8% und wird sich 2015 abermals leicht erhö-
hen. 

Neue Informationen über Ausmaß und zeitliche Zuordnung der durch die Stützung 
der Hypo Alpe-Adria-Bank AG verursachten Belastungen lassen das Defizit des Ge-
samtstaates 2014 auf 3% des BIP emporschnellen. Ohne diese Belastungen würde 
der Fehlbetrag 2,1% ausmachen. 2015 ist aus heutiger Sicht mit einem Rückgang der 
Quote auf 1,2% zu rechnen, wobei ein beträchtlicher Unsicherheitsspielraum be-
steht. 

  

Übersicht 1: Hauptergebnisse der Prognose 
        
 2010 2011 2012 2013 2014 2015 
 Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Bruttoinlandsprodukt       

Real  + 1,8  + 2,8  + 0,9  + 0,4  + 1,7  + 1,7 
Nominell  + 3,2  + 4,9  + 2,6  + 2,0  + 3,5  + 3,7 

Herstellung von Waren1), real  + 7,6  + 8,3  + 1,1  + 1,1  + 3,5  + 4,2 
Handel, real  + 2,2  + 1,3  – 1,7  – 1,4  + 1,3  + 2,0 
Private Konsumausgaben, real  + 2,0  + 0,8  + 0,5  – 0,2  + 0,8  + 1,0 
Bruttoanlageinvestitionen, real  – 1,4  + 8,5  + 1,6  – 0,9  + 3,0  + 2,1 

Ausrüstungen  + 2,1  + 14,3  + 2,1  – 3,1  + 5,0  + 3,0 
Bauten  – 3,9  + 2,5  + 2,5  + 0,7  + 1,2  + 1,3 

Warenexporte2)       
Real  + 13,6  + 8,1  + 0,8  + 2,7  + 5,5  + 6,5 
Nominell  + 16,7  + 11,3  + 1,5  + 1,5  + 6,2  + 7,7 

Warenimporte2)       
Real  + 11,7  + 8,6  – 1,3  + 0,2  + 5,5  + 6,0 
Nominell  + 16,5  + 15,3  + 0,7  – 1,5  + 6,0  + 7,0 

Leistungsbilanzsaldo Mrd. €  + 9,74  + 4,90  + 4,93  + 8,60  + 10,67  + 12,50 
 in % des BIP  + 3,4  + 1,6  + 1,6  + 2,7  + 3,3  + 3,7 
Sekundärmarktrendite3) in % 3,2 3,3 2,4 2,0 1,8 1,9 
Verbraucherpreise  + 1,9  + 3,3  + 2,4  + 2,0  + 1,9  + 1,9 
Arbeitslosenquote       

In % der Erwerbspersonen (Eurostat)4) 4,4 4,2 4,3 4,9 5,2 5,3 
In % der unselbständigen 
Erwerbspersonen5) 6,9 6,7 7,0 7,6 8,0 8,1 

Unselbständig aktiv Beschäftigte6)  + 0,8  + 1,9  + 1,4  + 0,6  + 1,0  + 1,0 
Finanzierungssaldo des Staates 
(laut Maastricht-Definition) in % des BIP  – 4,5  – 2,5  – 2,5  – 1,9  – 3,0  – 1,2 

Q: WIFO. 2014, 2015: Prognose.  1) Nettoproduktionswert, einschließlich Bergbau.  2) Laut Statistik Austria. 
 3) Bundesanleihen mit einer Laufzeit von 10 Jahren (Benchmark).  4) Labour Force Survey.  5) Arbeitslose 
laut Arbeitsmarktservice.  6) Ohne Personen, die Kinderbetreuungsgeld beziehen, ohne Präsenzdiener. 

1. Aufschwung in den USA treibt die Weltwirtschaft  
Die Belebung der Weltkonjunktur hielt im 2. Halbjahr 2013 an, insbesondere von den 
USA gingen starke Impulse aus. In der EU verbesserte sich die Konjunktur dagegen 
nur sehr zaghaft. Auch in den asiatischen Schwellenländern beschleunigte sich das 
Wachstum wieder merklich, die Produktion wurde in der zweiten Jahreshälfte kräftig 
gesteigert. In Lateinamerika hinterließen Kapitalabfluss und Abwertung hingegen 
deutliche Spuren, die Industrieproduktion ging im 2. Halbjahr 2013 sogar zurück. Das 
WIFO prognostiziert eine weitere Belebung der Weltkonjunktur bei regional sehr un-
terschiedlicher Dynamik. 

In den USA beschleunigte sich das Wachstum nach einer Schwächephase im 
1. Halbjahr ab Mitte 2013. Im IV. Quartal 2013 verlagerte sich die Nachfrage von den 
Investitionen zu Konsum und Außenbeitrag. Der Konsum der privaten Haushalte  die 
wichtigste Nachfragekomponente in den USA  verzeichnete mit +0,6% gegenüber 
der Vorperiode den höchsten Quartalszuwachs seit Anfang 2012. Sowohl dauerhaf-
te (real +0,6%) als auch nicht dauerhafte Konsumgüter (+0,9%) wurden vermehrt ge-

Die Wachstumskräfte verla-
gern sich seit einiger Zeit von 
den Schwellenländern hin zu 
den Industrieländern. Diese 
Tendenz wird 2014 und 2015 
anhalten. Insbesondere in 
den USA wird die Wirtschaft 
anhaltend kräftig wachsen. 
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kauft. Da gleichzeitig die verfügbaren Einkommen gegenüber der Vorperiode stag-
nierten, sank die Sparquote von 4,9% auf 4,5%.  

In den USA dürften mehrere Faktoren dazu beitragen, dass die Konjunkturerholung 
anhält. So steigen die Hauspreise seit bereits zwei Jahren kontinuierlich, und die Ver-
schuldung der privaten Haushalte sinkt. Die Unsicherheit, die von den politischen 
Schwierigkeiten rund um den Staatshaushalt Ende 2013 und Anfang 2014 ausging, ist 
bis auf weiteres überwunden. Diese Entwicklungen sowie die anhaltende Erholung 
auf dem Arbeitsmarkt und die geplante Anhebung der Mindestlöhne dürften den 
privaten Konsum weiterhin stützen. Zusätzlich werden aufgrund der allgemeinen 
Verbesserung der Wirtschaftslage und des robusten Exportwachstums auch die Un-
ternehmensinvestitionen im Prognosezeitraum deutlich anziehen. Der markante 
Rückgang der Energieimporte wegen des Ausbaues der Förderung von Schieferöl 
und Schiefergas trägt zu einer verhaltenen Entwicklung der Importe bei. Das Leis-
tungsbilanzdefizit der USA dürfte daher trotz guter Konjunktur und kräftiger Auswei-
tung der Konsumausgaben nicht mehr dasselbe Ausmaß erreichen wie vor 2007. Die 
positiven Konjunkturaussichten spiegeln sich auch in den Umfragen unter Unterneh-
men und Konsumenten. Das WIFO rechnet 2014 mit einem Anstieg des BIP um real 
2,7% und 2015 um 3,1%. 

  

Übersicht 2: Annahmen über die internationale Konjunktur 
        

 2010 2011 2012 2013 2014 2015 
 Veränderung gegen das Vorjahr in % 

Bruttoinlandsprodukt, real       
Welt  + 5,2  + 3,8  + 3,1  + 3,0  + 3,5  + 3,8 

USA  + 2,5  + 1,8  + 2,8  + 1,9  + 2,7  + 3,1 
Japan  + 4,7  – 0,5  + 1,4  + 1,5  + 1,4  + 1,2 
EU 28  + 2,0  + 1,7  – 0,4  + 0,1  + 1,5  + 1,9 

Euro-Raum (18 Länder)1)  + 2,0  + 1,6  – 0,7  – 0,4  + 1,1  + 1,5 
MOEL 5 

2)  + 3,1  + 3,2  + 0,6  + 0,9  + 2,5  + 2,9 
China  + 10,4  + 9,3  + 7,7  + 7,7  + 7,6  + 7,3 

Welthandel, real  + 14,5  + 6,2  + 1,9  + 2,7  + 5,5  + 6,5 
Marktwachstum Österreichs3)  + 14,5  + 7,5  + 1,3  + 1,7  + 5,5  + 6,5 
        
Weltmarkt-Rohstoffpreise4)  + 28,9  + 28,6  – 2,8  – 2,0  + 1  ± 0 

Ohne Rohöl  + 31,9  + 19,2  – 14,4  – 6,0  ± 0  ± 0 
Erdölpreis Brent, $ je Barrel 79,5 111,3 111,6 108,7 110 110 
Wechselkurs5) $ je Euro 1,327 1,392 1,286 1,328 1,35 1,35 

Q: WIFO. 2014, 2015: Prognose.  1) Belgien, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Ir-
land, Italien, Lettland, Luxemburg, Malta, Niederlande, Österreich, Spanien, Zypern.  2) Portugal, Slowakei, 
Slowenien, Tschechien, Ungarn.  3) Veränderungsrate der realen Importe (laut Oxford Economics) der 
Partnerländer gewichtet mit österreichischen Exportanteilen.  4) HWWI-Index, auf Dollar-Basis.  
5) Monatsdurchschnitte. 
  

In Japan wird das Wachstum heuer entscheidend durch fiskalpolitische Maßnahmen 
beeinflusst. Vor der Anhebung des Mehrwertsteuersatzes im April 2014 dürften im 
I. Quartal umfangreiche Vorziehkäufe getätigt werden. In den Folgemonaten wird 
sich der Konsum wieder verhaltener entwickeln. Gestützt wird die japanische Wirt-
schaft heuer durch ein Konjunkturpaket, das die Effekte der Steuererhöhung abfe-
dern soll, sowie durch die expansive Geldpolitik. Die Lohnverhandlungen im Frühjahr 
sollen aus Sicht der Regierung dazu beitragen, dass die Einkommen wieder steigen 
und die Deflation nachhaltig überwunden wird. Auch der Außenhandel wird nach 
der kräftigen Abwertung im Vorjahr und dem Rückgang der Energieimporte (Wie-
derinbetriebnahme von Atomkraftwerken) die Konjunktur stützen. Für 2014 wird da-
her ein Wirtschaftswachstum von 1,4% prognostiziert, das sich 2015 auf 1,2% verlang-
samen wird. 

2. Gespaltene Wirtschaftsentwicklung in den Schwellenländern 
In den Schwellenländern trübten sich die Erwartungen zuletzt ein. Kapitalabflüsse 
und Abwertungen erforderten in einigen asiatischen und lateinamerikanischen Län-
dern eine Zinssatzanhebung, die nun die Inlandsnachfrage dämpft. Der Rückgang 
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der Rohstoffpreise belastet die Konjunktur zusätzlich, insbesondere in den rohstoffex-
portierenden Ländern Lateinamerikas und in Russland.  

Chinas Wirtschaft wird hingegen weiterhin kräftig expandieren (2014 +7,6%, 2015 
+7,3%). Ein signifikantes Abwärtsrisiko stellt allerdings die Überhitzung des Immobilien-
sektors dar. Die vor allem durch ein Schattenbankensystem lockere Kreditvergabe 
könnte einen beträchtlichen Anstieg nicht einbringlicher Forderungen bewirken. Dies 
hätte eine destabilisierende Wirkung auf das Finanzsystem, welche die Transformati-
on der Wirtschaft  von einem durch Investitionen und Exporte getriebenen Expansi-
onsmodell zu einer größeren Bedeutung des privaten Konsums  erschweren würde. 

Mittelfristig wird die Wirtschaft der Schwellenländer nicht mehr so kräftig wachsen 
wie in den vergangenen Jahren. Das Aufholpotential hat sich weltweit verkleinert, 
der Wettbewerbsvorteil niedriger Lohnkosten ist vielerorts bereits geschwunden. Der 
Übergang zu einem innovationsbasierten Wachstum dürfte jedoch erheblich 
schwieriger sein als die Funktion der verlängerten Werkbank. In einigen Ländern dürf-
ten auch bereits Engpässe im Bereich von Institutionen und Infrastruktur bestehen, 
die eine weitere Expansion erschweren. Trotz dieser generellen Abschwächung wird 
die Wirtschaft der Schwellenländer aber weiterhin überdurchschnittlich expandie-
ren. 

3. Finanzierungsprobleme bremsen Aufholprozess in Ostmitteleuropa 
Der Vertrauensschwund der Investoren im Gefolge der Finanzmarktkrise seit 2008 traf 
vor allem die dynamisch wachsenden und auf den Zufluss von Auslandskapital an-
gewiesenen Volkswirtschaften in Ostmitteleuropa. Das Ausbleiben dieser Mittel und 
die hohe Verschuldung des privaten Sektors lösten in einigen Ländern Ostmitteleu-
ropas 2012 abermals eine Rezession aus. 2013 zog das Wirtschaftswachstum in der 
Region wieder an  in den für die österreichische Wirtschaft besonders bedeuten-
den MOEL 5 (Polen, Slowakei, Slowenien, Tschechien und Ungarn) von +0,6% im Jahr 
2012 auf knapp +1%. 

Die Wirtschaftsentwicklung Ende 2013 und die Unternehmensumfragen deuten auf 
eine weitere Verstärkung der Konjunktur im Jahr 2014 hin. In den MOEL 5 wird sich 
das Wachstum 2014 auf 2,5% und 2015 weiter auf knapp 3% beschleunigen. Damit 
hat die Wirtschaft in dieser Region noch nicht zu ihrer Expansionsstärke vor der Krise 
zurückgefunden (2002/2008 +3 Prozentpunkte p. a. gegenüber dem Durchschnitt 
des Euro-Raumes, seither rund +1½ Prozentpunkte). 

Sobald die privaten Haushalte über den Arbeitsmarkt von der Konjunkturerholung so 
weit profitieren, dass sie ihre Verschuldung verringern können, wird sich auch das 
Vertrauen der Finanzmärkte festigen und einen rascheren Aufholprozess ermögli-
chen. Davon würde insbesondere die österreichische Wirtschaft profitieren. 

4. Anhaltend zaghafte Besserung im Euro-Raum 
Obwohl die Wirtschaft des Euro-Raumes die Rezession im II. Quartal 2013 überwun-
den hat, belasten nach wie vor viele Nachwirkungen der Finanzmarktkrise die Kon-
junktur. Die hohe Arbeitslosigkeit drückt die Einkommen der Haushalte und verhin-
dert einen zügigen Abbau von deren Verschuldung. In der Folge entwickeln sich die 
Konsumausgaben äußerst zurückhaltend. Auch die Unternehmen zögern noch mit 
Investitionen und der Neueinstellung von Arbeitskräften. Der öffentliche Sektor kann 
wegen  erforderlichen Maßnahmen zur Sanierung der Staatsfinanzen ebenfalls keine 
expansiven Impulse liefern. Vor diesem Hintergrund beschleunigt sich die Erholung 
aus der Krise nicht. 

Im IV. Quartal 2013 erhöhte sich das BIP im Euro-Raum mit real +0,3% nicht stärker als 
im II. Quartal. Die Unternehmensumfragen deuten auf eine kontinuierliche Verbesse-
rung der Konjunktur hin, die in Aufschwungphasen typische Beschleunigung bleibt 
aber aus. Allerdings erfasst die Erholung ausgehend von einzelnen Ländern immer 
mehr Volkswirtschaften. 

Während die Konjunktur in 
den asiatischen Schwellen-
ländern Ende 2013 wieder 
anzog, leidet sie in einigen 
Ländern Lateinamerikas un-
ter dem Rückgang der Roh-
stoffpreise und den Kapital-
abflüssen. 

Der rasche ökonomische 
Aufholprozess der Länder 
Ostmitteleuropas erforderte 
einen erheblichen Zufluss von 
Kapital und Finanzmitteln aus 
dem Ausland. Der Vertrau-
ensschwund der Investoren 
im Zuge der Finanzmarkt- 
und Wirtschaftskrise seit 2008 
begrenzt seither die verfüg-
baren Mittel deutlich. 

Seit der Überwindung der 
Folgerezession ab dem 
II. Quartal 2013 gewann die 
Konjunktur im Euro-Raum 
allmählich an Schwung. Das 
Wachstum beschleunigt sich 
zwar seither, aber bislang 
schwächer als in früheren 
Aufschwungphasen. Gemäß 
den Unternehmensumfragen 
ist mittelfristig kein entspre-
chender Aufwärtstrend 
zu erwarten. 
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Auf diese nur allmähliche Besserung reagiert der Arbeitsmarkt entsprechend zurück-
haltend. Die EU-weit harmonisierte Arbeitslosenquote verringerte sich im Euro-Raum 
von 12,1% im II. und III. Quartal 2013 auf 12% im IV. Quartal. Während mittlerweile 
auch Portugal, Spanien und Irland einen Rückgang der Arbeitslosenquote verzeich-
nen, erzielen Italien und Griechenland noch kaum Fortschritte. 

 

Abbildung 1: Indikatoren der Wirtschaftsentwicklung und der Wirtschaftspolitik 

Wirtschaftswachstum Beschäftigung und Arbeitslosigkeit 
In % Veränderung gegen das Vorjahr in 1.000 

  

Produktion und Investitionen Konsum und Einkommen 
Veränderung gegen das Vorjahr in %, real Veränderung gegen das Vorjahr in %, real 

  

Kurz- und langfristige Zinssätze Preise und Lohnstückkosten 
In % Veränderung gegen das Vorjahr in % 

  

Außenhandel (laut Statistik Austria) Finanzierungssaldo des Staates 
Veränderung gegen das Vorjahr in %, real In % des BIP 

  
 

Q: WIFO. 2014, 2015: Prognose.  1) Ohne Personen, die Kinderbetreuungsgeld beziehen, ohne Präsenzdiener, ohne in der Beschäftigungsstatistik er-
fasste Arbeitslose in Schulung; Bruch 2007/08 wegen Umstellung in der Beschäftigtenstatistik.  2) Bundesanleihen mit einer Laufzeit von 10 Jahren 
(Benchmark). 
 

Das aufgrund der Konjunkturschwäche im Euro-Raum geringe Nachfragewachstum 
schlägt sich auch in der Preisentwicklung nieder: Die Inflationsrate ist tendenziell seit 

-5
-4
-3
-2
-1
0
1
2
3
4
5 Österreich

Euro-Raum

USA

-60
-40
-20

0
20
40
60
80 Unselbständig aktiv Beschäftigte1)

Arbeitslose

-15

-10

-5

0

5

10

15

Herstellung von Waren

Ausrüstungsinvestitionen

-4

-2

0

2

4

6

Privater Konsum

Pro-Kopf-Einkommen, netto

0

2

4

6

8

10

Sekundärmarktrendite2)

Dreimonatszinssatz
-2

0

2

4

6

Lohnstückkosten, Gesamtwirtschaft

Verbraucherpreise

-20
-16
-12
-8
-4
0
4
8

12
16
20

91 93 95 97 99 01 03 05 07 09 11 13 15

Warenimporte

Warenexporte

-8

-6

-4

-2

0

2

91 93 95 97 99 01 03 05 07 09 11 13 15

Österreich

Euro-Raum



KONJUNKTURPROGNOSE  
 

232 WIFO-Monatsberichte, 2014, 87(4), S. 227-239 WIFO 

Mitte 2013 rückläufig und betrug im Februar 2014 0,7%, nach 0,8% im Jänner. Über 
den Rückgang der Rohstoffpreise auf dem Weltmarkt hinaus spiegelt diese Entwick-
lung die Konjunkturschwäche der einzelnen Länder deutlich wider. Eine Deflations-
phase mit seit Monaten rückläufigen Verbraucherpreisen ist in Zypern und Griechen-
land zu beobachten. In Irland, Spanien und Portugal stagniert das Preisniveau be-
reits seit einiger Zeit, in der Slowakei und Slowenien seit Jahresbeginn. 

Die Verbesserung des Verbraucher- und Unternehmensvertrauens im Euro-Raum un-
terstützt die Konjunkturbelebung. Die Dynamik dürfte jedoch mittelfristig verhaltener 
sein als in einem typischen Konjunkturaufschwung. Das WIFO erwartet nach dem 
Rückgang der Wirtschaftsleistung im Jahr 2012 um 0,7% und 2013 um 0,4% für 2014 
ein Wachstum von knapp über 1%, das sich 2015 leicht auf 1,5% verstärken wird.  

Die Situation auf dem Arbeitsmarkt wird sich ebenfalls nur langsam entspannen. Die 
private Verschuldung wird daher nur zögerlich abgebaut werden können, bevor die 
Konsumnachfrage steigen wird. Mit der Zunahme der Kapazitätsauslastung und der 
Verbesserung der Produktionserwartungen im Euro-Raum werden die Unterneh-
mensinvestitionen bereits heuer anziehen. Die Dynamik wird jedoch verhalten blei-
ben, weil die angestrebte Verbesserung der Bilanzen der Banken, privaten Haushal-
te und Unternehmen noch nicht abgeschlossen ist. Die Fiskalpolitik dürfte hingegen 
im Prognosezeitraum insgesamt nicht mehr so restriktiv sein wie in den Vorjahren, 
wenngleich ehrgeizige Pläne zum Abbau der Staatsschuld vorliegen. 

5. Weiterhin flacher Aufschwung in Österreich 
Seit der Stagnation im II. Quartal 2013 nimmt die Expansion der gesamtwirtschaftli-
chen Produktion in Österreich wieder stetig zu (IV. Quartal 2013 real +0,3% gegen-
über der Vorperiode). Sowohl der WIFO-Konjunkturtest als auch der WIFO-Frühindi-
kator deuten auf ein Anhalten der Erholung hin, jedoch ist auch in Österreich mit 
keiner zügigen Beschleunigung der Aufwärtsdynamik zu rechnen, wie dies in Auf-
schwungphasen üblich ist.  

  

Übersicht 3: Entwicklung der Bruttowertschöpfung 

Zu Herstellungspreisen 
          
 2012 2013 2014 2015 2012 2013 2014 2015 
 Mrd. € (Referenzjahr 2005) Veränderung gegen das Vorjahr 

in % 
          
Real (berechnet auf Basis von Vorjahrespreisen)        
Land- und Forstwirtschaft, 
Fischerei 3,58 3,53 3,53 3,53  – 8,0  – 1,4  ± 0,0  ± 0,0 
Herstellung von Waren 
einschließlich Bergbau 52,84 53,41 55,28 57,60  + 1,1  + 1,1  + 3,5  + 4,2 
Energie- und Wasserversorgung, 
Abfallentsorgung 6,94 7,82 8,13 8,05  + 9,7  +12,7  + 4,0  – 1,0 
Bau 14,27 14,30 14,47 14,66  + 0,8  + 0,2  + 1,2  + 1,3 
Handel, Kfz 29,84 29,43 29,81 30,40  – 1,7  – 1,4  + 1,3  + 2,0 
Verkehr 10,44 10,38 10,43 10,49  – 1,0  – 0,6  + 0,5  + 0,5 
Beherbergung und Gastronomie 11,30 11,05 11,24 11,44  + 1,6  – 2,2  + 1,7  + 1,8 
Information und Kommunikation 8,44 8,27 8,36 8,44  – 1,5  – 2,0  + 1,0  + 1,0 
Kredit- und Versicherungswesen 15,07 15,07 15,11 15,16  + 2,7  – 0,0  + 0,3  + 0,3 
Grundstücks- und 
Wohnungswesen 23,82 23,98 24,36 24,75  + 1,7  + 0,7  + 1,6  + 1,6 
Sonstige wirtschaftliche 
Dienstleistungen1) 22,00 22,08 22,57 23,06  + 0,8  + 0,4  + 2,2  + 2,2 
Öffentliche Verwaltung2) 41,26 41,68 41,97 42,18  + 1,3  + 1,0  + 0,7  + 0,5 
Sonstige Dienstleistungen 6,64 6,72 6,79 6,83  + 1,1  + 1,3  + 1,0  + 0,7 
          
Wertschöpfung der 
Wirtschaftsbereiche3) 246,15 247,41 251,59 255,95  + 0,8  + 0,5  + 1,7  + 1,7 
Bruttoinlandsprodukt 271,54 272,61 277,14 281,91  + 0,9  + 0,4  + 1,7  + 1,7 

Q: WIFO. 2014, 2015: Prognose.  1) Erbringung von freiberuflichen, wissenschaftlichen, technischen und 
sonstigen wirtschaftlichen Dienstleistungen (ÖNACE 2008, Abschnitte M bis N).  2) Einschließlich Sozialver-
sicherung, Verteidigung, Erziehung, Unterricht, Gesundheits- und Sozialwesen (ÖNACE 2008, Abschnitte O 
bis Q).  3) Vor Abzug der Gütersubventionen und vor Zurechnung der Gütersteuern. 
  

Die Unternehmensumfragen 
im WIFO-Konjunkturtest wei-
sen nach wie vor auf keiner-
lei Verstärkung des Konjunk-
turaufschwunges hin, die 
Konsumschwäche dauert 
an. 
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Der Konsum der privaten Haushalte wird sich im Prognosezeitraum schwach entwi-
ckeln. Nach einem Rückgang um real 0,2% im Jahr 2013 ist 2014 mit einem realen 
Anstieg um nur 0,8% zu rechnen, obwohl vor der Anhebung der Normverbrauchs-
abgabe mit 1. März 2014 Pkw-Vorziehkäufe zu erwarten sind. 2015 wird sich das 
Wachstum leicht auf 1,0% erhöhen. Wegen der mäßigen Einkommensteigerung wird 
der Konsum die Konjunktur nicht stützen. Die Pro-Kopf-Nettolöhne werden 2014 das 
fünfte Jahr in Folge real sinken, erst 2015 ist mit einem leichten Anstieg um 0,1% zu 
rechnen. 

  

Übersicht 4: Entwicklung der Nachfrage 

Real (berechnet auf Basis von Vorjahrespreisen) 
          
 2012 2013 2014 2015 2012 2013 2014 2015 
 Mrd. € (Referenzjahr 2005) Veränderung gegen das Vorjahr 

in % 
          
Konsumausgaben insgesamt 195,41 195,15 196,56 198,18  +  0,4  –  0,1  +  0,7  +  0,8 

Private Haushalte1) 145,59 145,31 146,47 147,93  +  0,5  –  0,2  +  0,8  +  1,0 
Staat 49,83 49,87 50,11 50,26  +  0,2  +  0,1  +  0,5  +  0,3 

Bruttoinvestitionen 58,88 56,47 59,07 60,91  –  1,2  –  4,1  +  4,6  +  3,1 
Bruttoanlageinvestitionen 56,51 56,01 57,67 58,88  +  1,6  –  0,9  +  3,0  +  2,1 

Ausrüstungen 23,28 22,55 23,68 24,39  +  2,1  –  3,1  +  5,0  +  3,0 
Bauten 27,92 28,12 28,45 28,82  +  2,5  +  0,7  +  1,2  +  1,3 

Inländische Verwendung 254,23 251,99 255,92 259,46  –  0,0  –  0,9  +  1,6  +  1,4 
Exporte 156,46 160,80 168,40 178,08  +  1,2  +  2,8  +  4,7  +  5,7 

Reiseverkehr 11,69 11,75 11,99 12,23  + 0,8  + 0,5  + 2,0  + 2,0 
Minus Importe 139,30 140,18 146,93 155,02  – 0,3  + 0,6  + 4,8  + 5,5 

Reiseverkehr 5,39 5,28 5,38 5,52  – 4,2  – 2,0  + 2,0  + 2,5 
Bruttoinlandsprodukt 271,54 272,61 277,14 281,91  + 0,9  + 0,4  + 1,7  + 1,7 

Nominell 307,00 313,20 324,14 336,09  + 2,6  + 2,0  + 3,5  + 3,7 

Q: WIFO. 2014, 2015: Prognose.  1) Einschließlich privater Organisationen ohne Erwerbszweck. 
  

Die privaten Haushalte werden ihre Konsumausgaben weiter zulasten der Spartätig-
keit ausweiten. 2013 sank die Sparquote auf 6,5%, den niedrigsten Wert seit Erstellung 
der Statistik vergleichbarer Werte ab 1995. Für 2014 und 2015 wird eine schrittweise 
Erhöhung auf 6,8% bzw. 7,1% prognostiziert. 

  

Übersicht 5: Konsum, Einkommen und Preise 
        
 2010 2011 2012 2013 2014 2015 
 Veränderung gegen das Vorjahr in %, real 
        
Private Konsumausgaben1)  + 2,0  + 0,8  + 0,5  – 0,2  + 0,8  + 1,0 

Dauerhafte Konsumgüter  + 1,6  + 1,8  + 0,6  – 2,2  + 2,5  + 1,0 
Nichtdauerhafte Konsumgüter und 
Dienstleistungen  + 2,0  + 0,7  + 0,5  + 0,0  + 0,6  + 1,0 

Verfügbares Einkommen der privaten 
Haushalte  – 0,5  – 1,3  + 1,1  – 1,2  + 1,1  + 1,3 
        
 In % des verfügbaren Einkommens 
        
Sparquote der privaten Haushalte2) 8,9 6,7 7,4 6,5 6,8 7,1 
Sparquote der privaten Haushalte3) 8,4 6,4 7,0 6,0 6,3 6,6 
        
 Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Direktkredite an inländische 
Nichtbanken (Jahresendstände)  + 2,9  + 2,7  + 0,0  – 1,2  + 1,8  + 2,3 
        
 In % 
Inflationsrate       

National 1,9 3,3 2,4 2,0 1,9 1,9 
Harmonisiert 1,7 3,6 2,6 2,1 1,9 1,9 

"Kerninflation"4) 1,2 2,8 2,3 2,3 2,1 1,9 

Q: WIFO. 2014, 2015: Prognose.  1) Private Haushalte einschließlich privater Organisationen ohne Erwerbs-
zweck. – 2) Einschließlich Zunahme betrieblicher Versorgungsansprüche.  3) Ohne Zunahme betrieblicher 
Versorgungsansprüche.  4) Ohne Energie und unverarbeitete Nahrungsmittel (Fleisch, Fisch, Obst, Gemü-
se). 
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Die Steigerung der Anlageinvestitionen um real 3% im Jahr 2014 nach dem Rück-
gang um fast 1% 2013 spiegelt nur teilweise die Konjunkturbelebung wider: Die Inves-
titionsflaute 2013 ließ zusätzlichen Bedarf an Ersatzinvestitionen entstehen. 2015 wird 
sich der Anstieg der Bruttoanlageinvestitionen auf real gut 2% verringern und damit 
wieder eher der Konjunkturlage entsprechen. 

Die Ausrüstungsinvestitionen wachsen 2014 und 2015 stärker als die von den Spar-
bemühungen im öffentlichen Bereich betroffenen Bauinvestitionen. Wegen des ho-
hen Importgehaltes der Ausrüstungsinvestitionen wird die heimische Wirtschaft von 
deren Expansion aber nur teilweise profitieren.  

Die Außenwirtschaft wird die Expansion in Österreich im Prognosezeitraum nur wenig 
stimulieren. Zwar verbessert sich die Konjunktur sowohl im Euro-Raum als auch in der 
EU insgesamt, jedoch nicht mit der Dynamik vergangener Aufschwungphasen. In 
den Schwellenländern erreicht das Wachstum ebenfalls nicht mehr den Schwung 
vergangener Perioden, nur die USA sind derzeit ein prosperierender Handelspartner. 

Der Warenexport wird unter diesen Bedingungen heuer real um 5,5% wachsen, 
ebenso stark wie der Warenimport. Der außenwirtschaftliche Impuls wird daher 
schwächer ausfallen als 2013. Erst 2015 wird das Wachstum der Warenausfuhr jenes 
der Importe wieder übertreffen. 

  

Übersicht 6: Löhne, Wettbewerbsfähigkeit 
        
 2010 2011 2012 2013 2014 2015 
 Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Löhne und Gehälter pro Kopf1)       
Nominell, brutto  + 0,9  + 1,8  + 2,4  + 2,1  + 2,1  + 2,4 
Real2)       

Brutto  – 0,9  – 1,4  – 0,1  + 0,1  + 0,2  + 0,5 
Netto  – 1,1  – 1,8  – 1,1  – 0,3  – 0,1  + 0,1 

        
Lohnstückkosten       

Gesamtwirtschaft  – 0,0  + 0,8  + 3,0  + 2,4  + 1,5  + 1,7 
Herstellung von Waren  – 6,9  – 3,0  + 3,0  + 2,0  – 0,8  – 1,0 

       
Effektiver Wechselkursindex Industriewaren      

Nominell  – 2,9  + 0,1  – 1,7  + 1,8  + 0,8  + 0,2 
Real  – 3,2  + 0,5  – 1,7  + 2,1  + 1,0  – 0,1 

Q: WIFO. 2014, 2015: Prognose.  1) Je Beschäftigungsverhältnis (laut VGR).  2) Deflationiert mit dem VPI. 

5.1 Keine Deflationsgefahr in Österreich 
Im Februar 2014 sank die Inflationsrate in Österreich von 1,6% (Jänner) auf 1,5%; der 
Rückgang der Treibstoffpreise beschleunigte sich merklich (Februar 5,3%, Jänner 
3,7%). Wie in den vergangenen Monaten verteuerten sich vor allem Nahrungsmit-
tel, aber auch "Restaurants und Hotels" (+2,9%) sowie Mieten (+3%). 

Für das Jahr 2014 rechnet das WIFO mit einer Inflationsrate von 1,9%. Der inflations-
dämpfende Effekt der Treibstoffverbilligung wird im Jahresverlauf abklingen, wäh-
rend die Anhebung der Tabaksteuer, der motorbezogenen Versicherungssteuer, der 
Normverbrauchsabgabe, der Alkohol- und der Schaumweinsteuer mit 1. März 2014 
preissteigernd wirken. 2014 wird der Inflationsbeitrag dieser Verbrauchssteuererhö-
hungen rund ¼ Prozentpunkt betragen. Auch für das Jahr 2015 wird eine Inflationsra-
te von 1,9% prognostiziert, wobei knapp 0,2 Prozentpunkte auf eine weitere Erhö-
hung der Tabaksteuer (mit 1. April 2015) und die Anpassung der Richtwert- und Kate-
goriemieten im 1. Halbjahr 2014 zurückzuführen sind, die im VPI erst mit einer Verzö-
gerung von etwa sechs Monaten wirksam werden. 

Damit ist im Prognosezeitraum keinerlei deflationäre Tendenz festzustellen. Die Teue-
rungsrate liegt in Österreich anhaltend über dem Durchschnitt des Euro-Raumes 
(Februar 2014: Österreich 1,5%, Euro-Raum 0,7%); der Unterschied von +0,8 Prozent-
punkten ging großteils auf die Kategorien Dienstleistungen zurück (Hotels, Cafés und 
Restaurants +0,3 Prozentpunkte, Nachrichtenübermittlung +0,2 Prozentpunkte, Kultur- 
und Freizeitdienstleistungen sowie Krankenhausdienstleistungen jeweils +0,1 Prozent-
punkt). Auch die Mieten erhöhten sich stärker als im Durchschnitt des Euro-Raumes 
(Österreich +3%, Euro-Raum +1,4%). 

In Österreich liegt die Inflati-
onsrate weiterhin deutlich 
über dem Durchschnitt des 
Euro-Raumes. Die Anhebung 
von Verbrauchsabgaben 
verstärkt 2014 und 2015 den 
Preisauftrieb. 
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5.2 Arbeitskräfteangebot steigt stärker als Nachfrage 
Die Erholung der österreichischen Wirtschaft geht mit einer verstärkten Ausweitung 
der Beschäftigung einher. Seit einigen Monaten steigt auch die Zahl der Leiharbeits-
kräfte wieder merklich. Nach +0,6% im Jahr 2013 wird die Zahl der unselbständig ak-
tiv Beschäftigten 2014 und 2015 um jeweils 1% zunehmen (jeweils +35.000 Stellen). 

  

Übersicht 7: Produktivität 
        
 2010 2011 2012 2013 2014 2015 
 Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Gesamtwirtschaft       
Bruttoinlandsprodukt, real  + 1,8  + 2,8  + 0,9  + 0,4  + 1,7  + 1,7 
Geleistete Arbeitsstunden1)  – 0,1  + 2,3  – 0,0  – 0,9  + 0,6  + 0,6 
Stundenproduktivität2)  + 1,9  + 0,5  + 0,9  + 1,3  + 1,1  + 1,1 
Erwerbstätige3)  + 0,7  + 1,8  + 1,4  + 0,6  + 1,1  + 1,0 
        
Herstellung von Waren       
Produktion4)  + 7,8  + 8,3  + 1,2  + 1,2  + 3,5  + 4,2 
Geleistete Arbeitsstunden5)  + 1,6  + 1,4  + 0,6  – 1,2  + 0,2  + 0,3 
Stundenproduktivität2)  + 6,1  + 6,9  + 0,6  + 2,4  + 3,3  + 3,9 
Unselbständig Beschäftigte6)  – 1,3  + 1,7  + 1,1  – 0,0  + 0,2  + 0,3 

Q: WIFO. 2014, 2015: Prognose.  1) Von Erwerbstätigen geleistete Arbeitsstunden laut VGR.  2) Produktion 
je geleisteter Arbeitsstunde.  3) Unselbständige und Selbständige laut VGR (Beschäftigungsverhältnisse).  
4) Nettoproduktion, real.  5) Von unselbständig Beschäftigten geleistete Arbeitsstunden laut VGR.  6) Un-
selbständig Beschäftigte laut VGR (Beschäftigungsverhältnisse). 
 
  

Übersicht 8: Arbeitsmarkt 
        
 2010 2011 2012 2013 2014 2015 
 Veränderung gegen das Vorjahr in 1.000 
Nachfrage nach Arbeitskräften       
Aktiv Erwerbstätige1)  + 37,4  + 67,3  + 51,7  + 30,3  + 41,0  + 40,0 

Unselbständig aktiv Beschäftigte1)2)  + 25,5  + 63,3  + 47,2  + 21,2  + 35,0  + 35,0 
Veränderung gegen das Vorjahr in %  + 0,8  + 1,9  + 1,4  + 0,6  + 1,0  + 1,0 
Inländische Arbeitskräfte  + 5,8  + 25,7  + 9,0  – 8,5  + 3,0  + 9,0 
Ausländische Arbeitskräfte  + 19,7  + 37,7  + 38,1  + 29,7  + 32,0  + 26,0 

Selbständige3)  + 11,9  + 4,0  + 4,5  + 9,1  + 6,0  + 5,0 
        
Angebot an Arbeitskräften       
Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter       

15- bis 64-Jährige  + 17,3  + 31,3  + 18,0  + 14,0  + 5,8  + 8,1 
15- bis 59-Jährige  + 4,9  + 11,7  + 22,3  + 18,0  + 5,6  + 1,7 
Erwerbspersonen4)  + 27,9  + 63,2  + 65,6  + 56,9  + 60,0  + 48,0 

        
Überschuss an Arbeitskräften       
Vorgemerkte Arbeitslose5)  – 9,5  – 4,1  + 13,9  + 26,6  + 19,0  + 8,0 

Stand in 1.000 250,8 246,7 260,6 287,2 306,2 314,2 
Arbeitslose in Kursmaßnahmen in 1.000 73,2 63,2 66,6 73,5 79,5 82,5 
Arbeitslosenquote       

In % der Erwerbspersonen6) 4,4 4,2 4,3 4,9 5,2 5,3 
In % der Erwerbspersonen5) 6,2 6,0 6,3 6,8 7,2 7,3 
In % der unselbständigen Erwerbspersonen5) 6,9 6,7 7,0 7,6 8,0 8,1 

Beschäftigungsquote       
Aktiv Erwerbstätige1)7) 65,4 66,2 66,9 67,3 68,0 68,6 
Erwerbstätige6)7) 71,7 72,1 72,5 72,4 72,7 73,0 

Q: WIFO. 2014, 2015: Prognose.  1) Ohne Personen, die Kinderbetreuungsgeld beziehen, ohne Präsenz-
diener.  2) Laut Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger.  3) Laut WIFO, einschließ-
lich freier Berufe und Mithelfender.  4) Aktiv Erwerbstätige plus Arbeitslose.  5) Arbeitslose laut Arbeits-
marktservice.  6) Laut Eurostat (Labour Force Survey).  7) In % der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter 
(15- bis 64-Jährige). 
  

Die Konjunkturbelebung und die Gewährung des freien Arbeitsmarktzuganges für 
Arbeitskräfte aus Rumänien und Bulgarien mit Anfang 2014 beflügeln die Ausweitung 
des Arbeitskräfteangebotes aus dem Ausland. Zusätzlich verstärkt die Einschränkung 
des Zuganges in die vorzeitige Alterspension den Anstieg des Arbeitskräfteangebo-
tes. Da die Wirtschaftsleistung 2014 und 2015 noch zu schwach expandiert, um die-
sen Zuwachs zu absorbieren, ist in beiden Jahren mit einem weiteren Anstieg der Ar-
beitslosigkeit zu rechnen. 2014 wird die Zahl der vorgemerkten Arbeitslosen auf rund 
306.000 steigen (+19.000) und 2015 auf 314.000. Die Arbeitslosenquote wird sich da-

Aufgrund der allmählichen 
Konjunkturbelebung wird die 

Beschäftigung in Österreich 
ausgeweitet. Diese Zunahme 
bleibt jedoch hinter jener des 

Arbeitskräfteangebotes zu-
rück, sodass die Arbeitslosig-

keit weiter steigt. 
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her nach österreichischer Berechnungsmethode von 7,6% im Jahr 2013 auf 8,0% 2014 
und 8,1% 2015 erhöhen. 

6. Haushaltssaldo geprägt von Konsolidierungsmaßnahmen und Aufwand für die Hypo Alpe-
Adria-Bank AG 

2014 und 2015 wird die Entwicklung des Haushaltssaldos nach Maastricht-Definition 
geprägt von weiteren Konsolidierungsmaßnahmen und den Hilfsgeldern zur Abwick-
lung der Hypo Alpe-Adria-Bank AG in Form einer Abbaugesellschaft. Für 2014 prog-
nostiziert das WIFO ein Maastricht-Defizit von 3,0% des nominellen BIP. Die Ver-
schlechterung des Maastricht-Saldos gegenüber der WIFO-Prognose vom Dezember 
2013 um rund 1 Prozentpunkt ergibt sich vor allem aus den höheren Kapitaltransfers 
für die Abwicklung der Hypo Alpe-Adria-Bank AG. Das soeben veröffentlichte Ab-
gabenänderungsgesetz sieht für 2014 strukturelle Mehreinnahmen von etwas über 
0,7 Mrd. € und für 2015 von etwas über 1,1 Mrd. € vor. 

Wie in der Dezember-Prognose nimmt das WIFO auch in der März-Prognose an, dass 
ein strukturwirksames gesamtstaatliches Konsolidierungsvolumen von etwa 2 Mrd. € 
2014 (davon 1 Mrd. € aus Abgabenerhöhungen) und rund 1 Mrd. € 2015 realisiert 
wird. Auf der Ausgabenseite ist gegenwärtig die Kürzung der Ermessensausgaben 
des Bundes um 0,5 Mrd. € fixiert. In der Prognose berücksichtigt sind zudem die Kos-
ten der Anhebung der Familienbeihilfe um 4% ab Juli 2014 sowie Kostenübernahme 
für Zahnspangen 2015. 

Während die Konsolidierungsmaßnahmen auch den strukturellen Haushaltssaldo be-
treffen, sind die Maßnahmen zur Abwicklung der Hypo Alpe-Adria-Bank AG nicht di-
rekt strukturwirksam. Als zentrale Steuerungsgröße der Budgetpolitik entspricht der 
strukturelle Haushaltssaldo dem um Konjunktureinflüsse und Einmaleffekte bereinig-
ten Haushaltssaldo nach Maastricht-Definition. Kapitaltransfers an notverstaatlichte 
Banken wie die Hypo Alpe-Adria-Bank AG werden jedoch als Einmalausgaben klas-
sifiziert. Einmaleinnahmen von nennenswertem Umfang fallen 2014 aus dem Steuer-
abkommen mit Liechtenstein an (etwa 0,5 Mrd. €). 

Ausgehend von den derzeit öffentlich verfügbaren Informationen unterstellt die 
WIFO-Prognose, dass der Bund 2014 eine Abbaugesellschaft für die Hypo Alpe-
Adria-Bank AG einrichtet, die rund 18 Mrd. € an Verbindlichkeiten der Bank über-
nimmt. Diese Summe erhöht den staatlichen Schuldenstand 2014 direkt und in voller 
Höhe. Den Haushaltssaldo nach Maastricht-Definition wird die Abwicklung der Hypo 
Alpe-Adria-Bank AG 2014 annahmegemäß mit 4 Mrd. € belasten, um 3 Mrd. € stärker 
als in der WIFO-Prognose vom Dezember 2013 angenommen. Diese Summe ergibt 
sich einerseits aus den für die Erstellung der Bilanz 2013 erforderlichen Kapitaltrans-
fers, andererseits aus Abwertungen der Aktiva der Hypo Alpe-Adria-Bank AG, die im 
Zuge der Einrichtung der Abbaugesellschaft realisiert werden. In der Dezember-
Prognose nahm das WIFO für 2015 Kapitaltransfers an die Hypo Alpe-Adria-Bank AG 
von 1,5 Mrd. € an. Wenn die Abbaugesellschaft 2014 eingerichtet wird, sind diese 
Kapitaltransfers 2015 nicht mehr nötig; dies verbessert das Maastricht-Defizit gegen-
über dem in der Dezember-Prognose veröffentlichten Wert. Die mit der Verlustab-
deckung bei der Hypo Alpe-Adria-Bank AG verbundene notwendige Kreditauf-
nahme wird in den Folgejahren den Zinsaufwand erhöhen; das wird sich auch auf 
das strukturelle Defizit auswirken. 

Für 2015 wird ein Maastricht-Defizit von 1,2% prognostiziert. Diese Verbesserung ge-
genüber der WIFO-Prognose vom Dezember 2013 um 0,4 Prozentpunkte ist auf nied-
rigere Kapitaltransfers an notverstaatlichte Banken im Jahr 2015 zurückzuführen, 
welche die im Zuge der Errichtung der Abbaugesellschaft für die Hypo Alpe-Adria-
Bank AG anfallenden höheren Zinsausgaben des Bundes 2015 überkompensieren. 
2015 wird das strukturelle Defizit 0,9% des BIP erreichen. Die Staatsschuldenquote 
wird 2014 auf knapp über 80% des BIP steigen und 2015 wieder unter 80% sinken.  

Die Budgetprognose ist mit erheblichen Risiken und Unsicherheiten behaftet. Sollten 
die unterstellten Konsolidierungsmaßnahmen nicht oder nicht im vollen Umfang um-
gesetzt werden, dann wird das Defizit 2014 und 2015 entsprechend höher ausfallen. 



KONJUNKTURPROGNOSE   
 

WIFO WIFO-Monatsberichte, 2014, 87(4), S. 227-239 237 

Auf der Ausgabenseite könnte zudem der Finanzbedarf für die Hypo Alpe-Adria-
Bank AG, aber auch für die anderen notverstaatlichten Banken höher ausfallen als 
angenommen. 

  

Übersicht 9: Wirtschaftspolitische Bestimmungsfaktoren 
        
 2010 2011 2012 2013 2014 2015 
 In % des BIP 
Budgetpolitik       
Finanzierungssaldo des Staates       

Laut Maastricht-Definition1)  – 4,5  – 2,5  – 2,5  – 1,9  – 3,0  – 1,2 
Struktureller Budgetsaldo  – 3,2  – 2,4  – 1,8  – 1,7  – 1,3  – 0,9 

Primärsaldo des Staates laut VGR  – 1,8  + 0,2  + 0,1  + 0,7  – 0,6  + 1,2 
        
 In % 
Geldpolitik       
Dreimonatszinssatz 0,8 1,4 0,6 0,2 0,3 0,3 
Sekundärmarktrendite2) 3,2 3,3 2,4 2,0 1,8 1,9 
        
 Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Effektiver Wechselkursindex       

Nominell  – 2,7  + 0,2  – 1,5  + 1,7  + 0,8  + 0,2 
Real  – 3,0  + 0,6  – 1,6  + 2,0  + 1,0  – 0,1 

Q: WIFO. 2014, 2015: Prognose.  1) Einschließlich Zinsströme aus Swap-Vereinbarungen, die der Staat ab-
schließt.  2) Bundesanleihen mit einer Laufzeit von 10 Jahren (Benchmark). 

7. Hauptrisiken der Prognose: Schwellenländer, Ukraine-Krise und Deflation  
Das größte Risiko für die Weltkonjunktur ist derzeit die weitere Entwicklung der Kapi-
talmärkte in den Schwellenländern. Zwar haben sich die Wechselkurse nach der 
Abwertung im Jänner 2014 wieder stabilisiert; eine neuerliche Welle von Kapitalab-
flüssen kann jedoch nicht ausgeschlossen werden. Die Ankündigung der geldpoliti-
schen Wende in den USA, die 2013 die Unsicherheit auf den Kapitalmärkten auslös-
te, dürfte in den Portfolioentscheidungen inzwischen weitgehend berücksichtigt 
sein. Allerdings bestehen in mehreren Schwellenländern weiterhin hohe Leistungsbi-
lanzdefizite und Fremdwährungsschulden, sodass die Anfälligkeit für abrupte Kapi-
talabflüsse weiterhin hoch ist. Einzelereignisse, wie etwa die Krise in der Ukraine, 
könnten weitere Kapitalabflüsse und Wechselkursturbulenzen auslösen. Die davon 
betroffenen Länder wären in der Folge gezwungen, ihre Zinssätze abermals anzuhe-
ben, um die Kapitalflucht zu stoppen; das würde ihre Konjunktur weiter schwächen. 
Die dadurch weltweit steigende Unsicherheit würde die Erholung der Weltwirtschaft 
ebenso dämpfen. 

  

Übersicht 10: Außenhandel mit Russland 2013 
  

Mio. € Veränderung gegen 
das Vorjahr in % 

Anteile am 
Gesamtexport bzw. 

-import in % 
Export nach Russland    
EU 28 119.763  – 2,9 2,6 
Euro-Raum 18 88.581  – 4,0 2,5 
Österreich 3.477  + 9,2 2,8 
    
Import aus Russland    
EU 28 206.581  – 3,9 4,6 
Euro-Raum 18 145.549  + 0,2 4,4 
Österreich 3.183  – 22,2 2,4 

Q: Eurostat, Statistik Austria. 
  

Der Konflikt zwischen Russland und der Ukraine hat bislang nur lokal begrenzte Aus-
wirkungen auf die Wirtschaft. Während die Wirtschaftsbeziehungen mit der Ukraine 
für die EU insgesamt, den Euro-Raum und Österreich eher unbedeutend sind, haben 
jene mit Russland beträchtlich mehr Gewicht: Rund 2½% aller Exporte der EU und 
des Euro-Raumes gehen nach Russland (Übersicht 10; großteils Maschinen und Fahr-
zeuge), und etwa 4½% der Importe kommen aus Russland. Damit erwirtschaftet Russ-

Ein weiterer Kapitalabzug 
aus den Schwellenländern 

könnte erhebliche Wäh-
rungsturbulenzen zur Folge 

haben. Die Deflationsgefahr 
im Euro-Raum insgesamt 

dürfte sich entschärfen, für 
einzelne Länder jedoch be-

stehen bleiben. Die Span-
nungen zwischen Russland 

und der Ukraine und etwai-
ge Sanktionen sind ein weite-

rer Unsicherheitsfaktor der 
vorliegenden Prognose. 
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land gegenüber beiden Räumen einen deutlichen Überschuss. Für Österreichs Ex-
port hat Russland etwas größere Bedeutung (rund 3% des Exports), aber nur 2,4% der 
Einfuhr werden aus Russland bezogen (überwiegend Brennstoffe). Für die EU insge-
samt und für den Euro-Raum hat Russland als Bestimmungsland für Direktinvestitio-
nen geringes Gewicht (Übersicht 11; rund 1,5% des gesamten Bestandes an Direktin-
vestitionen der EU bzw. des Euro-Raumes, nur ¾% der russischen Direktinvestitionen in 
der EU und im Euro-Raum). Österreichs Engagement ist etwas höher (rund 5% des 
Auslandsinvestitionsbestandes; ebenfalls rund 5% der gesamten Direktinvestitionen 
kommen aus Russland). 

  

Übersicht 11: Direktinvestitionstätigkeit mit Russland 2012 
  

Mio. € Veränderung gegen das 
Vorjahr in % 

Anteile an den Gesamt-
investitionen in % 

Bestände in Russland    
EU 28 189.518  + 11,9 1,5 
Euro-Raum 18 173.312  + 15,3 1,7 
Österreich 8.494  + 6,7 5,3 

    
Bestände aus Russland    
EU 28 76.749  + 33,8 0,7 
Euro-Raum 18 71.775  + 34,7 0,8 
Österreich 6.535  + 17,9 5,2 

Q: Eurostat. 
  

Sollten umfangreiche ökonomische Sanktionen beschlossen werden, dann könnte 
dies Auswirkungen auf den Außenhandel und die Direktinvestitionen haben. Noch 
sind solche Maßnahmen unbestimmt und daher auch nicht Gegenstand dieser 
Prognose. 

Ein weiteres Abwärtsrisiko für die Konjunktur liegt in der Deflationsgefahr im Euro-
Raum. Die Inflationsrate ging 2012 und 2013 in den meisten EU-Ländern und im Euro-
Raum insgesamt kontinuierlich zurück. Diese Entwicklung spiegelt einerseits das Weg-
fallen temporärer Faktoren wider (Anhebung indirekter Steuern im Zuge der Budget-
konsolidierung, Verteuerung von Nahrungsmitteln und Energie). Andererseits dämpft 
die Konjunkturschwäche den Preisanstieg.  

  

Abbildung 2: Entwicklung der Kerninflation in Österreich und im Euro-Raum 

Veränderung gegen das Vorjahr in % 

 

Q: Eurostat. 
  

Ein Rückgang des Preisniveaus würde die ohnehin schwache Konjunkturerholung im 
Euro-Raum dämpfen. Er ist gleichbedeutend mit einem Anstieg der Realzinssätze 
und einer Zunahme des realen Wertes der Schulden. Beide Faktoren würden die Ex-

0,0

0,5

1,0

1,5

2,0

2,5

3,0

3,5

2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014

Österreich

Euro-Raum



KONJUNKTURPROGNOSE   
 

WIFO WIFO-Monatsberichte, 2014, 87(4), S. 227-239 239 

pansion von privatem Konsum und Unternehmensinvestitionen einschränken. Dies 
könnte wiederum die Entwicklung der Löhne und Preise weiter dämpfen und so in 
einer sich selbst verstärkenden Deflationsspirale münden.  

Deutlicher als die Inflationsrate selbst zeigen sich Preistrends in der Kerninflationsrate, 
die um die schwankungsanfälligen Preise von unbearbeiteten Lebensmitteln und 
Energie bereinigt ist (Abbildung 2). In Österreich war die Kerninflationsrate nach der 
Wirtschaftskrise Anfang 2010 mit unter 1% wesentlich niedriger als in den letzten Mo-
naten (rund 2%). Im Euro-Raum liegt sie zur Zeit mit rund 1% nur knapp über dem 
Tiefstwert vom Jänner 2010; die aufkeimende Konjunkturdynamik könnte den Preis-
auftrieb bald wieder in Gang setzen. Im Euro-Raum insgesamt droht also derzeit kei-
ne Deflationsspirale; in einigen Euro-Ländern ist die Inflationsrate allerdings nur mehr 
knapp positiv oder bereits negativ. Dies gilt insbesondere für die von der Krise be-
sonders betroffenen Länder Südeuropas. Ein Abgleiten dieser Länder in eine längere 
Phase der Deflation würde politische und soziale Spannungen auslösen und das 
Auseinanderdriften der Währungsunion verstärken. 

Auch der Bankensektor des Euro-Raumes steht 2014 vor einigen Herausforderungen. 
Im Vorfeld der Umsetzung der Aufsicht über die größten Banken durch die Europäi-
sche Zentralbank werden im Sommer und Herbst 2014 umfangreiche Stresstests 
durchgeführt und der Kapitalbedarf der Banken erhoben. Sollte sich herausstellen, 
dass einige Banken auf die finanzielle Unterstützung der öffentlichen Hand angewie-
sen sind und dies den ohnehin engen Budgetspielraum übermäßig belastet, dann 
könnte die Verunsicherung der privaten Haushalte, Unternehmen und Finanzinvesto-
ren neuerlich zunehmen. 
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Methodische Hinweise und Kurzglossar 
Die laufende Konjunkturberichterstattung gehört zu den wichtigsten Produkten des WIFO. Um die Lesbar-
keit zu erleichtern, werden ausführliche Erläuterungen zu Definitionen und Fachbegriffen nach Möglich-
keit nicht im analytischen Teil gebracht, sondern im vorliegenden Glossar zusammengefasst. 

Rückfragen: Astrid.Czaloun@wifo.ac.at, Christine.Kaufmann@wifo.ac.at, Maria.Riegler@wifo.ac.at, Martha.Steiner@wifo.ac.at   

 

Periodenvergleiche 
Zeitreihenvergleiche gegenüber der Vorperiode, z. B. dem 
Vorquartal, werden um jahreszeitlich bedingte Effekte berei-
nigt. Dies schließt auch die Effekte ein, die durch eine unter-
schiedliche Zahl von Arbeitstagen in der Periode ausgelöst 
werden (etwa Ostern). Im Text wird auf "saison- und arbeitstä-
gig bereinigte Veränderungen" Bezug genommen. 
Die Formulierung "veränderte sich gegenüber dem Vorjahr 
. . ." beschreibt hingegen eine Veränderung gegenüber der 
gleichen Periode des Vorjahres und bezieht sich auf unberei-
nigte Zeitreihen. 
Die Analyse der saison- und arbeitstägig bereinigten Entwick-
lung liefert genauere Informationen über den aktuellen Kon-
junkturverlauf und zeigt Wendepunkte früher an. Die Daten 
unterliegen allerdings zusätzlichen Revisionen, da die Saison-
bereinigung auf statistischen Methoden beruht.  

Wachstumsüberhang 
Der Wachstumsüberhang bezeichnet den Effekt der Dynamik 
im unterjährigen Verlauf (in saisonbereinigten Zahlen) des vo-
rangegangenen Jahres  0t  auf die Veränderungsrate des 
Folgejahres  1t . Er ist definiert als die Jahresveränderungsrate 
des Jahres 1t , wenn das BIP im Jahr 1t  auf dem Niveau des 
IV. Quartals des Jahres 0t  (in saisonbereinigten Zahlen) bleibt. 

Durchschnittliche Veränderungsraten 
Die Zeitangabe bezieht sich auf Anfangs- und Endwert der 
Berechnungsperiode: Demnach beinhaltet die durchschnittli-
che Rate 2005/2010 als 1. Veränderungsrate jene von 2005 
auf 2006, als letzte jene von 2009 auf 2010. 

Reale und nominelle Größen 
Die ausgewiesenen Werte sind grundsätzlich real, also um 
Preiseffekte bereinigt, zu verstehen. Werden Werte nominell 
ausgewiesen (z. B. Außenhandelsstatistik), so wird dies eigens 
angeführt. 

Produzierender Bereich 
Diese Abgrenzung schließt die NACE-2008-Abschnitte B, C 
und D (Bergbau und Gewinnung von Steinen und Erden, Her-
stellung von Waren, Energieversorgung) ein und wird hier im 
internationalen Vergleich verwendet. 

Inflation, VPI und HVPI 
Die Inflationsrate misst die Veränderung der Verbraucherprei-
se gegenüber dem Vorjahr. Der Verbraucherpreisindex (VPI) 
ist ein Maßstab für die nationale Inflation. Der Harmonisierte 
Verbraucherpreisindex (HVPI) ist die Grundlage für die ver- 
 

gleichbare Messung der Inflation in der EU und für die Bewer-
tung der Preisstabilität innerhalb der Euro-Zone (siehe auch 
http://www.statistik.at/). 
Die Kerninflation als Indikator der Geldpolitik ist nicht eindeutig 
definiert. Das WIFO folgt der gängigen Praxis, für die Kerninfla-
tion die Inflationsrate ohne die Gütergruppen unverarbeitete 
Nahrungsmittel und Energie zu verwenden. So werden knapp 
87% der im österreichischen Warenkorb für den Verbraucher-
preisindex (VPI 2010) enthaltenen Güter und Dienstleistungen 
in die Berechnung der Kerninflation einbezogen. 

WIFO-Konjunkturtest und WIFO-Investitionstest 
Der WIFO-Konjunkturtest ist eine monatliche Befragung von 
rund 1.500 österreichischen Unternehmen zur Einschätzung 
ihrer aktuellen und künftigen wirtschaftlichen Lage. Der WIFO-
Investitionstest ist eine halbjährliche Befragung von Unterneh-
men zu ihrer Investitionstätigkeit (http://www.konjunkturtest. 
at). Die Indikatoren sind Salden zwischen dem Anteil der posi-
tiven und jenem der negativen Meldungen an der Gesamt-
zahl der befragten Unternehmen. 

Arbeitslosenquote 
Österreichische Definition: Anteil der zur Arbeitsvermittlung re-
gistrierten Personen am Arbeitskräfteangebot der Unselbstän-
digen. Das Arbeitskräfteangebot ist die Summe aus Arbeitslo-
senbestand und unselbständig Beschäftigten (gemessen in 
Standardbeschäftigungsverhältnissen). Datenbasis: Registrie-
rungen bei AMS und Hauptverband der österreichischen So-
zialversicherungsträger. 
Definition gemäß ILO und Eurostat: Als arbeitslos gelten Perso-
nen, die nicht erwerbstätig sind und aktiv einen Arbeitsplatz 
suchen. Als erwerbstätig zählt, wer in der Referenzwoche 
mindestens 1 Stunde selbständig oder unselbständig gearbei-
tet hat. Personen, die Kinderbetreuungsgeld beziehen, und 
Lehrlinge zählen zu den Erwerbstätigen, nicht hingegen Prä-
senz- und Zivildiener. Die Arbeitslosenquote ist der Anteil der 
Arbeitslosen an allen Erwerbspersonen (Arbeitslose plus Er-
werbstätige). Datenbasis: Umfragedaten von privaten Haus-
halten (Mikrozensus). 

Definition der Arbeitslosenquote 
Personen in Schulungen: Personen, die sich zum Stichtag in 
AMS-Schulungsmaßnahmen befinden. Für die Berechnung 
der Arbeitslosenquote wird ihre Zahl weder im Nenner noch im 
Zähler berücksichtigt. 
Unselbständig aktiv Beschäftigte: Zu den "unselbständig Be-
schäftigten" zählen auch Personen, die Kinderbetreuungsgeld 
beziehen, sowie Präsenzdiener mit aufrechtem Beschäfti-
gungsverhältnis. Zieht man deren Zahl ab, so erhält man die 
Zahl der "unselbständig aktiv Beschäftigten". 
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 Authors: Jürgen Janger, Werner Hölzl, Serguei Kaniovski, Johannes Kutsam, 
Michael Peneder, Andreas Reinstaller, Susanne Sieber, Isabel Stadler, 
Fabian Unterlass 

Is structural change and economic specialisation associated with develop-
ments of competitiveness as defined by the ability to raise standards of living 
and employment, while maintaining sustainable external balances? To as-
sess this relationship for the EU countries, we develop a set of indicators to
monitor structural change and economic specialisation between and within
sectors. We apply both descriptive statistics and econometric analysis to test
whether this indicator set is linked to competitiveness. Our results lend sup-
port to the view that indicators of structural change, patterns of specialisa-
tion in both industry and trade as well as of sectoral upgrading can shed 
light on firm capabilities, prospects for growth and how to cope with adjust-
ment pressure in the wake of rising competition. It provides a balanced pic-
ture of the competitive strengths and weaknesses of EU countries across 
both manufacturing and services. 

 Structural change, industrial specialisation and competitiveness: a brief 
survey 
Firm capabilities – Differential overall growth prospects – Competitive 
developments 

 Monitoring structural change and industrial specialisation: suggesting a 
set of indicators 
Selection criteria – Industrial and sectoral taxonomies – Country group selection – 
Indicators 

 Assessment of structural change in the European Union 
Income levels, structural change and economic structure – Structural change 
between and within industries – Selected Sectors  

 Structural change and competitiveness: testing the links 
Analysis of correlations – Econometric assessment – Conclusions 

 Business cycle volatility and knowledge intensity of sectors: is there a 
link? 
Exposure of industries to business cycles and their contribution to the recovery – 
Data – The impact of business cycles on industry performance and the effect of 
sector specific developments 

 Complexity and Competitiveness: testing a new taxonomy 

 Conclusions: Using monitoring of structural change for policy analysis 

 Technical Appendix 
Detail of industrial classifications – Calculation of indicators – The impact of 
business cycles on industry performance  

http://www.wifo.ac.at/wwa/pubid/42956 
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Kennzahlen zur Wirtschaftslage 
Der Tabellensatz "Kennzahlen zur Wirtschaftslage" bietet monatlich einen Überblick über die wichtigsten 
Indikatoren zur Entwicklung der österreichischen und internationalen Wirtschaft. Die Daten werden 
unmittelbar vor Redaktionsschluss aus der Volkswirtschaftlichen Datenbank des WIFO abgefragt. Täglich 
aktuelle Informationen enthalten die "WIFO-Wirtschaftsdaten" auf der WIFO-Website 
(http://www.wifo.ac.at/daten). 

Internationale Konjunkturindikatoren 
Übersicht 1:  Standardisierte Arbeitslosenquote 
Übersicht 2:  Verbraucherpreise 
Übersicht 3:  Saisonbereinigte Konjunkturindikatoren für die 

Sachgütererzeugung in der EU 
Übersicht 4:  Dreimonatszinssatz 
Übersicht 5:  Sekundärmarktrendite 
Wechselkurse 
Übersicht 6:  Referenzkurse der wichtigsten Währungen zum Euro 
Weltmarkt-Rohstoffpreise 
Übersicht 7:  HWWI-Index 
Kennzahlen für Österreich 
Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung laut ESVG 1995 
Übersicht 8:  Bruttowertschöpfung und Verwendung des 

Bruttoinlandsproduktes 
Übersicht 9:  Einkommen und Produktivität 
Zahlungsbilanz 
Übersicht 10: Leistungsbilanz und Kapitalbilanz 
Tourismus 
Übersicht 11: Übernachtungen 
Übersicht 12: Zahlungsströme im internationalen Tourismus 
Übersicht 13: Umsätze und Nächtigungen in der laufenden Saison 
Übersicht 14: Hauptergebnisse des Tourismus-Satellitenkontos (TSA) 
Übersicht 15: Die volkswirtschaftliche Bedeutung von Tourismus und 

Freizeitwirtschaft 
Außenhandel 
Übersicht 16: Warenexporte 
Übersicht 17: Warenimporte 
Zinssätze 
Übersicht 18: Kurz- und langfristige Zinssätze 
Landwirtschaft 
Übersicht 19: Landwirtschaftliche Gesamtrechnung laut ESVG 1995 
Übersicht 20: Markt- und Preisentwicklung 
Herstellung von Waren 
Übersicht 21: Produktion, Beschäftigung und Auftragslage 
Übersicht 22: Ergebnisse des WIFO-Konjunkturtests für die 

Sachgütererzeugung 

Bauwirtschaft 
Übersicht 23: Produktion 
Übersicht 24: Preise und Arbeitsmarkt 
Binnenhandel 
Übersicht 25: Umsätze und Beschäftigung 
Verkehr 
Übersicht 26: Güter- und Personenverkehr 
Bankenstatistik 
Übersicht 27: Einlagen und Kredite 
Arbeitsmarkt 
Übersicht 28: Saisonbereinigte Arbeitsmarktindikatoren 
Übersicht 29: Beschäftigung, Arbeitslosigkeit und offene Stellen 
Übersicht 30: Arbeitslosenquote und Stellenandrang 
Preise und Löhne 
Übersicht 31: Verbraucherpreise und Großhandelspreise 
Übersicht 32: Tariflöhne 
Übersicht 33: Effektivverdienste 
Staatshaushalt 
Übersicht 34: Staatsquoten 
Soziale Sicherheit 
Übersicht 35: Pensionen nach Pensionsversicherungsträgern 
Übersicht 36: Pensionen nach Pensionsarten 
Übersicht 37: Durchschnittsalter bei Neuzuerkennung von Pensionen in 

Jahren 
Übersicht 38: Beiträge des Bundes zur Pensionsversicherung 
Umwelt 
Übersicht 39: Energiebedingte CO2-Emissionen 
Übersicht 40: Umweltrelevante Steuern im Sinne der VGR 
Entwicklung in den Bundesländern 
Übersicht 41: Bruttowertschöpfung 
Übersicht 42: Tourismus 
Übersicht 43: Abgesetzte Produktion der Sachgütererzeugung 
Übersicht 44: Abgesetzte Produktion im Bauwesen 
Übersicht 45: Beschäftigung und Arbeitslosigkeit 
Übersicht 46: Arbeitslosenquote 

 

Internationale Konjunkturindikatoren 
Übersicht 1: Standardisierte Arbeitslosenquote 

 2011 2012 2013 2013 2013 2014 
    I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. Septem-

ber 
Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber 
Jänner Februar 

 In % der Erwerbspersonen, saisonbereinigt 
              
OECD insgesamt   7,9   7,9   7,9   8,0   8,0   7,9   7,7   7,8   7,8   7,7   7,6   7,5   7,6 

USA   8,9   8,1   7,3   7,7   7,5   7,2   7,0   7,2   7,2   7,0   6,7   6,6   6,7 
Japan   4,6   4,3   4,0   4,2   4,0   4,0   3,9   4,0   4,0   3,9   3,7   3,7   3,6 
Kanada   7,4   7,3   7,1   7,1   7,1   7,1   7,0   6,9   7,0   6,9   7,2   7,0   7,0 
EU   9,6   10,4   10,8   10,9   10,9   10,8   10,7   10,8   10,7   10,7   10,7   10,7   10,6 

Euro-Raum   10,1   11,3   12,0   12,0   12,0   12,0   11,9   12,0   11,9   11,9   11,9   11,9   11,9 
Deutschland   5,9   5,5   5,3   5,4   5,3   5,3   5,2   5,3   5,2   5,2   5,2   5,1   5,1 
Frankreich   9,2   9,8   10,3   10,4   10,3   10,3   10,2   10,3   10,2   10,2   10,2   10,3   10,4 
Italien   8,4   10,7   12,2   11,9   12,1   12,3   12,7   12,5   12,5   12,8   12,7   12,9   13,0 
Spanien   21,7   25,1   26,4   26,5   26,4   26,5   26,1   26,4   26,3   26,1   25,8   25,8   25,6 
Niederlande   4,4   5,3   6,7   6,2   6,6   7,0   7,0   7,0   7,0   6,9   7,0   7,1   7,3 
Belgien   7,2   7,6   8,4   8,3   8,4   8,4   8,4   8,4   8,4   8,4   8,4   8,5   8,5 
Österreich   4,2   4,4   4,9   4,9   4,7   4,9   5,0   5,0   5,0   5,0   5,0   4,9   4,8 
Portugal   12,9   15,9   16,5   17,5   17,0   16,1   15,4   15,8   15,6   15,4   15,3   15,3   15,3 
Finnland   7,8   7,7   8,1   8,1   8,1   8,1   8,3   8,2   8,3   8,3   8,3   8,4   8,4 
Griechenland   17,7   24,3   27,3   26,7   27,4   27,6   27,5   27,8   27,5   27,6   27,5   .   . 
Irland   14,7   14,7   13,1   13,7   13,7   12,8   12,2   12,6   12,4   12,2   12,0   11,9   11,9 
Luxemburg   4,8   5,1   5,8   5,6   5,8   5,9   6,0   5,9   6,0   6,0   6,1   6,1   6,1 

Großbritannien   8,0   7,9   7,5   7,8   7,7   7,6   7,1   7,4   7,1   7,1   7,1   .   . 
Schweden   7,8   8,0   8,0   8,1   8,0   7,9   8,0   8,0   7,9   8,0   8,0   8,2   8,1 
Dänemark   7,6   7,5   7,0   7,2   6,8   7,0   6,9   6,9   6,9   6,8   7,1   7,0   7,0 

Schweiz1)   4,1   4,2   4,4   4,6   4,2   4,7   4,1   .   .   .   .   .   . 
Norwegen   3,3   3,2   3,5   3,6   3,4   3,5   3,5   3,4   3,4   3,5   3,6   .   . 
Polen   9,7   10,1   10,3   10,6   10,5   10,2   10,0   10,2   10,1   10,0   9,9   9,8   9,7 
Ungarn   11,0   10,9   10,2   11,0   10,4   10,1   9,2   10,0   9,5   9,3   8,8   8,3   . 
Tschechien   6,7   7,0   6,9   7,2   6,9   6,9   6,7   6,9   6,7   6,8   6,7   6,7   6,7 
Slowakei   13,7   14,0   14,2   14,2   14,3   14,3   14,2   14,3   14,3   14,1   14,1   14,0   13,9 

Q: Eurostat, OECD.  1) Nationale Definition. • Rückfragen: Christine.Kaufmann@wifo.ac.at 



KENNZAHLEN ZUR WIRTSCHAFTSLAGE   
 

WIFO WIFO-Monatsberichte, 2014, 87(4), S. 242-254 243 

Übersicht 2: Verbraucherpreise 
 2011 2012 2013 2013 2013 2014 
    I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. Septem-

ber 
Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber 
Jänner Februar 

 Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Verbraucherpreisindex              
OECD insgesamt  + 2,9  + 2,2  + 1,6  + 1,8  + 1,6  + 1,7  + 1,5  + 1,4  + 1,3  + 1,5  + 1,6  + 1,6  + 1,4 

USA  + 3,1  + 2,1  + 1,5  + 1,7  + 1,4  + 1,5  + 1,2  + 1,2  + 0,9  + 1,2  + 1,5  + 1,6  + 1,1 
Japan  – 0,3  – 0,0  + 0,4  – 0,6  – 0,3  + 0,9  + 1,4  + 1,0  + 1,1  + 1,6  + 1,6  + 1,4  + 1,5 
Kanada  + 2,9  + 1,5  + 0,9  + 0,9  + 0,8  + 1,2  + 0,9  + 1,1  + 0,7  + 0,9  + 1,2  + 1,5  + 1,1 

Harmonisierter VPI              
EU  + 3,1  + 2,6  + 1,5  + 2,0  + 1,6  + 1,5  + 1,0  + 1,3  + 0,9  + 1,0  + 1,0  + 0,9  + 0,8 

Euro-Raum  + 2,8  + 2,5  + 1,3  + 1,8  + 1,4  + 1,4  + 0,8  + 1,1  + 0,7  + 0,8  + 0,8  + 0,8  + 0,7 
Deutschland  + 2,5  + 2,1  + 1,6  + 1,8  + 1,5  + 1,7  + 1,3  + 1,6  + 1,2  + 1,6  + 1,2  + 1,2  + 1,0 
Frankreich  + 2,3  + 2,2  + 1,0  + 1,2  + 0,9  + 1,1  + 0,8  + 1,0  + 0,7  + 0,8  + 0,8  + 0,8  + 1,1 
Italien  + 2,9  + 3,3  + 1,3  + 2,1  + 1,3  + 1,1  + 0,7  + 0,9  + 0,8  + 0,7  + 0,7  + 0,6  + 0,4 
Spanien  + 3,1  + 2,4  + 1,5  + 2,8  + 1,9  + 1,3  + 0,2  + 0,5  + 0,0  + 0,3  + 0,3  + 0,3  + 0,0 
Niederlande  + 2,5  + 2,8  + 2,6  + 3,2  + 3,0  + 2,8  + 1,3  + 2,4  + 1,3  + 1,2  + 1,4  + 0,8  + 0,4 
Belgien  + 3,4  + 2,6  + 1,2  + 1,4  + 1,2  + 1,2  + 0,9  + 1,0  + 0,7  + 0,9  + 1,2  + 1,1  + 1,0 
Österreich  + 3,6  + 2,6  + 2,1  + 2,6  + 2,2  + 2,0  + 1,4  + 1,8  + 0,8  + 1,5  + 2,0  + 1,5  + 1,5 
Portugal  + 3,6  + 2,8  + 0,4  + 0,4  + 0,8  + 0,4  + 0,1  + 0,3  – 0,0  + 0,1  + 0,2  + 0,0  – 0,1 
Finnland  + 3,3  + 3,2  + 2,2  + 2,5  + 2,4  + 2,1  + 1,8  + 1,8  + 1,7  + 1,8  + 1,9  + 1,9  + 1,6 
Griechenland  + 3,1  + 1,0  – 0,9  – 0,0  – 0,4  – 0,8  – 2,2  – 1,0  – 1,9  – 2,9  – 1,8  – 1,4  – 0,9 
Irland  + 1,2  + 1,9  + 0,5  + 1,1  + 0,5  + 0,2  + 0,2  + 0,0  – 0,1  + 0,3  + 0,4  + 0,3  + 0,1 
Luxemburg  + 3,7  + 2,9  + 1,7  + 2,2  + 1,7  + 1,7  + 1,2  + 1,5  + 1,0  + 1,1  + 1,5  + 1,5  + 0,8 

Großbritannien  + 4,5  + 2,8  + 2,6  + 2,8  + 2,7  + 2,7  + 2,1  + 2,7  + 2,2  + 2,1  + 2,0  + 1,8   . 
Schweden  + 1,4  + 0,9  + 0,4  + 0,6  + 0,3  + 0,7  + 0,3  + 0,5  + 0,2  + 0,3  + 0,4  + 0,2  + 0,1 
Dänemark  + 2,7  + 2,4  + 0,5  + 0,9  + 0,6  + 0,2  + 0,4  + 0,2  + 0,3  + 0,3  + 0,4  + 0,8  + 0,3 
Schweiz  + 0,1  – 0,7  + 0,1  – 0,1  – 0,1  + 0,4  + 0,2  + 0,2  + 0,0  + 0,2  + 0,3  + 0,2  – 0,2 
Norwegen  + 1,2  + 0,4  + 2,0  + 1,0  + 1,8  + 2,9  + 2,1  + 2,6  + 2,3  + 2,3  + 1,8  + 2,1  + 1,9 
Polen  + 3,9  + 3,7  + 0,8  + 1,3  + 0,5  + 0,9  + 0,6  + 0,9  + 0,7  + 0,5  + 0,6  + 0,6  + 0,7 
Ungarn  + 3,9  + 5,7  + 1,7  + 2,7  + 1,9  + 1,6  + 0,7  + 1,6  + 1,1  + 0,4  + 0,6  + 0,8  + 0,3 
Tschechien  + 2,1  + 3,5  + 1,4  + 1,7  + 1,5  + 1,2  + 1,1  + 1,0  + 0,8  + 1,0  + 1,5  + 0,3  + 0,3 
Slowakei  + 4,1  + 3,7  + 1,5  + 2,2  + 1,7  + 1,4  + 0,5  + 1,1  + 0,7  + 0,5  + 0,4  – 0,0  – 0,1 

Q: Statistik Austria, OECD. • Rückfragen: Christine.Kaufmann@wifo.ac.at 
Übersicht 3: Saisonbereinigte Konjunkturindikatoren für die Sachgütererzeugung in der EU 

 2011 2012 2013 2014 
 I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. 
 Salden aus positiven und negativen Meldungen, in % der befragten Unternehmen               

Auftragsbestände  – 6  – 2  – 6  – 13  – 16  – 18  – 25  – 32  – 29  – 32  – 27  – 19  – 15 
Exportauftragsbestände  – 2  – 1  – 6  – 13  – 17  – 17  – 24  – 29  – 27  – 26  – 25  – 18  – 14 
Fertigwarenlager  + 0  – 0  + 4  + 7  + 8  + 7  + 9  + 7  + 6  + 7  + 7  + 4  + 4 
Produktionserwartungen  + 20  + 17  + 10  – 0  + 4  + 3  – 3  – 7  – 2  + 1  + 4  + 11  + 11 
Verkaufspreiserwartungen  + 19  + 24  + 11  + 6  + 8  + 6  – 1  + 3  + 3  – 2  + 1  + 1  + 4 
Q: Europäische Kommission (DG-ECFIN). • Rückfragen: Eva.Jungbauer@wifo.ac.at 
Übersicht 4: Dreimonatszinssatz 

 2011 2012 2013 2013 2014 2013 2014 
    II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber 
Jänner Februar März 

 In %               
USA  + 0,4  + 0,4  + 0,3  + 0,4  + 0,3  + 0,2  + 0,2  + 0,3  + 0,2  + 0,3  + 0,2  + 0,3  + 0,2 
Japan  + 0,1  + 0,1  + 0,1  + 0,1  + 0,1  + 0,1   .  + 0,1  + 0,1  + 0,1  + 0,1  + 0,1   . 
Kanada  + 1,2  + 1,2  + 1,2  + 1,2  + 1,2  + 1,2   .  + 1,2  + 1,2  + 1,2  + 1,2  + 1,2   .               
Euro-Raum  + 1,4  + 0,6  + 0,2  + 0,2  + 0,2  + 0,2  + 0,3  + 0,2  + 0,2  + 0,3  + 0,3  + 0,3  + 0,3               
Großbritannien  + 0,9  + 0,8  + 0,5  + 0,5  + 0,5  + 0,5  + 0,5  + 0,5  + 0,5  + 0,5  + 0,5  + 0,5  + 0,5 
Schweden  + 1,7  + 1,3  + 0,9  + 0,9  + 0,9  + 0,9  + 0,7  + 0,9  + 0,9  + 0,8  + 0,7  + 0,7  + 0,7 
Dänemark  + 1,4  + 0,6  + 0,3  + 0,3  + 0,3  + 0,3  + 0,3  + 0,3  + 0,3  + 0,3  + 0,3  + 0,3  + 0,3 
Schweiz  + 0,1  + 0,1  + 0,0  + 0,0  + 0,0  + 0,0   .  + 0,0  + 0,0  + 0,0  + 0,0  + 0,0   . 
Norwegen  + 2,9  + 2,2  + 1,8  + 1,8  + 1,7  + 1,7  + 1,7  + 1,7  + 1,7  + 1,7  + 1,6  + 1,7  + 1,7 
Polen  + 4,6  + 4,9  + 3,0  + 2,8  + 2,7  + 2,7  + 2,7  + 2,7  + 2,7  + 2,7  + 2,7  + 2,7  + 2,7 
Ungarn  + 6,6  + 7,7  + 4,3  + 4,6  + 4,0  + 3,3  + 3,1  + 3,6  + 3,3  + 3,0  + 3,0  + 3,0  + 3,3 
Tschechien  + 1,2  + 1,0  + 0,5  + 0,5  + 0,5  + 0,4  + 0,4  + 0,4  + 0,4  + 0,4  + 0,4  + 0,4  + 0,4 
Q: OECD. • Rückfragen: Ursula.Glauninger@wifo.ac.at, Christa.Magerl@wifo.ac.at 
Übersicht 5: Sekundärmarktrendite 

 2011 2012 2013 2013 2014 2013 2014 
    II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber 
Jänner Februar März 

 In %               
USA   2,8   1,8   2,3   2,0   2,7   2,7   2,8   2,6   2,7   2,9   2,8   2,7   2,7 
Japan   1,1   0,8   0,7   0,7   0,8   0,6   0,6   0,6   0,6   0,7   0,7   0,6   0,6 
Kanada   2,8   1,9   2,3   2,0   2,6   2,6   .   2,5   2,6   2,7   2,5   2,4   . 
Euro-Raum   4,3   3,1   3,0   2,9   3,2   3,2   3,1   3,2   3,2   3,3   3,2   3,1   2,9 

Deutschland   2,6   1,5   1,6   1,3   1,7   1,7   1,6   1,8   1,7   1,8   1,8   1,6   1,5 
Frankreich   3,3   2,5   2,2   2,0   2,4   2,3   2,3   2,4   2,3   2,3   2,4   2,3   2,2 
Italien   5,4   5,5   4,3   4,2   4,5   4,2   3,6   4,3   4,1   4,1   3,9   3,7   3,4 
Spanien   5,4   5,8   4,6   4,5   4,5   4,2   3,6   4,2   4,1   4,1   3,8   3,6   3,3 
Niederlande   3,0   1,9   2,0   1,8   2,2   2,1   1,9   2,2   2,1   2,2   2,1   1,9   1,8 
Belgien   4,2   3,0   2,4   2,2   2,6   2,5   2,4   2,6   2,4   2,4   2,5   2,4   2,3 
Österreich   3,3   2,4   2,0   1,8   2,2   2,1   2,0   2,2   2,1   2,2   2,1   2,0   1,9 
Portugal   10,2   10,5   6,3   6,0   6,8   6,1   4,9   6,3   6,0   6,0   5,2   4,9   4,4 
Finnland   3,0   1,9   1,9   1,7   2,1   2,0   1,9   2,0   1,9   2,0   2,0   1,9   1,9 
Irland   9,6   6,2   3,8   3,8   3,9   3,6   3,2   3,7   3,5   3,5   3,4   3,2   3,0 
Luxemburg   2,9   1,8   1,9   1,5   2,2   2,1   1,9   2,1   2,0   2,1   2,1   1,9   1,8 
Griechenland   15,7   22,5   10,1   10,2   10,2   8,6   7,6   8,7   8,4   8,7   8,2   7,7   6,9 

Großbritannien   2,9   1,7   2,0   1,7   2,3   2,4   2,4   2,3   2,3   2,5   2,5   2,4   2,3 
Schweden   2,6   1,6   2,1   1,8   2,4   2,4   2,3   2,4   2,3   2,4   2,4   2,2   2,2 
Dänemark   2,7   1,4   1,7   1,5   1,9   1,9   1,7   1,9   1,8   1,9   1,9   1,7   1,6 
Schweiz   1,5   0,6   0,9   0,8   1,1   1,1   1,0   1,1   1,0   1,3   1,0   0,9   0,9 
Norwegen   3,1   2,1   2,6   2,2   2,9   2,9   2,9   3,0   2,9   2,9   3,0   2,8   2,9 
Q: OeNB, OECD. Rendite langfristiger staatlicher Schuldverschreibungen. • Rückfragen: Ursula.Glauninger@wifo.ac.at, Christa.Magerl@wifo.ac.at 
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Wechselkurse 
Übersicht 6: Referenzkurse der wichtigsten Währungen zum Euro 

 2011 2012 2013 2013 2014 2013 2014 
    II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. Novem-

ber 
Dezem-

ber 
Jänner Februar März 

 Fremdwährung je Euro 
             
Dollar   1,39   1,29   1,33   1,31   1,32   1,36   1,37   1,35   1,37   1,36   1,37   1,38 
Yen   111,02   102,62   129,66   129,02   131,05   136,66   140,77   134,97   141,68   141,47   139,35   141,48 
Schweizer Franken   1,23   1,21   1,23   1,23   1,23   1,23   1,22   1,23   1,22   1,23   1,22   1,22 
Pfund Sterling   0,87   0,81   0,85   0,85   0,85   0,84   0,83   0,84   0,84   0,83   0,83   0,83 
Schwedische Krone   9,03   8,71   8,65   8,57   8,68   8,86   8,86   8,88   8,96   8,83   8,87   8,87 
Dänische Krone   7,45   7,44   7,46   7,46   7,46   7,46   7,46   7,46   7,46   7,46   7,46   7,46 
Tschechische Krone   24,59   25,15   25,99   25,83   25,85   26,70   27,44   26,93   27,52   27,49   27,44   27,40 
Lettischer Lats   0,71   0,70   0,70   0,70   0,70   0,70   .   0,70   0,70   .   .   . 
Litauische Litas   3,45   3,45   3,45   3,45   3,45   3,45   3,45   3,45   3,45   3,45   3,45   3,45 
Ungarischer Forint   279,31   289,32   296,94   295,58   298,04   297,56   308,06   297,68   300,24   302,48   310,20   311,49 
Polnischer Zloty   4,12   4,18   4,20   4,20   4,25   4,18   4,18   4,19   4,18   4,18   4,17   4,20 
Neuer Rumänischer Leu   4,24   4,46   4,42   4,40   4,44   4,45   4,50   4,45   4,46   4,52   4,49   4,49 
Bulgarischer Lew   1,96   1,96   1,96   1,96   1,96   1,96   1,96   1,96   1,96   1,96   1,96   1,96 
Chinesischer Renminbi   9,00   8,11   8,17   8,04   8,11   8,29   8,36   8,22   8,32   8,24   8,31   8,53 
             
Effektiver Wechselkursindex Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Nominell  + 0,2  – 1,5  + 1,7  + 1,0  + 2,7  + 2,5   .  + 2,6  + 2,6  + 2,0  + 2,0   . 

Industriewaren  + 0,1  – 1,7  + 1,8  + 1,1  + 2,9  + 2,7   .  + 2,8  + 2,8  + 2,2  + 2,1   . 
Real  + 0,6  – 1,6  + 2,0  + 1,5  + 2,9  + 2,5   .  + 2,6  + 3,2  + 2,3   .   . 

Industriewaren  + 0,5  – 1,7  + 2,1  + 1,5  + 3,0  + 2,6   .  + 2,7  + 3,3  + 2,4   .   . 
Q: OeNB. • Rückfragen: Ursula.Glauninger@wifo.ac.at, Christa.Magerl@wifo.ac.at 
 
Weltmarkt-Rohstoffpreise 
Übersicht 7: HWWI-Index 

 2011 2012 2013 2013 2014 2013 2014 
    II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber 
Jänner Februar März 

 Veränderung gegen das Vorjahr in % 
              
Auf Dollarbasis  + 28,6  – 2,8  – 2,0  – 4,1  + 1,9  + 0,9  – 2,8  + 0,3  + 0,3  + 1,9  – 4,1  – 4,1  + 0,0 

Ohne Energierohstoffe  + 18,3  – 12,8  – 5,3  – 5,3  – 7,1  – 6,0  – 7,8  – 6,7  – 5,1  – 6,2  – 8,8  – 9,0  – 5,5 
Auf Euro-Basis  + 22,5  + 5,2  – 5,1  – 5,6  – 3,7  – 3,9  – 6,3  – 4,5  – 4,7  – 2,5  – 6,4  – 6,2  – 6,3 

Ohne Energierohstoffe  + 12,6  – 5,5  – 8,3  – 7,0  – 12,2  – 10,4  – 11,1  – 11,3  – 9,8  – 10,2  – 11,0  – 11,0  – 11,3 
Nahrungs- und Genussmittel  + 23,1  + 2,9  – 13,8  – 4,6  – 25,5  – 21,6  – 11,2  – 23,8  – 21,9  – 19,0  – 17,4  – 9,7  – 6,6 
Industrierohstoffe  + 8,8  – 8,9  – 5,8  – 8,0  – 5,3  – 5,1  – 11,0  – 5,1  – 4,0  – 6,2  – 8,1  – 11,5  – 13,4 
Energierohstoffe  + 25,1  + 7,8  – 4,4  – 5,3  – 1,9  – 2,5  – 5,3  – 3,1  – 3,6  – 0,8  – 5,5  – 5,2  – 5,2 
Rohöl  + 25,6  + 9,0  – 4,0  – 5,0  – 1,2  – 2,2  – 4,8  – 3,0  – 3,4  – 0,2  – 5,2  – 4,7  – 4,5 

Q: Hamburgisches WeltWirtschaftsInstitut. Jahreswerte auf Basis von Monatswerten berechnet. • Rückfragen: Ursula.Glauninger@wifo.ac.at 
 

Kennzahlen für Österreich 
Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung laut ESVG 1995 
Übersicht 8: Bruttowertschöpfung und Verwendung des Bruttoinlandsproduktes 

 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2012 2013 
        III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. 
 Veränderung gegen das Vorjahr in %, real (berechnet auf Basis von Vorjahrespreisen) 

Bruttowertschöpfung zu Herstellungspreisen             
Land- und Forstwirtschaft, Fischerei  – 6,5  – 2,8  + 13,9  – 8,0  – 1,4  – 0,0  + 0,0  – 9,3  – 3,2  + 0,2  + 5,7  – 7,2  – 4,2 
Bergbau, Herstellung von Waren  – 12,2  + 7,6  + 8,3  + 1,1  + 1,1  + 3,5  + 4,2  + 0,7  + 0,6  – 1,9  + 0,7  + 2,2  + 3,3 
Energie-, Wasserversorgung; 
Abfallentsorgung  + 1,7  – 3,8  + 2,1  + 9,7  + 12,7  + 4,0  – 1,0  + 9,7  + 11,7  + 12,1  + 14,0  + 11,9  + 12,9 
Bauwesen  – 9,6  – 3,0  + 0,4  + 0,8  + 0,2  + 1,2  + 1,3  + 4,9  + 2,4  + 0,6  – 0,6  + 0,3  + 0,4 
Handel  – 0,7  + 2,2  + 1,3  – 1,7  – 1,4  + 1,3  + 2,0  – 3,0  – 2,1  – 5,1  – 1,8  + 0,4  + 0,7 
Verkehr  – 8,9  – 3,1  + 1,9  – 1,0  – 0,6  + 0,5  + 0,5  – 0,7  – 0,4  – 1,0  – 1,4  – 0,4  + 0,4 
Beherbergung und Gastronomie  – 1,2  + 1,1  + 0,5  + 1,6  – 2,2  + 1,7  + 1,8  + 1,2  – 0,6  + 0,0  – 6,8  – 2,6  – 1,1 
Information und Kommunikation  – 4,1  – 1,8  + 6,3  – 1,5  – 2,0  + 1,0  + 1,0  – 3,9  – 1,0  – 2,7  – 2,3  – 0,9  – 2,2 
Kredit- und Versicherungswesen  + 2,6  – 3,4  + 3,5  + 2,7  – 0,0  + 0,3  + 0,3  – 0,4  + 9,0  + 1,2  – 1,6  – 2,0  + 2,2 
Grundstücks- und Wohnungswesen  – 1,2  + 3,2  + 2,5  + 1,7  + 0,7  + 1,6  + 1,6  + 1,7  + 1,3  + 0,7  + 0,5  + 0,7  + 0,8 
Sonstige wirtschaftliche 
Dienstleistungen1)  – 5,2  + 3,5  + 4,4  + 0,8  + 0,4  + 2,2  + 2,2  + 0,4  + 1,5  – 2,0  – 0,5  + 0,9  + 2,4 
Öffentliche Verwaltung, Unterricht, 
Gesundheits- und Sozialwesen  + 0,2  + 0,9  + 0,3  + 1,3  + 1,0  + 0,7  + 0,5  + 1,4  + 1,4  + 1,1  + 1,0  + 1,0  + 1,0 
Sonstige Dienstleistungen2)  – 0,2  + 0,8  + 0,7  + 1,1  + 1,3  + 1,0  + 0,7  + 1,1  + 0,6  + 1,1  + 1,4  + 1,3  + 1,3 
              
Wertschöpfung der Wirtschafts-
bereiche  – 4,2  + 1,8  + 3,2  + 0,8  + 0,5  + 1,7  + 1,7  + 0,5  + 1,2  – 0,6  + 0,1  + 0,8  + 1,6 
Gütersteuern  – 0,2  + 0,8  + 0,1  + 2,1  + 0,1   .   .  + 2,1  + 2,3  + 2,6  + 1,9  – 0,9  – 3,1 
Gütersubventionen  – 1,3  – 3,1  + 4,6  + 6,3  + 4,2   .   .  + 9,4  + 2,9  + 4,0  + 5,0  + 5,9  + 2,1 
              
Bruttoinlandsprodukt  – 3,8  + 1,8  + 2,8  + 0,9  + 0,4  + 1,7  + 1,7  + 0,5  + 1,3  – 0,3  + 0,2  + 0,5  + 1,1 
              
Verwendung des Bruttoinlandsproduktes             
Konsumausgaben insgesamt  + 0,9  + 1,5  + 0,7  + 0,4  – 0,1  + 0,7  + 0,8  – 0,3  – 0,8  – 1,4  – 0,4  + 0,7  + 0,5 

Private Haushalte  + 0,9  + 2,0  + 0,8  + 0,5  – 0,2  + 0,8  + 1,0  + 0,1  – 1,1  – 0,9  – 0,7  + 0,4  + 0,3 
Staat  + 0,7  + 0,2  + 0,3  + 0,2  + 0,1  + 0,5  + 0,3  – 1,5  + 0,2  – 2,8  + 0,6  + 1,6  + 0,9 

Bruttoinvestitionen3)  – 11,2  + 0,9  + 12,2  – 1,2  – 4,1  + 4,6  + 3,1  – 3,8  + 7,1  – 7,5  – 7,0  – 0,6  – 2,4 
Bruttoanlageinvestitionen  – 7,8  – 1,4  + 8,5  + 1,6  – 0,9  + 3,0  + 2,1  + 0,7  – 0,1  – 3,4  – 1,0  – 0,2  + 0,5 

Ausrüstungen  – 10,8  + 2,1  + 14,3  + 2,1  – 3,1  + 5,0  + 3,0  – 4,1  – 2,1  – 7,4  – 1,8  – 2,3  – 1,1 
Bauten  – 7,1  – 3,9  + 2,5  + 2,5  + 0,7  + 1,2  + 1,3  + 5,4  + 1,4  + 0,9  – 0,3  + 0,9  + 1,2 

              
Inländische Verwendung4)  – 2,0  + 1,3  + 3,2  – 0,0  – 0,9  + 1,6  + 1,4  – 1,5  + 1,0  – 2,8  – 1,9  + 0,7  + 0,3 
Exporte  – 15,6  + 9,4  + 6,6  + 1,2  + 2,8  + 4,7  + 5,7  + 2,0  + 0,4  + 2,0  + 3,7  + 2,0  + 3,4 
Importe  – 13,6  + 9,1  + 7,6  – 0,3  + 0,6  + 4,8  + 5,5  – 1,7  – 0,2  – 2,2  – 0,0  + 2,4  + 2,2 
Q: Statistik Austria, WIFO. 2014 und 2015: WIFO-Prognose.  1) ÖNACE 2008, Abschnitte M bis N.  2) ÖNACE 2008, Abschnitte R bis U.  3) Einschließlich 
Vorratsveränderung und Nettozugang an Wertsachen.  4) Einschließlich statistischer Differenz. • Rückfragen: Christine.Kaufmann@wifo.ac.at 
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Übersicht 9: Einkommen und Produktivität 
 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2012 2013 
        III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. 
 Veränderung gegen das Vorjahr in % 

Nominell              
Bruttonationaleinkommen  – 3,0  + 4,3  + 4,1  + 2,7  + 1,8  + 3,5  + 3,6  + 2,4  + 3,5  + 2,0  + 1,6  + 1,6  + 2,1 

Arbeitnehmerentgelte  + 0,9  + 2,1  + 3,9  + 4,1  + 2,8  + 3,3  + 3,6  + 4,1  + 3,8  + 3,0  + 2,9  + 2,8  + 2,7 
Betriebsüberschuss und 
Selbständigeneinkommen  – 7,0  + 4,7  + 6,4  + 0,5  + 1,2  + 4,0  + 3,7  + 1,2  + 3,0  – 1,2  + 0,8  + 1,8  + 3,4 

Abschreibungen  + 2,5  + 2,7  + 3,6  + 4,3  + 3,4  + 3,8  + 4,0  + 4,4  + 4,5  + 4,1  + 3,5  + 3,2  + 3,0 
Nettonationaleinkommen  – 4,0  + 4,6  + 4,2  + 2,3  + 1,5  + 3,5  + 3,6  + 2,0  + 3,3  + 1,6  + 1,3  + 1,3  + 2,0 
Verfügbares Nettonational-
einkommen  – 4,2  + 4,6  + 4,3  + 2,3  + 1,2  + 3,9  + 3,6  + 2,0  + 3,4  + 1,3  + 0,8  + 0,9  + 1,7 
              
Real (berechnet auf Basis von Vorjahrespreisen)            
Bruttonationaleinkommen  – 4,0  + 2,2  + 1,0  + 0,3  + 0,4   .   .  – 0,2  + 1,0  + 0,0  + 0,2  + 0,1  + 1,2 
Abschreibungen  + 1,3  + 0,8  + 1,8  + 2,2  + 2,0   .   .  + 2,3  + 2,2  + 2,2  + 2,1  + 2,0  + 1,8 
Nettonationaleinkommen  – 4,9  + 2,5  + 0,8  – 0,1  + 0,1   .   .  – 0,6  + 0,7  – 0,4  – 0,1  – 0,2  + 1,1 
Verfügbares Nettonational-
einkommen  – 5,1  + 2,5  + 0,8  – 0,1  – 0,2   .   .  – 0,6  + 0,8  – 0,7  – 0,6  – 0,5  + 0,8 
              
Gesamtwirtschaftliche Produktivität              
BIP real pro Kopf (Erwerbstätige)  – 2,9  + 1,0  + 1,0  – 0,5  – 0,2  + 0,6  + 0,7  – 0,7  + 0,5  – 0,7  – 0,4  – 0,2  + 0,4 
              
BIP nominell Mrd. €   276,23   285,17   299,24   307,00   313,20   324,14   336,09   78,62   78,69   75,45   77,11   80,27   80,37 

Pro Kopf (Bevölkerung) in €   33.115   34.106   35.673   36.434   36.983   38.121   39.363   9.324   9.324   8.926   9.111   9.472   9.473 
Q: Statistik Austria, WIFO. 2014 und 2015: WIFO-Prognose. • Rückfragen: Christine.Kaufmann@wifo.ac.at  

Zahlungsbilanz 
Übersicht 10: Leistungsbilanz und Kapitalbilanz 

 2009 2010 2011 2012 2013 2012 2013 
      I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. 
 Mrd. € 

              
Leistungsbilanz  + 7,49  + 9,74  + 4,90  + 7,33  + 8,45  + 3,02  + 0,58  + 1,18  + 2,55  + 4,25  + 1,14  + 0,43  + 2,62 

Güter  – 2,44  – 3,18  – 7,50  – 7,16  – 3,80  – 2,33  – 1,35  – 1,55  – 1,94  – 0,99  + 0,00  – 1,73  – 1,08 
Dienstleistungen  +12,68  +13,18  +13,63  +14,10  +15,40  + 5,88  + 1,92  + 2,64  + 3,66  + 6,63  + 2,23  + 2,95  + 3,60 
Einkommen  – 1,12  + 1,57  + 0,74  + 2,50  – 0,75  + 0,45  + 0,62  + 0,68  + 0,75  – 0,26  – 0,24  – 0,05  – 0,20 
Laufende Transfers  – 1,63  – 1,83  – 1,97  – 2,11  – 2,41  – 0,98  – 0,61  – 0,59  + 0,07  – 1,12  – 0,85  – 0,74  + 0,30 

Vermögensübertragungen  + 0,10  + 0,18  – 0,39  – 0,43  – 0,43  – 0,14  – 0,09  – 0,09  – 0,10  – 0,14  – 0,10  – 0,07  – 0,13 
              
Kapitalbilanz  – 9,94  – 3,38  – 3,63  – 7,43  – 5,53  – 0,31  – 2,04  – 2,55  – 2,53  – 2,89  – 2,22  + 0,24  – 0,67 

Direktinvestitionen im Ausland  – 8,18  +12,56  –23,36  –14,76  –10,46  – 3,90  – 2,47  – 2,95  – 5,45  – 4,73  + 0,94  – 4,57  – 2,11 
Eigenkapital  – 7,85  – 3,24  –12,32  – 5,58  – 5,54  – 1,72  – 0,61  – 1,46  – 1,80  – 1,44  + 0,26  – 3,31  – 1,05 

Direktinvestitionen in Österreich  + 8,04  –19,97  +12,92  + 2,22  + 8,57  + 0,16  – 2,72  + 2,75  + 2,02  + 2,76  + 0,64  + 4,86  + 0,31 
Eigenkapital  + 3,13  + 1,18  + 7,42  + 1,58  + 4,01  + 0,06  – 0,24  – 0,24  + 2,00  + 0,16  + 0,41  + 3,22  + 0,22 

Ausländische Wertpapiere  – 3,15  – 6,46  + 8,10  +11,08  – 2,40  + 1,34  + 6,41  + 0,45  + 2,87  – 1,38  – 1,97  + 0,80  + 0,15 
Anteilspapiere  – 4,38  – 7,36  + 1,08  – 3,56  – 3,13  – 2,01  + 1,09  – 1,94  – 0,71  – 2,12  + 0,17  – 0,94  – 0,25 
Verzinsliche Wertpapiere  + 1,23  + 0,91  + 7,02  +14,64  + 0,73  + 3,35  + 5,32  + 2,39  + 3,58  + 0,74  – 2,14  + 1,73  + 0,40 

Inländische Wertpapiere  – 3,89  – 0,49  + 7,90  – 5,40  + 4,60  – 3,35  – 0,89  – 2,99  + 1,82  + 2,29  + 2,52  + 3,50  – 3,71 
Anteilspapiere  + 0,07  – 0,26  – 0,08  + 0,65  + 1,75  – 0,18  + 0,09  + 0,47  + 0,27  + 0,69  – 0,38  + 0,62  + 0,82 
Verzinsliche Wertpapiere  – 3,96  – 0,22  + 7,98  – 6,06  + 2,85  – 3,17  – 0,98  – 3,46  + 1,55  + 1,60  + 2,89  + 2,89  – 4,53 

Sonstige Investitionen  – 5,69  +12,25  – 9,23  – 2,23  – 9,24  + 5,28  – 2,97  + 0,40  – 4,94  – 3,64  – 4,62  – 4,81  + 3,82 
Finanzderivate  + 0,54  – 0,19  + 0,76  + 2,60  + 3,81  + 0,37  + 1,00  + 0,06  + 1,18  + 1,63  + 0,53  + 0,63  + 1,02 
Offizielle Währungsreserven  + 2,37  – 1,10  – 0,73  – 0,94  – 0,40  – 0,22  – 0,41  – 0,27  – 0,04  + 0,18  – 0,26  – 0,18  – 0,14 

Statistische Differenz  + 2,35  – 6,54  – 0,88  + 0,52  – 2,48  – 2,56  + 1,55  + 1,46  + 0,08  – 1,23  + 1,17  – 0,60  – 1,83 
Q: OeNB. • Rückfragen: Ursula.Glauninger@wifo.ac.at, Christa.Magerl@wifo.ac.at  

Tourismus 
Übersicht 11: Übernachtungen 

 2011 2012 2013 2013 2013 2014 
    I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. Septem-

ber 
Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber 
Jänner Februar 

 Veränderung gegen das Vorjahr in % 
              
In allen Unterkunftsarten  + 0,9  + 4,0  + 1,2  + 4,7  – 8,0  + 1,7  + 3,5  – 1,8  + 1,9  + 2,1  + 5,1  – 3,1  – 9,3 
Inländische Reisende  + 0,8  + 1,9  – 0,6  – 0,2  – 3,5  + 0,6  + 0,3  – 1,7  – 2,2  + 2,3  + 1,1  – 1,0  – 0,1 
Ausländische Reisende  + 0,9  + 4,8  + 1,9  + 5,9  – 10,3  + 2,2  + 5,0  – 1,9  + 4,2  + 1,9  + 6,2  – 3,6  – 11,6 

Aus Deutschland  – 1,6  + 4,7  + 2,5  + 11,2  – 16,8  + 2,0  + 5,6  – 3,7  + 5,3  + 1,6  + 6,7  – 3,0  – 18,0 
Aus den Niederlanden  – 1,9  + 5,5  – 2,7  – 4,9  – 7,6  – 1,0  + 6,3  – 4,9  + 0,8  + 4,9  + 7,0  – 12,9  – 13,9 
Aus Italien  – 0,2  – 3,2  – 4,8  – 11,0  – 10,2  – 1,8  – 3,1  – 1,9  + 6,0  – 4,5  – 5,9  + 5,6  – 9,2 
Aus der Schweiz  + 12,6  + 6,6  + 0,4  + 5,2  – 6,7  + 0,2  + 0,1  + 0,4  – 2,6  + 2,7  + 3,3  + 3,8  – 4,0 
Aus Großbritannien  – 4,6  + 2,5  + 5,2  + 7,1  – 3,2  + 10,0  + 2,3  + 6,1  – 1,7  + 0,2  + 3,7  – 3,0  + 0,2 
Aus den USA  – 3,2  + 6,9  + 6,3  + 7,3  + 1,1  + 8,0  + 10,1  + 8,4  + 6,5  + 11,6  + 13,4  + 6,7  + 2,9 
Aus Japan  + 6,2  + 16,1  – 1,2  + 2,1  – 3,5  – 0,9  – 1,7  – 3,9  – 3,3  – 3,9  + 2,6  – 4,3  – 20,3 

Q: Statistik Austria. • Rückfragen: Sabine.Ehn-Fragner@wifo.ac.at, Susanne.Markytan@wifo.ac.at 

Übersicht 12: Zahlungsströme im internationalen Tourismus 
 2009 2010 2011 2012 2013 2012 2013 
      I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. 
 Mio. € 

              
Exporte   15.375   15.705   16.187   16.659   17.104   6.077   2.900   4.474   3.208   6.365   2.790   4.609   3.340 

Einnahmen i. e. S.   13.896   14.027   14.267   14.706   .   5.641   2.368   3.910   2.787   5.956   2.259   4.056   . 
Personentransport   1.479   1.678   1.920   1.953   .   436   532   564   421   409   531   553   . 

Importe   9.143   9.291   9.232   9.710   9.628   1.777   2.600   3.633   1.700   1.712   2.542   3.555   1.819 
Ausgaben i. e. S.   7.744   7.717   7.531   7.881   .   1.370   2.120   3.132   1.259   1.276   2.056   3.052   . 
Personentransport   1.399   1.574   1.701   1.829   .   407   480   501   441   436   486   503   . 

Saldo   6.232   6.414   6.955   6.949   7.476   4.300   300   841   1.508   4.653   248   1.054   1.521 
Ohne Personentransport   6.152   6.310   6.736   6.825   .   4.271   248   778   1.528   4.680   203   1.004   . 

Q: OeNB, WIFO. • Rückfragen: Sabine.Ehn-Fragner@wifo.ac.at, Susanne.Markytan@wifo.ac.at 
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Übersicht 13: Umsätze und Nächtigungen in der laufenden Saison 
 Wintersaison 2012/13 November 2013 bis Februar 2014 
 Umsätze Übernachtungen Umsätze1) Übernachtungen2) 
 Insgesamt Aus dem 

Inland 
Aus dem 
Ausland 

Insgesamt Aus dem 
Inland 

Aus dem 
Ausland 

 Veränderung gegen das Vorjahr in % 
         
Wien  + 0,8  + 3,2  + 0,7  + 3,8  + 3,4  + 6,7  + 5,9  + 6,9 
Niederösterreich  – 2,3  – 1,1  – 1,9  + 1,1  – 2,3  – 0,8  + 0,6  – 4,5 
Burgenland  – 2,7  – 2,1  – 1,3  – 7,8  + 2,1  + 2,6  + 2,2  + 5,8 
Steiermark  – 0,9  – 0,5  – 1,2  + 0,5  + 0,6  + 1,2  + 0,1  + 2,7 
Kärnten  + 0,8  + 0,5  + 1,5  – 0,2  – 4,3  – 3,4  – 0,7  – 4,9 
Oberösterreich  – 0,8  – 0,8  – 2,0  + 1,4  – 2,8  – 2,7  + 0,1  – 7,6 
Salzburg  + 1,9  + 2,9  + 0,5  + 3,7  – 4,7  – 3,4  – 0,8  – 4,1 
Tirol  + 0,6  + 2,1  – 1,8  + 2,4  – 6,6  – 5,5  + 0,3  – 5,9 
Vorarlberg3)  + 4,2  + 4,7  + 1,5  + 5,0  – 5,7  – 4,9  – 0,2  – 5,3 
         
Österreich3)  + 1,0  + 1,9  – 0,7  + 2,8  – 4,2  – 3,1  + 0,4  – 4,1 
Q: Statistik Austria, WIFO. Wintersaison: 1. November bis 30. April, Sommersaison: 1. Mai bis 31. Oktober.  1) Schätzung.  2) Februar 2014: Hochrech-
nung.  3) Umsätze ohne, Nächtigungen einschließlich Kleinwalsertal. • Rückfragen: Sabine.Ehn-Fragner@wifo.ac.at, Susanne.Markytan@wifo.ac.at 
 

Übersicht 14: Hauptergebnisse des Tourismus-Satellitenkontos (TSA) 
 2000 2009 2010 2011 2012 
 Mio. € 

Touristische Nachfrage      
Ausgaben von ausländischen Reisenden   11.882   14.973   15.295   15.764   16.175 

Übernachtende Reisende   10.414   12.365   12.888   13.097   13.484 
Bei Tagesbesuchen   1.468   2.608   2.406   2.667   2.691 

Ausgaben von inländischen Reisenden   10.554   14.083   13.955   14.422   15.363 
Urlaubsreisende   8.717   11.787   12.027   12.359   13.123 

Übernachtende Reisende1)   5.303   7.329   7.427   7.577   7.931 
Bei Tagesbesuchen   3.414   4.458   4.601   4.782   5.191 

Geschäftsreisende   1.837   2.296   1.928   2.063   2.240 
Übernachtende Reisende   1.055   1.409   1.260   1.361   1.487 
Bei Tagesbesuchen   782   888   667   702   753 

Ausgaben bei Aufenthalten in Wochenendhäusern und Zweitwohnungen   87   109   104   102   103 
Gesamtausgaben (Urlaubs- und Geschäftsreisende, einschließlich Verwandten- und Bekanntenbesuche)   22.523   29.166   29.354   30.288   31.642 
Q: Statistik Austria, WIFO. 2000 bis 2011: endgültig (revidiert), 2012: vorläufig. Zur Methodik siehe die WIFO-Publikationen http://www.wifo.ac.at/wwa/ 
pubid/21031 bzw. http://www.wifo.ac.at/wwa/pubid/47138.  1) Einschließlich Aufwendungen im Zuge von Kuraufenthalten. • Rückfragen: 
Sabine.Ehn-Fragner@wifo.ac.at, Susanne. Markytan@wifo.ac.at  
 

Übersicht 15: Die volkswirtschaftliche Bedeutung von Tourismus und Freizeitwirtschaft 
 2000 2009 2010 2011 2012 2000 2009 2010 2011 2012 

Tourismus-Satellitenkonto Mio. € Anteile am BIP in % 
Direkte Wertschöpfung des Tourismus laut TSA           

Ohne Dienst- und Geschäftsreisen   10.211   13.867   14.719   15.473   16.918   4,9   5,0   5,2   5,2   5,5 
Einschließlich Dienst- und Geschäftsreisen   11.107   14.960   15.544   16.463   17.943   5,3   5,4   5,5   5,5   5,8 

           
TSA-Erweiterungen Mio. € Beitrag zum BIP in % 
Direkte und indirekte Wertschöpfung            

Tourismus (ohne Dienst- und Geschäftsreisen)   15.980   20.757   21.187   21.804   22.713   7,7   7,5   7,4   7,3   7,4 
Freizeitkonsum der Inländer am Wohnort   14.517   20.322   21.317   22.188   22.821   7,0   7,4   7,5   7,4   7,4 
Tourismus und Freizeitwirtschaft in Österreich   30.497   41.079   42.504   43.992   45.534   14,6   14,9   14,9   14,7   14,8 

Q: Statistik Austria, WIFO. 2000 bis 2011: endgültig (revidiert), 2012: vorläufig. • Rückfragen: Sabine.Ehn-Fragner@wifo.ac.at, Susanne.Markytan 
@wifo.ac.at 
 

Außenhandel 
Übersicht 16: Warenexporte 

 2013 2014 2013 2014 2011 2012 2013 2014 2013 2014 
  Jänner  Jänner    Jänner Septem-

ber 
Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber 
Jänner 

 Mrd. € Anteile in % Veränderung gegen das Vorjahr in % 
              
Insgesamt   125,4   9,9   100,0   100,0  + 11,3  + 1,5  + 1,5  + 0,2  + 2,2  + 7,2  – 1,9  + 5,6  + 0,2 
              
Intra-EU 28   86,3   6,9   68,8   69,8  + 9,8  – 0,7  + 1,1  – 1,1  + 2,0  + 8,1  + 0,1  + 3,8  – 1,1 

Intra-EU 15   65,2   5,2   52,0   52,9  + 9,1  – 0,9  + 1,0  – 2,0  + 0,5  + 9,4  – 1,4  + 2,3  – 2,0 
Deutschland   37,7   3,0   30,1   30,7  + 10,2  – 0,5  – 0,3  – 1,1  + 5,5  + 0,9  – 2,9  + 3,1  – 1,1 
Italien   8,2   0,7   6,5   6,8  + 9,0  – 9,6  – 3,2  – 0,5  + 8,9  + 2,9  – 0,7  + 3,9  – 0,5 

13 neue EU-Länder   21,1   1,7   16,8   16,9  + 12,1  – 0,1  + 1,4  + 1,8  + 7,0  + 4,2  + 4,8  + 8,5  + 1,8 
MOEL 5   16,9   1,4   13,5   13,9  + 13,2  – 0,7  + 2,1  + 2,5  + 9,2  + 7,2  + 7,1  + 14,3  + 2,5 

Ungarn   3,9   0,3   3,1   3,4  + 12,9  – 2,3  + 6,7  + 5,2  + 13,4  + 5,3  + 20,2  + 22,1  + 5,2 
Tschechien   4,4   0,3   3,5   3,5  + 14,9  – 6,1  – 2,5  + 1,0  + 0,2  – 1,9  + 0,1  + 17,6  + 1,0 

Baltikum   0,5   0,0   0,4   0,4  + 28,0  + 13,4  + 9,5  + 4,3  + 27,8  – 3,7  + 2,0  – 15,1  + 4,3 
Extra-EU 28   39,1   3,0   31,2   30,2  + 15,1  + 6,6  + 2,4  + 3,3  + 2,5  + 5,3  – 6,0  + 9,2  + 3,3 

Extra-EU 15   60,2   4,7   48,0   47,1  + 14,0  + 4,1  + 2,1  + 2,7  + 4,1  + 4,9  – 2,4  + 9,0  + 2,7 
Westbalkanländer   1,1   0,1   0,9   0,7  + 11,7  – 1,1  – 2,2  + 2,2  + 1,0  + 4,6  – 4,8  + 9,7  + 2,2 
GUS   5,1   0,4   4,1   3,6  + 11,7  + 9,9  + 8,7  – 2,8  + 1,5  – 2,1  – 12,6  – 6,1  – 2,8 
Industrieländer in Übersee   11,6   0,9   9,3   9,4  + 23,7  + 8,0  + 1,7  + 4,3  + 5,6  + 12,5  – 6,4  + 10,0  + 4,3 

USA   7,1   0,6   5,6   5,9  + 28,9  + 8,5  + 1,9  + 4,8  + 1,8  + 16,0  – 13,0  + 5,2  + 4,8 
OPEC   2,7   0,2   2,1   1,9  + 4,8  + 15,9  + 10,4  + 12,2  + 12,2  + 1,5  + 7,7  + 17,6  + 12,2 
NOPEC   10,2   0,7   8,1   7,6  + 12,1  + 4,4  – 0,9  + 0,7  – 3,6  + 6,2  – 7,6  + 12,9  + 0,7 

              
Agrarwaren   9,0   0,7   7,2   7,4  + 12,1  + 3,8  + 3,8  + 1,8  + 9,7  + 2,7  – 3,7  + 5,0  + 1,8 
Roh- und Brennstoffe   7,2   0,5   5,8   5,5  + 12,4  + 3,2  – 13,6  – 9,3  – 5,1  – 2,9  – 9,4  – 1,5  – 9,3 
Industriewaren   109,2   8,6   87,1   87,1  + 11,2  + 1,1  + 2,5  + 0,7  + 2,1  + 8,3  – 1,2  + 6,2  + 0,7 

Chemische Erzeugnisse   16,6   1,3   13,2   13,4  + 10,2  + 5,4  + 1,0  – 5,5  – 11,4  + 27,1  – 4,0  – 3,4  – 5,5 
Bearbeitete Waren   27,5   2,3   22,0   23,3  + 13,3  – 1,1  – 2,3  + 1,1  + 1,3  + 0,4  – 3,7  + 3,8  + 1,1 
Maschinen, Fahrzeuge   49,0   3,8   39,1   38,0  + 11,4  + 1,9  + 4,3  + 2,6  + 4,7  + 7,5  – 1,3  + 6,5  + 2,6 
Konsumnahe Fertigwaren   14,6   1,1   11,6   11,3  + 8,1  – 0,8  + 5,2  + 3,5  + 10,6  + 5,4  + 5,4  + 16,4  + 3,5 

Q: Statistik Austria. Monatsdaten für das aktuelle Jahr werden laufend revidiert. • Rückfragen: Irene.Langer@wifo.ac.at, Gabriele.Wellan@wifo.ac.at 
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Übersicht 17: Warenimporte 
 2013 2014 2013 2014 2011 2012 2013 2014 2013 2014 
  Jänner  Jänner    Jänner Septem-

ber 
Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber 
Jänner 

 Mrd. € Anteile in % Veränderung gegen das Vorjahr in % 
              
Insgesamt   130,0   10,5   100,0   100,0  + 15,3  + 0,7  – 1,5  + 0,2  + 3,4  + 1,2  – 3,1  + 2,6  + 0,2 
              
Intra-EU 28   92,5   7,1   71,1   68,2  + 13,7  – 0,4  – 1,4  – 2,2  + 5,7  – 1,4  – 3,4  + 4,2  – 2,2 

Intra-EU 15   73,8   5,7   56,8   54,4  + 12,1  – 1,1  – 1,8  – 2,3  + 5,8  – 0,8  – 3,8  + 4,0  – 2,3 
Deutschland   48,5   3,8   37,3   35,9  + 11,6  – 0,9  – 2,2  + 0,4  + 4,0  – 0,0  – 2,5  + 4,3  + 0,4 
Italien   7,9   0,6   6,1   5,5  + 10,9  – 3,7  – 4,1  – 1,9  – 1,4  – 6,4  – 3,5  + 1,6  – 1,9 

13 neue EU-Länder   18,6   1,4   14,3   13,8  + 20,8  + 2,4  + 0,0  – 2,0  + 5,6  – 3,4  – 2,2  + 5,0  – 2,0 
MOEL 5   16,3   1,3   12,5   12,2  + 20,8  + 2,5  + 0,5  + 0,3  + 5,8  – 3,0  – 1,3  + 6,0  + 0,3 

Ungarn   3,7   0,3   2,8   2,8  + 16,7  + 2,9  – 2,2  + 3,0  – 0,8  + 4,3  + 1,2  + 2,3  + 3,0 
Tschechien   5,3   0,4   4,1   4,1  + 16,5  + 0,3  + 8,9  + 3,8  + 12,9  + 1,1  + 10,8  + 16,2  + 3,8 

Baltikum   0,1   0,0   0,1   0,1  + 15,9  – 2,8  + 4,6  + 8,9  + 36,6  + 17,0  + 22,2  + 32,1  + 8,9 
Extra-EU 28   37,5   3,3   28,9   31,8  + 19,6  + 3,7  – 1,8  + 5,8  – 2,5  + 8,2  – 2,2  – 1,1  + 5,8 

Extra-EU 15   56,1   4,8   43,2   45,6  + 20,0  + 3,3  – 1,2  + 3,3  + 0,2  + 3,9  – 2,2  + 0,8  + 3,3 
Westbalkanländer   0,8   0,1   0,6   0,6  + 23,4  – 0,0  + 11,1  + 8,0  + 24,2  + 15,6  + 17,2  + 33,8  + 8,0 
GUS   5,7   0,6   4,4   5,9  + 39,9  + 13,2  – 12,6  + 58,6  – 1,1  + 21,4  + 7,5  – 18,9  + 58,6 
Industrieländer in Übersee   7,6   0,7   5,9   7,0  + 13,9  + 4,3  + 3,7  + 37,3  – 1,0  + 27,5  + 7,4  – 12,0  + 37,3 

USA   4,3   0,5   3,3   4,4  + 15,4  + 9,3  + 4,4  + 68,8  – 4,2  + 59,6  + 6,2  – 24,4  + 68,8 
OPEC   2,7   0,1   2,1   1,2  + 40,8  + 23,8  – 7,5  – 48,8  – 12,7  – 36,2  – 20,6  + 27,8  – 48,8 
NOPEC   12,4   1,1   9,5   10,4  + 14,4  + 1,0  + 1,9  + 0,0  + 6,6  + 5,4  + 0,5  + 6,9  + 0,0 

              
Agrarwaren   9,6   0,8   7,4   7,4  + 11,1  + 5,4  + 3,7  – 0,9  + 7,0  + 2,4  – 2,4  + 9,4  – 0,9 
Roh- und Brennstoffe   20,7   1,7   15,9   15,8  + 24,4  + 5,5  – 12,3  – 0,5  – 7,8  – 9,4  – 8,9  – 3,8  – 0,5 
Industriewaren   99,7   8,0   76,7   76,8  + 13,8  – 0,7  + 0,6  + 0,5  + 5,6  + 3,5  – 1,9  + 3,5  + 0,5 

Chemische Erzeugnisse   16,9   1,6   13,0   15,1  + 11,9  + 1,8  + 3,0  + 14,8  – 0,7  + 20,7  + 3,6  – 1,5  + 14,8 
Bearbeitete Waren   19,5   1,5   15,0   14,7  + 19,1  – 5,6  – 3,9  – 0,4  + 0,9  – 0,8  – 3,0  + 3,3  – 0,4 
Maschinen, Fahrzeuge   43,0   3,3   33,1   31,6  + 12,9  + 0,9  + 2,1  – 0,4  + 14,9  + 1,0  – 1,3  + 3,3  – 0,4 
Konsumnahe Fertigwaren   18,0   1,4   13,9   13,8  + 9,4  + 0,3  – 0,4  – 4,6  + 2,3  + 0,8  – 2,1  + 1,2  – 4,6 

Q: Statistik Austria. Monatsdaten für das aktuelle Jahr werden laufend revidiert. • Rückfragen: Irene.Langer@wifo.ac.at, Gabriele.Wellan@wifo.ac.at 
 

Zinssätze 
Übersicht 18: Kurz- und langfristige Zinssätze 

 2011 2012 2013 2013 2014 2013 2014 
    I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. Novem-

ber 
Dezem-

ber 
Jänner Februar März 

Geld- und Kapitalmarktzinssätze In % 
Basiszinssatz   0,6   0,4   0,1   0,4   0,1  – 0,1  – 0,1  – 0,1  – 0,1  – 0,1  – 0,1  – 0,1  – 0,1 
Taggeldsatz   0,9   0,2   0,1   0,1   0,1   0,1   0,1   0,2   0,1   0,2   0,2   0,2   0,2 
Dreimonatszinssatz   1,4   0,6   0,2   0,2   0,2   0,2   0,2   0,3   0,2   0,3   0,3   0,3   0,3 
Sekundärmarktrendite              

Benchmark   3,3   2,4   2,0   1,9   1,8   2,2   2,1   2,0   2,1   2,2   2,1   2,0   1,9 
Insgesamt   2,6   1,5   1,1   1,0   0,9   1,1   1,3   1,2   1,3   1,3   1,3   1,2   1,2 

              
Sollzinssätze der inländischen Kreditinstitute            
An private Haushalte              

Für Konsum: 1 bis 5 Jahre   4,7   4,4   4,4   4,2   4,5   4,5   4,3   .   4,4   4,3   4,3   4,5   . 
Für Wohnbau: Über 10 Jahre   5,0   3,9   3,6   3,8   3,5   3,6   3,4   .   3,2   3,4   3,3   3,3   . 

An nichtfinanzielle Unternehmen              
Bis 1 Mio. €: Bis 1 Jahr   2,9   2,4   2,2   2,2   2,3   2,2   2,2   .   2,1   2,3   2,3   2,3   . 
Über 1 Mio. €: Bis 1 Jahr   2,5   1,9   1,7   1,7   1,7   1,7   1,7   .   1,7   1,9   1,8   1,8   . 

An private Haushalte und nichtfinanzielle Unternehmen           
In Yen   1,5   1,4   1,4   1,6   1,4   1,3   1,5   .   1,4   1,6   1,6   1,6   . 
In Schweizer Franken   1,5   1,4   1,5   1,5   1,5   1,5   1,5   .   1,4   1,6   1,5   1,5   . 

              
Habenzinssätze der inländischen Kreditinstitute            
Einlagen von privaten Haushalten             

Bis 1 Jahr   1,6   1,3   0,7   0,8   0,7   0,6   0,7   .   0,7   0,6   0,7   0,6   . 
Über 2 Jahre   2,5   2,2   1,6   1,7   1,5   1,5   1,6   .   1,5   1,7   1,6   1,5   . 

Spareinlagen von privaten Haushalten             
Bis 1 Jahr   1,7   1,3   0,7   0,8   0,7   0,6   0,6   .   0,6   0,6   0,6   0,6   . 
Über 2 Jahre   2,5   2,1   1,5   1,6   1,5   1,4   1,5   .   1,4   1,7   1,5   1,4   . 

Q: OeNB, EZB. • Rückfragen: Ursula.Glauninger@wifo.ac.at, Christa.Magerl@wifo.ac.at 
 

Landwirtschaft 
Übersicht 19: Landwirtschaftliche Gesamtrechnung laut ESVG 1995 

 Ø 1994/ 
1996 

2009 2010 2011 2012 2013 Ø 1994/ 
1996 

2009 2010 2011 2012 2013 

Produktionswert  Mio. €, zu Erzeugerpreisen Mio. €, zu Herstellungspreisen 
Pflanzliche Erzeugung   2.219   2.435   2.771   3.267   3.233   2.931   2.669   2.434   2.767   3.266   3.227   2.926 
Tierische Erzeugung   2.733   2.750   2.840   3.188   3.308   3.428   2.921   2.838   2.921   3.233   3.359   3.486 
Übrige Produktion   469   588   607   650   653   663   469   588   607   650   653   663 

Erzeugung des landwirtschaftlichen 
Wirtschaftsbereichs   5.422   5.773   6.218   7.106   7.194   7.023   6.059   5.860   6.295   7.150   7.238   7.075 
Bruttowertschöpfung Landwirtschaft   2.289   2.192   2.544   3.041   2.953   2.758   2.927   2.279   2.621   3.085   2.998   2.810 
Nettowertschöpfung Landwirtschaft   .   .   .   .   .   .   1.635   689   1.001   1.413   1.265   1.026 
             

 1.000 Jahresarbeitseinheiten Veränderung gegen das Vorjahr in % 
             
Arbeitseinsatz in der Landwirtschaft   189,8   131,7   129,5   127,3   125,6   123,7   .  – 1,0  – 1,7  – 1,7  – 1,4  – 1,5 
             

 Real, Ø 1994/1996 = 100 Nominell, Ø 1994/1996 = 100 
             
Faktoreinkommen je Jahresarbeitseinheit   99,7   106,7   125,8   147,0   136,6   127,2   99,6   127,0   151,9   181,2   171,3   162,5 
             

 Erwerbstätige zu Vollzeitäquivalenten 
(Jahresarbeitseinheiten) 

Bruttowertschöpfung zu Herstellungspreisen 

             
Anteil der Landwirtschaft in %   5,9   3,8   3,7   3,6   3,5   3,4   1,9   0,9   1,0   1,1   1,1   1,0 
Q: Eurostat, NewCronos Datenbank, Statistik Austria, Bundesanstalt für Agrarwirtschaft, WIFO-Berechnungen. 2013: vorläufig; Stand Jänner 2014. • 
Rückfragen: Dietmar.Weinberger@wifo.ac.at 
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Übersicht 20: Markt- und Preisentwicklung 
 Ø 1994/ 

1996 
2010 2011 2012 2013 2013 2013 

     I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. Septem-
ber 

Oktover Novem-
ber 

Dezem-
ber 

 1.000 t Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Marktentwicklung              
Milchanlieferung   2.278,0   2.781,1   2.904,4   2.964,2   2.933,7  – 2,3  – 2,9  – 0,6  + 2,3  + 0,2  + 1,1  + 2,6  + 3,3 
Marktleistung Getreide1)   .   2.405,3   2.752,1   2.425,4   2.350,0   .   .   .   .   .   .   .   . 
Marktleistung Schlachtrinder   196,5   210,3   212,7   208,3   208,3  – 4,5  + 0,3  + 5,6  – 0,9  – 1,0  – 2,5  – 4,2  + 4,9 
Marktleistung Schlachtkälber   13,0   9,5   11,2   10,4   9,0  – 8,6  – 29,3  – 9,3  – 3,6  + 3,6  – 7,8  + 4,6  – 6,1 
Marktleistung Schlachtschweine   430,5   507,1   501,1   493,2   489,6  – 1,1  – 0,8  + 1,5  – 2,4  + 9,9  – 1,6  – 6,5  + 1,0 
Marktleistung Schlachthühner   69,1   86,9   81,1   78,5   81,1  – 2,1  + 4,5  + 3,8  + 6,8  – 1,7  – 8,0  + 27,4  + 5,5 
              

 € je t Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Erzeugerpreise (ohne Umsatzsteuer)             
Milch (4% Fett, 3,3% EE)   311,5   309,0   345,2   329,4   367,1  – 4,4  + 7,5  + 20,6  + 24,1  + 22,3  + 23,8  + 24,8  + 23,8 
Qualitätsweizen2)   .   159,6   205,6   209,5   194,8  + 17,1  + 14,8  – 38,4   .  – 35,0   .   .   . 
Jungstiere (R3)3)   .   3.210,0   3.577,5   3.884,2   3.832,5  + 5,1  + 0,8  – 5,1  – 5,8  – 6,8  – 6,2  – 5,9  – 5,1 
Schweine (Kl. E.)3)   .   1.377,5   1.512,5   1.704,2   1.723,3  + 6,4  – 0,6  + 3,5  – 4,3  – 3,1  – 5,8  – 6,1  – 0,6 
Hühner bratfertig   .   2.012,5   2.129,2   2.174,2   2.348,3  + 13,0  + 12,3  + 8,7  – 0,7  + 3,1  + 1,3  – 1,3  – 2,1 
Q: Agrarmarkt Austria, Statistik Austria, Bundesanstalt für Agrarwirtschaft, WIFO-Berechnungen.  1) Wirtschaftsjahr (Juli bis Juni); Körnermais: Oktober bis 
September.  2) Ab Juli 2012 vorläufig bzw. A-Konto-Zahlungen.  3) € je t Schlachtgewicht. • Rückfragen: Dietmar.Weinberger@wifo.ac.at 
 

Herstellung von Waren 
Übersicht 21: Produktion, Beschäftigung und Auftragslage 

 2011 2012 2013 2013 2013 2014 
    I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. August Septem-

ber 
Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber 
Jänner 

 Veränderung gegen das Vorjahr in % 
              
Produktionsindex (arbeitstägig bereinigt)             
Insgesamt  + 6,9  – 0,4  + 0,7  + 1,0  + 0,4  + 0,6  + 0,9  – 0,9  + 1,5  + 1,0  + 0,5  + 1,2  + 4,6 

Vorprodukte  + 6,4  – 0,4  – 0,3  – 1,2  – 1,0  + 1,0  – 0,1  – 0,4  + 1,9  + 0,8  – 0,8  – 0,5  + 5,8 
Kfz  + 13,9  – 0,0  + 7,7  + 0,8  + 9,2  + 8,1  + 12,5  + 9,2  + 5,7  + 11,9  + 17,9  + 7,0  + 18,0 
Investitionsgüter  + 10,4  + 1,6  + 0,2  + 0,3  + 1,6  – 4,4  + 3,2  – 5,8  + 1,2  – 1,9  + 4,4  + 6,6  + 4,0 
Konsumgüter  + 1,0  – 2,2  + 1,7  + 1,2  + 2,8  + 2,3  + 0,6  + 1,3  + 1,1  – 0,9  + 0,6  + 2,2  – 1,8 

Langlebige  + 2,5  – 2,8  + 4,3  – 0,4  + 11,0  + 4,0  + 2,9  + 1,5  + 0,3  – 1,4  + 7,8  + 2,3  – 4,9 
Nahrungs- und Genussmittel  + 3,0  + 0,1  + 2,0  + 3,1  + 0,8  + 2,9  + 1,4  + 1,4  + 2,0  + 2,2  – 2,2  + 4,5  – 0,8 
Andere Kurzlebige  – 4,1  – 6,0  – 1,6  – 0,7  – 1,4  – 0,5  – 3,6  + 0,8  + 0,3  – 6,1  – 1,5  – 2,9  – 1,0 

              
Beschäftigte  + 2,6  + 1,7  + 0,1  + 0,4  + 0,4  – 0,1  – 0,1  – 0,6  + 0,1  + 0,0  – 0,0  – 0,1   . 
Geleistete Stunden  + 2,5  + 1,1  + 0,1  – 1,9  – 0,0  + 1,2  + 1,0  – 1,5  + 2,3  + 2,3  – 0,5  + 1,4   . 
Produktion je Beschäftigte/-n  + 4,2  – 2,1  + 0,6  + 0,6  + 0,0  + 0,6  + 1,0  – 0,3  + 1,4  + 1,0  + 0,6  + 1,4   . 
Produktion (unbereinigt) 
je geleistete Stunde  + 3,6  – 1,3  + 0,5  + 0,2  + 0,4  + 0,5  + 0,8  – 2,4  + 2,3  + 0,3  – 0,6  + 2,9   . 
              
Auftragseingänge  + 7,7  + 1,5  + 0,8  – 1,8  – 1,7  + 2,7  + 4,7  + 4,0  – 0,3  – 1,2  + 3,9  + 12,5   . 

Inland  + 7,0  – 0,2  + 2,0  + 6,6  – 8,0  + 3,2  + 7,2  + 5,7  – 0,4  + 7,3  + 5,1  + 9,7   . 
Ausland  + 7,9  + 2,1  + 0,5  – 4,4  + 0,4  + 2,6  + 3,8  + 3,4  – 0,2  – 3,8  + 3,5  + 13,3   . 

Auftragsbestand  + 10,9  + 3,1  – 0,6  – 3,7  – 1,5  + 0,6  + 2,1  + 1,9  + 0,1  + 0,3  + 2,9  + 3,2   . 
Inland  – 8,3  – 7,5  + 4,2  – 2,7  + 4,1  + 6,8  + 9,3  + 9,7  + 4,9  + 7,2  + 9,4  + 11,4   . 
Ausland  + 16,1  + 5,3  – 1,6  – 3,9  – 2,6  – 0,5  + 0,8  + 0,4  – 0,8  – 0,9  + 1,6  + 1,7   . 

Q: Statistik Austria, WIFO-Berechnungen. • Rückfragen: Elisabeth.Neppl-Oswald@wifo.ac.at 
 
Übersicht 22: Ergebnisse des WIFO-Konjunkturtests für die Sachgütererzeugung 

 2011 2012 2013 2014 
 I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV.Qu. I. Qu. 
 Anteil der Unternehmen mit "ausreichenden" oder "mehr als ausreichenden" Auftragsbeständen in %, 

saisonbereinigt 
               
Auftragsbestände 77 80 75 70 71 72 67 64 63 61 60 63 67 
Exportauftragsbestände 68 69 66 64 63 64 59 55 55 55 54 58 61 
   

 Überhang der Meldungen von zu großen Lagerbeständen (+) bzw. von zu kleinen Lagerbeständen (–) 
in Prozentpunkten, saisonbereinigt 

               
Fertigwarenlager (aktuell) 3 2 6 10 7 10 11 12 10 9 7 8 9 
              

 Überhang positiver bzw. negativer Meldungen in Prozentpunkten, saisonbereinigt 
               
Produktion in den nächsten 3 Monaten 19 15 9  – 4 3 3 2 1 2 5 2 8 9 
Verkaufspreise in den nächsten 3 Monaten 23 26 13 6 10 9 2 4 5 4 1 2 6 
Q: WIFO-Konjunkturtest. • Rückfragen: Eva.Jungbauer@wifo.ac.at 
 

Bauwirtschaft 
Übersicht 23: Produktion 

 2011 2012 2013 2013 2013 
    I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. Juli August Septem-

ber 
Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber 
 Veränderung gegen das Vorjahr in % 

Produktionswert              
Hoch- und Tiefbau1)  + 2,7  + 5,8  + 2,4  + 5,1  – 2,3  + 1,0  + 6,8  + 1,1  + 0,9  + 1,0  + 7,7  + 0,6  + 13,7 

Hochbau  + 7,3  + 8,0  + 3,3  + 6,9  – 1,6  + 2,4  + 6,4  + 2,0  – 0,0  + 5,3  + 6,4  + 1,2  + 12,5 
Wohnhaus-, Siedlungsbau  + 5,4  + 11,7  + 8,1  + 19,2  + 2,9  + 5,9  + 9,0  + 7,9  + 1,1  + 8,3  + 9,9  + 1,9  + 16,4 

Tiefbau  – 2,9  + 3,6  + 0,7  + 3,6  – 4,4  – 2,1  + 7,1  – 2,2  + 1,9  – 5,3  + 9,2  – 1,2  + 16,4 
Bauwesen insgesamt2)  + 9,3  + 5,3  – 0,2  – 1,0  – 2,2  – 0,4  + 2,2  – 0,3  – 1,4  + 0,4  + 3,0  – 2,2  + 5,9 

Baunebengewerbe  + 6,7  + 6,3  + 2,1  + 0,8  + 1,7  + 2,6  + 2,6  + 7,4  – 1,5  + 1,9  + 5,0  – 1,3  + 4,0 
              
Auftragsbestände  + 12,4  + 6,7  – 0,7  – 5,3  – 5,1  + 3,0  + 5,5  + 2,4  + 3,1  + 3,7  + 3,5  + 5,8  + 7,3 
Auftragseingänge  + 11,5  + 2,2  + 1,9  – 10,0  + 3,9  + 5,6  + 6,2  + 12,3  + 5,0  – 0,1  – 3,0  + 7,4  + 15,2 
Q: Statistik Austria.  1) Wert der technischen Gesamtproduktion nach dem Güteransatz (GNACE), charakteristische Produktion ohne Nebenleistungen. 
 2) Wert der abgesetzten Produktion nach dem Aktivitätsansatz (ÖNACE 2008), einschließlich Bauhilfsgewerbe, nach dem Schwerpunkt der Tätigkeit 
des Bauunternehmens. • Rückfragen: Michael.Weingaertler@wifo.ac.at 
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Übersicht 24: Preise und Arbeitsmarkt 
 2011 2012 2013 2013 2013 2014 
    I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. August Septem-

ber 
Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber 
Jänner 

 Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Baupreisindex1)              
Hoch- und Tiefbau  + 3,2  + 2,6  + 1,3  + 1,7  + 1,3  + 1,1  + 1,1   .   .   .   .   .   . 

Hochbau  + 2,8  + 2,6  + 2,5  + 2,7  + 2,6  + 2,5  + 2,4   .   .   .   .   .   . 
Wohnhaus-, Siedlungsbau  + 2,8  + 2,6  + 2,4  + 2,7  + 2,5  + 2,4  + 2,3   .   .   .   .   .   . 

Tiefbau  + 3,5  + 2,6  – 0,1  + 0,6  + 0,0  – 0,5  – 0,5   .   .   .   .   .   . 
              
Arbeitsmarkt              
Beschäftigung Hoch- und Tiefbau  + 1,5  – 0,2  – 1,0  – 3,9  + 0,2  + 2,0  – 3,1  + 2,9  + 0,1  – 1,8  – 4,5  – 3,2  – 1,0 
Arbeitslose  – 8,6  + 6,4  + 12,5  + 11,3  + 14,8  + 21,3  + 9,3  + 20,2  + 20,2  + 18,0  + 14,9  + 5,1  + 0,7 
Offene Stellen  – 8,2  – 14,9  – 7,6  – 8,4  – 7,5  – 6,5  – 8,9  – 4,3  – 8,1  – 5,5  – 13,0  – 10,5  – 14,7 
Q: Statistik Austria, Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger, Arbeitsmarktservice Österreich.  1) 1996 = 100. • Rückfragen: 
Michael.Weingaertler@wifo.ac.at 

 

Binnenhandel 
Übersicht 25: Umsätze und Beschäftigung 

 2011 2012 2013 2013 2013 2014 
    I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. August Septem-

ber 
Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber 
Jänner 

 Veränderung gegen das Vorjahr in % 
              
Nettoumsätze nominell  + 4,9  + 0,0  – 2,0  – 4,4  – 1,6  – 1,2  – 1,0  – 4,2  – 0,2  – 1,7  – 2,9  + 1,6  – 1,4 

Kfz-Handel, Reparatur von Kfz   + 8,1  – 3,9  – 0,5  – 6,9  – 0,7  + 0,6  + 5,2  – 4,4  + 0,5  + 4,3  + 2,8  + 9,3  + 0,2 
Großhandel ohne Kfz-Handel  + 5,3  + 0,1  – 4,1  – 6,1  – 3,2  – 3,4  – 3,7  – 7,4  – 0,9  – 4,4  – 6,8  + 0,5  – 3,0 
Einzelhandel ohne Kfz-Handel  + 2,5  + 1,8  + 1,4  + 0,4  + 1,0  + 2,7  + 1,5  + 2,7  + 1,2  + 1,1  + 2,8  + 0,9  + 0,8 

              
Nettoumsätze real  – 0,4  – 1,9  – 2,1  – 5,4  – 2,3  – 0,6  – 0,3  – 3,3  + 0,7  – 0,6  – 1,9  + 1,8  – 1,0 

Kfz-Handel, Reparatur von Kfz   + 6,5  – 5,3  – 0,9  – 8,2  – 1,5  + 0,7  + 5,7  – 4,3  + 0,7  + 5,0  + 3,5  + 9,4  – 0,4 
Großhandel ohne Kfz-Handel  – 1,7  – 1,8  – 3,4  – 6,6  – 3,3  – 1,9  – 1,8  – 5,5  + 1,1  – 1,9  – 5,0  + 1,9  – 1,7 
Einzelhandel ohne Kfz-Handel  – 1,1  – 0,6  – 0,2  – 1,5  – 0,8  + 1,3  + 0,2  + 1,3  – 0,1  – 0,3  + 1,6  – 0,7  – 0,3 

              
Beschäftigte1)  + 1,2  + 1,1  – 0,5  – 0,3  – 0,5  – 0,6  – 0,7  – 0,9  – 0,4  – 0,8  – 0,8  – 0,6  + 0,1 

Kfz-Handel, Reparatur von Kfz   + 1,1  + 0,8  – 1,3  – 1,3  – 1,2  – 1,4  – 1,3  – 1,7  – 1,3  – 1,5  – 1,7  – 0,9  – 0,4 
Großhandel ohne Kfz-Handel  + 1,1  + 1,7  – 0,8  – 0,3  – 0,6  – 1,1  – 1,2  – 1,6  – 0,7  – 1,0  – 1,4  – 1,3  – 0,4 
Einzelhandel ohne Kfz-Handel  + 1,3  + 0,8  – 0,2  – 0,0  – 0,2  – 0,3  – 0,2  – 0,3  – 0,1  – 0,3  – 0,3  – 0,1  + 0,5 

Q: Statistik Austria; ÖNACE 2008.  1) Beschäftigtenverhältnisse der unselbständig und selbständig Beschäftigten. • Rückfragen: Martina.Agwi@ 
wifo.ac.at 

 

Verkehr 
Übersicht 26: Güter- und Personenverkehr 

 2011 2012 2013 2013 2013 2014 
    I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. August Septem-

ber 
Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber 
Jänner 

 Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Güterverkehr              
Straße (in tkm)  + 2,8  – 5,0   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   . 
Neuzulassungen Lkw (Nutzlast 1 t 
und darüber)  + 10,9  + 1,2  + 3,3  – 4,1  – 2,3  + 9,3  + 13,0  + 1,6  + 15,8  + 18,5  – 6,0  + 30,9  – 3,6 
Bahn (in tkm)  + 2,4  – 5,6   .  – 7,8  – 7,8  + 4,0   .   .   .   .   .   .   . 

Inlandverkehr  – 5,1  – 10,1   .  – 16,5  – 14,8  + 3,2   .   .   .   .   .   .   . 
Ein- und Ausfuhr  + 5,6  – 5,5   .  – 5,5  – 8,5  + 0,9   .   .   .   .   .   .   . 
Transit  + 6,3  + 0,4   .  – 2,2  + 1,8  + 12,3   .   .   .   .   .   .   . 

              
Personenverkehr              

Bahn (Personenkilometer)   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   . 
Luftverkehr (Passagiere)  + 5,8  + 4,4   .  – 7,1  – 1,6  – 0,5   .  + 1,8  – 2,0  + 0,8   .   .   . 
Neuzulassungen Pkw  + 8,4  – 5,7  – 5,1  – 9,8  – 7,1  – 3,8  + 2,6  – 6,1  – 6,6  + 1,6  – 4,2  + 13,1  – 13,6 

Q: Statistik Austria, ÖBB. • Rückfragen: Michael.Weingaertler@wifo.ac.at 

 

Bankenstatistik 
Übersicht 27: Einlagen und Kredite 

 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2012 2013 
        III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. 
 Veränderung der Endstände gegen das Vorjahr in % 

              
Einlagen insgesamt  + 11,7  + 6,8  + 1,2  + 0,8  + 2,9  + 2,3  + 2,3  + 1,8  + 2,3  + 1,3  + 0,3  + 1,2  + 2,3 

Spareinlagen  + 4,5  + 6,3  + 2,3  – 1,7  + 0,5  – 0,5  – 2,9  + 0,5  – 0,5  – 2,1  – 2,8  – 2,7  – 2,9 
Termineinlagen  + 51,5  + 13,1  – 25,2  + 5,6  + 0,8  – 16,4  + 4,5  – 18,6  – 16,4  – 16,8  – 11,6  – 3,3  + 4,5 
Sichteinlagen  + 10,4  + 7,1  + 15,2  + 2,9  + 8,4  + 13,7  + 9,0  + 12,6  + 13,7  + 12,4  + 9,1  + 8,5  + 9,0 
Fremdwährungseinlagen  + 32,3  – 28,5  – 12,3  + 24,7  – 5,5  + 7,0  + 5,3  + 3,8  + 7,0  + 11,7  – 5,1  + 1,7  + 5,3 

Direktkredite an inländische 
Nichtbanken  + 3,6  + 7,4  – 1,3  + 2,9  + 2,7  + 0,0  – 1,2  + 1,8  + 0,0  – 0,4  – 0,8  – 1,1  – 1,2 
Q: OeNB. • Rückfragen: Ursula.Glauninger@wifo.ac.at, Christa.Magerl@wifo.ac.at 
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Arbeitsmarkt 
Übersicht 28: Saisonbereinigte Arbeitsmarktindikatoren 

 2012 2013 2014 2013 2014 
 III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber 
Jänner Februar März 

 Veränderung gegen die Vorperiode in % 
              
Unselbständig aktiv Beschäftigte1)  + 0,2  + 0,1  + 0,1  + 0,2  + 0,1  + 0,2  + 0,4  + 0,1  + 0,1  + 0,1  + 0,2  + 0,1  + 0,1 
Arbeitslose  + 1,3  + 2,2  + 2,8  + 3,0  + 3,8  + 1,7  + 1,4  + 0,5  + 0,4  + 0,2  + 0,3  + 0,7  + 1,2 
Offene Stellen  – 1,5  – 3,5  – 4,6  – 3,4  – 0,1  + 1,8  + 0,8  + 0,4  + 1,5  – 0,2  – 1,0  + 1,3  + 1,7 
Arbeitslosenquote              

In % der unselbständigen 
Erwerbspersonen   7,0   7,2   7,3   7,5   7,8   7,9   8,0   7,9   7,9   7,9   7,9   8,0   8,1 
In % der Erwerbspersonen 
(laut Eurostat)   4,5   4,6   4,9   4,7   4,9   5,0   .   5,0   5,0   5,0   4,9   4,8   . 

Q: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger, Arbeitsmarktservice Österreich, Eurostat, WIFO-Berechnungen.  1) Ohne Personen, 
die Kinderbetreuungsgeld beziehen, ohne Präsenzdiener, ohne Arbeitslose in Schulung mit Beihilfen zur Deckung des Lebensunterhaltes. • Rückfragen: 
Christoph.Lorenz@wifo.ac.at  

Übersicht 29: Beschäftigung, Arbeitslosigkeit und offene Stellen 
 2011 2012 2013 2013 2014 2013 2014 
 

 
  II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber 
Jänner Februar März 

 In 1.000 
              
Unselbständig Beschäftigte   3.422   3.465   3.483   3.482   3.553   3.474   3.448   3.503   3.471   3.449   3.427   3.444   3.472 

Männer   1.823   1.847   1.853   1.864   1.904   1.847   1.814   1.880   1.854   1.805   1.793   1.806   1.843 
Frauen   1.599   1.619   1.630   1.618   1.648   1.628   1.634   1.622   1.617   1.643   1.634   1.638   1.630 

              
Ausländer   489   527   557   555   580   558   568   566   553   555   560   569   574 

              
Herstellung von Waren   574   583   583   582   592   582   577   586   584   576   575   576   579 
Bauwesen   245   248   247   260   273   245   216   268   256   211   201   208   239 
Private Dienstleistungen   1.578   1.602   1.615   1.600   1.648   1.607   1.617   1.603   1.593   1.625   1.616   1.621   1.612 
Öffentliche Dienstleistungen1)   858   868   877   875   875   884   885   883   882   887   883   885   886 

              
Unselbständig aktiv Beschäftigte2)   3.323   3.370   3.392   3.390   3.463   3.385   3.358   3.411   3.382   3.361   3.337   3.353   3.384 

Männer   1.812   1.836   1.843   1.853   1.895   1.838   1.804   1.870   1.846   1.798   1.783   1.796   1.833 
Frauen   1.511   1.534   1.548   1.537   1.568   1.547   1.554   1.541   1.536   1.563   1.554   1.558   1.550 

              
Arbeitslose   247   261   287   256   260   315   349   280   302   361   370   357   319 

Männer   139   148   165   140   138   181   217   149   166   227   237   226   187 
Frauen   108   112   122   116   122   134   132   131   136   134   133   131   132 

              
Personen in Schulung   63   67   74   77   66   76   82   81   80   67   80   84   83 
              
Offene Stellen   32   29   26   28   28   24   24   26   25   23   22   25   27 
              

 Veränderung gegen das Vorjahr in 1.000 
              
Unselbständig Beschäftigte  + 61,5  + 43,7  + 17,5  + 20,4  + 15,6  + 14,4  + 24,9  + 16,9  + 5,0  + 21,5  + 22,5  + 29,1  + 23,2 

Männer  + 36,8  + 23,6  + 6,6  + 9,1  + 7,2  + 5,1  + 16,2  + 8,0  – 2,0  + 9,4  + 12,1  + 17,7  + 18,8 
Frauen  + 24,7  + 20,1  + 10,9  + 11,3  + 8,4  + 9,3  + 8,7  + 8,9  + 7,0  + 12,1  + 10,3  + 11,3  + 4,4 

              
Ausländer  + 37,7  + 38,1  + 29,7  + 30,8  + 30,5  + 28,0  + 33,4  + 29,7  + 23,0  + 31,4  + 33,2  + 36,5  + 30,5 

              
Herstellung von Waren  + 10,4  + 9,7  + 0,0  – 0,3  – 3,2  – 2,3  – 0,9  – 1,7  – 3,0  – 2,3  – 1,4  – 0,6  – 0,6 
Bauwesen  + 3,7  + 2,7  – 0,9  + 0,8  + 2,2  – 3,0  + 5,5  – 1,3  – 6,1  – 1,7  + 1,9  + 4,4  + 10,2 
Private Dienstleistungen  + 41,0  + 23,9  + 12,2  + 15,3  + 10,0  + 13,3  + 12,9  + 11,8  + 10,0  + 18,2  + 15,5  + 17,1  + 6,1 
Öffentliche Dienstleistungen1)  + 7,8  + 10,4  + 9,0  + 7,5  + 8,8  + 8,9  + 9,6  + 9,0  + 7,9  + 9,9  + 9,7  + 10,8  + 8,4 

              
Unselbständig aktiv Beschäftigte2)  + 63,3  + 47,2  + 21,2  + 24,1  + 19,2  + 18,2  + 28,7  + 20,1  + 9,4  + 25,3  + 26,5  + 32,9  + 26,8 

Männer  + 36,9  + 23,7  + 7,2  + 9,7  + 7,6  + 5,5  + 16,6  + 8,0  – 1,4  + 9,9  + 12,6  + 18,1  + 19,2 
Frauen  + 26,4  + 23,5  + 14,0  + 14,4  + 11,5  + 12,7  + 12,1  + 12,1  + 10,8  + 15,4  + 13,9  + 14,7  + 7,6 

              
Arbeitslose  – 4,1  + 13,9  + 26,6  + 21,4  + 30,4  + 33,4  + 30,3  + 30,4  + 31,5  + 38,3  + 31,4  + 30,3  + 29,1 

Männer  – 6,0  + 9,3  + 16,8  + 13,8  + 17,8  + 19,4  + 14,3  + 17,5  + 18,5  + 22,3  + 17,0  + 14,8  + 11,0 
Frauen  + 1,9  + 4,7  + 9,7  + 7,6  + 12,6  + 14,0  + 16,0  + 13,0  + 13,0  + 16,0  + 14,4  + 15,6  + 18,1 

              
Personen in Schulung  – 10,0  + 3,4  + 6,9  + 8,8  + 5,9  + 5,9  + 7,0  + 7,8  + 5,6  + 4,4  + 7,6  + 6,5  + 6,9 
              
Offene Stellen  + 1,3  – 2,9  – 3,0  – 4,1  – 3,5  – 1,7  – 0,2  – 3,0  – 0,7  – 1,4  – 1,0  – 0,2  + 0,6 
Q: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger, Arbeitsmarktservice Österreich, Eurostat, WIFO-Berechnungen.  1) ÖNACE 2008, Ab-
schnitte O bis Q.  2) Ohne Personen, die Kinderbetreuungsgeld beziehen, ohne Präsenzdiener, ohne Arbeitslose in Schulung mit Beihilfen zur Deckung 
des Lebensunterhaltes. • Rückfragen: Christoph.Lorenz@wifo.ac.at   

Übersicht 30: Arbeitslosenquote und Stellenandrang 
 2011 2012 2013 2013 2014 2013 2014 
 

 
  II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber 
Jänner Februar März 

 In % der unselbständigen Erwerbspersonen 
              
Arbeitslosenquote   6,7   7,0   7,6   6,8   6,8   8,3   9,2   7,4   8,0   9,5   9,7   9,4   8,4 

Männer   7,1   7,4   8,2   7,0   6,8   8,9   10,7   7,3   8,2   11,2   11,7   11,1   9,2 
Frauen   6,3   6,5   7,0   6,7   6,9   7,6   7,5   7,5   7,8   7,6   7,5   7,4   7,5 

Unter 25-Jährige (in % der 
Arbeitslosen insgesamt)   15,7   15,5   14,9   14,8   15,7   14,7   13,9   15,1   14,7   14,3   14,1   13,6   13,9 
              
Stellenandrang (Arbeitslose je 
100 offene Stellen)   764   886   1.089   909   922   1.284   1.423   1.097   1.220   1.559   1.699   1.453   1.175 
Q: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger, Arbeitsmarktservice Österreich, WIFO-Berechnungen. • Rückfragen: Christoph.Lorenz 
@wifo.ac.at 
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Preise und Löhne 
Übersicht 31: Verbraucherpreise und Großhandelspreise 

 2011 2012 2013 2013 2013 2014 
    I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. Septem-

ber 
Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber 
Jänner Februar 

 Veränderung gegen das Vorjahr in % 
              
Harmonisierter VPI  + 3,5  + 2,6  + 2,1  + 2,6  + 2,2  + 2,0  + 1,7  + 1,8  + 1,5  + 1,5  + 2,0  + 1,5  + 1,5 
Verbraucherpreisindex  + 3,3  + 2,4  + 2,0  + 2,5  + 2,2  + 1,8  + 1,6  + 1,7  + 1,4  + 1,4  + 1,9  + 1,6  + 1,5 

Ohne Saisonwaren  + 3,3  + 2,6  + 1,9  + 2,4  + 2,1  + 1,8  + 1,5  + 1,6  + 1,3  + 1,4  + 1,9  + 1,6  + 1,5 
Nahrungsmittel, alkoholfreie 
Getränke  + 4,2  + 3,2  + 3,5  + 3,2  + 4,3  + 3,4  + 2,9  + 3,0  + 3,4  + 2,8  + 2,5  + 2,7  + 2,7 
Alkoholische Getränke, Tabak  + 4,1  + 2,4  + 3,5  + 2,0  + 4,0  + 4,0  + 3,9  + 3,9  + 3,7  + 3,7  + 4,1  + 3,6  + 3,5 
Bekleidung und Schuhe  + 3,0  + 1,3  + 0,7  + 1,6  – 0,6  + 0,3  + 1,5  + 1,1  + 0,8  + 0,7  + 2,9  – 0,1  – 1,4 
Wohnung, Wasser, Energie  + 3,2  + 3,2  + 2,4  + 3,0  + 2,5  + 2,2  + 1,9  + 2,1  + 2,0  + 1,9  + 1,9  + 1,6  + 1,5 
Hausrat und laufende 
Instandhaltung  + 1,6  + 2,3  + 1,9  + 2,2  + 2,2  + 1,6  + 1,5  + 1,8  + 1,4  + 1,4  + 1,5  + 1,5  + 1,8 
Gesundheitspflege  + 2,0  + 1,5  + 3,0  + 3,0  + 3,0  + 3,5  + 2,6  + 3,1  + 2,9  + 2,5  + 2,3  + 2,2  + 2,0 
Verkehr  + 5,6  + 2,6  – 0,3  + 0,9  – 0,3  – 0,3  – 1,4  – 1,1  – 2,0  – 1,5  – 0,6  – 0,4  – 0,6 
Nachrichtenübermittlung  + 0,9  – 0,1  + 1,3  + 1,0  + 2,2  + 0,0  + 1,9  + 0,2  + 0,2  + 0,3  + 5,2  + 5,5  + 5,8 
Freizeit und Kultur  + 2,0  + 1,0  + 1,8  + 2,7  + 1,7  + 1,3  + 1,4  + 1,3  + 0,8  + 1,5  + 1,9  + 1,0  + 0,9 
Erziehung und Unterricht  + 4,0  + 4,4  + 4,3  + 3,8  + 5,2  + 4,9  + 3,2  + 4,5  + 3,2  + 3,2  + 3,2  + 3,3  + 4,4 
Restaurants und Hotels  + 3,5  + 2,7  + 3,2  + 3,5  + 3,2  + 3,0  + 3,0  + 2,9  + 2,9  + 2,5  + 3,4  + 2,5  + 2,9 
Verschiedene Waren und 
Dienstleistungen  + 3,2  + 2,8  + 1,7  + 2,0  + 2,0  + 1,6  + 1,2  + 1,5  + 1,4  + 1,2  + 1,0  + 1,8  + 1,6 

              
Großhandelspreisindex  + 8,3  + 2,4  – 1,1  + 0,5  – 0,6  – 1,9  – 2,2  – 2,6  – 3,0  – 2,2  – 1,5  – 1,9  – 2,3 

Ohne Saisonprodukte  + 8,6  + 2,3  – 1,2  + 0,4  – 0,9  – 2,0  – 2,3  – 2,7  – 3,1  – 2,1  – 1,6  – 1,9  – 2,2 
Q: Statistik Austria. • Rückfragen: Ursula.Glauninger@wifo.ac.at 

 

Übersicht 32: Tariflöhne 
 2011 2012 2013 2013 2013 2014 
    I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. Septem-

ber 
Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber 
Jänner Februar 

 Veränderung gegen das Vorjahr in % 
              
Beschäftigte  + 2,0  + 3,3  + 2,6  + 2,9  + 2,6  + 2,5  + 2,4  + 2,5  + 2,5  + 2,4  + 2,3  + 2,2  + 2,2 

Ohne öffentlichen Dienst  + 2,2  + 3,4  + 3,1  + 3,3  + 3,2  + 3,0  + 2,9  + 3,0  + 3,0  + 2,9  + 2,9  + 2,7  + 2,7 
Arbeiter  + 2,3  + 3,6  + 3,4  + 3,6  + 3,6  + 3,2  + 3,1  + 3,2  + 3,3  + 3,1  + 2,9  + 2,9  + 2,8 
Angestellte  + 2,2  + 3,4  + 2,9  + 3,1  + 3,0  + 2,8  + 2,8  + 2,8  + 2,8  + 2,8  + 2,8  + 2,6  + 2,6 
Bedienstete              

Öffentlicher Dienst  + 1,1  + 2,6  + 0,7  + 1,2  + 0,3  + 0,5  + 0,5  + 0,5  + 0,5  + 0,5  + 0,5  + 0,3  + 0,3 
Verkehr  + 1,2  + 2,8  + 2,9  + 3,2  + 3,2  + 2,7  + 2,7  + 2,7  + 2,7  + 2,7  + 2,7  + 2,7  + 2,7 

Q: Statistik Austria. • Rückfragen: Martin.Keppelmueller@wifo.ac.at 

 

Übersicht 33: Effektivverdienste 
 2011 2012 2013 2013 2013 
    I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. Juli August Septem-

ber 
Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber 
 Veränderung gegen das Vorjahr in % 

              
Gesamtwirtschaft1)              
Lohn- und Gehaltssumme, brutto  + 3,9  + 4,0  + 2,9  + 3,1  + 2,9  + 2,8  + 2,7   .   .   .   .   .   . 
Lohn- und Gehaltssumme, netto  + 3,5  + 2,9   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   . 
Pro-Kopf-Einkommen der unselbständig Beschäftigten           

Brutto  + 1,8  + 2,4  + 2,1  + 2,3  + 2,1  + 2,1  + 2,1   .   .   .   .   .   . 
Netto  + 1,4  + 1,3   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   . 
Netto real2)  – 1,8  – 1,1   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   . 

              
Sachgütererzeugung              
Lohn- und Gehaltssumme, brutto  + 5,6  + 4,8  + 2,7  + 2,2  + 3,0  + 2,5  + 2,9  + 2,9  + 1,9  + 2,8  + 3,2  + 2,7  + 2,7 
Pro-Kopf-Einkommen der unselbständig Beschäftigten           

Einschließlich Sonderzahlungen  + 2,9  + 3,0  + 2,5  + 1,8  + 2,6  + 2,6  + 2,9  + 2,6  + 2,4  + 2,7  + 3,2  + 2,7  + 2,9 
Stundenverdienste der Arbeiter, pro Kopf            

Einschließlich Sonderzahlungen  + 3,4  + 2,9  + 2,8  + 3,2  + 2,9  + 2,0  + 2,7  + 1,1  + 4,4  + 0,4  + 2,5  + 4,6  + 1,3 
Ohne Sonderzahlungen  + 3,1  + 3,1  + 2,9  + 3,6  + 2,8  + 2,4  + 2,6  + 1,4  + 4,2  + 1,4  + 2,5  + 4,1  + 1,3 

              
Bauwesen              
Lohn- und Gehaltssumme, brutto  + 3,7  + 4,3  + 2,1  + 2,0  + 1,4  + 2,2  + 2,6  + 2,6  – 1,1  + 5,4  + 2,7  + 1,3  + 4,7 
Pro-Kopf-Einkommen der unselbständig Beschäftigten           

Einschließlich Sonderzahlungen  + 1,5  + 2,5  + 2,1  + 2,6  + 1,3  + 2,2  + 2,5  + 3,0  – 1,1  + 5,1  + 2,5  + 1,5  + 4,4 
Stundenverdienste der Arbeiter, pro Kopf            

Einschließlich Sonderzahlungen  + 2,1  + 3,0  + 2,8  + 3,1  + 2,5  + 2,3  + 3,1  + 2,2  + 1,9  + 3,0  + 3,0  + 3,2  + 3,9 
Ohne Sonderzahlungen  + 2,2  + 3,4  + 3,2  + 4,0  + 3,1  + 2,6  + 3,3  + 2,8  + 2,2  + 2,9  + 3,2  + 2,9  + 3,8 

Q: Statistik Austria.  1) Laut ESVG 1995.  2) Referenzjahr 2005, berechnet auf Basis von Vorjahrespreisen. • Rückfragen: Martin.Keppelmueller@ 
wifo.ac.at 

 

Staatshaushalt 
Übersicht 34: Staatsquoten 

 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 
 In % des Bruttoinlandsproduktes 

              
Staatsausgaben   51,3   50,7   51,3   53,8   50,0   49,1   48,6   49,3   52,6   52,8   50,8   51,6   51,2 
Abgabenquote Staat und EU   46,8   45,3   45,2   44,6   43,6   43,0   43,2   44,2   44,1   43,8   43,9   44,6   45,4 
Finanzierungssaldo1)   0,0  – 0,7  – 1,5  – 4,4  – 1,7  – 1,5  – 0,9  – 0,9  – 4,1  – 4,5  – 2,5  – 2,6  – 1,5 
Schuldenstand   66,8   66,2   65,3   64,7   64,2   62,3   60,2   63,8   69,2   72,5   73,1   74,4   74,5 
Q: Statistik Austria, Stand 31. März 2014.  1) Einschließlich Saldo der Währungstauschverträge. • Rückfragen: Andrea.Sutrich@wifo.ac.at 
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Soziale Sicherheit 
Übersicht 35: Pensionen nach Pensionsversicherungsträgern  

 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2007 2008 2009 2010 2011 2012 
 Zahl der Pensionen in 1.000 Durchschnittspension in €              

Bestand insgesamt 2.125,1 2.152,8 2.188,8 2.219,5 2.248,7 2.273,2 872 930 941 967 987 1.023 
Unselbständige 1.779,0 1.806,2 1.840,3 1.869,3 1.896,8 1.919,9 888 946 957 982 1.001 1.038 

Arbeiter und Arbeiterinnen 1.014,2 1.024,3 1.038,3 1.048,9 1.058,4 1.065,1 695 739 746 764 780 807 
Angestellte 725,3 742,8 763,1 781,8 800,2 817,0 1.148 1.221 1.234 1.265 1.285 1.328 

Selbständige 346,0 346,6 348,5 350,3 352,0 353,3 790 846 860 886 908 944 
Gewerbliche Wirtschaft 161,2 162,3 164,3 166,3 168,4 170,5 998 1.070 1.088 1.121 1.146 1.189 
Bauern und Bäuerinnen 184,9 184,3 184,2 184,0 183,5 182,8 609 650 657 673 689 715              

Neuzuerkennungen insgesamt 117,4 118,0 126,9 121,2 123,2 122,1 905 950 1.001 1.029 1.027 1.038 
Unselbständige 102,1 102,1 109,7 104,7 106,3 104,1 905 951 1.004 1.031 1.029 1.042 

Arbeiter und Arbeiterinnen 57,7 57,6 61,8 58,4 59,0 57,4 675 723 773 790 798 798 
Angestellte 42,6 42,7 46,0 44,6 45,5 45,1 1.206 1.249 1.304 1.338 1.318 1.340 

Selbständige 15,3 15,9 17,2 16,5 16,9 18,0 907 954 983 1.015 1.011 1.020 
Gewerbliche Wirtschaft 7,7 8,6 9,2 9,0 9,3 10,5 1.162 1.177 1.209 1.236 1.216 1.193 
Bauern und Bäuerinnen 7,6 7,2 8,0 7,5 7,6 7,4 651 675 724 751 761 776 

Q: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger. Ohne Notariat. • Rückfragen: Silvia.Haas@wifo.ac.at 

Übersicht 36: Pensionen nach Pensionsarten 
 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2007 2008 2009 2010 2011 2012 
 Zahl der Pensionen in 1.000 Durchschnittspension in €              

Bestand insgesamt 2.125,1 2.152,8 2.188,8 2.219,5 2.248,7 2.273,2 872 930 941 967 987 1.023 
Direktpensionen 1.604,8 1.635,6 1.671,9 1.704,0 1.735,4 1.762,5 977 1.040 1.052 1.079 1.100 1.138 

Invaliditätspensionen1) 203,0 205,2 206,8 209,4 211,1 208,3 961 1.009 999 1.016 1.028 1.054 
Alle Alterspensionen2)3) 1.401,8 1.430,4 1.465,1 1.494,5 1.524,3 1.554,2 979 1.045 1.059 1.088 1.109 1.149 

Normale Alterspensionen 1.290,9 1.324,8 1.356,1 1.379,5 1.404,3 1,4 930 994 1.007 1.032 1.053 1.097 
Vorzeitige Alterspensionen 110,9 105,6 109,0 115,0 120,0 117,4 1.555 1.684 1.714 1.766 1.774 1.788 

Lange Versicherungsdauer 43,4 32,8 24,2 18,3 14,8 10,7 1.304 1.369 1.363 1.393 1.401 1.405 
Arbeitslosigkeit 0,0 – – – – – 992 – – – – – 
Geminderte Arbeitsfähigkeit 5,9 2,0 0,6 – – – 1.336 1.357 1.346 – – – 
Gleitpensionen – – – – – – – – – – – – 

Korridorpensionen 2,7 5,2 7,6 10,4 12,8 14,2 1.310 1.370 1.354 1.386 1.399 1.430 
Langzeitversicherte4) 58,5 64,3 74,9 84,0 89,1 88,8 1.776 1.885 1.872 1.900 1.897 1.897 
Schwerarbeitspensionen 0,4 1,3 1,8 2,4 3,2 3,7 1.307 1.432 1.488 1.555 1.589 1.639 

Witwen- bzw. Witwerpensionen 471,1 468,7 467,9 466,4 464,5 462,2 574 609 613 625 635 657 
Waisenpensionen 49,1 48,5 49,0 49,2 48,9 48,5 289 308 309 316 321 333              

Neuzuerkennungen insgesamt 117,4 118,0 126,9 121,2 123,2 122,1 905 950 1.001 1.029 1.027 1.038 
Direktpensionen 87,6 88,7 96,2 91,5 93,1 91,4 1.041 1.098 1.148 1.183 1.177 1.190 

Invaliditätspensionen1) 30,1 29,9 29,9 28,5 28,3 27,2 852 914 922 960 986 1.010 
Alle Alterspensionen2)3) 57,5 58,8 66,3 63,1 64,8 64,3 1.140 1.192 1.250 1.283 1.261 1.266 

Normale Alterspensionen 25,1 25,8 27,1 25,6 26,9 27,9 624 681 712 725 738 797 
Vorzeitige Alterspensionen 32,3 33,0 39,2 37,5 37,9 36,3 1.542 1.592 1.620 1.665 1.632 1.627 

Lange Versicherungsdauer 13,3 10,0 8,3 7,1 7,5 6,7 1.251 1.198 1.187 1.221 1.245 1.292 
Arbeitslosigkeit 0,0 – – – – – 1.292 – – – – – 
Geminderte Arbeitsfähigkeit – 0,0 – – – – – 51 – – – – 
Gleitpensionen – – – – – – – – – – – – 

Korridorpensionen 1,6 2,6 3,8 4,6 5,3 5,7 1.280 1.321 1.322 1.382 1.393 1.395 
Langzeitversicherte4) 17,0 19,5 26,6 25,1 24,0 22,8 1.799 1.838 1.798 1.843 1.808 1.783 
Schwerarbeitspensionen 0,4 0,9 0,6 0,7 1,1 1,1 1.299 1.427 1.599 1.642 1.604 1.622 

Witwen- bzw. Witwerpensionen 24,2 23,8 25,0 24,1 24,6 25,2 566 583 607 625 630 657 
Waisenpensionen 5,6 5,4 5,6 5,6 5,5 5,5 232 238 249 258 258 263 

Q: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger. Ohne Notariat.  1) Vor dem 60. bzw. 65. Lebensjahr.  2) Einschließlich Invaliditätspen-
sionen (Berufsunfähigkeits-, Erwerbsunfähigkeitspensionen) ab dem 60. bzw. 65. Lebensjahr.  3) Einschließlich Knappschaftssold.  4) "Hacklerregelung". 
• Rückfragen: Silvia.Haas@wifo.ac.at 

Übersicht 37: Durchschnittsalter bei Neuzuerkennung von Pensionen in Jahren 
 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2007 2008 2009 2010 2011 2012 
 Männer Frauen              

Alle Pensionsversicherungsträger, Direktpensionen 59,0 58,9 59,1 59,1 59,2 59,4 57,2 57,1 57,1 57,1 57,3 57,4 
Invaliditätspensionen 53,9 53,7 53,6 53,5 53,7 53,8 50,3 50,1 50,0 49,9 50,1 50,3 
Alle Alterspensionen 62,8 62,7 62,6 62,6 62,7 62,9 59,5 59,5 59,3 59,3 59,4 59,3 

Q: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger. Alle Pensionsversicherungsträger. • Rückfragen: Silvia.Haas@wifo.ac.at 

Übersicht 38: Beiträge des Bundes zur Pensionsversicherung 
 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2007 2008 2009 2010 2011 2012 
 Mio. € In % des Pensionsaufwandes              

Unselbständige 2.666,9 2.982,3 3.900,5 4.166,7 4.276,8 4.822,0 12,4 13,1 16,3 16,7 16,6 17,8 
Gewerbliche Wirtschaft 705,1 773,9 813,0 1.061,0 1.049,3 1.125,9 32,3 33,6 33,5 41,8 39,9 40,7 
Bauern 1.066,7 1.147,7 1.214,4 1.253,8 1.277,2 1.343,2 79,7 81,9 83,6 83,9 83,2 84,2 
Q: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger.• Rückfragen: Silvia.Haas@wifo.ac.at 

Umwelt 
Übersicht 39: Energiebedingte CO2-Emissionen 

 CO2-Emissionen Emissionsintensität 
 1990 2000 2005 2007 2008 2009 2010 2011 2010 
 Mio. t kg je BIP1) t pro Kopf             

OECD 11.150,7 12.625,1 13.024,0 13.120,2 12.788,8 12.021,1 12.510,0 12.340,8 0,33 9,95 
USA 4.868,7 5.698,2 5.771,7 5.762,7 5.586,8 5.184,9 5.429,4 5.287,2 0,40 16,94 
EU 27 4.052,5 3.833,8 3.970,8 3.932,4 3.860,7 3.560,3 3.667,5 3.542,7 0,25 7,04 

Deutschland 949,7 825,0 800,2 787,3 794,2 737,0 769,0 747,6 0,26 9,14 
Österreich 56,4 61,7 74,7 70,0 70,6 64,2 70,1 68,5 0,23 8,13 
Frankreich 352,6 378,7 388,3 373,1 370,1 349,4 356,7 328,3 0,17 5,04 
Italien 397,4 426,0 460,8 447,3 435,1 389,4 398,5 393,0 0,24 6,47 
Polen 342,1 290,9 292,9 303,7 298,8 287,4 305,6 300,0 0,43 7,79 
Tschechien 155,1 121,9 119,6 122,0 117,3 110,1 114,4 112,7 0,45 10,73 

China 2.244,9 3.310,1 5.403,1 6.316,4 6.490,0 6.793,0 7.252,6 7.954,6 0,80 5,92 
Q: IEA.  1) Zu Preisen von 2005, auf Dollarbasis, kaufkraftbereinigt. • Rückfragen: Katharina.Koeberl@wifo.ac.at 
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Übersicht 40: Umweltrelevante Steuern im Sinne der VGR 
 2000 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 
 Mio. € 

          
Umweltsteuereinnahmen insgesamt 5.463 6.954 6.906 7.139 7.300 7.163 7.346 7.956 8.098 

Energiesteuern1) 3.288 4.350 4.221 4.453 4.603 4.456 4.580 5.004 5.012 
Transportsteuern2) 1.651 2.024 2.076 2.065 2.059 2.060 2.112 2.284 2.413 
Ressourcensteuern3) 453 535 536 549 574 590 603 616 629 
Umweltverschmutzungssteuern4) 71 46 72 72 64 57 51 53 43 

          
 Anteile der Umweltsteuern in % 

          
An den Steuereinnahmen insgesamt 
(einschließlich Sozialabgaben) 6,0 6,7 6,4 6,2 6,0 6,1 6,1 6,3 6,1 
Am BIP (nominell) 2,6 2,9 2,7 2,6 2,6 2,6 2,6 2,6 2,6 
Q: Bundesrechnungsabschluss, Statistik Austria, WIFO-Datenbank, WIFO-Berechnungen.  1) Mineralölsteuer, Energieabgabe.  2) Kfz-Steuer, Kfz-Zulas-
sungssteuer, Motorbezogene Versicherungssteuer, Normverbrauchsabgabe, Straßenbenützungsbeitrag.  3) Grundsteuer, Jagd- und Fischereiabgabe, 
Abgabe gemäß Wiener Baumschutzgesetz, Landschaftsschutz- und Naturschutzabgabe.  4) Altlastenbeitrag, Deponiestandortabgabe. • Rückfragen: 
Katharina.Koeberl@wifo.ac.at  

Entwicklung in den Bundesländern 
Übersicht 41: Bruttowertschöpfung 

 2008 2009 2010 2011 2012 
 Veränderung gegen das Vorjahr in %, real (berechnet auf Basis von Vorjahrespreisen) 

      
Wien  + 1,1  – 3,0  + 1,9  + 3,1  + 0,6 
Niederösterreich  + 2,3  – 4,9  + 1,9  + 3,3  + 1,4 
Burgenland  + 1,2  – 1,8  + 2,5  + 2,8  + 1,7 
Steiermark  + 1,1  – 5,4  + 1,9  + 3,9  + 0,8 
Kärnten  + 0,6  – 5,6  + 2,3  + 2,4  + 0,1 
Oberösterreich  + 3,2  – 5,4  + 1,7  + 4,1  + 0,9 
Salzburg  – 0,1  – 4,2  + 2,3  + 2,8  + 1,0 
Tirol  + 0,8  – 3,5  + 1,2  + 2,4  + 1,3 
Vorarlberg  + 2,7  – 3,7  + 2,3  + 3,3  + 1,4 
      
Österreich  + 1,6  – 4,3  + 1,9  + 3,3  + 0,9 
Q: WIFO-Berechnungen, vorläufige Schätzwerte, Datenbasis: ÖNACE 2008, Stand November 2013. • Rückfragen: Maria.Thalhammer@wifo.ac.at   
Übersicht 42: Tourismus 

 2011 2012 2013 2013 2013 2014 
    I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. Septem-

ber 
Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber 
Jänner Februar 

 Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Übernachtungen              
Wien  + 5,0  + 7,6  + 3,7  + 5,1  + 1,8  + 1,5  + 7,4  – 1,3  + 8,6  + 7,0  + 6,5  + 10,1  + 2,7 
Niederösterreich  + 3,2  + 0,7  – 3,0  – 1,7  – 4,5  – 2,9  – 2,4  – 5,2  – 3,6  + 0,1  – 3,5  + 0,1  – 0,4 
Burgenland  + 0,8  + 0,2  – 2,9  + 1,7  – 3,3  – 4,8  – 1,5  – 9,0  – 4,1  + 0,2  + 0,5  + 1,6  + 8,6 
Steiermark  + 1,8  + 1,7  + 1,3  + 0,9  – 4,0  + 4,1  + 2,7  + 3,5  + 1,9  + 1,2  + 4,4  + 1,6  – 1,2 
Kärnten  + 1,2  + 1,7  – 0,9  + 2,6  – 6,5  – 0,4  + 1,0  – 3,5  – 3,1  – 0,9  + 4,9  – 2,6  – 8,4 
Oberösterreich  + 3,4  + 3,9  – 2,2  + 0,0  – 7,8  – 0,1  – 1,2  – 2,8  – 3,2  – 0,0  + 0,4  – 2,1  – 7,8 
Salzburg  + 0,3  + 5,4  + 2,2  + 5,6  – 11,1  + 3,3  + 4,6  – 0,7  + 2,3  + 0,8  + 6,4  – 3,5  – 8,8 
Tirol  – 0,2  + 3,8  + 1,7  + 5,0  – 13,4  + 2,7  + 4,0  – 2,0  + 3,0  + 1,6  + 5,0  – 5,4  – 12,1 
Vorarlberg  – 2,4  + 6,6  + 3,0  + 9,1  – 16,3  + 3,6  + 5,2  – 1,5  + 0,4  – 0,6  + 8,9  – 4,2  – 13,1 
              
Österreich  + 0,9  + 4,0  + 1,2  + 4,7  – 8,0  + 1,7  + 3,5  – 1,8  + 1,9  + 2,1  + 5,1  – 3,1  – 9,3 
Q: Statistik Austria, WIFO-Berechnungen. • Rückfragen: Maria.Thalhammer@wifo.ac.at  
Übersicht 43: Abgesetzte Produktion der Sachgütererzeugung 

 2011 2012 2013 2013 2013 
    I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. Juli August Septem-

ber 
Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber 
 Veränderung gegen das Vorjahr in % 

              
Wien  + 11,9  – 3,8  – 2,9  – 7,8  + 2,4  – 0,3  – 5,4  + 8,1  – 12,8  + 4,0  – 3,4  – 9,7  – 3,0 
Niederösterreich  + 15,9  + 3,5  – 3,3  – 1,7  – 0,9  – 7,1  – 2,9  – 1,8  – 17,2  – 1,6  – 0,4  – 9,1  + 1,8 
Burgenland  + 13,0  + 4,3  + 11,7  + 7,3  + 11,7  + 11,8  + 15,2  + 8,0  + 13,5  + 13,8  + 10,7  + 13,2  + 23,2 
Steiermark  + 12,9  + 0,3  + 3,2  + 3,1  + 1,4  + 2,7  + 5,4  + 12,7  – 2,9  – 1,6  + 11,5  – 0,1  + 5,1 
Kärnten  + 6,2  – 2,8  – 1,5  – 5,4  – 2,7  – 1,5  + 3,2  + 3,6  – 9,3  + 0,8  + 2,2  – 1,5  + 9,5 
Oberösterreich  + 12,1  + 2,7  + 1,3  – 2,8  + 2,2  + 3,5  + 2,4  + 5,3  – 1,2  + 5,8  + 1,4  – 1,5  + 8,5 
Salzburg  + 7,8  + 2,2  – 2,2  – 2,5  – 1,6  – 2,4  – 2,1  + 0,6  – 3,3  – 4,5  – 0,1  – 7,6  + 2,1 
Tirol  + 7,5  – 1,0  – 1,6  – 1,9  – 2,3  – 1,3  – 0,7  + 1,1  – 3,3  – 2,0  – 0,7  – 6,2  + 5,8 
Vorarlberg  + 7,7  + 2,0  + 1,9  – 0,7  + 0,2  + 5,0  + 3,0  + 2,3  – 1,1  + 13,8  – 2,4  + 1,9  + 10,2 
              
Österreich  + 11,8  + 1,3  – 0,1  – 1,8  + 0,7  – 0,1  + 0,9  + 4,3  – 6,9  + 1,8  + 1,9  – 3,9  + 5,2 
Q: Statistik Austria, WIFO-Berechnungen. • Rückfragen: Maria.Thalhammer@wifo.ac.at  
Übersicht 44: Abgesetzte Produktion im Bauwesen 

 2011 2012 2013 2013 2013 
    I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. Juli August Septem-

ber 
Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber 
 Veränderung gegen das Vorjahr in % 

              
Wien  + 11,9  + 2,0  – 0,3  + 5,0  – 6,5  + 2,5  – 1,0  – 0,1  + 4,9  + 2,8  – 4,9  – 5,9  + 7,6 
Niederösterreich  + 7,5  + 6,2  – 2,9  – 1,6  – 1,6  – 4,9  – 2,8  – 0,0  – 11,0  – 3,6  – 2,0  – 2,5  – 3,9 
Burgenland  + 4,7  + 7,5  + 4,1  – 1,3  + 0,7  + 4,5  + 9,7  + 4,4  + 4,7  + 4,5  + 6,9  + 7,5  + 16,3 
Steiermark  + 7,3  + 8,4  + 1,4  + 1,2  – 1,5  + 0,8  + 4,7  + 3,7  + 0,3  – 1,6  + 5,2  – 0,9  + 11,0 
Kärnten  + 12,3  – 2,7  – 2,4  – 19,4  – 3,7  + 0,1  + 5,6  – 1,5  – 0,5  + 2,2  + 9,9  – 4,7  + 12,8 
Oberösterreich  + 9,0  + 6,7  + 1,9  – 3,5  + 0,9  + 1,9  + 5,6  – 0,3  + 1,7  + 4,2  + 9,4  – 1,2  + 9,1 
Salzburg  + 11,0  + 4,2  – 5,0  – 4,3  – 3,9  – 12,8  + 1,5  – 15,3  – 17,2  – 5,6  – 3,1  + 4,7  + 3,3 
Tirol  + 9,2  + 5,0  + 0,4  + 6,1  – 3,1  + 0,5  + 0,4  + 0,0  + 0,9  + 0,5  + 2,7  – 5,2  + 3,6 
Vorarlberg  + 5,4  + 16,6  + 2,7  – 8,6  + 4,4  + 3,2  + 7,6  + 10,9  + 3,5  – 4,4  + 19,1  + 1,9  + 3,3 
              
Österreich  + 9,3  + 5,3  – 0,2  – 1,0  – 2,2  – 0,4  + 2,2  – 0,3  – 1,4  + 0,4  + 3,0  – 2,2  + 5,9 
Q: Statistik Austria, WIFO-Berechnungen. • Rückfragen: Maria.Thalhammer@wifo.ac.at 
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Übersicht 45: Beschäftigung und Arbeitslosigkeit 
 2011 2012 2013 2013 2014 2013 2014 
    II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber 
Jänner Februar März 

 In 1.000 
Unselbständig aktiv Beschäftigte1)             
Wien   761   771   777   780   786   779   771   786   782   768   767   769   777 
Niederösterreich   554   561   562   567   575   560   549   570   564   547   543   545   558 
Burgenland   91   94   94   96   99   94   91   97   94   90   90   90   94 
Steiermark   462   468   469   471   481   469   461   477   471   459   457   459   467 
Kärnten   200   201   200   202   210   196   191   200   196   192   189   190   194 
Oberösterreich   589   597   602   603   614   603   593   610   605   593   588   590   600 
Salzburg   232   236   237   233   241   235   240   232   231   243   240   242   237 
Tirol   292   297   303   294   308   302   312   293   293   319   313   316   306 
Vorarlberg   143   145   147   144   149   147   151   146   145   151   151   152   150 
              
Österreich   3.323   3.370   3.392   3.390   3.463   3.385   3.358   3.411   3.382   3.361   3.337   3.353   3.384 
              
Arbeitslose              
Wien   79   83   90   82   88   97   105   89   92   110   108   106   102 
Niederösterreich   42   44   49   42   45   52   61   44   48   64   66   64   54 
Burgenland   8   8   9   7   8   10   12   8   9   13   13   13   10 
Steiermark   32   35   39   33   34   42   49   35   38   52   53   51   43 
Kärnten   20   21   23   20   19   26   30   22   25   31   32   31   27 
Oberösterreich   27   29   33   27   30   36   43   30   33   46   47   45   37 
Salzburg   11   12   13   13   11   15   15   15   16   14   16   15   14 
Tirol   19   19   21   22   17   26   23   27   29   22   24   22   23 
Vorarlberg   9   9   9   9   9   10   10   10   11   10   10   10   9 
              
Österreich   247   261   287   256   260   315   349   280   302   361   370   357   319 
              

 Veränderung gegen das Vorjahr in 1.000 
Unselbständig aktiv Beschäftigte1)             
Wien  + 13,8  + 9,9  + 5,7  + 6,3  + 7,3  + 4,7  + 7,4  + 5,9  + 3,5  + 4,8  + 6,4  + 7,3  + 8,6 
Niederösterreich  + 9,6  + 7,5  + 0,3  + 2,3  – 1,5  – 2,3  + 3,0  – 1,5  – 3,9  – 1,5  + 0,6  + 1,6  + 6,7 
Burgenland  + 2,0  + 2,3  + 1,0  + 1,2  + 1,1  + 1,0  + 2,3  + 1,2  + 0,8  + 1,2  + 2,1  + 1,9  + 2,8 
Steiermark  + 10,4  + 5,8  + 1,5  + 1,5  + 1,0  + 2,2  + 5,0  + 3,0  + 1,0  + 2,5  + 3,6  + 4,7  + 6,6 
Kärnten  + 2,7  + 1,5  – 1,3  – 1,4  – 1,5  – 1,1  – 0,2  – 0,9  – 1,9  – 0,7  – 0,7  – 0,7  + 0,8 
Oberösterreich  + 13,0  + 8,3  + 4,4  + 5,0  + 4,1  + 4,4  + 6,2  + 4,4  + 3,3  + 5,6  + 5,4  + 6,0  + 7,4 
Salzburg  + 3,9  + 4,4  + 1,2  + 1,0  + 1,0  + 0,3  + 0,0  + 0,2  – 0,3  + 1,0  + 0,8  + 2,2  – 2,9 
Tirol  + 4,6  + 5,2  + 6,3  + 6,1  + 5,7  + 6,5  + 2,4  + 5,4  + 4,8  + 9,5  + 5,5  + 6,6  – 4,8 
Vorarlberg  + 3,3  + 2,2  + 2,1  + 2,0  + 2,1  + 2,4  + 2,7  + 2,4  + 2,0  + 2,9  + 3,0  + 3,3  + 1,7 
              
Österreich  + 63,3  + 47,2  + 21,2  + 24,1  + 19,2  + 18,2  + 28,7  + 20,1  + 9,4  + 25,3  + 26,5  + 32,9  + 26,8 
              
Arbeitslose              
Wien  + 5,0  + 3,9  + 7,2  + 4,8  + 8,7  + 10,6  + 12,3  + 8,8  + 9,5  + 13,3  + 10,8  + 12,4  + 13,7 
Niederösterreich  – 1,4  + 2,8  + 4,5  + 3,2  + 5,0  + 5,8  + 3,9  + 5,5  + 5,5  + 6,4  + 4,9  + 4,2  + 2,6 
Burgenland  – 0,1  + 0,5  + 0,9  + 0,7  + 1,1  + 1,1  + 0,4  + 1,0  + 1,1  + 1,0  + 0,5  + 0,7  + 0,1 
Steiermark  – 2,5  + 2,7  + 3,6  + 3,1  + 3,9  + 3,8  + 2,6  + 3,6  + 3,7  + 4,1  + 3,2  + 3,2  + 1,3 
Kärnten  – 0,1  + 0,7  + 2,5  + 2,5  + 2,6  + 2,3  + 1,4  + 2,3  + 2,3  + 2,4  + 2,0  + 2,0  + 0,1 
Oberösterreich  – 2,6  + 2,0  + 4,3  + 3,5  + 4,7  + 5,0  + 4,2  + 4,4  + 4,9  + 5,8  + 5,0  + 4,0  + 3,7 
Salzburg  – 0,2  + 0,7  + 1,2  + 1,4  + 1,5  + 1,3  + 1,7  + 1,3  + 1,1  + 1,6  + 1,6  + 1,3  + 2,2 
Tirol  – 0,4  + 0,6  + 1,9  + 1,8  + 2,6  + 2,8  + 3,4  + 2,9  + 2,6  + 2,8  + 2,9  + 2,2  + 4,9 
Vorarlberg  – 1,6  + 0,1  + 0,5  + 0,4  + 0,5  + 0,7  + 0,6  + 0,6  + 0,7  + 0,8  + 0,7  + 0,4  + 0,6 
              
Österreich  – 4,1  + 13,9  + 26,6  + 21,4  + 30,4  + 33,4  + 30,3  + 30,4  + 31,5  + 38,3  + 31,4  + 30,3  + 29,1 
Q: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger, Arbeitsmarktservice Österreich, Statistik Austria, WIFO-Berechnungen.  1) Ohne Perso-
nen, die Kinderbetreuungsgeld beziehen, ohne Präsenzdiener. • Rückfragen: Maria.Thalhammer@wifo.ac.at 
 

Übersicht 46: Arbeitslosenquote 
 2011 2012 2013 2013 2014 2013 2014 
    II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber 
Jänner Februar März 

 In % der unselbständigen Erwerbspersonen 
              
Wien   9,2   9,5   10,2   9,4   9,9   10,9   11,8   10,0   10,4   12,4   12,2   12,0   11,4 
Niederösterreich   6,8   7,1   7,8   6,7   7,0   8,3   9,7   7,0   7,6   10,1   10,5   10,1   8,6 
Burgenland   7,5   7,8   8,5   6,7   7,0   9,3   11,4   7,2   8,6   12,2   12,5   12,2   9,5 
Steiermark   6,4   6,8   7,4   6,4   6,4   8,0   9,4   6,6   7,3   9,9   10,2   9,8   8,2 
Kärnten   8,9   9,1   10,2   8,7   8,0   11,5   13,2   9,8   11,1   13,6   14,2   13,7   11,8 
Oberösterreich   4,2   4,5   5,1   4,2   4,6   5,5   6,6   4,6   5,1   7,0   7,3   6,9   5,7 
Salzburg   4,5   4,7   5,1   5,1   4,3   5,8   5,8   5,8   6,3   5,2   6,2   5,8   5,5 
Tirol   5,9   5,9   6,4   6,9   5,1   7,7   6,6   8,2   8,8   6,2   6,8   6,3   6,8 
Vorarlberg   5,6   5,6   5,8   5,8   5,4   6,3   5,9   6,2   6,6   6,1   6,2   5,9   5,7 
              
Österreich   6,7   7,0   7,6   6,8   6,8   8,3   9,2   7,4   8,0   9,5   9,7   9,4   8,4 
Q: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger, Arbeitsmarktservice Österreich, Statistik Austria, WIFO-Berechnungen. • Rückfragen: 
Maria.Thalhammer@wifo.ac.at 
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Wirtschaftschronik 
I. Quartal 2014 

Wirtschaftschronik. I. Quartal 2014 
Auf den Konflikt zwischen der Ukraine und Russland, der bisher die Annexion der Krim an Russland zur Folge hatte, reagieren die 
USA und die Europäische Union mit Sanktionen gegen Einzelpersonen in Form von Einreiseverboten und Sperren von Bankkonten. 
Die Ausweitung des Personenkreises sowie eine Verschärfung durch wirtschaftspolitische Maßnahmen werden in Aussicht gestellt. 
Die zugesagten finanziellen Hilfsmittel des IWF von 14 bis 18 Mrd. $ für die Ukraine werden an Bedingungen geknüpft. Russland 
wird künftig keine Rabatte auf Erdgaslieferungen gewähren. Die Einigung der EU-Länder auf einen einheitlichen Abwicklungsme-
chanismus für insolvente Banken ist ein weiterer Schritt zur Vollendung der Bankenunion. Die Richtlinie über die grenzüberschrei-
tende Besteuerung von Zinserträgen wird von allen EU-Ländern verabschiedet. Ab 2015 werden Zinserträge von Ausländern au-
tomatisch an das Steueramt des Steuerwohnsitzes gemeldet. – In Österreich werden mit dem Abgabenänderungsgesetz 2014 
Steuererhöhungen und Änderungen von Steuerbegünstigungen umgesetzt. Nach langen Verhandlungen entschließt sich die 
Bundesregierung, die insolvente Hypo Alpe-Adria-Bank International AG in einer Abbaugesellschaft abzuwickeln. 

Calendar of Economic Events. First Quarter 2014 
In response to the conflict between Ukraine and Russia, which has so far led to the Crimea being annexed by Russia, the USA and 
EU have introducted sanctions against individuals by way of refusing their entry and blocking their bank accounts and are 
threatening to increase the circle of those affected and to impose tight economic sanctions. The promised funding by the IMF to 
the tune of $ 14 to 18 billion for Ukraine is tied to conditions. Russia will no longer grant any discounts for natural gas deliveries. The 
EU countries agreeing on a uniform mechanism to wind up insolvent banks is another step towards completing the banking union. 
The Council cleared the way for adopting the European Directive on Taxation of Savings Income. Starting in 2015, interest pay-
ments received by non-nationals will be automatically reported to the internal revenue service at the non-national's fiscal domi-
cile.  In Austria, tax increases and changes in tax concessions are being implemented in the 2014 Act Amending Taxes and 
Charges. After extended negotiations, the federal government decides to wind up insolvent Hypo Alpe-Adria-Bank International 
AG in a bad bank. 

Kontakt: 
Mag. Angelina Keil: Arsenal, Objekt 20, 1030 Wien, Angelina.Keil@wifo.ac.at 

JEL-Codes: D02, E02, N00 • Keywords: Chronik, Institutionen, Österreich, EU, international, Wirtschaftspolitik 

Abgeschlossen am 31. März 2014 

Begutachtung: Christian Glocker, Margit Schratzenstaller  

1. Ausland 
1. Jänner:  Lettland übernimmt als 18. Teilnehmerland den Euro als Währung. 

Griechenland übernimmt von Litauen den Vorsitz des Europäischen Rates.  

3. Jänner:  Der italienische Autohersteller Fiat übernimmt vier Jahre nach dem Kauf 
der ersten Anteile die letzten 42% des Aktienpaketes des Autoherstellers Chrysler 
(USA).  

10. Jänner:  Bei Einbrüchen in das Datensystem von Online-Händlern in den USA 
werden Kredit- und Privatdaten von bis zu 110 Mio. Kunden geraubt. 

22. Jänner:  Die Europäische Kommission legt Vorschläge für die Klima- und Energie-
politik für den Zeitraum 2020 bis 2030 vor1). Die Treibhausgasemissionen sollen dem-
nach bis 2030 um 40% gegenüber 1990 verringert werden (Ziel 2020: 20%). Branchen, 
die unter das Emissionshandelssystem fallen, müssten jährlich ab 2020 2,2% der Emis-

                                                           
1)  Europäische Kommission, Ein Rahmen für die Klima- und Energiepolitik im Zeitraum 2020-2030, 
COM/2014/015 final, http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/;?uri=CELEX:52014DC0015. 

Währungsunion: Lettland 

Fiat: Übernahme Chrysler 

World Wide Web: Datenraub 

EU: Klimapolitik 
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sion einsparen (bis 2020 1,74%), alle anderen Wirtschaftszweige sollten die Emissionen 
gegenüber dem Wert von 2005 um 30% senken. Ziel ist die Steigerung des Anteils er-
neuerbarer Energieträger bis 2030 auf 27% des Verbrauches. Auf nationale Ziele soll 
ab 2020 verzichtet werden, um die Flexibilität in der Anpassung zu erhöhen. Von den 
Mitgliedsländern erarbeitete Nationale Energiepläne auf der Grundlage von Leitli-
nien der Kommission sollen die Investitionssicherheit und Transparenz gewährleisten.  

Das Emissionshandelssystem soll reformiert werden. Der Überschuss von derzeit 2 Mrd. 
Zertifikate hat einen starken Preisverfall zur Folge. In der künftigen Handelsperiode ab 
2021 soll eine Marktstabilitätsreserve ein Überangebot der im Umlauf befindlichen 
Zertifikate über bestimmte Obergrenzen und die Marktliquidität über Untergrenzen 
regeln. Die Richtlinien zur Energieeffizienz werden 2015 überprüft. 

23. Jänner:  Spanien nimmt keine weiteren Finanzmittel aus dem Euro-Rettungsschirm 
auf. Die Länder des Euro-Währungsgebietes stellten dem spanischen Finanzsektor im 
Juni 2012 100 Mrd. € zur Verfügung mit der Verpflichtung, den Sektor zu 
restrukturieren, unrentable Banken zu schließen und toxische Papiere in eine Bad 
Bank einzubringen. Von den bereitgestellten Mitteln wurden 41,3 Mrd. € abgerufen.  

1. Februar:  Die Ökonomin Janet Yellen folgt Ben Bernanke als Vorsitzende der No-
tenbank der USA nach. 

7. Februar:  Das Deutsche Bundesverfassungsgericht bezeichnet die Anleiheaufkäu-
fe der Europäischen Zentralbank (OMT-Ankaufsprogramm)2) für nicht rechtmäßig 
und tritt die Entscheidung, ob die Vorgangweise der EZB während der Krise mit EU-
Recht vereinbar ist, an den Europäischen Gerichtshof ab. 

9. Februar:  In der Schweiz stimmen 50,3% der Stimmberechtigten und 12½ der 
26 Kantone der Volksinitiative "Gegen Masseneinwanderung" zu. Der Gesetzgeber ist 
nun verpflichtet, jährlich Höchstgrenzen und Kontingente im Sinne der gesamtwirt-
schaftlichen Interessen der Schweiz festzulegen. In der Folge werden die bilateralen 
Verträge zwischen der Schweiz und der EU betreffend die Personenfreizügigkeit ge-
ändert werden. 

11. Februar:  Das Repräsentantenhaus der USA stimmt für das Aussetzen der gesetzli-
chen Schuldengrenze bis Mitte März 2015.  

22.-23. Februar:  Die Finanzminister und Zentralbankdirektoren der G 20 einigen sich 
über Strukturreformen der Produktions- und Arbeitsmärkte und der Infrastruktur, die 
die aggregierte Wirtschaftsleistung in den kommenden fünf Jahren um 2% steigern 
sollen. Produktivitätsgewinne in einem Land übertragen sich auf andere Länder über 
den Technologietransfer von Handelspartnern. China, Deutschland, Japan und Süd-
korea, deren Produktivitätsgewinne im Bereich der handelbaren Güter und Dienst-
leistungen entstehen, sollen ihren Binnenmarkt liberalisieren. In vielen anderen Län-
dern bestehe Reformbedarf im Binnen- wie im Außenhandel. 

Der IWF empfiehlt Frankreich, Südafrika und Spanien Arbeitsmarktreformen, mit de-
nen die Beschäftigung gefördert werden soll. Schwellenländern wie Brasilien und In-
dien werden Investitionen in die Infrastruktur empfohlen. In Ländern wie Deutschland 
und den USA sollen Modernisierungsinvestitionen das Wachstum verstärken. Die G 20 
stimmen für das von der OECD präsentierte Projekt der Einführung von Standards für 
den automatischen Informationsaustausch (AIA) zwischen Steuerbehörden, das En-
de 2015 in Kraft treten soll.  

25. Februar:  Das Europäische Parlament verabschiedet einen Gesetzesentwurf, der 
die Obergrenzen für den Ausstoß von Kohlendioxid durch Pkw bis 2020 auf 95 g je km 
begrenzt (bis 2015: 130 g je km). Diesen Wert müssen bis 2020 95% der Hersteller-
Flotte erreichen, bis 2021 100%, wobei Elektrofahrzeuge bei der Berechnung der Flot-
te höheres Gewicht haben ("Supercredits"). 

                                                           
2)  Mit Outright Monetary Transactions (OMT) können die Zinssätze auf Staatstitel in den Euro-Ländern gesenkt 
werden, um die Aufnahme weiterer Kredite zu erleichtern. Das Volumen der Transaktionen ist nicht be-
schränkt. 
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In Peking überschreitet die Schadstoffbelastung der Luft das 14-Fache der von der 
WHO empfohlenen Grenzwerte. 

28. Februar:  Der spanische Staat verkauft Aktien der Bankia. Die aus 7 angeschla-
genen Sparkassen entstandene Großbank verzeichnete 2012 einen Verlust von 
19 Mrd. € und wurde notverstaatlicht. 2013 erwirtschaftete Bankia einen Gewinn von 
512 Mio. €. 

1. März:  In Italien folgt Matteo Renzi ohne Wahl Enrico Letta als Ministerpräsident. 

 

4. März:  Der Preisnachlass für russisches Erdgas für die Ukraine wird nicht mehr ver-
längert3).  

6. März:  Vor dem Hintergrund der Verschärfung der Krim-Krise durch destabilisieren-
de Maßnahmen Russlands und der Ankündigung eines Referendums über den An-
schluss der Halbinsel an Russland beraten die Staats- und Regierungsoberhäupter 
auf einem EU-Sondergipfel über Umfang und Form von Sanktionen gegenüber Russ-
land. Die Verhandlungen über Visa-Erleichterungen sowie ein neues Grundlagenab-
kommen über Partnerschaft und Zusammenarbeit werden ausgesetzt.  

11. März:  Die chinesische Bankenaufsicht lässt in einem Pilotversuch 5 private Ban-
ken zu. Kleineren und mittleren Unternehmen soll so der Zugang zu Krediten erleich-
tert werden. In den letzten Jahren hat sich ein "Graumarkt" mit hohen Zinssätzen 
entwickelt.  

Die Europäische Zentralbank veröffentlicht ein Regelwerk zur Bilanzprüfung (Asset 
Quality Review)4) für die Prüfung der 128 systemrelevanten Banken. Der Leitfaden 
dient zur Vereinheitlichung der Überprüfung durch die nationale Aufsicht und exter-
ne Buchprüfer. Den Prüfungsergebnissen im August folgt ein Stresstest im Oktober. 

13. März:  Der Präsident der Europäischen Zentralbank bestätigt, dass die Leitzinssät-
ze für längere Zeit unverändert auf dem derzeitigen Niveau oder darunter bleiben5).  

14. März:  Der chinesische Ministerpräsident Li Keqiang stellt zum Abschluss des Nati-
onalen Volkskongresses das Wachstumsziel für 2014 von 7,5% als nicht zwingend dar 
und betont die Bedeutung des Marktes zur Erreichung der wirtschaftlichen Ziele. Die-
se umfassen die Bereitstellung von Arbeitsplätzen, die Sicherung der Beschäftigung, 
die Erhöhung der Einkommen sowie die Verbesserung der Lebensbedingungen der 
Bevölkerung. Die Risiken der stark steigenden Verschuldung seien unter Kontrolle. 
Dem Kampf gegen Armut und Umweltverschmutzung wird großes Gewicht gege-
ben. Die Steigerung der Militärausgaben soll den internationalen Einfluss erhöhen.  

16. März:  Die Bevölkerung der Krim stimmt mit einer Mehrheit von 93% für einen An-
schluss an Russland. Die Krim erklärt ihre Unabhängigkeit und verabschiedet einen 
Antrag auf Aufnahme in die Russische Föderation. Die Ukraine erkennt das Referen-
dum nicht an.  

17. März:  Als Reaktion auf das Referendum über die Abspaltung der Krim und eine 
Angliederung an Russland, welche von den USA und der EU als illegal erachtet wer-
den, verhängt die EU Sanktionen gegen 8 ukrainische und 13 russische Staatsange-
hörige in Form von Reisebeschränkungen und der Sperre von Vermögenswerten. Die 
USA legen den Personenkreis weiter aus. 

Die chinesische Zentralbank verdoppelt die täglich fixierte Schwankungsbreite des 
Yuan zum Dollar von 1% auf 2%. 

20. März:  Die Verhandler der EU-Organe einigen sich über den Abwicklungsmecha-
nismus für angeschlagene Banken (Single Resolution Mechanism  SRM), dessen Ziel 
eine geordnete Schließung dieser Banken unter Schonung der öffentlichen Haushal-

                                                           
3)  Keil, A., "Wirtschaftschronik. IV. Quartal 2013", WIFO-Monatsberichte, 2014, 87(1), S. 34, http://monatsbe 
richte.wifo.ac.at/47107. 
4)  http://www.ecb.europa.eu/pub/pdf/other/assetqualityreviewphase2manual201403en.pdf. 
5)  Keil, A., "Wirtschaftschronik. IV. Quartal 2013", WIFO-Monatsberichte, 2014, 87(1), S. 32, http://monatsbe 
richte.wifo.ac.at/47107. 
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te ist. Ausgelöst wird das Abwicklungsverfahren im Regelfall durch die Europäische 
Zentralbank als Aufseher der Banken, aber auch das Abwicklungsgremium (Board, 
zuständig für die 130 von der EZB kontrollierten Banken und grenzüberschreitend tä-
tige Geldinstitute) selbst kann das Verfahren anstoßen. Für alle anderen Banken sind 
die nationalen Abwicklungsbehörden unter Aufsicht des Board zuständig. Aus dem 
innerhalb von acht Jahren mit 55 Mrd. € dotierten Single Resolution Fund (SRF) wer-
den die Abwicklungskosten finanziert, falls die Beiträge von Aktionären und Gläubi-
gern nicht ausreichen.  

20.-21. März:  Der Europäische Rat reagiert auf die Verschärfung der Krim-Krise mit 
der Ausweiterung der Sanktionen auf 33 Personen (Einreiseverbot, Einfrieren von 
Vermögen) und bereitet Schritte für künftige Wirtschaftssanktionen (Stufe 3 der Sank-
tionen) gegenüber Russland vor, die bei einer weiteren Eskalation umgesetzt werden 
könnten. Der für Juni 2014 geplante Russland-Gipfel der EU wird abgesagt. Der Rat ist 
weiterhin zu einem Dialog mit Russland bereit, schließt aber bei neuen Schritten Russ-
lands zur Destabilisierung der Lage in der Ukraine weitreichende Konsequenzen für 
die Beziehung zu Russland nicht aus. Die EU-Länder werden aufgefordert, gezielte 
Maßnahmen auszuarbeiten. Die Staats- und Regierungsoberhäupter der EU und der 
ukrainische Ministerpräsident Arsenij Jazenjuk unterzeichnen die politischen Bestim-
mungen des Assoziationsabkommens. Darin verpflichtet sich die Ukraine zur Wah-
rung der Menschenrechte und der freien Marktwirtschaft. Die Unterzeichnung der 
Assoziierungsabkommen mit Georgien und Moldawien wird vorgezogen.  

Die EU-Länder verabschieden die revidierte Richtlinie über die grenzüberschreitende 
Besteuerung von Zinserträgen von natürlichen Personen. Ab 2015 werden automa-
tisch alle Zinserträge ausländischer Anleger an das Steueramt des Steuerwohnsitzes 
gemeldet.  

Der Rat begrüßt die Einigung über den Mechanismus zur Abwicklung von ange-
schlagenen Banken (Single Resolution Mechanism  SRM), der neben der einheitli-
chen Bankenaufsicht (Single Supervisory Mechanism  SSM) die zweite Säule der an-
gestrebten Bankenunion bildet.  

24. März:  Die führenden Industrieländer G 7 (Deutschland, Frankreich, Kanada, 
Großbritannien, Italien, Japan, USA) verurteilen die Annexion der Halbinsel Krim 
durch Russland, sistieren die Mitgliedschaft Russlands in der Gruppe der G 8 und sa-
gen den für Juni geplanten G-8-Gipfel in Sotschi ab.  

27. März:  Nach einem Vergleich mit der Federal Housing Finance Agency über strit-
tige Hypothekargeschäfte während der Finanzkrise wird die Bank of America 
9,3 Mrd. $ an die Hypothekenbanken Fannie Mae und Freddie Mac zahlen. 

Die Streitschlichtungsstelle der World Trade Organization (WTO) verurteilt die Export-
restriktionen Chinas für seltene Erden als Verstoß gegen die Verpflichtungen des 
Landes gegenüber der WTO. Ein Quotensystem, Exportzölle und Bewilligungsverfah-
ren hätten eine Verteuerung der Rohstoffe auf den internationalen Märkten zur Fol-
ge gehabt und China Vorteile auf den Märkten verschafft. China rechtfertigt die 
Restriktionen als ökologische Schutzmaßnahmen. 

28. März:  Der Internationale Währungsfonds vereinbart mit der Ukraine ein Finanzhil-
feprogramm von bis zu 27 Mrd. $; dazu wird der IWF 14 bis 18 Mrd. $ beitragen, die 
Differenz soll von weiteren Geldgebern aufgebracht werden. Im Gegenzug muss die 
Regierung Maßnahmen zur Senkung des Budgetdefizits umsetzen. Diese umfassen 
eine Verringerung des Verwaltungsapparates um 24.000 Stellen sowie eine Anhe-
bung der Steuern auf die Erdöl- und Erdgasförderung und den Verkauf von Alkohol 
und neuen Pkw. Die stark subventionierten Erdgastarife wurden bereits um 50% er-
höht, bei gleichzeitiger Abfederung durch Sozialmaßnahmen. 

31. März:  General Motors ruft innerhalb einer Woche 1,660.000 Fahrzeuge wegen 
eines möglichen Defekts an der Zündung zurück. Zugleich wurden 492.000 Autos 
wegen Defekten an der Getriebeöl-Kühler-Leitung und 172.000 Fahrzeuge der Marke 
Chevrolet wegen drohenden Achsbruches zurückgerufen. 
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2. Österreich 
29. Jänner:  Der Nationalrat beschließt ein gesetzliches Budgetprovisorium auf Basis 
des Bundesfinanzgesetzes 2013 und des Bundesfinanzrahmengesetzes 2014 bis 2017, 
das die Grundlage für die vorläufige Gebarung des Finanzjahres 2014 bildet. Es sieht 
die Kürzung der Ermessensausgaben aller Ressorts um insgesamt 500 Mio. € vor. 

24. Februar:  Der Nationalrat beschließt das Abgabenänderungsgesetz 2014, das 
dazu beitragen soll, 2016 einen strukturell nahezu ausgeglichenen Haushalt zu errei-
chen (strukturelles Defizit von 0,5% des BIP). Das Paket soll Gerechtigkeits- und 
Solidaritätsaspekte des Steuerrechtes stärken, Verhaltensänderungen in den Berei-
chen Gesundheit, Beschäftigung älterer Arbeitskräfte und Ökologie erreichen, zur 
Verhinderung und Bekämpfung von Betrug beitragen und die Belastung der Unter-
nehmen durch Verwaltungsaufwand verringern. 

Das Gesetz bringt folgende Steuererhöhungen und Veränderungen von Steuerbe-
günstigungen: 

 Wiedereinführung der Schaumweinsteuer von 1 € je Liter und Anhebung der Al-
koholsteuer von 1 € auf 1,2 € je Liter, 

 Anhebung der Tabaksteuer in vier Stufen bis 2017 von 35 € auf 55 € je 1.000 Ziga-
retten bei gleichzeitiger Senkung des wertmäßigen Steuerelements in drei Stufen 
von 42% auf 39% je Packung, 

 Vereinfachung und Anhebung der Normverbrauchsabgabe auf bis zu 30% des 
Nettokaufpreises von Pkw mit hohem Verbrauch nach einer Ökologisierungs-
formel, Anhebung der motorbezogenen Versicherungssteuer (Leistung bis 90 KW 
+12%, 90 bis 110 KW +20%, über 110 KW +35%). 

 Die Stabilitätsabgabe auf Derivate wird aufgehoben, im Gegenzug wird die Sta-
bilitätsabgabe für eine Bemessungsgrundlage von 1 bis 20 Mrd. € von 0,055% auf 
0,09% und ab einer Bemessungsgrundlage von über 20 Mrd. € von 0,085% auf 
0,11% erhöht. Der Sonderbeitrag wird 2015 bis 2017 von 25% auf 45% angehoben. 

 Gehaltszahlungen über 500.000 € pro Jahr können künftig nicht mehr vom ein-
kommen- bzw. körperschaftsteuerlichen Gewinn abgesetzt werden. Abferti-
gungszahlungen, die ein Viertel der laufenden Bezüge der letzten 12 Monate 
oder das Neunfache der monatlichen ASVG-Höchstbeitragsgrundlage überstei-
gen ("Golden Handshakes"), unterliegen der vollen Tarifbesteuerung; solche Be-
züge sind für den Betrieb steuerlich nicht mehr absetzbar. Die Steuerbegünsti-
gung für Kündigungsentschädigungen und Vergleichszahlungen bleibt erhalten, 
allerdings gilt auch hier eine Deckelung mit dem Neunfachen der ASVG-Höchst-
beitragsgrundlage. 

 Verluste von ausländischen Mitgliedern einer Unternehmensgruppe können ab 
1. März 2014 nur mehr dann geltend gemacht werden, wenn die Gruppenmit-
glieder in der EU ansässig sind oder mit dem Land des Unternehmenssitzes umfas-
sende Amtshilfe vereinbart ist. Verluste von ausländischen Gruppenmitgliedern 
werden ab 2015 bis zu einer Grenze von 75% des österreichischen Gewinnes ver-
rechnet, somit müssen 25% des österreichischen Gewinnes jedenfalls versteuert 
werden. Für die Nachversteuerung von Auslandsverlusten gilt die Verlustverrech-
nungsgrenze nicht. Für die Anschaffung von Beteiligungen an einer Unterneh-
mensgruppe kann künftig keine Firmenwertabschreibung mehr geltend gemacht 
werden. 

 Konzerninterne Zins- und Lizenzzahlungen an in- und ausländische Konzernmit-
glieder sind ab 1. März 2014 nicht mehr steuerlich absetzbar, wenn die Zahlung 
beim Empfänger überwiegend steuerfrei ist oder einem Steuersatz unter 10% un-
terliegt.  

Budgetprovisorium  

Abgabenänderungs-
gesetz 2014 
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 Das Mindeststammkapital der "GmbH Light" wird mit 1. März 2014 wieder von 
10.000 € auf 35.000 € angehoben6). Bestehende GmbH Light müssen ihr Stamm-
kapital bis 2024 auf 35.000 € erhöhen. Für Neugründungen beträgt das Mindest-
stammkapital weiterhin nur 10.000 €. Die Mindestkörperschaftsteuer beträgt in 
den ersten fünf Jahren ab Eintritt in die unbeschränkte Steuerpflicht für jedes volle 
Kalendervierteljahr 125 € und in den folgenden fünf Jahren jeweils 250 €. 

 Die Befristung der Solidarabgabe für hohe Einkommen bis 2016 wird aufgehoben.  

 Der Gewinnfreibetrag steht künftig nur mehr bei Anschaffung von körperlichen 
Wirtschaftsgütern oder Wohnbauanleihen zu. 

 Der Kampf gegen Steuerbetrug, Geldwäsche und illegales Glückspiel wird ver-
schärft.  

Die Maßnahmen sollen bis 2018 für Bund, Länder und Gemeinden zusätzliche Ein-
nahmen von kumuliert 5,54 Mrd. € erbringen. Überwiegend treten die Maßnahmen 
mit 1. März 2014 in Kraft. 

14. März:  Die BAWAG P.S.K., die 2009 550 Mio. € an staatlichen Finanzmitteln erhal-
ten hat, tilgt vorzeitig das noch offene Partizipationskapital von 350 Mio. €. Damit 
entfällt das Dividenden-Verbot, und die Möglichkeit eines Eigentümerwechsels 
steigt. Die Bank gehört den nordamerikanischen Fonds Cerberus (52%) und Golden 
Tree (39%). 

Aufgrund der Krise in der Ukraine und des anstehenden Bankenstresstests im Euro-
Raum erhält die Raiffeisen Bank International AG von der Bankenaufsicht keinen Be-
scheid zur vorzeitigen Rückzahlung des staatlichen Partizipationskapitals. Das Finanz-
institut wollte das gesamte staatliche Partizipationskapital in Höhe von 1,75 Mrd. € 
tilgen.  

18. März:  Der Ministerrat beschließt ein Abbaumodell für die konkursreife Hypo Alpe-
Adria-Bank International AG. Die 2009 notverstaatlichte Bank benötigt, bis die Ab-
baugesellschaft aktiv wird, voraussichtlich eine weitere staatliche Unterstützung von 
1,43 Mrd. €, die das Maastricht-Defizit 2014 entsprechend erhöhen wird: Sämtliche 
Verbindlichkeiten der Abbaugesellschaft (etwa 18 Mrd. €, 5% des BIP) werden in die 
Staatsschulden eingerechnet. Bisher hat der Staat 3,6 Mrd. € an Kapital bereitgestellt 
und Garantien von 1,2 Mrd. € übernommen. 

25. März:  Der Ministerrat beschließt eine Erhöhung der Familienbeihilfe mit 1. Juli 
2014 um 4% sowie 2016 und 2018 um jeweils 1,9%. Die Familienbeihilfe wurde seit 
dem Jahr 2000 nicht angehoben. Die Maßnahme verursacht bis 2018 kumulierte 
Mehrausgaben von 830 Mio. €. 

26. März:  Der Nationalrat beschließt ein Gesetz über die Förderung von Handwer-
kerleistungen. Gefördert werden versteuerte Arbeitsleistungen im Zusammenhang 
mit Renovierung, Erhaltung und Modernisierung von Wohnraum im Inland durch ei-
nen Zuschuss von 20% der Kosten. Geltend gemacht werden können höchstens 
3.000 € (ohne Umsatzsteuer). Somit beträgt der höchste Förderbetrag 600 €. 2014 
stehen 10 Mio. € und 2015 20 Mio. € zur Verfügung. 

31. März:  Die budgetäre Notifikation an die Europäische Kommission weist für 2013 
einen Schuldenstand des Staates von 233,4 Mrd. € bzw. 74,5% des nominellen Brutto-
inlandsproduktes aus. Das Maastricht-Defizit beträgt 4,8 Mrd. € bzw. 1,5% des BIP und 
liegt damit deutlich unter dem erwarteten Wert von 2,3% des BIP, u. a. aufgrund von 
geringeren Zinszahlungen, Einmaleffekten (Versteigerung der Mobilfunklizenzen) so-
wie Rücklagenbildung.  

                                                           
6)  Keil, A., "Wirtschaftschronik. IV. Quartal 2012", WIFO-Monatsberichte, 2013, 86(1), S. 35, http://monatsbe 
richte.wifo.ac.at/46140. 

BAWAG P.S.K. 

Raiffeisen Bank International 
AG  

Hypo Alpe-Adria-Bank Inter-
national AG 

Familienbeihilfe  

Förderung von Handwerker-
leistungen 

Budgetäre Notifikation  

http://monatsberichte.wifo.ac.at/46140


WIRTSCHAFTSBERICHT 2013   
 

WIFO WIFO-Monatsberichte, 2014, 87(4), S. 261-326 261 

Marcus Scheiblecker, Josef Baumgartner, Jürgen Bierbaumer-Polly, 
Julia Bock-Schappelwein, Elisabeth Christen, Werner Hölzl, Christine Mayrhuber, 
Michael Peneder, Silvia Rocha-Akis, Stefan Schiman, Stefan Schönfelder, Franz Sinabell, 
Egon Smeral, Thomas Url, Michael Weingärtler 

Österreichs Wirtschaft im Jahr 2013: Nachwirkungen 
der Rezession 2008/09 

Österreichs Wirtschaft im Jahr 2013: Nachwirkungen der Rezession 2008/09 
2013 expandierte die heimische Wirtschaft um nur 0,4%. Dies war die schwächste Entwicklung seit der Rezession 2008/09, als die 
gesamtwirtschaftliche Produktion um 3,8% geschrumpft war. Sowohl das Investitionsvolumen als auch der Konsum der privaten 
Haushalte verringerten sich in realer Rechnung. Die Arbeitslosenquote stieg kräftig und erreichte mit 7,6% einen neuen Höchst-
wert. Die Inflationsrate verringerte sich, blieb jedoch im europäischen Vergleich relativ hoch.  

Austria's Economy in 2013: the Aftershocks of the 2008-09 Recession 
In 2013, Austria's economy grew by just 0.4 percent, the slowest growth rate since the recession of 2008-09 when overall produc-
tion had shrunk by 3.8 percent. Both the investment volume and private household consumption declined in real terms. Unem-
ployment rose sharply to a new height of 7.6 percent. Inflation weakened but was still relatively high compared to other Euro-
pean countries. 
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Nach +3,2% im Jahr 2012 wuchs die Weltwirtschaft 2013 neuerlich um nur rund 3%. 
Die der Rezession 2008/09 folgende Wachstumsdelle wurde damit noch nicht über-
wunden. Das kräftige Wachstum in den Schwellenländern, das der Weltwirtschaft in 
den letzten Jahren starke Impulse verliehen hatte, verlor 2013 neuerlich an Dynamik, 
umfangreiche Kapitalabflüsse waren die Folge. Die Währungen der betroffenen 
Länder werteten deutlich ab, und die Zinssätze stiegen dort kräftig. 

In den Industrieländern verstärkte sich das Produktionswachstum hingegen im Jah-
resverlauf. In den USA beschleunigte sich die Expansionsrate von Quartal zu Quartal, 
und im Euro-Raum konnte die hartnäckige Folgerezession überwunden werden. 
Auch die japanische Wirtschaft wuchs 2013 bei anhaltend schrumpfender Bevölke-
rung mit +1,5% relativ kräftig. In den für Österreichs Wirtschaft bedeutenden Ländern 
Ostmitteleuropas (MOEL 5) blieb das Wachstum wie im Vorjahr unter 1%, wenngleich 
auch hier eine stetige Zunahme der Dynamik festzustellen war. 

Vor diesem Hintergrund wuchs der heimische Außenhandel laut VGR 2013 sehr ver-
halten. Der Export erhöhte sich real um nur 2,8% (Waren +2,6%, Dienstleistungen 
+3,1%). Die Schwäche des privaten Konsums und der Rückgang der Investitionen 
belasteten neben der heimischen Wirtschaftsentwicklung auch den Import, der real 
um nur 0,6% stieg (Waren +0,2%, Dienstleistungen +2,3%). 

Die Nachfrageflaute und die trüben Wirtschaftsaussichten hinterließen deutliche 
Spuren in der Investitionsbereitschaft. Die Bruttoanlageinvestitionen verringerten sich 
2013 real um 0,9%, nachdem sie bereits im Vorjahr kaum gewachsen waren (2012 
+1,6%). Vor allem die Ausrüstungsinvestitionen schrumpften (über 3%), aber auch 
die Nachfrage nach Bauinvestitionen war mit real +0,7% äußerst schwach (2012 
+2,5%). 

Aufgrund der nur geringen Steigerung der verfügbaren Einkommen schränkten die 
privaten Haushalte ihren Konsum leicht ein (real 0,2%), obwohl die Sparquote neu-
erlich sank (von 7,4% im Jahr 2012 auf 6,6%, den niedrigsten Wert seit dem Beginn 
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vergleichbarer Berechnungen 1995). Auch der öffentliche Konsum bot mit einem 
Wachstum von 0,1% keine Stütze für die Inlandsnachfrage. 

Die Konjunkturschwäche und der Rückgang der Rohstoffpreise (vor allem Erdölpro-
dukte) verringerten den Preisauftrieb in Österreich. Nach +2,4% im Jahr 2012 sank die 
Inflationsrate 2013 weiter auf 2%. Im Vergleich mit dem Durchschnitt des Euro-
Raumes war sie jedoch recht hoch. Im gesamten Währungsgebiet stieg der harmo-
nisierte Verbraucherpreisindex um 1,3% mit einer deutlichen Verlangsamung gegen 
Jahresende, während sich für Österreich eine Inflationsrate 2,1% ergab. In einigen 
Ländern des Währungsraumes zeigten sich sogar deflationäre Entwicklungen. 

Der heimische Arbeitsmarkt litt unter der Konjunkturschwäche. Die Beschäftigung 
wuchs um lediglich 0,6% (+21.200) und damit langsamer als in den drei Jahren zuvor. 
Gleichzeitig war eine Zunahme der Arbeitslosigkeit zu beobachten (+26.600, +10% 
gegenüber dem Vorjahr), der Anstieg der Arbeitslosenquote (nach österreichischer 
Berechnungsmethode) beschleunigte sich (2012 +0,3 Prozentpunkte, 2013 +0,6 Pro-
zentpunkte auf den neuen Höchstwert von 7,6%). 

Die Bemühungen zur Konsolidierung der öffentlichen Haushalte und verschiedene 
Sondereffekte (z. B. aus dem Verkauf von Mobilfunklizenzen oder der Abgeltungs-
steuer aus der Schweiz) ermöglichten trotz der Konjunkturschwäche eine Senkung 
des Budgetdefizits von 2,6% des BIP im Jahr 2012 auf 1,5%. 

1. Gedämpftes Wachstum der Weltwirtschaft, steigende Risiken auf den Finanzmärkten 
Das Wachstum der Weltwirtschaft verlangsamte sich 2013 abermals leicht (+3,0%, 
2012 +3,2%, 2011 +3,8%), übertraf aber weiterhin die Dynamik des Welthandels, die 
sich allerdings verstärkte (+2,7%, 2012 +1,9%). Diese unübliche Konstellation ging mit 
der ausgeprägten Konjunkturschwäche in vielen europäischen Ländern einher, die 
den Welthandel aufgrund des hohen Gewichtes des innereuropäischen Handels re-
lativ stark beeinflusst. 

1.1 Geldpolitik prägt Wechselkurse 
Wichtige geldpolitische Maßnahmen und Ankündigungen prägten 2013 die Entwick-
lung der Wechselkurse: Die stärkste Abwertung verzeichnete unter den Währungen 
der Industrieländer der japanische Yen. Sie erfolgte zwischen Ende 2012 und Mitte 
2013 als Reaktion auf die Ankündigung einer massiven Geldmengenausweitung, mit 
der die Zentralbank die Deflationsspirale beenden will. Die Aufwertung des Euro hielt 
2013 mit abgeschwächter Dynamik an, nachdem die Zentralbank der USA 2012 die 
Geldpolitik neuerlich gelockert und die EZB mit der Ankündigung von Offenmarkt-
transaktionen die europäischen Anleihemärkte beruhigt hatte1), der Euro-Kurs stieg 
auf über 1,35 $. Im Mai 2013 kündigte die Fed eine Straffung ihrer lockeren Geldpoli-
tik an, worauf sich die Rendite von Bundesanleihen der USA mit einer Laufzeit von 
10 Jahren beinahe verdoppelte (von 1,5% bis 2% auf 2,5% bis 3%). Dadurch ausge-
löste Portfolio-Umschichtungen gingen mit hohen Kapitalabflüssen und Währungs-
schwankungen in Schwellenländern einher. Die Währungen der "fragilen Fünf" (Brasi-
lien, Indien, Indonesien, Türkei, Südafrika) werteten stark ab, auch der russische Rubel 
verlor beständig an Wert. In Indien, Brasilien und der Türkei wiederholten sich damit 
die Wechselkursschübe der Vorjahre, allerdings in stärkerem Ausmaß. Der Kurs des 
südafrikanischen Rand setzte seinen Abwärtstrend fort. Dazu kam ein Wechselkurs-
schock in Indonesien, das von den spekulativen Kapitalflüssen der letzten Jahre wohl 
am stärksten betroffen war. 

1.2 Aktienkursboom in Industrieländern 
Nachdem sich die Aktienpreise in den Industrieländern (MSCI World Index) und in 
den Schwellenländern (MSCI Emerging Market Index) in den Jahren 2010 bis 2012 
weitgehend synchron entwickelt hatten, divergierten sie 2013 erheblich: Die Erho-

                                                           
1)  Die Zinssätze der Euro-Länder sind seither mehrheitlich weiter gesunken. 
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lung an den Börsen seit Mitte 2012 mündete in den Industrieländern 2013 in einen Ak-
tienkursboom (vor allem in den USA), in den Schwellenländern hingegen in einen 
Preisrückgang im Jahresverlauf. Diese historisch seltene Konstellation war zuletzt 
während der Asienkrise 1997/98 aufgetreten. 

1.3 Angebots- und Nachfrageeffekte entlasten Rohölpreise 
Die Preislücke zwischen Rohöl aus der Nordsee (Brent) und jenem aus dem Mittleren 
Westen der USA (West Texas Intermediate, WTI), die sich 2011 mit der Ausweitung des 
Angebotes an Schieferöl geöffnet hatte, blieb 2013 bestehen. Die Rohölpreise stie-
gen 2013 nicht, sondern schwankten in einer Bandbreite zwischen 95 $ und 106 $ 
(WTI) bzw. 102 $ und 118 $ (Brent) je Barrel, da einerseits die positiven Angebotseffek-
te in den USA anhielten und andererseits die weltweite Nachfrage weiterhin ge-
dämpft blieb. In einigen Schwellenländern, insbesondere in China, wurde der An-
stieg der Rohölnachfrage durch die Wachstumsverlangsamung merklich gebremst: 
In China wuchs das reale BIP 2013, wie schon 2012, um nur 7,7% und damit so 
schwach wie zuletzt 1998 und 1999. 

1.4 USA: Vermögenseffekte überlagern Fiskalrestriktionen 
Mit einem BIP-Wachstum von 1,9% im Jahr 2013 nach +2,5% 2010, +1,8% 2011 und 
+2,8% 2012 verläuft die Konjunkturerholung in den USA scheinbar wellenförmig (Ab-
bildung 1). Die Wellentäler 2011 und 2013 gehen aber vor allem auf eine Einschrän-
kung des öffentlichen Konsums zurück, die private Nachfrage wurde davon nur we-
nig beeinträchtigt. Der deutliche Rückgang der öffentlichen Nachfrage im IV. Quar-
tal 2012, der sich als statistischer Überhang merklich in der Jahreswachstumsrate 
2013 niederschlug, spiegelt Maßnahmen zur Vorbereitung auf die drohende Bud-
getkürzung wider. Diese wurde zwar letztlich entschärft, begleitete das Wirtschafts-
geschehen in den USA aber das ganze Jahr 2013 hindurch: Im Oktober 2013 muss-
ten die Bundesbehörden für wenige Wochen ihren Dienst einstellen, da eine Bud-
geteinigung für das angebrochene Fiskaljahr nicht zustande kam. Gleichzeitig wur-
de ein drohender Konjunktureinbruch abgewendet, indem die Schuldengrenze 
noch rechtzeitig angehoben wurde. Die automatischen Budgetkürzungen, die An-
hebung des höchsten Einkommensteuersatzes und der Kapitalertragsteuer sowie 
das Auslaufen der vorübergehenden Senkung der Sozialversicherungsbeiträge 
drückten das bundesstaatliche Defizit von 6,8% des BIP im Jahr 2012 auf 4,1% 2013. 
Der Finanzierungssaldo des Gesamtstaates sank von 9,7% auf 7,3% des BIP. 

Vermögenseffekte dürften 2013 stärker als in den Vorjahren zur Stützung des privaten 
Konsums beigetragen haben: Sowohl die Aktien- als auch die Immobilienpreise stie-
gen kräftig. Umgekehrt verringerte sich die Sparquote der privaten Haushalte erst-
mals seit 2010 merklich. Die Arbeitslosenquote ging im Jahresverlauf 2013 unerwartet 
deutlich von 7,9% auf 6,7% zurück (Jahresdurchschnitt 7,4%), sodass die Zentralbank 
nun davon absieht, die Arbeitslosenquote als zentralen Maßstab für Zinsanhebungen 
zu verwenden. Die Erwerbsquote sank 2013 zwar nochmals leicht, gleichzeitig wuchs 
aber die Beschäftigung anhaltend dynamisch. Die Kapazitäten blieben unterausge-
lastet; die Kerninflationsrate gab im Jahresverlauf von 1,9% auf 1,7% leicht nach. 
Aufgrund der Energieverbilligung lag die Gesamtinflationsrate im Durchschnitt da-
runter (1,5%). 

1.5 Japan: Erste Hinweise auf Ende der Deflationsphase 
Die Yen-Abwertung erzeugte im 1. Halbjahr 2013 einen Schub für den japanischen 
Export, der im 2. Halbjahr rasch abflaute. Die Jahresinflationsrate war mit 0,4% vor 
allem deshalb positiv, weil die Energiepreise abwertungsbedingt und wegen des er-
höhten Importbedarfes (Drosselung der Atomstromproduktion) stiegen. Aber auch 
der langjährige Negativtrend der Kerninflationsrate ging zu Ende; gleichzeitig ge-
wannen die Investitionen im II. Quartal an Kraft. Das reale BIP stieg 2013 um 1,5%. 

1.6 Euro-Raum: Einseitiger Abbau außenwirtschaftlicher Ungleichgewichte 
belastet die Binnennachfrage  

Im Durchschnitt der EU 28 stagnierte die Wirtschaftsleistung 2013 (+0,1%), nachdem 
sie 2012 noch geschrumpft war (0,4%). Im Euro-Raum war sie weiterhin rückläufig 
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(0,4%), wenn auch weniger stark als 2012 (0,7%). Am kräftigsten wuchs das BIP in 
Lettland, Rumänien und Litauen (zwischen +3,3% und +4,1%). Auch in Großbritanni-
en, Polen und Schweden war das Wachstum robust. Am stärksten rückläufig war die 
Wirtschaftsleistung erstmals nicht in Griechenland (3,9%), sondern in Zypern (5,4%). 
Deutliche Einbußen erlitt auch Italien (1,9%); ferner schrumpfte das BIP in Finnland, 
Portugal, Spanien, Tschechien, Slowenien, den Niederlanden, Kroatien und Irland. In 
den meisten Ländern verbesserte sich die Konjunktur im Jahresverlauf, im IV. Quartal 
wurden überwiegend Zuwächse erzielt. 

  

Abbildung 1: Wirtschaftswachstum und BIP pro Kopf ausgewählter Länder 

BIP, real, Veränderung gegen das Vorjahr in % 

 

BIP, real pro Kopf, Veränderung gegen das Vorjahr in % 

 

Q: Eurostat, OECD, WIFO-Berechnungen. 
  

Während in den USA die Schwäche der öffentlichen Nachfrage das Wachstum anti-
zyklisch bremste, lieferten die öffentlichen Haushalte in der EU wieder tendenziell po-
sitive Impulse, sodass die Konjunkturflaute anders als 2011 und 2012 nicht prozyklisch 
verstärkt wurde. Die Staatsausgaben wuchsen insgesamt aber langsamer als die 
Wirtschaftsleistung, und die Quote der Staatseinnahmen stieg, sodass sich die Konso-
lidierung der öffentlichen Haushalte fortsetzte. Der Finanzierungssaldo verbesserte 
sich im Durchschnitt des Euro-Raumes daher von 3,7% des BIP 2012 auf 3,1% 2013; 
besonders deutlich sank das Defizit in Spanien (von 10,6% auf 7,2% des BIP). In Grie-
chenland wurde die anhaltend starke Konsolidierung durch zusätzliche Ausgaben 
für Bankenrekapitalisierungen in der Höhe von 11,0% des BIP überdeckt, sodass das 
Gesamtdefizit von 9,0% 2012 auf 13,2% zunahm. In der zweiten Jahreshälfte 2013 
begann die Binnennachfrage in der EU insgesamt und im Euro-Raum wieder leicht 
zu steigen. 
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Die EZB setzte 2013 ihren expansiven geldpolitischen Kurs fort. Die beiden Leitzinssen-
kungen (von 0,75% auf 0,5% im Mai 2013 und auf 0,25% im November) hatten aber 
kaum realwirtschaftliche Auswirkungen und beeinträchtigten selbst den Auftrieb des 
Euro-Kurses gegenüber dem Dollar nicht. Die Zinspolitik verliert ihre Wirksamkeit auf-
grund der Nullzinsschranke, die den Spielraum für weitere Zinssenkungen begrenzt. 
Für die Refinanzierungsbedingungen der Unternehmen spielte ohnehin jeweils die 
Situation des inländischen Bankensektors eine bedeutendere Rolle. In Spanien und 
Irland, deren Bankensektor weiterhin erheblich geschwächt ist, war die Kreditverga-
be anhaltend rückläufig. Die Ineffektivität der zinspolitischen Maßnahmen wurde 
durch die Verlangsamung des Preisauftriebes und den daraus folgenden Anstieg 
der Realzinssätze verschärft. Der Rückgang der Inflationsrate im Euro-Raum ist nicht 
nur Ausdruck der gedämpften Rohstoffpreisentwicklung, sondern auch der hohen 
Unterauslastung: Die Kerninflationsrate verringerte sich im Jahresverlauf von 1,5% auf 
0,9%, die gesamte Inflationsrate von 2,0% auf 0,8% (Jahresdurchschnitt jeweils 1,3%). 

Vor dem Hintergrund der zu geringen Kapazitätsauslastung stieg die Arbeitslosen-
quote in der EU Anfang 2013 auf einen Höchstwert von 10,9%; bis zum Jahresende 
ging sie nur leicht auf 10,7% zurück. Die Zahl der Beschäftigten sank 2013. Die Arbeits-
losenquote Griechenlands übertraf jene Spaniens, flachte im Jahresverlauf aber ab 
und betrug im Dezember schließlich 27,5% (Spanien 25,8%). Sehr hoch mit steigender 
Tendenz war die Quote in Kroatien (Dezember 17,3%) und Zypern (16,9%), rückläufig 
in Portugal (15,3%). 

  

Abbildung 2: Leistungsbilanz ausgewählter Länder 

In % des BIP 

 

Q: IWF. 
  

Der beträchtliche Leistungsbilanzüberschuss der Niederlande und Deutschlands ver-
größerte sich 2013 weiter (auf 10,4% bzw. 7,5% des BIP), die strukturbedingte Schwä-
che der Binnennachfrage in diesen Ländern hielt demnach an (Abbildung 2). Itali-
en, Spanien, Portugal und Griechenland erwirtschafteten hingegen erstmals einen 
Außenhandelsüberschuss. 

Stefan Schiman (Stefan.Schiman@wifo.ac.at) 
Statistik: Martha Steiner (Martha.Steiner@wifo.ac.at) 

2. Konjunkturrückschlag in Österreich 
Der Erholungsprozess nach der Rezession der Jahre 2008/09 wurde 2012 unterbro-
chen. Auch im 1. Halbjahr 2013 wuchs die Wirtschaft noch sehr gedämpft. Im weite-
ren Jahresverlauf war eine schrittweise Zunahme der Dynamik festzustellen. Für das 
gesamte Jahr 2013 ergab sich dennoch ein Wirtschaftswachstum von nur 0,4%. 
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Die internationale Konjunkturschwäche des Jahres 2012 übertrug sich 2013 auf die 
österreichische Binnennachfrage. Die ungünstige Entwicklung auf dem heimischen 
Arbeitsmarkt und damit verbunden der Einkommen ließ den Konsum der privaten 
Haushalte erstmals seit 1997 wieder zurückgehen. Besonders zögerlich entwickelte 
sich die Nachfrage nach langlebigen Konsumgütern. Der reale Rückgang des Kon-
sums der privaten Haushalte um 0,2% war eher auf die mäßige Einkommensentwick-
lung als auf verstärkte Sparbemühungen zurückzuführen: Die Sparquote sank 2013 
auf 6,6%, den niedrigsten Stand seit Beginn der Erfassung vergleichbarer Werte 1995. 
Vor der Krise hatte sie noch Werte von über 11% erreicht. 

  

Übersicht 1: Entwicklung der gesamtwirtschaftlichen Nachfrage 

Laut ESVG 1995, real 
  

2010 2011 2012 2013 
Veränderung gegen das Vorjahr in % 

  
Konsumausgaben insgesamt  + 1,5  + 0,7  + 0,4  – 0,1 

Private Haushalte1)  + 2,0  + 0,8  + 0,5  – 0,2 
Staat  + 0,2  + 0,3  + 0,2  + 0,1 

Bruttoinvestitionen  + 0,9  + 12,2  – 1,2  – 4,1 
Bruttoanlageinvestitionen  – 1,4  + 8,5  + 1,6  – 0,9 

Ausrüstungen  + 2,1  + 14,3  + 2,1  – 3,1 
Bauten  – 3,9  + 2,5  + 2,5  + 0,7 

Inländische Verwendung  + 1,3  + 3,2  ± 0,0  – 0,9 
Exporte  + 9,4  + 6,6  + 1,2  + 2,8 
Importe  + 9,1  + 7,6  – 0,3  + 0,6 
  
Bruttoinlandsprodukt  + 1,8  + 2,8  + 0,9  + 0,4 

Q: WIFO.  1) Einschließlich privater Organisationen ohne Erwerbszweck. 
  

Auch der Konsum der öffentlichen Haushalte entwickelte sich im Vorjahr sehr 
schwach und lieferte der heimischen Konjunktur keinerlei Impulse. Die anhaltenden 
Konsolidierungsbemühungen des Staates zur Senkung des Defizits erlaubten nur eine 
äußerst geringe Ausweitung um real 0,1% (2012 +0,2%). 

  

Übersicht 2: Inländische Verwendung 

Laut ESVG 1995, zu laufenden Preisen 
  

2013 2013 
Mrd. € Veränderung gegen 

das Vorjahr in % 
  
Bruttoinlandsprodukt 313,20  + 2,0 

Minus Exporte 179,91  + 2,5 
Plus Importe 165,36  – 0,2 

  
Inländische Verwendung 298,65  + 0,5 

Konsumausgaben insgesamt 231,29  + 1,7 
Private Haushalte1) 172,32  + 2,0 
Staat 58,97  + 1,1 

Bruttoinvestitionen 67,33  – 3,3 
Bruttoanlageinvestitionen 66,17  + 0,5 

Ausrüstungen 24,39  – 2,7 
Bauten 35,62  + 2,6 

Vorratsveränderung2) 1,16 
Statistische Differenz 0,03 

Q: WIFO.  1) Einschließlich privater Organisationen ohne Erwerbszweck.  2) Einschließlich Nettozugang an 
Wertsachen. 
  

Das Anhalten der Rezession im Euro-Raum und die damit verbundenen skeptischen 
Konjunkturerwartungen heimischer Unternehmen belasteten die Investitionsbereit-
schaft erheblich. Die Bruttoanlageinvestitionen verringerten sich 2013 real um 0,9%. 
Vor allem die Ausrüstungsinvestitionen schrumpften um über 3% (2012 +2,1%). Sowohl 
die Ausgaben für Fahrzeuge als auch jene für Maschinen und Elektrogeräte waren 
rückläufig. 
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Die geringe Investitionsbereitschaft zog auch den Wirtschaftsbau in Mitleidenschaft. 
Die Nicht-Wohnbauinvestitionen blieben, nach der kräftigen Steigerung 2012 um re-
al über 4%, 2013 um 0,4% unter dem Vorjahresniveau. Hingegen zogen die Wohn-
bauinvestitionen 2013 mit +2,3% deutlich an (2012 +0,2%). Insgesamt stiegen die Bau-
investitionen 2013 real um nur 0,7% (2012 +2,5%). 

2.1 Anstieg des Außenbeitrages aufgrund der Importschwäche 
Der Wert der gesamten Ausfuhr laut VGR wuchs 2013 mit +2,5% ebenso schwach 
wie 2012. Aufgrund des Rückganges der Exportpreise im Warenhandel ergab sich in 
realer Rechnung hingegen eine Beschleunigung des Exportwachstums auf 2,8% 
(2012 +1,2%). 

Sowohl preisbereinigt als auch gemessen am Wert war der größte Exportanstieg 
auch 2013 in den Dienstleistungen der Kategorie "sonstige marktbestimmte Güter" zu 
beobachten (real +4,1%, nominell +5,6%). Der Reiseverkehrsexport entwickelte sich 
hingegen 2013 gedämpft (real +0,5%, 2012 +0,8%). 

Die ungünstige internationale Wirtschaftslage ließ die Preise im Außenhandel deut-
lich sinken. Die Warenimportpreise gaben wegen des Rückganges der Rohstoffprei-
se stärker nach als die Exportpreise, sodass sich die Terms-of-Trade verbesserten. Der 
Leistungsbilanzüberschuss erhöhte sich in der Folge gegenüber 2012 von 7,3 Mrd. € 
auf rund 8,5 Mrd. €. 

  

Übersicht 3: Verteilung des Nettonationaleinkommens 

Zu laufenden Preisen 
  

2013 2013 
Mrd. € Veränderung gegen 

das Vorjahr in % 
  
Arbeitnehmerentgelte 158,63  + 2,8 
Betriebsüberschuss und Selbständigeneinkommen 120,74  + 1,2 
Produktionsabgaben minus Subventionen 33,82  + 1,2 
  
Bruttoinlandsprodukt 313,20  + 2,0 

Primäreinkommen an die übrige Welt 29,76  – 4,6 
Primäreinkommen aus der übrigen Welt 27,25  – 7,0 

  
Bruttonationaleinkommen 310,69  + 1,8 

Minus Abschreibungen 51,12  + 3,4 
  
Nettonationaleinkommen 259,57  + 1,5 

Laufende Transfers an die übrige Welt 6,13  + 16,3 
Laufende Transfers aus der übrigen Welt 2,67  – 2,9 

  
Verfügbares Nettonationaleinkommen 256,11  + 1,2 

Q: WIFO. 
  
  

Übersicht 4: Außenhandel, Zahlungsbilanz 
  

2010 2011 2012 2013 
  Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Exporte, Waren 

Nominell   + 16,7  + 11,3  + 1,5  + 1,5 
Real   + 13,6  + 8,1  + 0,8  + 2,7 

Importe, Waren 
Nominell   + 16,5  + 15,3  + 0,7  – 1,5 
Real   + 11,7  + 8,6  – 1,3  + 0,2 

Terms-of-Trade   – 1,5  – 3,0  – 1,4  + 0,6 
Handelsbilanz (laut Statistik Austria) 

Mrd. €  – 4,3  – 9,2  – 8,4  – 4,6 
In % des BIP  – 1,5  – 3,1  – 2,7  – 1,5 

Leistungsbilanz 
Mrd. €  + 9,74  + 4,90  + 7,33  + 8,45 
In % des BIP  + 3,4  + 1,6  + 2,4  + 2,7 

Q: OeNB, Statistik Austria, WIFO.  
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2.2 Abermals geringes Wachstum der heimischen Warenproduktion 
Die Flaute der Auslandsnachfrage und der Binnenkonjunktur belastete in erster Linie 
die besonders konjunkturreagible heimische Warenproduktion. Die Wertschöpfung 
dieses Wirtschaftsbereiches erhöhte sich 2013 wie im Vorjahr real um nur 1,2%, die 
Beschäftigung stagnierte bei rückläufigem Arbeitsvolumen.  

  

Übersicht 5: Bruttowertschöpfung zu Herstellungspreisen 

Laut ESVG 1995, real 
  

2010 2011 2012 2013 
Veränderung gegen das Vorjahr in % 

  
Land- und Forstwirtschaft, Fischerei  – 2,8  + 13,9  – 8,0  – 1,4 
Bergbau  – 3,2  + 8,2  – 2,4  – 3,5 
Herstellung von Waren  + 7,8  + 8,3  + 1,2  + 1,2 
Energie-, Wasserversorgung, Abfallentsorgung  – 3,8  + 2,1  + 9,7  + 12,7 
Bauwesen  – 3,0  + 0,4  + 0,8  + 0,2 
Handel  + 2,2  + 1,3  – 1,7  – 1,4 
Verkehr  – 3,1  + 1,9  – 1,0  – 0,6 
Beherbergung und Gastronomie  + 1,1  + 0,5  + 1,6  – 2,2 
Information und Kommunikation  – 1,8  + 6,3  – 1,5  – 2,0 
Kredit- und Versicherungswesen  – 3,4  + 3,5  + 2,7  ± 0,0 
Grundstücks- und Wohnungswesen  + 3,2  + 2,5  + 1,7  + 0,7 
Sonstige wirtschaftliche Dienstleistungen1)  + 3,5  + 4,4  + 0,8  + 0,4 
Öffentliche Verwaltung2)  + 0,9  + 0,3  + 1,3  + 1,0 
Sonstige Dienstleistungen  + 0,8  + 0,7  + 1,1  + 1,3 
  
Wertschöpfung der Wirtschaftsbereiche3)  + 1,8  + 3,2  + 0,8  + 0,5 
Bruttoinlandsprodukt  + 1,8  + 2,8  + 0,9  + 0,4 

Q: Statistik Austria, WIFO.  1) Erbringung von freiberuflichen, wissenschaftlichen, technischen und sonstigen 
wirtschaftlichen Dienstleistungen (ÖNACE M bis N).  2) Einschließlich Sozialversicherung, Verteidigung, Er-
ziehung, Unterricht, Gesundheits- und Sozialwesen (ÖNACE O bis Q).  3) Vor Abzug der Gütersubven-
tionen und vor Zurechnung der Gütersteuern. 
  

In der Wertschöpfung des Handels schlug sich der Ausfall der Konsumnachfrage der 
privaten Haushalte deutlich nieder (2013 real 1,4%, 2012 1,7%). Unter dem Vorjah-
resniveau blieb die Wertschöpfung auch im Verkehrswesen, der Beherbergung und 
Gastronomie sowie dem Informations- und Kommunikationswesen. Die Bauwirtschaft 
stagnierte 2013 nahezu (+0,2%). 

  

Übersicht 6: Preise und Einkommen 
  

2010 2011 2012 2013 
Veränderung gegen das Vorjahr in % 

  
Verbraucherpreise  + 1,9  + 3,3  + 2,4  + 2,0 
Deflator des Bruttoinlandsproduktes  + 1,4  + 2,0  + 1,7  + 1,6 
Exportpreise Waren  + 2,8  + 3,0  + 0,7  – 1,1 
Importpreise Waren  + 4,3  + 6,2  + 2,1  – 1,7 
Weltmarktrohstoffpreise (auf Dollarbasis)  + 28,9  + 28,6  – 2,8  – 1,9 
Terms-of-Trade 

Waren und Dienstleistungen  – 1,2  – 2,1  – 1,1  + 0,5 
Waren  – 1,5  – 3,0  – 1,4  + 0,6 

Lohn- und Gehaltssumme1) in der Gesamtwirtschaft  + 2,0  + 3,9  + 4,0  + 2,9 
Je Beschäftigungsverhältnis laut VGR  + 0,9  + 1,8  + 2,4  + 2,1 

Q: Statistik Austria, WIFO.  1) Brutto, ohne Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversicherung. 
  

Mit dem Nachgeben der Rohstoffpreise sank die Inflationsrate in Österreich 2013 
weiter auf 2,0% (2011 +3,3%, 2012 +2,4%). Inflationsdämpfend wirkte vor allem die 
Entwicklung der Treibstoffpreise, während die Kategorien "Wohnung, Wasser, Ener-
gie" und "Nahrungsmittel" die höchsten Preissteigerungsraten aufwiesen. Der EU-weit 
harmonisierte Verbraucherpreisindex stieg in Österreich 2013 um 2,1%; dies war die 
vierthöchste Inflationsrate unter den 18 Euro-Ländern (nach Estland, Finnland und 
den Niederlanden). Die Kerninflationsrate (ohne Energie und unverarbeitete Nah-
rungsmittel) war mit 2,3% gegenüber dem Vorjahr unverändert. 
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Das geringe Wirtschaftswachstum des Jahres 2013 beeinträchtigte auch den heimi-
schen Arbeitsmarkt. Das Stellenangebot wurde schwächer ausgeweitet als in den 
Jahren zuvor, die Zahl der unselbständig aktiv Beschäftigten stieg um nur 0,6% nach 
+1,4% 2012 und +1,9% 2011. Die Zuwächse konzentrierten sich auf den Bereich der 
wenig konjunkturreagiblen Dienstleistungen, während die Beschäftigung in der Wa-
renproduktion stagnierte. 

Das Angebot an Arbeitskräften wuchs wie in den vergangenen Jahren nahezu un-
gebrochen. Zum einen hielt der Trend einer Zunahme der Erwerbsbeteiligung der 
Frauen an, zum anderen dämpfte die Einschränkung des Zuganges zur Frühpension 
die Zahl der Pensionsantritte, und auch der Zustrom von Arbeitskräften aus dem Aus-
land blieb aufrecht. Die Ausweitung der Beschäftigung reichte nicht aus, um das er-
höhte Angebot an Arbeitskräften vollständig zu absorbieren, sodass die Zahl der Ar-
beitslosen um 26.600 Personen zunahm. Die Arbeitslosenquote stieg nach österreichi-
scher Berechnungsmethode von 7,0% im Jahr 2012 auf 7,6%. Die EU-weit harmoni-
sierte Arbeitslosenquote lag 2013 bei 4,9% und war damit weiterhin die niedrigste in 
der gesamten EU. 

  

Übersicht 7: Arbeitsmarkt, Lohnstückkosten, Produktivität 
  

2010 2011 2012 2013 
  Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Arbeitskräfteangebot 
Erwerbspersonen1)   + 0,7  + 1,6  + 1,6  + 1,4 

Unselbständige2)  + 0,5  + 1,7  + 1,7  + 1,3 
  
Arbeitslosenquote3) in % 6,9 6,7 7,0 7,6 
  
Arbeitskräftenachfrage 
Aktiv Erwerbstätige4)  + 1,0  + 1,8  + 1,4  + 0,8 
Unselbständig aktiv Beschäftigte4)  + 0,8  + 1,9  + 1,4  + 0,6 

Ausländische Arbeitskräfte   + 4,6  + 8,3  + 7,8  + 5,6 
Unselbständig Beschäftigte, Herstellung von Waren5)  – 1,3  + 1,7  + 1,1  – 0,0 
Geleistete Arbeitsstunden, Herstellung von Waren6)  + 1,6  + 1,4  + 0,6  – 1,2 
Beschäftigungsquote7) in % 65,4 66,2 66,9 67,3 
  
Lohnstückkosten 

Gesamtwirtschaft (laut VGR)  ± 0,0  + 0,8  + 3,0  + 2,4 
Herstellung von Waren  – 6,9  – 3,0  + 3,0  + 2,0 

  
Produktivität 
Gesamtwirtschaft 

BIP je Erwerbstätigen (laut VGR)  + 1,0  + 1,0  – 0,5  – 0,2 
BIP je geleistete Arbeitsstunde (laut VGR)  + 1,9  + 0,5  + 0,9  + 1,3 

Herstellung von Waren 
Produktion je geleistete Arbeitsstunde (laut VGR)   + 6,1  + 6,9  + 0,6  + 2,4 

Q: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger, Arbeitsmarktservice Österreich, WIFO.  
1) Unselbständig aktiv Beschäftigte (ohne Personen, die Kinderbetreuungsgeld beziehen, ohne Präsenz-
diener) + Selbständige + Arbeitslose.  2) Unselbständig aktiv Beschäftigte + Arbeitslose.  3) In % der un-
selbständigen Erwerbspersonen laut Arbeitsmarktstatistik.  4) Arbeitskräfteangebot ohne Arbeitslose.  
5) Laut VGR (Beschäftigungsverhältnisse).  6) Laut VGR.  7) Anteil der aktiv Erwerbstätigen an der Bevölke-
rung im erwerbsfähigen Alter (15 bis 64 Jahre). 

2.3 Budgetkonsolidierung bei ungünstiger Konjunkturlage 
Trotz der ungünstigen Konjunkturlage gelang es 2013, das Defizit der öffentlichen 
Haushalte zu verringern. Während die Staatsausgaben um nur 1,2% ausgeweitet 
wurden, erhöhten sich die Einnahmen um 3,4%. Neben der deutlichen Zunahme der 
Steuereinnahmen waren dafür auch Sondereffekte bestimmend (Abgeltungssteuer 
aus der Schweiz). In der Folge verringerte sich das Budgetdefizit des Gesamtstaates 
auf 1,5% des BIP (2012: 2,6%). Der Schuldenstand blieb nahezu unverändert bei einer 
Quote von 74,5% des BIP (2012: 74,4%). 

Marcus Scheiblecker (Marcus.Scheiblecker@wifo.ac.at) 
Statistik: Christine Kaufmann (Christine.Kaufmann@wifo.ac.at) 
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3. EZB bietet weiter Ersatz für ausbleibende Interbankkredite  
Die Geldpolitik der Europäischen Zentralbank (EZB) war auch 2013 von den Folgewir-
kungen der Finanzmarkt- und Staatsschuldenkrise geprägt. Im März 2013 wurde der 
Liquiditätsmangel zypriotischer Kreditinstitute öffentlich bekannt, der von Verlusten 
aus Wertberichtigungen für griechische Staatsanleihen herrührte. Besonders gefähr-
det waren die zwei größten Institute des Landes, die Bank of Cyprus und die Laiki 
Bank. Beide hatten nur mehr im Rahmen des Emergency-Liquidity-Assistance-Pro-
gramms (ELA) Zugang zu Finanzierungsmitteln. Den Höhepunkt erreichte die Zypern-
krise am 21. März 2013, als die EZB mitteilte, innerhalb der ELA keine weiteren Mittel 
für zypriotische Banken bereitzustellen, sofern nicht ein Rettungsplan mit der EU und 
dem Internationalen Währungsfonds (IWF) vereinbart wäre. Unter diesem Druck kam 
am 25. März 2013 eine Übereinkunft mit der EU und dem IWF über eine Kredithilfe im 
Ausmaß von 10 Mrd. € zustande. Gleichzeitig wurden alle Spareinlagen über einem 
Wert von 100.000 € direkt zur Sanierung der Kreditinstitute herangezogen. Die Laiki 
Bank wurde zerschlagen und ging in der Bank of Cyprus auf. Vor dem Abschluss des 
Rettungsplanes sah die zypriotische Regierung die Gefahr einer Kapitalflucht und 
war gezwungen Kapitalverkehrskontrollen einzuführen, die Geldinstitute zu schließen 
und die Abhebung von Bargeld von Bankomaten auf 100 € pro Tag zu beschränken.  

Die Zypernkrise belebte auch wieder die Diskussion über die Target-2-Salden. Mit 
510 Mrd. € war die Deutsche Bundesbank Ende 2013 der Hauptgläubiger innerhalb 
des Zahlungsverkehrssystems des Euro-Raumes vor den Zentralbanken von Luxem-
burg (104 Mrd. €), den Niederlanden (46,1 Mrd. €) und Finnland (26,4 Mrd. €). Die 
größten Schuldner im Target-2-System waren mit den Zentralbanken von Italien 
(229,1 Mrd. €), Spanien (213,7 Mrd. €), Portugal (59,6 Mrd. €), Irland (55,7 Mrd. €) und 
Griechenland (51,1 Mrd. €) die Krisenländer im Euro-Raum. Österreich folgte an 
6. Stelle mit Target-2-Schulden von 40,2 Mrd. €. Als Erklärung für die Ausweitung der 
Target-2-Salden identifiziert Auer (2014)2) den Zusammenbruch der privaten Finanzie-
rung von Leistungsbilanzdefiziten. Nach dem Ausbruch der Finanzmarktkrise 2008 
flossen private Einlagen nur zu einem geringen Teil aus den Krisenländern ab, ein 
Großteil der Kapitalflucht erfolgte durch den Rückzug der Kreditinstitute aus der 
grenzüberschreitenden Finanzierung über den Interbankenmarkt. Damit verbunden 
war eine Verlagerung ihrer Veranlagungen von Emissionen der Kreditinstitute zu be-
sonders sicheren Staatsanleihen. Die EZB übernahm auch 2013 die Finanzierungsrolle 
von privaten Marktteilnehmern und setzte die volle Zuteilung von Liquidität in den 
Wertpapierpensionsgeschäften fort. Sie erweiterte auch die pensionsfähigen Wert-
papiere um Titel mit höherem Risiko. Dadurch entstanden in den dezentralen Bilan-
zen des Eurosystems Ungleichgewichte. Wie Cecchetti  McCauley  McGuire 
(2012)3) in einer Detailanalyse der Transaktionen der beteiligten Kreditinstitute zei-
gen, waren auch Kreditinstitute mit Hauptsitz außerhalb der Europäischen Wäh-
rungsunion für die Ausweitung der Target-2-Salden mitverantwortlich. Vor allem briti-
sche Institute befürchteten offenbar einen Zerfall der Währungsunion und verringer-
ten daher besonders 2012 ihre Nettogläubigerposition gegenüber den Krisenlän-
dern. Bei Austritt eines Mitgliedslandes wären zuvor in Euro denominierte Forderun-
gen mit entsprechenden Kursverlusten in die neue hypothetische Währung umge-
wandelt worden. Die britischen Kreditinstitute blieben zwar Gläubiger von z. B. spani-
schen Schuldnern, finanzierten diese Kredite aber ab Mitte 2012 vermehrt über die 
lokalen Zentralbanken. Durch die gleichzeitige Veranlagung erheblicher Beträge in 
deutschen Bundesanleihen schwoll der Target-2-Überschuss Deutschlands allein im 
I. Quartal 2012 um nahezu 100 Mrd. € an (Cecchetti  McCauley  McGuire, 2012). 
Insgesamt milderte die EZB mit der unlimitierten Finanzierung der Kreditinstitute in den 
Krisenländern den Druck auf eine sofortige Anpassung der Außenwirtschaftsun-
gleichgewichte. Dadurch blieb dort das Zinsniveau niedrig, und der Konjunkturab-

                                                           
2)  Auer, R. A., "What Drives Target2 Balances?", Economic Policy, 2014, 29(77), S. 139-197.  
3)  Cecchetti, S. G., McCauley, R. N., McGuire, P. M., "Interpreting Target2 Balances", BIS Working Papers, 
2012, (393).  



MONETÄRER BEREICH   
 

WIFO WIFO-Monatsberichte, 2014, 87(4), S. 261-326 271 

schwung verlief milder als z. B. während einer typischen Zahlungsbilanzkrise wie in 
Thailand 1997/98.  

Die EZB behielt die während der Finanzmarktkrise neu entwickelten Instrumente  
Long Term Refinancing Operations (LTRO), Covered Bond Purchase Programme, Se-
curities Market Programme und das Covered Bond Purchase Programme 2  2013 
weiter im Einsatz. Sie gab im November 2013 bekannt, die vollständige Zuteilung der 
Liquiditätswünsche von Kreditinstituten in der Offenmarktpolitik zum geltenden nied-
rigen Zinssatz zumindest bis Juli 2015 unverändert beizubehalten. Da sich die Lage 
auf dem europäischen Interbankenmarkt im Jahresverlauf entspannte und einige 
Kreditinstitute die zugeteilten Mittel aus den dreijährigen LTRO-Operationen vorzeitig 
zurückzahlten, verringerte sich die Bilanzsumme der EZB im Jahresabstand um 23%. 
Die fortschreitende Normalisierung der Lage ist auch am Verhältnis zwischen der 
Geldmenge M3 und der Bilanzsumme der EZB zu erkennen (Abbildung 3), das zeigt, 
wieweit die expansive Zuteilung der EZB tatsächlich vom Kreditwesen aufgenommen 
wird. 2012 floss noch ein Großteil der zusätzlichen Liquidität von den Kreditinstituten 
unmittelbar in die Einlagen in der EZB. Dadurch blieben die Offenmarktoperationen 
ohne Wirkung auf die Geldmenge und verlängerten ausschließlich die Bilanz der 
Zentralbank.  

  

Abbildung 3: Verhältnis zwischen der Geldmenge M3 und der Bilanzsumme der 
Europäischen Zentralbank 

 

Q: EZB. 
  

Wie Abbildung 3 zeigt, stabilisierte sich die Relation zwischen M3 und der EZB-
Bilanzsumme nach den ersten Turbulenzen in der Einführungsphase des Euro-Bargel-
des auf einem Wert von durchschnittlich 5,3. Mit dem Einsetzen der Finanzmarktkrise 
ab Mitte 2007 begann sie zu sinken und erreichte Mitte 2012 einen Tiefstwert. Seit 
Herbst 2012 steigt die Relation wieder; Ende 2013 lag sie mit 2,4 immer noch deutlich 
unter dem Vorkrisenniveau. Die Entwicklung der Geldmengenaggregate im Euro-
Raum trug zu dieser Korrekturbewegung nur wenig bei. Mit +5,5% gegenüber dem 
Jahresendstand 2012 wuchs die Geldmenge M1 im Euro-Raum am stärksten, M2 er-
höhte sich um 2,4%, M3 dagegen um nur 0,5%. Auch 2013 bestand demnach großer 
Bedarf an liquiden Mitteln wie z. B. Bargeld- und Sichteinlagen, während gebundene 
Einlagen, Geldmarktpapiere und Bankschuldverschreibungen, auch wegen des wei-
terhin niedrigen Zinsniveaus, wenig nachgefragt wurden. Die erwähnte Steigerung 
der Relation zwischen der Geldmenge M3 und der Bilanzsumme der EZB geht also 
überwiegend auf die Bilanzverkürzung zurück.  

Die Inflationsrate lag im Euro-Raum im Jahresdurchschnitt 2013 mit 1,4% deutlich un-
ter dem Zielwert der EZB von knapp unter 2% jährlich. Im Jahresverlauf verringerte sie 
sich von einem hohen Niveau aus kontinuierlich. Diese Entwicklung verstärkte wieder 

0

1

2

3

4

5

6

7

1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013

Insolvenz Lehman BrothersEuro-Bargeldumstellung



WIRTSCHAFTSBERICHT 2013  
 

272 WIFO-Monatsberichte, 2014, 87(4), S. 261-326 WIFO 

die Diskussion über Deflationstendenzen in der europäischen Wirtschaft. Innerhalb 
des Euro-Raumes verzeichneten Ende 2013 Griechenland und Zypern einen Rück-
gang der Verbraucherpreise. Das niedrige Geldmengen- und Kreditwachstum, die 
deutliche Unterschreitung des Inflationszieles und die schwachen Stimmungsindika-
toren des Frühjahrs 2013 veranlassten die EZB, die Leitzinssätze herabzusetzen. An-
fang Mai 2013 senkte die EZB den Mindestbietungssatz für Hauptrefinanzierungsge-
schäfte um 0,25 Prozentpunkte auf 0,5% und Anfang November weiter auf 0,25%. 
Der Zinssatz für die Einlagenfazilität wurde bereits Mitte 2012 auf 0% gesetzt, seither 
erhalten Kreditinstitute für ihre Einlagen in der EZB keine Zinsgutschriften mehr.  

Auf dem Geldmarkt hatten beide Zinssenkungsschritte über alle Laufzeiten keine 
Auswirkung. Im Jahresdurchschnitt ergab sich 2013 dennoch ein leichter Rückgang 
gegenüber 2012, weil die kurzfristigen Zinssätze Anfang 2012 noch deutlich über den 
Werten am Jahresende gelegen waren. Die Kundenzinssätze reagierten in Öster-
reich nur teilweise auf die Zinsschritte der EZB. Der Zinssatz für Wohnbaukredite und 
Kredite an nichtfinanzielle Unternehmen ging im Jahresverlauf um etwa 45 Basis-
punkte zurück. Im Gegensatz dazu hielten die Kreditinstitute den Zinssatz für Kon-
sumentenkredite angesichts der höheren Kreditnachfrage annähernd konstant.  

Die tägliche Festlegung des Referenzzinssatzes für Geldmarktzinssätze im Euro-Raum 
durch die Mitglieder des Euribor-Panels geriet 2012 erstmals in Verruf, Barclays wurde 
von der Europäischen Kommission zu einer Strafzahlung verurteilt. Danach wurden 
die Untersuchungen über Manipulationen bei der Festlegung des Referenzzinssatzes 
auf andere Geldinstitute ausgeweitet. Die Europäische Kommission verurteilte im 
Herbst 2013 weitere sechs große internationale Investmentbanken zu einer Strafzah-
lung von insgesamt 1,7 Mrd. €. Drei weitere Banken werden von der Kommission der 
Teilnahme an den Manipulationen des Euribor verdächtigt; zusätzlich initiierte die 
Kommission eine Untersuchung über Manipulationen bei der Festlegung von Refe-
renzkursen auf Devisenmärkten.  

Die Kreditinstitute des Euro-Raumes schätzen weiterhin festverzinsliche Staatsanlei-
hen aus den Kernländern des Euro-Raumes als attraktive Alternative zu Einlagen in 
der EZB und änderten 2013 in Summe ihre Veranlagung in festverzinslichen Anlagen 
kaum. Die Nachfrage anderer Wirtschaftssektoren blieb ebenfalls ungebrochen. 
Dementsprechend niedrig blieb 2013 die Rendite auf Staatsanleihen mit einer Rest-
laufzeit von 10 Jahren aus Deutschland (1,6%) oder Österreich (2%). Im Mai kündigte 
der Gouverneur der Federal Reserve Ben Bernanke an, dass das Anleiheankaufspro-
gramm der Fed auslaufen wird. In der Folge begannen die Renditen auf Staatsan-
leihen weltweit zu steigen. Besonders ausgeprägt war diese Entwicklung in den 
Schwellenländern, weil internationale Investoren mit Dollarkrediten finanzierte Investi-
tionen in den Schwellenländern rückabwickelten. Erst im Herbst beruhigten sich die 
Märkte wieder, und die Renditen sanken in Europa auf breiter Front. 

Die Aktienmärkte schlossen 2013 an die gute Entwicklung des Vorjahres an (Abbil-
dung 4). Unter den großen Börsen stach Tokio mit einem Kursgewinn von knapp 55% 
hervor; in New York und Frankfurt zogen der NYSE- und der DAX-Index jeweils um 21% 
an. Während in Japan die koordiniert expansive Geld- und Fiskalpolitik für den lange 
fehlenden Schwung an der Börse sorgte, war in Europa und den USA die Kombinati-
on aus lockerer Geldpolitik und verbessertem Konjunkturoptimismus für die Kursstei-
gerung bestimmend. Die deutschen Börsen profitierten von guten Umfragewerten 
über das Geschäftsklima überdurchschnittlich; in Wien fiel hingegen der Kursgewinn 
deutlich geringer aus (+6%). Die Schwäche der Finanzdienstleister mit einem großen 
Gewicht im Wiener Index wirkte sich 2013 negativ auf die Entwicklung des Gesamt-
marktes aus. Im Zuge von acht Kapitalerhöhungen wurden insgesamt 1,6 Mrd. € an 
Eigenkapital über die Wiener Börse aufgebracht. Die Wiener Börse steigerte ihren 
Gesamtumsatz nach dem Tiefpunkt des Jahres 2012 um 7,4%, schloss damit aber 
nicht an das Transaktionsvolumen des Jahres 2011 an.  

3.1 Sowohl nominelle als auch reale Aufwertung 
Der nominell-effektive Wechselkurs zeigt die Änderung der preislichen Wettbewerbs-
fähigkeit gegenüber den wichtigsten Handelspartnern Österreichs. Mit einer Aufwer-
tung um 1,7% gegenüber dem Jahr 2012 wurde die nominelle Abwertung des Vor-
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jahres (1,5%) annähernd korrigiert. Der Wechselkurs ist gegenüber dem Großteil der 
Handelspartner durch den Euro fixiert, daher dominiert die Entwicklung des Dollar 
die Bewegungen des nominellen Wechselkurses. Der Euro wertete gegenüber dem 
Dollar 2013 um 3,3% auf. Österreich wertete gegenüber nahezu allen Handelspart-
nern auf. Besonders groß waren die Kursbewegungen gegenüber Japan (+27%), 
Südafrika (+22%), Indonesien (+15%) und Brasilien (+14%). Real effektiv  also berei-
nigt um die Inflationsunterschiede zwischen Österreich und dem jeweiligen Handels-
partner  fiel die Aufwertung 2013 mit +2% etwas höher aus.  

  

Abbildung 4: Internationale Börsenindizes 

Jänner 2007 = 100 

 

Q: Deutsche Bundesbank, OECD, Wiener Börse. 

3.2 Weitere Erfolge um einheitliche Beaufsichtigung der Kreditinstitute  
Im März 2013 erzielten das Europäische Parlament und die Europäische Kommission 
im Rahmen des Trilogs eine Einigung über den Einheitlichen Aufsichtsmechanismus 
für europäische Kreditinstitute durch die EZB. Die entsprechenden Rechtsakte wur-
den fünf Jahre nach dem Zusammenbruch der Investmentbank Lehman im Oktober 
2013 veröffentlicht (EU-Verordnungen Nr. 1024/2013 und 1022/2013). Die Länder des 
Euro-Raumes übertragen ihre Aufsichtsfunktionen für Kreditinstitute damit an die EZB. 
Die anderen EU-Länder können am Einheitlichen Aufsichtsmechanismus ebenfalls 
teilnehmen und hätten in diesem Fall in den entsprechenden Aufsichtsgremien als 
gleichwertige Mitglieder Sitz und Stimme. Die EZB soll vor allem eine einheitliche An-
wendung des geltenden Regelwerkes zur Beaufsichtigung von Kreditinstituten ge-
währleisten. Eine direkte Beaufsichtigung von Kreditinstituten durch die EZB erfolgt 
jedoch nur für Unternehmensgruppen mit einer Bilanzsumme von mehr als 30 Mrd. € 
oder mehr als 20% des heimischen BIP oder für Gruppen, die direkt öffentliche Mittel 
von der Europäischen Finanzstabilisierungsfazilität (EFSF) oder dem Europäischen 
Stabilitätsmechanismus (ESM) in Anspruch nehmen. Kleinere Kreditinstitute werden 
weiterhin von den nationalen Behörden bzw. Institutionen beaufsichtigt, diese Be-
hörden unterliegen jedoch der Beobachtung durch die EZB. Zur Gewährleistung ei-
ner einheitlichen Beaufsichtigung auf hohem Niveau kann die EZB jederzeit auch 
kleinere Kreditinstitute direkt beaufsichtigen. Für Kreditinstitute aus EU-Ländern au-
ßerhalb des Einheitlichen Aufsichtsmechanismus gelten weiterhin die bestehenden 
Regeln zur gemeinsamen Beaufsichtigung durch die Behörden des Heimat- und des 
Gastlandes in Colleges. Im Fall von direkt durch die EZB beaufsichtigten Kreditinstitu-
ten übernimmt die EZB die Rolle des Heimatlandes. Der Einheitliche Aufsichtsmecha-
nismus soll Ende 2014 wirksam werden.  

Am 12. Dezember 2013 wurde der Abschluss einer Trilog-Vereinbarung über eine EU-
Richtlinie zur Sanierung und Abwicklung von Kreditinstituten verlautbart. Die Richtlinie 
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gilt für alle EU-Länder und soll künftig massive staatliche Beihilfen für Kreditinstitute mit 
Liquiditätsproblemen vermeiden. Kreditinstitute müssen in Zukunft der Aufsicht bereits 
vorab Sanierungspläne vorlegen. Zusätzlich kann die Aufsichtsbehörde bereits in ei-
nem frühen Stadium von Schwierigkeiten im Kreditinstitut Interventionen setzen. Falls 
ein Kreditinstitut trotzdem in unlösbare Liquiditätsprobleme geraten sollte, werden in 
Zukunft sowohl Aktionäre als auch Gläubiger zur Abwicklung beitragen müssen. Ein 
teilweiser Ausschluss von der Haftung ist für private Sparguthaben vorgesehen: Wäh-
rend Guthaben bis zu 100.000 € vollständig garantiert sein werden, sollen private Ein-
lagen über 100.000 € nur bevorzugt behandelt werden. Falls die Haftungssummen 
der Aktionäre und Gläubiger nicht ausreichen sollten, stehen Mittel aus nationalen 
Abwicklungsfonds zur Verfügung. Die nationalen Abwicklungsfonds sollen in einer 
Übergangsphase von acht Jahren mit Beiträgen der Kreditinstitute von 1% der ga-
rantierten Spareinlagen aufgebaut werden. Die Höhe der Beitragszahlungen in den 
Abwicklungsfonds soll vom Risiko im Portfolio des Kreditinstitutes abhängig sein. Wäh-
rend der Übergangsphase bleibt der Fonds in nationalen Abteilungen; erst nach 
acht Jahren gehen die nationalen Abteilungen in einen gegenseitigen Fonds der 
Teilnehmerländer auf. Der Abwicklungsfonds soll nationale Einrichtungen zur Garan-
tie von Spareinlagen ersetzen. 

Im Juli 2013 veröffentlichte die Europäische Kommission einen Vorschlag für einen 
Einheitlichen Mechanismus zur Bankenabwicklung, der nur für jene Kreditinstitute gel-
ten soll, die dem Einheitlichen Aufsichtsmechanismus unterliegen. Mit der einheitli-
chen Bankenabwicklung sollen Kreditinstitute in ernsthaften Liquiditätsproblemen 
rasch und mit geringen Kosten für die öffentliche Hand geschlossen werden können. 
Dazu dient ein neu zu schaffender Ausschuss für die einheitliche Abwicklung aus Ver-
tretern der EZB, der Europäischen Kommission und der zuständigen nationalen Be-
hörden (Ministerien und Aufsichtsbehörden). Dieser Ausschuss entscheidet, ob das 
betroffene Kreditinstitut systemrelevant ist. Falls keine private Lösung möglich er-
scheint, legt der Ausschuss ein Konzept für die Abwicklung fest, dass der Europäische 
Rat ablehnen kann. Die nationalen Behörden müssen dem Konzept des Ausschusses 
folgen und werden während der Abwicklung vom Ausschuss beobachtet. Dem Aus-
schuss stehen dafür mittelfristige Finanzierungen aus dem erwähnten EU-weiten Ban-
kenabwicklungsfonds zur Verfügung.  

Die österreichischen Kreditinstitute beschleunigten 2013 die Verringerung ihrer Bilanz-
summe (Übersicht 8). Diese Anpassung konzentrierte sich auf die inländischen Zwi-
schenbankforderungen und die Auslandsaktiva. Die inländischen Direktkredite 
schrumpften nur geringfügig und behaupteten damit ihre Stellung als bedeutendste 
Komponente auf der Aktivseite der Bankbilanz. Allerdings divergierte die Entwicklung 
zwischen dem Unternehmens- und dem Haushaltssektor: Während die Kredite an 
Unternehmen leicht abnahmen, zogen die Ausleihungen an Privathaushalte etwas 
an. Die öffentliche Hand nutzte auch 2013 verstärkt die günstigen Finanzierungsbe-
dingungen auf dem österreichischen Kapitalmarkt und baute das Kreditvolumen 
zügig ab. Entsprechend den Empfehlungen des Europäischen Ausschusses für Sys-
temrisiken aus dem Jahr 2011 vergaben die österreichischen Kreditinstitute auch 
2013 keine neuen Fremdwährungskredite an Privathaushalte; dadurch nahm der 
ausstehende Betrag an Fremdwährungskrediten um knapp 16% ab. Der Bestand an 
Euro-Krediten überschritt hingegen knapp das Vorjahresniveau.  

Die gespaltene Wirtschaftsentwicklung im Euro-Raum schlägt sich auch in der Kre-
ditnachfrage nieder. Während das Kreditvolumen im gesamten Euro-Raum um 3,8% 
abnahm, verzeichnete Österreich eine leichte Zunahme, die sich auf die Wirt-
schaftsbereiche Sachgütererzeugung, Bauwesen, Verkehrswirtschaft sowie das Be-
herbergungs- und Wohnungswesen konzentrierte. Der Handel und die Energiever-
sorger reagierten auf die schwierigen Geschäftsbedingungen 2013 mit einer zögerli-
chen Kreditnachfrage. Trotz der schwachen Kreditnachfrage wurde die Dynamik in 
der Kreditvergabe 2013, wie Umfrageergebnisse zeigen, auch auf der Angebotsseite 
gehemmt. Kleine und mittlere Unternehmen meldeten eine Verschlechterung der 
Verfügbarkeit von Bankkrediten im Jahresverlauf, weil der Konjunkturabschwung ei-
ne strengere Gestaltung der Sicherheitserfordernisse zur Folge hatte und die Zusatz- 
und Nebenvereinbarungen in den Kreditverträgen anhaltend restriktiv gehandhabt 
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wurden. Diese Tendenz bestätigen auch Umfragen unter Kreditmanagern, die erst 
im Oktober 2013 eine Stabilisierung der Kreditstandards signalisierten.  

  

Übersicht 8: Aktiva und Passiva des österreichischen Bankensystems 

Jahresendstände 
  

2000 2005 2010 2012 2013 2000 2005 2010 2012 2013 2010 2012 2013 
Mrd. € Anteile an der Bilanzsumme in % Veränderung gegen 

das Vorjahr in % 
Aktiva 
Inländische Zwischenbankforderungen 88,7 105,6 170,6 162,6 148,8 15,8 14,6 17,4 16,6 16,0  – 13,8  – 10,7  – 8,5 
Inländische Wertpapiere 53,0 60,1 85,2 78,6 75,6 9,4 8,3 8,7 8,0 8,1  – 1,7  – 4,9  – 3,9 
Direktkredite 224,9 263,3 311,1 319,4 315,6 40,0 36,3 31,8 32,5 34,0  + 2,9  + 0,0  – 1,2 

An den öffentlichen Sektor 28,7 29,4 27,2 28,8 26,8 5,1 4,1 2,8 2,9 2,9  + 4,1  – 3,9  – 7,0 
An Unternehmen 112,3 109,3 133,3 138,1 137,4 20,0 15,1 13,6 14,1 14,8  + 2,4  + 0,8  – 0,5 
An private Haushalte 75,0 104,9 128,4 132,7 132,9 13,3 14,5 13,1 13,5 14,3  + 5,9  + 0,7  + 0,2 
Euro-Kredite 185,4 210,1 253,8 273,1 276,5 33,0 29,0 25,9 27,8 29,8  + 1,5  + 3,7  + 1,3 
Fremdwährungskredite 39,5 53,2 57,3 46,4 39,0 7,0 7,3 5,9 4,7 4,2  + 9,6  – 17,1  – 15,8 

Auslandsaktiva 157,8 245,9 319,0 303,6 283,7 28,0 33,9 32,6 30,9 30,5  – 5,5  – 5,4  – 6,6 
  
Passiva 
Inländische Zwischenbankverpflichtungen 101,0 120,1 178,3 174,8 153,5 18,0 16,6 18,2 17,8 16,5  – 16,1  – 9,2  – 12,2 
Sichteinlagen 34,5 58,1 87,0 107,2 116,8 6,1 8,0 8,9 10,9 12,6  + 2,9  +13,7  + 9,0 
Termineinlagen 18,3 22,1 34,2 28,8 30,1 3,3 3,0 3,5 2,9 3,2  + 5,6  – 16,4  + 4,5 
Spareinlagen 119,7 136,9 156,2 156,2 151,7 21,3 18,9 16,0 15,9 16,3  – 1,7  – 0,5  – 2,9 
Fremdwährungseinlagen 3,3 3,7 4,2 4,2 4,5 0,6 0,5 0,4 0,4 0,5  +24,7  + 7,0  + 5,3 
Eigene Inlandsemissionen 64,7 84,1 158,3 142,7 137,4 11,5 11,6 16,2 14,5 14,8  – 2,1  – 6,7  – 3,7 
Auslandspassiva 174,8 234,8 238,4 235,1 208,5 31,1 32,4 24,4 23,9 22,4  – 4,4  – 6,4  – 11,3 
  
Bilanzsumme 562,7 725,7 978,6 982,1 929,2 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0  – 4,9  – 3,2  – 5,4 

Q: OeNB. 
  

Die Verringerung der Finanzierungserfordernisse im österreichischen Kreditwesen 
wirkte sich vor allem in einem Abbau der Zwischenbankverpflichtungen und der Aus-
landspassiva aus, aber auch die eigenen Inlandsemissionen wurden zurückgenom-
men (Übersicht 8). Aufgrund des niedrigen Zinsniveaus und der verhaltenen Entwick-
lung der verfügbaren Einkommen sank die Sparquote 2013 auf einen neuen Tiefst-
wert von 6,5%; damit verbunden war eine Abwärtsbewegung der Spareinlagen, die 
durch einen Aufbau der sehr liquiden Sichteinlagen überkompensiert wurde. Die fle-
xiblere Veranlagung privater Haushalte erschwerte zwar eine stabile Refinanzierung 
des österreichischen Kreditwesens; dennoch bauten die österreichischen Kreditinsti-
tute ihren Bestand an Ausleihungen bei der EZB innerhalb der Long-Term Refinancing 
Operations (LTRO) mit 3-jähriger Laufzeit vorzeitig ab. Insgesamt waren Ende 2013 
noch etwa 590 Mrd. € der ursprünglich um die Jahreswende 2011/12 von der EZB zur 
Verfügung gestellten LTRO von 1.018 Mrd. € im Umlauf. Ähnlich rückläufig waren die 
Beträge in den beiden Covered-Bond-Purchase-Programmen (zusammen 53 Mrd. €) 
und im Securities-Market-Programm (176 Mrd. €).  

Die Kreditinstitute bauten ihre Eigenmittel im Vorjahresvergleich um 0,9% auf. Zum 
Jahresende 2013 betrugen die öffentlichen Beteiligungen an Kreditinstituten in Form 
von Partizipationskapital und Gesellschafterzuschüssen gemäß FinStaG insgesamt 
7,4 Mrd. €; weitere 2,6 Mrd. € wurden bereits an Verlusten realisiert, und 4,4 Mrd. € 
waren an Bundeshaftungen ausständig. Die inländischen Kreditinstitute erzielten Mit-
te 2013 eine harte Kernkapitalquote entsprechend der Basel-III-Definition von 11,6% 
der risikogewichteten Veranlagungen. Im europäischen Vergleich lag diese Quote 
nach wie vor im unteren Drittel. Die höchste Kernkapitalquote verzeichneten Kredit-
institute aus Luxemburg, Estland, Dänemark und Rumänien. Mit Ausnahme Sloweni-
ens waren die ostmitteleuropäischen Institute vergleichsweise gut kapitalisiert.  

Die beiden Zinssenkungsschritte der EZB wirkten sich sowohl auf die Zinserträge 
(17%) als auch auf die Zinsaufwendungen (26%) des österreichischen Kreditwesens 
aus. Mit 8,8, Mrd. € blieb aber der Nettozinsertrag gegenüber dem Vorjahr konstant. 
Druck auf das Ergebnis entstand auch durch deutliche Einbußen der Erträge aus 
Wertpapieren und Beteiligungen (18%) und durch das volatile Ergebnis aus Finanz-
geschäften (21%), das 2013 nach dem erfolgreichen Vorjahr wieder durchschnitt-
lich ausfiel. Um knapp ein Fünftel stiegen die sonstigen Erträge der Kreditinstitute. 
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Insgesamt lagen die Betriebserträge etwas unter dem Niveau des Vorjahres (0,8%). 
Die größte Aufwandsposition im Kreditwesen sind die Personalkosten, sie zogen 2013 
um 4,2% an, obwohl der Tariflohnindex für das Kreditwesen im Jahresdurchschnitt um 
nur 2,7% stieg. Wegen hoher sonstiger betrieblicher Aufwendungen wuchsen die Be-
triebsaufwendungen insgesamt um 5,3%, sodass das Betriebsergebnis um ein Zehntel 
unter dem Vorjahreswert lag. Überdurchschnittlich hohe erwartete Wertberichtigun-
gen für Kreditrisiken und Verluste aus Wertpapieren bzw. Beteiligungen drückten das 
Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit und den Jahresüberschuss auf ein 
Viertel des Vorjahreswertes. Die Eigenkapitalrendite ging dementsprechend auf 0,8% 
zurück. Die Erhöhung der Stabilitätsabgabe in Form eines Sonderbeitrages (BGBl. I Nr. 
22/2012) hob die Steuereinnahmen  trotz des Gewinnrückganges  über den Vor-
jahreswert. Das Aufkommen des Sonderbeitrages fließt ausschließlich dem Bund zu 
und speist den "Fonds für Maßnahmen gemäß FinStaG". Die Mittelverwendung ist für 
Maßnahmen zur Sicherung der Stabilität des Finanzmarktes zweckgebunden. Im 
Kreditwesen waren in Österreich 2013 etwa 77.700 Personen beschäftigt, das ent-
sprach 66.100 Vollzeitäquivalenten. 

Thomas Url (Thomas.Url@wifo.ac.at) 
Statistik: Ursula Glauninger (Ursula.Glauninger@wifo.ac.at) 

4. Wachstumsimpulse für die Exportwirtschaft 
Die internationalen Rahmenbedingungen für den österreichischen Außenhandel 
verbesserten sich im Jahresverlauf 2013 stetig und waren auch zum Jahresende 2013 
günstig. Kräftige Impulse für die Weltwirtschaft kamen aus den USA und China, aber 
auch die Konjunkturerholung in vielen Ländern Europas verstärkte sich zuletzt, wenn-
gleich noch wenig dynamisch. Damit gewann der Welthandel im Jahresverlauf 
leicht an Schwung und expandierte 2013 im Vorjahresvergleich um 2,7%. Von die-
sem verbesserten Umfeld gingen 2013 auch Wachstumsimpulse für die österreichi-
sche Exportkonjunktur aus, die besonders im 2. Halbjahr 2013 auflebte. Gemäß den 
vorläufigen Werten von Statistik Austria lag der nominelle Wert der österreichischen 
Ausfuhr 2013 mit 125,4 Mrd. € um 1,5% über dem Vorjahresergebnis. Real erhöhten 
sich die Warenexporte um 2,7%. Die anhaltende Schwäche der Binnennachfrage 
belastete den österreichischen Import, er wurde 2013 real um lediglich 0,2% ausge-
weitet. Der kräftige Rückgang der Energie- und Erdölpreise schlug verstärkt auf den 
österreichischen Importpreis durch, sodass die Wareneinfuhr 2013 in nomineller 
Rechnung um 1,5% abnahm. Aufgrund der Importdämpfung und der Zunahme der 
Exporte verbesserte sich die Handelsbilanz 2013 deutlich um 3,9 Mrd. € auf ein Defizit 
von 4,6 Mrd. €. Die Importquote sank um 1,5 Prozentpunkte auf 41,5%, die Warenex-
portquote blieb mit 40,0% gegenüber dem Vorjahr annähernd unverändert. 

  

Übersicht 9: Österreichs Außenhandel im Überblick 
             
 Export Import Saldo Terms-of-

Trade1) 
 Werte Real Preise1) Werte Real Preise1) Werte Veränderung gegen 

das Vorjahr 
 Mrd. € Veränderung gegen das Vorjahr 

in % 
Mrd. € Veränderung gegen das Vorjahr 

in % 
Mrd. € Mrd. € In % 

             
2012 123,5  + 1,5  + 0,8  + 0,7 132,0  + 0,7  – 1,3  + 2,1  – 8,4  + 0,8  – 1,4 
2013 125,4  + 1,5  + 2,7  – 1,1 130,0  – 1,5  + 0,2  – 1,7  – 4,6  + 3,9  + 0,6 
  
2012, I. Quartal 30,7  + 3,1  + 2,1  + 1,0 33,3  + 3,8  + 0,8  + 3,0  – 2,5  – 0,3  – 1,9 
 II. Quartal 30,9  + 0,4  – 0,3  + 0,8 32,8  + 0,7  – 1,5  + 2,3  – 1,8  – 0,1  – 1,5 
 III. Quartal 30,9  + 1,8  + 1,3  + 0,5 32,8  – 0,7  – 2,7  + 2,1  – 1,9  + 0,8  – 1,6 
 IV. Quartal 31,0  + 0,5  + 0,2  + 0,4 33,1  – 0,8  – 1,8  + 1,0  – 2,1  + 0,4  – 0,6 
  
2013, I. Quartal 30,5  – 0,6  + 0,3  – 0,9 31,7  – 4,8  – 3,3  – 1,6  – 1,1  + 1,4  + 0,7 
 II. Quartal 31,8  + 2,8  + 4,2  – 1,3 32,2  – 1,8  + 0,1  – 1,9  – 0,4  + 1,5  + 0,6 
 III. Quartal 31,0  + 0,3  + 1,7  – 1,4 33,0  + 0,4  + 2,6  – 2,1  – 2,0  – 0,1  + 0,7 
 IV. Quartal 32,1  + 3,6  + 4,4  – 0,8 33,1  + 0,1  + 1,3  – 1,2  – 1,1  + 1,1  + 0,5 

Q: Statistik Austria, WIFO-Berechnungen.  1) Preise laut VGR. 
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Parallel zur verstärkten Konjunkturerholung in Europa in der zweiten Jahreshälfte ge-
wann der österreichische Warenexport im Laufe des Jahres 2013 immer mehr an 
Kraft. Nach dem Rückgang im I. Quartal 2013 (0,6% gegenüber dem Vorjahr) 
wuchs die nominelle Warenausfuhr im 1. Halbjahr 2013 (+1,1%) und im III. Quartal 
2013 noch verhalten (+0,3%); erst im IV. Quartal zogen die Exporte deutlich an 
(+3,6%). Maßgebend waren dafür insbesondere die starken Nachfrageimpulse aus 
Großbritannien, China und den MOEL 5, vor allem aus Polen und Ungarn. 

  

Abbildung 5: Entwicklung der realen Warenexporte laut VGR 

Mrd. € 

 

Q: WIFO-Berechnungen basierend auf Daten von Statistik Austria. 
  
  

Abbildung 6: Beurteilung und Erwartungen der österreichischen 
Sachgütererzeugung zu den Exportaufträgen  

Saisonbereinigt 

 

Q: WIFO-Konjunkturtest.  1) Anteil der Unternehmen, die ihre Exportaufträge als "ausreichend" oder "mehr 
als ausreichend" beurteilen.  2) Saldo aus dem Anteil der Unternehmen, die in den kommenden 3 Mona-
ten einen Anstieg der Exportaufträge erwarten, und dem Anteil der Unternehmen, die in den kommenden 
3 Monaten einen Rückgang erwarten. 
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Die anhaltende Verbesserung der österreichischen Exportkonjunktur im Jahresverlauf 
2013 spiegelt sich auch in der Entwicklung der realen arbeitstägig und saisonberei-
nigten Exportwerte laut Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnung: Wuchs die reale Aus-
fuhr im I. Quartal arbeitstägig und saisonbereinigt gegenüber der Vorperiode um nur 
0,4%, so gewann die Dynamik dank der Belebung des internationalen Umfeldes im 
III. und IV. Quartal an Schwung (jeweils +1,3%). 

  

Übersicht 10: Entwicklung des Außenhandels nach Ländern und Regionen 2013 
  

Export Import Saldo 
Anteile in % Verände-

rung gegen 
das Vorjahr 

in % 

Anteile in % Verände-
rung gegen 
das Vorjahr 

in % 

Mrd. € Verände-
rung in 
Mrd. € 

  
Intra-EU 28 68,8  + 1,1 71,1  – 1,4  – 6,1  + 2,3 

Intra-EU 15 52,0  + 1,0 56,8  – 1,8  – 8,6  + 2,0 
Deutschland  30,1  – 0,3 37,3  – 2,2  – 10,7  + 1,0 
Italien 6,5  – 3,2 6,1  – 4,1   0,3  + 0,1 
Frankreich 4,7  + 4,8 2,9  + 1,2   2,1  + 0,2 

13 neue EU-Länder 16,8  + 1,4 14,3  + 0,0   2,5  + 0,3 
5 neue EU-Länder1) 13,5  + 2,1 12,5  + 0,5   0,6  + 0,3 

Tschechien 3,5  – 2,5 4,1  + 8,9  – 1,0  – 0,5 
Ungarn 3,1  + 6,7 2,8  – 2,2   0,3  + 0,3 
Polen 2,9  + 5,2 2,0  – 2,1   1,0  + 0,2 

Baltikum 0,4  + 9,5 0,1  + 4,6   0,3  + 0,0 
Bulgarien, Rumänien 1,9  – 6,5 1,2  + 0,8   0,9  – 0,2 

Extra-EU 28 31,2  + 2,4 28,9  – 1,8   1,6  + 1,6 
Extra-EU 15 48,0  + 2,1 43,2  – 1,2   4,1  + 1,9 
EFTA 5,9  + 2,1 5,7  – 5,3   0,1  + 0,6 

Schweiz  5,1  + 1,7 5,2  – 0,8  – 0,5  + 0,2 
MOEL2), Türkei 6,0  + 5,5 5,9  – 7,5  – 0,2  + 1,0 

Westbalkanländer3) 0,9  – 2,2 0,6  + 11,1   0,3  – 0,1 
GUS 4,1  + 8,4 4,4  – 12,5  – 0,6  + 1,2 

Russland 2,8  + 9,2 2,4  – 22,2   0,3  + 1,2 
Nordafrika4) 0,6  + 11,7 0,7  – 14,1  – 0,2  + 0,2 
NAFTA 6,8  + 2,7 3,8  + 5,6   3,5  – 0,0 

USA 5,6  + 1,9 3,3  + 4,4   2,8  – 0,1 
Südamerika 1,4  – 14,3 0,7  – 9,4   0,9  – 0,2 

Brasilien 0,7  – 19,5 0,3  – 14,5   0,5  – 0,1 
Asien 9,0  + 3,6 10,7  + 1,1  – 2,7  + 0,2 

Japan 1,1  + 2,5 1,3  – 4,1  – 0,4  + 0,1 
China  2,5  + 3,5 5,2  + 0,4  – 3,6  + 0,1 
Indien 0,5  + 3,6 0,4  + 3,5   0,1  + 0,0 
6 dynamische Volks-
wirtschaften in Asien5) 2,3  – 2,8 1,8  + 7,7   0,5  – 0,2 

  
Euro-Raum (17 Länder) 51,8  + 0,9 57,5  – 1,7  – 9,9  + 1,8 
OPEC 2,1  + 10,4 2,1  – 7,5   0,0  + 0,5 
BRIC6) 6,5  + 2,7 8,4  – 7,9  – 2,8  + 1,1 
Schwarzmeerregion7) 1,8  + 3,4 1,8  + 14,1  – 0,1  – 0,2 
  
Insgesamt 100,0  + 1,5 100,0  – 1,5  – 4,6  + 3,9 

Q: Statistik Austria, WIFO-Berechnungen.  1) Polen, Slowakei, Slowenien, Tschechien, Ungarn.  2) West-
balkanländer, GUS.  3) Albanien, BosnienHerzegowina, Kosovo, Mazedonien, Montenegro, Serbien.  
4) Ägypten, Algerien, Libyen, Marokko, Tunesien.  5) Hongkong, Singapur, Südkorea, Taiwan, Thailand, 
Malaysia.  6) Brasilien, Russland, Indien, China.  7) Armenien, Aserbaidschan, Georgien, Moldawien, 
Türkei, Ukraine. 
  

Auch der WIFO-Konjunkturtest vom März 2014 bildet die steigende Zuversicht der ös-
terreichischen Exportunternehmen gegen Jahresende ab. Der Anteil jener Unterneh-
men, die ihre Exportaufträge als ausreichend oder mehr als ausreichend beurteilten, 
lag seit dem IV. Quartal 2012 unter dem langfristigen Durchschnitt (Median der letz-
ten 15 Jahre) und ließ auch bis zum III. Quartal 2013 keine Aufwärtstendenz erwar-
ten. Die Einschätzung der Unternehmen zur aktuellen Lage der Exportaufträge ver-
besserte sich erst im IV. Quartal 2013 deutlich und lag im I. Quartal 2014 erstmals 
wieder über dem langfristigen Durchschnitt. Auch die Erwartungen der heimischen 
Exportunternehmen zur Entwicklung der Auslandsaufträge in den kommenden Mo-
naten waren gegen Jahresende zuversichtlicher. Der Saldo zwischen dem Anteil der 
Unternehmen, die einen Anstieg bzw. einen Rückgang der Exportaufträge erwarten, 
verbesserte sich seit Jahresbeginn trotz einer Dämpfung im III. Quartal 2013 merklich. 
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Erstmals seit dem II. Quartal 2012 überwogen Ende 2013 die positiven Erwartungen 
(Abbildung 6). 

4.1 Export in die EU gesteigert, in Drittländer weiterhin robust 
Die positiven Impulse für die österreichische Exportdynamik waren 2013 regional breit 
gestreut. Einerseits profitierten die Exporteure infolge der Konjunkturerholung direkt 
vom Anziehen der Importnachfrage der EU-Länder, vor allem in Großbritannien und 
den MOEL 5, andererseits weiterhin von der robusten Nachfrage in Drittländern, ins-
besondere den USA. Das Exportwachstum wurde zu etwa gleichen Teilen vom Han-
del mit Drittländern (+0,93 Mrd. €) und dem Handel mit EU-Ländern (+0,94 Mrd. €) ge-
tragen, wobei die Ausfuhr in den Extra-EU-Raum (+2,4%) kräftiger expandierte als der 
EU-Handel (+1,1%). Dynamisch wuchsen 2013 im Intra-EU-Raum die Exporte in die 
MOEL 5, vor allem nach Ungarn (+6,7%), Polen (+5,2%) und Slowenien (+8,2%), wäh-
rend sich die Ausfuhr nach Tschechien (IV. Quartal +3,9%, 2013 2,5%) und in die 
Slowakei (IV. Quartal +2,8%, 2013 5,9%) erst im IV. Quartal 2013 erholte. Auch die 
Lieferungen nach Irland (+109,3%)4), Großbritannien (+5,0%) und Frankreich (+4,8%), 
Österreichs fünftwichtigstem Exportmarkt, wurden 2013 merklich ausgeweitet. Hin-
gegen blieb der Export nach Deutschland auch gegen Jahresende sehr verhalten 
(IV. Quartal +0,1%) und war 2013 insgesamt erneut leicht rückläufig (0,3%). Erstmals 
seit dem Ausbruch der europäischen Schuldenkrise stiegen im 2. Halbjahr 2013 auch 
die österreichischen Exporte nach Italien (+2,3%, 2013 3,2%). Den größten positiven 
Beitrag zum Exportwachstum lieferten 2013 innerhalb der EU Irland, Frankreich, 
Großbritannien sowie Polen, Ungarn und Slowenien. Zu den Ländern mit den größten 
negativen Wachstumsbeiträgen zählten der zweitwichtigste Handelspartner Öster-
reichs Italien, das weiterhin unter dem Eindruck der Konjunkturschwäche und der 
Staatsschuldenkrise stand, sowie Rumänien und die Slowakei. 

Die österreichische Ausfuhr in Drittländer stieg 2013 insgesamt um 2,4%, die Dynamik 
ließ allerdings im 2. Halbjahr deutlich nach, als die Nachfrage nach österreichischen 
Waren in der Schweiz (III. Quartal 2013 11,1%) und den USA (2,5%) einbrach. Insge-
samt nahmen die Exporte in die Schweiz (+1,7%) und in die USA (+1,9%) 2013 aber 
zu. Im IV. Quartal 2013 schrumpften auch die Exporte nach Russland deutlich 
(9,7%), insgesamt war Russland aber neben den USA 2013 eine der wichtigsten Stüt-
zen im Export (+9,2%). Uneinheitliche Impulse erhielt die heimische Exportwirtschaft 
2013 aus den Schwellenländern. Die Exporteure profitierten von der anhaltend kräf-
tigen Nachfrage aus China (+3,5%) und Indien (+3,6%), die im Jahresverlauf wieder 
deutlich an Schwung gewann (IV. Quartal 2013: China +15,7%, Indien +25,9%). Hin-
gegen entwickelte sich die Ausfuhr nach Brasilien (19,5%) und in die 6 dynamischen 
Länder Asiens (2,8%) anhaltend ungünstig. Gesteigert wurden die österreichischen 
Warenexporte in den Schwarzmeerraum (+3,4%), während die Ausfuhr in die westli-
chen Balkanländer schrumpfte (2,2%). 

4.2 Lebhafte Entwicklung der Pkw-Exporte stützt Exportkonjunktur 
Die mit Abstand wichtigste Warengruppe im österreichischen Export waren auch 
2013 Maschinen und Fahrzeuge (39,1% der gesamten Warenexporte). Die Unter-
gruppe der Pkw-Exporte und die Ausfuhr der Autozulieferindustrie spiegeln mit 10% 
aller Warenlieferungen die große Bedeutung der Autoindustrie im österreichischen 
Außenhandel wider. Die regional breit gestreute Konjunkturerholung belebte die ös-
terreichische Exportindustrie und insbesondere die Pkw-Exporte daher 2013 merklich. 
Nach dem gedämpften Wachstum 2012 (+0,6%) nahmen die Pkw-Exporte 2013 ins-
gesamt um 14,1% zu, mit wachsender Rate im IV. Quartal 2013. Die Exporte der Au-
tozulieferindustrie stagnierten hingegen 2013. Dynamisch wuchsen auch die öster-
reichischen Lieferungen von Büromaschinen und Nachrichtengeräten (insbesondere 
Export von Nachrichtengeräten in die Slowakei). Gesteigert wurden 2013 auch die 
Exporte von konsumnahen Fertigwaren, Nahrungsmitteln sowie chemischen Erzeug-
nissen, letztere lebten vor allem im IV. Quartal 2013 wieder auf. Der empfindliche 

                                                           
4)  Die außerordentlich hohe Zuwachsrate der österreichischen Exporte nach Irland ist auf die Lieferung von 
mehreren Großraumflugzeugen zurückzuführen. 
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nominelle Rückgang der Exporte und Importe von Brennstoffen sowie anderer ener-
gieintensiver Produkte (wie etwa Stahl) war auch ein Ergebnis der erheblichen Ver-
billigung von Erdöl und anderen Energieträgern. 

Die Entlastung der Energierechnung durch eine Verbesserung des Handelsbilanzsal-
dos im Bereich von Brennstoffen und Energie um 1,4 Mrd. € trug 2013 maßgeblich zur 
Verbesserung der Warenhandelsbilanz um 3,9 Mrd. € bei. Aufgrund des starken Preis-
rückganges nahm die österreichische Gesamtwareneinfuhr 2013 in nomineller Rech-
nung um 1,5% ab, real ergab sich ein schwacher Zuwachs um 0,2%. Positive Wachs-
tumsbeiträge lieferten die Importe von Maschinen und Fahrzeugen, chemischen Er-
zeugnissen sowie Nahrungsmitteln. Lebhaft entwickelten sich 2013 auch die Bezüge 
von Holz, das vorwiegend aus Tschechien importiert wurde. Die anhaltende Schwä-
che der Binnennachfrage spiegelt sich vor allem im Rückgang der Pkw-Importe im 
Jahresverlauf (2013 2,3%) und der Importe von konsumnahen Fertigwaren. 

  

Übersicht 11: Entwicklung des Außenhandels nach Warengruppen 2013 
  

Export Import Saldo 
Anteile in % Verände-

rung gegen 
das Vorjahr 

in % 

Anteile in % Verände-
rung gegen 
das Vorjahr 

in % 

Mrd. € Verände-
rung in 
Mrd. € 

  
Nahrungsmittel 7,2  + 3,8 7,4  + 3,7  – 0,6  – 0,0 
Rohstoffe 3,1  + 0,1 4,5  – 6,7  – 2,1  + 0,4 

Holz 1,1  + 2,4 1,1  + 7,3   0,0  – 0,1 
Brennstoffe 2,7  – 25,2 11,4  – 14,4  – 11,4  + 1,4 
Chemische Erzeugnisse 13,3  + 1,0 13,0  + 3,0  – 0,3  – 0,3 
Bearbeitete Waren 22,0  – 2,3 15,0  – 3,9   8,0  + 0,1 

Papier 3,2  – 3,9 1,5  – 1,8   2,1  – 0,1 
Textilien 1,3  + 2,3 1,2  + 2,3  – 0,0  – 0,0 
Eisen, Stahl 5,4  – 4,3 2,7  – 9,0   3,3  + 0,0 

Maschinen, Fahrzeuge 39,1  + 4,3 33,1  + 2,2   6,0  + 1,1 
Autozulieferindustrie 6,5  – 0,1 4,4  + 1,1   2,5  – 0,1 
Pkw 3,5  + 14,1 5,0  – 2,3  – 2,2  + 0,7 

Konsumnahe Fertigwaren 11,6  + 5,2 13,9  – 0,4  – 3,5  + 0,8 
  
Insgesamt 100,0  + 1,5 100,0  – 1,5  – 4,6  + 3,9 

Q: Statistik Austria, WIFO-Berechnungen. 

4.3 Marktanteilsgewinne auf den wichtigsten Märkten 
Die österreichischen Exporte belebten sich 2013, obwohl der real-effektive Wechsel-
kurs für Industriewaren 2013 um 2,1% stieg und somit die preisliche Wettbewerbsfä-
higkeit österreichischer Exportwaren dämpfte. Nach den massiven Einbußen des 
Vorjahres erhöhte sich der Weltmarktanteil im Export nominell gemäß den vorlie-
genden Daten bis November 2013 um 1,8% (2012 6,5%). Ein Vergleich zwischen 
dem realen Exportwachstum (+2,7% gegenüber dem Vorjahr) und der Expansion der 
österreichischen Exportmärkte (+1,7% gegenüber 2012) weist auf reale Marktanteils-
gewinne hin, die jedoch etwas geringer ausfielen als in nomineller Rechnung. Der 
Marktanteil am Export des Euro-Raumes (Übersicht 12), ein Indikator für die Wettbe-
werbsfähigkeit gegenüber Ländern im selben Währungsraum, stieg von Jänner bis 
November 2013 um 0,9%. 

Positionsgewinnen im Intra-EU-Handel standen leichte Verluste im Handel mit Dritt-
ländern gegenüber. Besonders in den für Österreich bedeutenden MOEL 5 baute 
die heimische Exportwirtschaft ihre Position aus, obwohl sie in Tschechien Marktantei-
le einbüßte. Marktanteilsgewinne verzeichneten österreichische Exporteure auch in 
Deutschland und Frankreich, während in Italien sowie in Bulgarien und Rumänien 
Marktanteile verloren gingen. Die Positionsverluste im Extra-EU-Raum beschränkten 
sich auf einzelne Länder: Während die Position auf den wichtigsten Märkten, insbe-
sondere in den USA, der Schweiz und in Russland verbessert wurde, ergaben sich in 
China, Brasilien und in den Westbalkanländern empfindliche Einbußen. Zugewinne 
waren auch in Indien, Japan, Nordafrika und in der Schwarzmeerregion zu verzeich-
nen. Der Ausbau der Marktanteile auf dynamischen Märkten ist für die österreichi-
sche Exportwirtschaft besonders wichtig; dies gelang im Vorjahresvergleich in den 13 
neuen EU-Ländern, in Nordafrika und Russland besser als in Südamerika und Asien. 
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Übersicht 12: Österreichs Marktanteile im Außenhandel 
  

Anteile am Export der Welt Anteile am Export des Euro-Raumes 
(17 Länder) 

2012 2012 2013 2012 2012 2013 
  Jänner bis 

November 
  Jänner bis 

November 
In % Veränderung gegen das 

Vorjahr in % 
In % Veränderung gegen das 

Vorjahr in % 
  
Intra-EU 28 2,00  – 2,9  + 4,0 4,17  – 0,5  + 1,4 

Intra-EU 15 1,70  – 4,1  + 3,6 3,58  – 1,6  + 1,0 
Deutschland  4,45  – 4,6  + 0,5 9,38  – 3,9  + 1,2 
Italien 2,28  – 6,3  + 4,6 5,24  – 4,2  – 1,6 
Frankreich 1,11  + 11,9  + 10,3 1,91  + 13,0  + 9,3 

13 neue EU-Länder 3,97  + 0,2  + 3,7 7,82  + 2,6  + 1,5 
5 neue EU-Länder1) 4,62  + 2,2  + 3,4 8,34  + 3,9  + 2,7 

Tschechien 4,37  – 9,7  – 5,6 6,93  – 8,2  – 4,1 
Ungarn 5,62  – 5,6  + 0,5 10,19  – 5,2  + 0,5 
Polen 2,32  – 1,3  + 3,6 4,17  + 0,5  + 0,9 

Baltikum 0,70  – 3,0  + 15,4 2,51  + 0,1  + 4,3 
Bulgarien, Rumänien 3,52  – 1,1  – 5,1 7,21  + 0,4  – 7,6 

Extra-EU 28 0,37  – 4,6  + 0,1 2,95  – 2,2  – 0,4 
Extra-EU 15 0,59  – 5,2  + 1,6 3,94  – 1,7  + 0,7 
EFTA 2,30  + 3,9  – 10,4 4,51  – 3,1  + 1,2 

Schweiz  2,80  + 5,2  – 12,5 4,96  – 3,8  + 1,8 
MOEL2), Türkei 1,33  – 8,7  + 1,9 4,39  – 0,6  + 2,5 

Westbalkanländer3) 4,15  – 7,3  – 8,9 8,36  – 6,4  – 6,0 
GUS 1,36  – 8,0  + 3,8 5,07  + 1,3  + 6,4 

Russland 1,70  – 2,3  + 2,2 4,72  – 0,3  + 7,0 
Nordafrika4) 0,39  – 9,3  + 12,3 1,02  – 5,7  + 8,6 
NAFTA 0,30  + 2,3  + 3,7 2,91  + 4,0  + 2,6 

USA 0,34  + 1,8  + 4,1 2,94  + 3,2  + 3,3 
Südamerika 0,32  + 11,6  – 18,0 2,72  + 10,3  – 22,8 

Brasilien 0,55  + 2,6  – 23,8 3,19  + 1,6  – 24,1 
Asien 0,21  – 11,8  + 1,2 2,58  – 7,1  + 0,4 

Japan 0,17  – 9,7  + 10,0 2,79  – 11,4  + 5,5 
China  0,23  – 9,8  – 4,9 2,63  – 4,1  – 4,7 
Indien 0,19  – 32,1  + 13,0 2,12  – 21,6  + 15,8 
6 dynamische Volks-
wirtschaften in Asien5) 0,17  – 9,3  – 5,6 2,72  – 7,9  – 3,3 

  
Euro-Raum (17 Länder) 2,05  – 1,2  + 4,9 4,29  + 1,5  + 2,8 
OPEC 0,38  – 6,0  + 7,3 2,08  + 0,2  + 1,6 
BRIC6) 0,43  – 6,2  – 2,5 3,35  – 2,2  – 0,6 
Schwarzmeerregion7) 0,88  – 11,7  + 4,4 2,99  – 3,5  + 1,2 
  
Insgesamt 0,90  – 6,5  + 1,8 3,74  – 1,5  + 0,9 

Q: IWF, DOT (Daten für EU-Länder am Eurostat-Konzept angelehnt); WIFO-Berechnungen.  1) Polen, Slo-
wakei, Slowenien, Tschechien, Ungarn.  2) Westbalkanländer, GUS.  3) Albanien, BosnienHerzegowina, 
Kosovo, Mazedonien, Montenegro, Serbien.  4) Ägypten, Algerien, Libyen, Marokko, Tunesien.  5) Hong-
kong, Singapur, Südkorea, Thailand, Malaysia; für Taiwan keine Daten vorhanden.  6) Brasilien, Russland, 
Indien, China.  7) Armenien, Aserbaidschan, Georgien, Moldawien, Türkei, Ukraine. 

4.4 Außenhandelssaldo mit Europa verbessert, Energieimporte entlasten 
Handelsbilanz 

Die deutliche Verbesserung des Handelsbilanzsaldos um 3,9 Mrd. € ist insbesondere 
der günstigen Entwicklung des Außenhandels mit den EU-Ländern und mit Drittlän-
dern zuzuschreiben. Während das Aktivum gegenüber Amerika um 0,2 Mrd. € auf 
4,4 Mrd. € zurückging, verbesserte sich der Handelsbilanzsaldo mit Europa um 
4,0 Mrd. € auf ein Defizit von 5,2 Mrd. €. Die erhebliche Verbesserung der Handelsbi-
lanz gegenüber der EU 15 um 2,0 Mrd. € lässt sich zu einem großen Teil auf die Ver-
ringerung des Passivums gegenüber Deutschland zurückführen. Der Saldo im Handel 
mit Drittstaaten verbesserte sich um insgesamt 1,6 Mrd. €; dies betraf besonders Russ-
land, einem wichtigen Handelspartner im Außenhandel mit Brennstoffen und Ener-
gie. 

Der beträchtliche Preisrückgang auf den internationalen Rohstoff- und Energiemärk-
ten entlastete 2013 die Energierechnung deutlich. Wie die Aufteilung der Handelsbi-
lanzveränderung in eine Preis- und eine Mengenkomponente zeigt, trugen 2013 po-
sitive Mengen- und Preiseffekte zur Verbesserung der Warenverkehrsbilanz bei. Dies 
steht im Gegensatz zu den Vorjahren, in denen stets negative Preiseffekte überwo-
gen und dadurch zu einer Verschlechterung des Saldos beigetragen hatten. Die po-
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sitiven Preiseffekte ergaben sich 2013 durch den außerordentlich starken Rückgang 
der Energie- und Erdölpreise, der verstärkt auf den Importpreis durchschlug. 

  

Abbildung 7: Österreichs Handelsbilanz 

Mrd. € 

 

Q: Statistik Austria, WIFO-Berechnungen. 
  
  

Übersicht 13: Beitrag der Mengen- und Preiskomponente von Export und Import zur 
Veränderung der Handelsbilanz 2013 
  

Import Export Handelsbilanz 
Veränderung gegen das Vorjahr in Mrd. € 

  
Preiseffekt  – 2,3  – 1,4  + 0,88 
Mengeneffekt  + 0,2  + 3,3  + 3,05 
Mischeffekt  – 0,0  – 0,0  – 0,03 
  
Insgesamt  – 2,0  + 1,9  + 3,89 

Q: WIFO-Berechnungen. 
  

Der österreichische Importpreis von Erdöl, der wichtigsten Komponente im Energie-
import, sank 2013 auf Dollarbasis auf 112,4 $ je Barrel (2,0% gegenüber dem Vor-
jahr). Auf Euro-Basis verbilligte sich der Import aufgrund der Euro-Aufwertung gegen-
über dem Dollar (+3,3% im Jahresdurchschnitt) um 5,2%. Insgesamt nahm der Wert 
der österreichischen Erdölimporte um nur 0,5% ab, da die Importmenge merklich 
ausgeweitet wurde (+4,9%). Aufgrund der geringen eigenen Vorkommen an Erdöl 
und Erdgas ist Österreich auf Energieimporte angewiesen. Rund ein Fünftel der ge-
samten Energieimporte bezieht Österreich aus Russland, sodass mehr als 85% der 
Warenbezüge aus Russland Energieimporte sind (vorwiegend Erdgas und Erdöl). Der 
Wert der Importe von Erdöl und Erdölprodukten sank 2013 um 11,0%, der Handelsbi-
lanzsaldo verbesserte sich dadurch vor allem preisbedingt um 1,0 Mrd. € auf ein De-
fizit von 7,7 Mrd. €. Der massive Rückgang des Importwertes von Erdgas um 26,3% 
war 2013 fast ausschließlich auf die Abnahme der Importmenge zurückzuführen. 
Ausschlaggebend dafür waren die Verringerung des Erdgasbedarfes insbesondere 
in der Industrie sowie vermehrte Speicherentnahmen. Insgesamt wurden 2013 um 
14,4% weniger Brennstoffe und Energie importiert als im Vorjahr. Daraus ergab sich 
eine Verbesserung der Handelsbilanz um 1,4 Mrd. € auf ein Defizit von 11,4 Mrd. €. 
Positiv trug zum Handelsbilanzsaldo auch der Handel mit Industriewaren bei. Diese 
Verbesserung des Saldos um 2,1 Mrd. € gegenüber dem Vorjahr ergab sich über-
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wiegend in den Gruppen Maschinen und Fahrzeuge sowie konsumnahe Fertigwa-
ren. 

  

Übersicht 14: Österreichs Energieimporte 
  

2010 2011 2012 2013 2013 
Absolut Veränderung 

gegen das 
Vorjahr in % 

Erdöl 
Menge 1.000 t 6.770,1 7.358,6 7.463,5 7.831,4  + 4,9 
Wert Mrd. € 3,0 4,4 4,9 4,9  – 0,5 
Preis € je t 450,3 603,0 662,6 628,2  – 5,2 

  
Erdöl und -produkte 

Menge 1.000 t 14.546,5 14.556,1 14.832,2 14.263,2  – 3,8 
Wert Mrd. € 7,7 9,7 10,9 9,7  – 11,0 
Preis € je t 530,4 668,1 736,2 681,1  – 7,5 

  
Erdgas 

Menge 1.000 TJ 474,0 511,0 541,1 397,4  – 26,6 
Wert Mrd. € 2,9 3,7 4,3 3,2  – 26,3 
Preis 1.000 € je TJ 6,0 7,3 8,0 8,0  + 0,3 

  
Brennstoffe, Energie 

Wert Mrd. € 12,2 15,7 17,3 14,8  – 14,4 
 In % des BIP 4,3 5,2 5,6 4,7   . 
 Anteile am Gesamtimport in % 10,7 12,0 13,1 11,4   . 

  
Importpreis Erdöl 

$ je Barrel 80,3 112,5 114,7 112,4  – 2,0 

Q: Statistik Austria, WIFO-Berechnungen. 
  

Elisabeth Christen (Elisabeth.Christen@wifo.ac.at) 
Statistik: Gabriele Wellan (Gabriele.Wellan@wifo.ac.at) 

5. Anhaltende Stagnation im Tourismus 
Die Expansion der Weltwirtschaft verliert seit 2011 an Kraft. Ausgehend vom Euro-
Raum erfasste die Konjunkturflaute 2013 andere Industrieländer in Europa und in 
Übersee und beschleunigte in manchen Schwellenländern den Übergang zu einem 
geringeren Potentialwachstum. Länder wie Brasilien und Indien, deren Leistungsbi-
lanzdefizit durch Kapitalimporte finanziert wird, waren aufgrund der Erwartung einer 
Straffung der Geldpolitik von einer massiven Kapitalflucht betroffen. Abwertungen, 
erhöhtes Inflationsrisiko und eine Anhebung der Zinssätze waren die Folge. Kurzfristig 
überlagerte die konjunkturdämpfende Wirkung dieser Maßnahmen die möglichen 
positiven Effekte der Abwertung auf die Wettbewerbsfähigkeit5). 

Die Wirtschaft des Euro-Raumes erholte sich nach dem Einbruch 2009 im Jahr 2010 
nur kurzfristig und verlor 2011 wieder an Dynamik. 2012 sank das reale BIP um 0,7%, 
2013 um 0,4%. Gegen Ende 2013 kündigte sich in der EU eine leichte Erholung der 
Industriekonjunktur an. In Deutschland, dem größten Absatzmarkt Österreichs, ver-
besserte sich das Konjunkturbild 2013 deutlich, die Wirtschaft wuchs um 0,4%. Die 
mäßige Expansion der Weltwirtschaft dämpfte die Entwicklung der exportdominier-
ten Sachgütererzeugung. Der ifo-Geschäftsklimaindex weist auf eine anhaltende 
Verbesserung der Konjunktur im Jahr 2014 hin. 

Trotz der Abschwächung der Weltkonjunktur im Jahr 2013 belebten sich die weltwei-
ten internationalen Touristenankünfte (2012 +4,0%, 2013 +5,0%)6). Die Tourismusnach-
frage wird offenbar erst bei Anhalten eines Konjunktureinbruches negativ beeinflusst, 
und Reisen werden in wirtschaftlich schwierigeren Zeiten kurzfristig aus den Ersparnis-

                                                           
5)  Schiman, St., "Aufschwung bleibt wegen Konsumschwäche flach. Prognose für 2014 und 2015", WIFO-
Monatsberichte, 2014, 87(1), S. 3-15, http://monatsberichte.wifo.ac.at/47105. 
6)  UNWTO (World Tourism Organization), World Tourism Barometer, Jänner 2014. 
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sen finanziert. Das Wachstum dürfte zudem im internationalen Tourismus zum Teil von 
einer Konsumentenschicht getragen werden, die kurzfristig nicht konjunkturreagibel 
ist. 

Im Welttourismus expandierten die internationalen Touristenankünfte am stärksten in 
Asien und dem pazifischen Raum (+6,0%), in Afrika (+5,6%) und in Europa (+5,4%). 
Deutlich schwächere Zuwächse verzeichneten Amerika und die Karibik (+3,6%) so-
wie der Nahe Osten (+0,3%; laut UNWTO). 

Nach 1.035 Mio. im Jahr 2012 erreichten die internationalen Touristenankünfte 2013 
weltweit 1.087 Mio. Davon entfielen 563 Mio. auf Europa (2012: 534 Mio.; laut 
UNWTO; Abbildung 8). 

 

Abbildung 8: Entwicklung der internationalen Touristenankünfte weltweit und in 
Europa 

 

Q: World Tourism Organization (UNWTO). 

5.1 Realer Aufwand je Nächtigung rückläufig 
Österreichs reale Einnahmen aus dem internationalen Reiseverkehr (Tourismusexpor-
te) stagnierten 2013 (+0,3%), nachdem sie 2012 noch leicht gestiegen waren 
(+0,8%); im Binnenreiseverkehr waren die preisbereinigten Einnahmen weiterhin rück-
läufig (2,9%; 2012 1,4%; Übersicht 15). Insgesamt sanken die realen Tourismusum-
sätze nach einer Stagnation 2012 (+0,2%) im Jahr 2013 um 0,5%. 

Seit dem Jahr 2000 stagnieren die realen touristischen Einnahmen nahezu, 2013 la-
gen sie sogar etwas unter dem Niveau des Rezessionsjahres 2009. Der reale Auf-
wand je Übernachtung sank im Zeitraum 2000/2008 insgesamt nur leicht, seither ist 
aber ein massiver Rückgang zu verzeichnen (2008/2013 11,7%). Diese Tendenz lässt 
sich zum Teil auf eine generelle qualitative Verminderung der realisierten touristi-
schen Nachfrage zurückführen. Die qualitative Verminderung der Nachfrage tritt 
dann ein, wenn der Gast bei der Unterkunftswahl 3*- statt 4*-Unterkünfte bevorzugt, 
Restaurantbesuche einschränkt oder weniger exklusive Shops aufsucht. 

Das Jahr 2013 brachte einen weiteren Rückgang der Aufenthaltsdauer von in- und 
ausländischen Gästen um insgesamt 0,6%. Die Dynamik schwächte sich dabei wie 
schon 2012 mit 0,4% gegenüber dem langfristigen Trend seit 2000 (1,4% pro Jahr) 
ab. Besonders deutlich ist diese Entwicklung für die Aufenthaltsdauer ausländischer 
Gäste zu beobachten. Regional war die Situation 2013 unterschiedlich: Während die 
Aufenthaltsdauer im Burgenland, in Salzburg, in der Steiermark und in Tirol etwas 
stärker als im österreichischen Durchschnitt sank, zeigten sich in den anderen Bun-
desländern eher eine Stagnation oder leicht positive Tendenzen. 

Die Übernachtungen von inländischen Gästen waren 2013 mit 0,6% leicht rückläu-
fig, während die internationale Nachfrage um 1,9% stieg. Von den für Österreich 
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wichtigen Herkunftsmärkten nahm die Zahl der Übernachtungen aus China (+14,3%), 
Russland (+9,4%), Slowenien (+7,7%), den USA (+6,3%), der Slowakei (+6,0%), Großbri-
tannien (+5,1%), Schweden (+2,5%) und Deutschland (+2,4%) relativ kräftig zu. Die 
Nachfrage des bedeutendsten Herkunftsmarktes Deutschland wuchs damit bereits 
das zweite Jahr in Folge überdurchschnittlich, sodass die langfristigen Einbußen zum 
Teil aufgeholt werden konnten. Unter dem Vorjahresniveau blieben vor allem die 
Nächtigungen von Gästen aus Ländern mit ökonomischen Problemen: Kroatien 
(6,0%), Spanien (5,2%), Italien (4,8%), Rumänien (3,4%), Niederlande (2,7%), Ja-
pan (1,2%), Frankreich (–0,6%), Ungarn (0,2%). 

  

Übersicht 15: Übernachtungen und Umsätze im österreichischen Tourismus seit 2000 
           
 Übernachtungen Umsätze 
 Inländer Ausländer Insgesamt Binnenreiseverkehr1) Internationaler Reiseverkehr Gesamtreiseverkehr 
 In 1.000 Mio. € 
    Nominell Real2) Nominell Real2) Nominell Real2) 
           
2000 31.153 82.534 113.686 4.060 4.625 12.201 13.825 16.261 18.450 
2001 31.442 83.669 115.111 4.233 4.698 12.791 14.158 17.024 18.856 
2002 31.013 85.792 116.804 4.207 4.548 13.198 14.259 17.405 18.807 
2003 31.619 86.348 117.967 4.355 4.597 13.528 14.289 17.883 18.886 
2004 31.329 85.922 117.251 4.483 4.597 13.897 14.268 18.380 18.864 
2005 31.501 87.741 119.242 4.742 4.742 14.700 14.700 19.442 19.442 
2006 32.130 87.274 119.403 4.971 4.844 15.144 14.858 20.115 19.701 
2007 33.008 88.443 121.451 5.134 4.834 15.485 14.794 20.619 19.628 
2008 33.879 92.840 126.719 5.382 4.920 16.513 15.281 21.895 20.201 
2009 34.443 89.864 124.307 5.374 4.876 15.375 14.060 20.749 18.936 
2010 35.024 89.857 124.881 5.442 4.815 15.705 14.113 21.147 18.927 
2011 35.297 90.706 126.003 5.621 4.789 16.187 13.929 21.808 18.717 
2012 35.964 95.052 131.016 5.680 4.720 16.661 14.042 22.341 18.762 
2013 35.755 96.874 132.629 5.676 4.585 17.106 14.081 22.782 18.665 
           
 Veränderung gegen das Vorjahr in % 
           
2001  + 0,9  + 1,4  + 1,3  + 4,3  + 1,6  + 4,8  + 2,4  + 4,7  + 2,2 
2002  – 1,4  + 2,5  + 1,5  – 0,6  – 3,2  + 3,2  + 0,7  + 2,2  – 0,3 
2003  + 2,0  + 0,6  + 1,0  + 3,5  + 1,1  + 2,5  + 0,2  + 2,8  + 0,4 
2004  – 0,9  – 0,5  – 0,6  + 2,9  – 0,0  + 2,7  – 0,2  + 2,8  – 0,1 
2005  + 0,5  + 2,1  + 1,7  + 5,8  + 3,2  + 5,8  + 3,0  + 5,8  + 3,1 
2006  + 2,0  – 0,5  + 0,1  + 4,8  + 2,1  + 3,0  + 1,1  + 3,5  + 1,3 
2007  + 2,7  + 1,3  + 1,7  + 3,3  – 0,2  + 2,3  – 0,4  + 2,5  – 0,4 
2008  + 2,6  + 5,0  + 4,3  + 4,8  + 1,8  + 6,6  + 3,3  + 6,2  + 2,9 
2009  + 1,7  – 3,2  – 1,9  – 0,1  – 0,9  – 6,9  – 8,0  – 5,2  – 6,3 
2010  + 1,7  – 0,0  + 0,5  + 1,3  – 1,3  + 2,1  + 0,4  + 1,9  – 0,0 
2011  + 0,8  + 0,9  + 0,9  + 3,3  – 0,5  + 3,1  – 1,3  + 3,1  – 1,1 
2012  + 1,9  + 4,8  + 4,0  + 1,0  – 1,4  + 2,9  + 0,8  + 2,4  + 0,2 
2013  – 0,6  + 1,9  + 1,2  – 0,1  – 2,9  + 2,7  + 0,3  + 2,0  – 0,5 

Q: Statistik Austria, OeNB, WIFO-Berechnungen.  1) Niveauverschiebung gegenüber den Vorjahren wegen Verbesserung der Berechnungsmetho-
de.  2) Zu Preisen von 2005. 
  

Regional zeigten sich erhebliche Unterschiede: Am stärksten stiegen die Nächtigun-
gen in Wien, Vorarlberg, Salzburg und Tirol. Das Nachfragewachstum in der Steier-
mark entsprach etwa dem Österreich-Durchschnitt. In den anderen Bundesländern 
ging die Zahl der Übernachtungen zurück. 

In der Wintersaison 2012/13 entwickelten sich die Nächtigungen neuerlich (+1,9%, 
2011/12 +3,6%) etwas dynamischer als im Sommer (+1,2%, 2012 +2,6%). Hingegen 
expandierten die Umsätze im Gesamtreiseverkehr in der Sommersaison 2013 (+3,0%) 
kräftiger als in der Wintersaison 2012/13 (+1,0%). Im Tourismusjahr 2011/12 war eine 
gegenläufige Entwicklung verzeichnet worden. 

Gemessen an den nominellen Tourismusexporten der EU 15 verlor Österreich 2013 
weiterhin Marktanteile (Abbildung 9). Nach leichten Zugewinnen 2009 waren 2010 
geringe Einbußen zu verzeichnen, die sich 2011 deutlich verstärkten und 2012 bzw. 
2013 abgeschwächt fortsetzten. Gegenwärtig liegt der österreichische Marktanteil 
mit 5,76% um rund 0,4 Prozentpunkte über dem bisherigen Tiefstwert des Jahres 2000 
(5,39%). 
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Abbildung 9: Österreichs Marktanteil am internationalen europäischen Tourismus 

Gemessen an den nominellen Tourismusexporten der EU 15 

 

Q: IWF, OeNB, UNWTO, WIFO, wiiw. Ohne internationalen Personentransport. 

5.2 Tourismus generiert 7,4% des BIP 
Den aktuellen Berechnungen zum Tourismus-Satellitenkonto für Österreich lagen 
erstmals die Multiplikatoren aus der Input-Output-Tabelle 2007 zugrunde. Auf dieser 
Basis wurden für 2012 direkte und indirekte Wertschöpfungseffekte des Tourismus von 
22,71 Mrd. € ermittelt (+4,2% gegenüber 2011)7). Der Tourismus trug damit 7,4% zur 
gesamtwirtschaftlichen Bruttowertschöpfung (BIP) bei, 2013 lag diese Kennzahl ers-
ten Schätzungen zufolge bei 7,3%. 

Zur vollständigen Erfassung der volkswirtschaftlichen Bedeutung der Tourismus- und 
Freizeitwirtschaft ist zusätzlich der nicht-touristische Freizeitkonsum der Österreicherin-
nen und Österreicher am Wohnort zu berücksichtigen. Diese Aufwendungen erreich-
ten im Jahr 2012 aktuellen Berechnungen zufolge 29,54 Mrd. €. Anhand der neu er-
mittelten Input-Output-Multiplikatoren ergeben sich daraus direkte und indirekte 
Wertschöpfungseffekte von 22,82 Mrd. € (+2,9%) bzw. 7,4% des BIP. 2013 dürfte der 
Beitrag zur Gesamtwirtschaft leicht auf 7,5% gestiegen sein. 

Eine Gesamtbetrachtung der inlandswirksamen Aufwendungen für den touristischen 
Konsum und den nicht-touristischen Freizeitkonsum der Österreicherinnen und Öster-
reicher am Wohnort verdeutlicht die beachtliche Dimension der gesamten Touris-
mus- und Freizeitwirtschaft in Österreich: 

 Die direkten und indirekten Wertschöpfungseffekte erreichten 2012 ein Gesamt-
volumen von 45,53 Mrd. € (+3,5% gegenüber 2011). 

 Damit stieg der Beitrag der gesamten Tourismus- und Freizeitwirtschaft zum BIP 
gegenüber 2011 etwas auf 14,8% (+0,1 Prozentpunkt). 

 Für 2013 und 2014 wird mit einer Stagnation des Gewichtes des Sektors an der 
gesamtwirtschaftlichen Bruttowertschöpfung gerechnet. 

5.3 Tourismus trägt knapp 10% zur Gesamtbeschäftigung bei 
Durch Anwendung der neu ermittelten Input-Output-Multiplikatoren auf die revidier-
te Datenbasis wurden für das Jahr 2012 direkte und indirekte Beschäftigungseffekte 
des Tourismus von rund 331.200 Vollzeitäquivalenten ermittelt. Der Beitrag des Sektors 
zur Gesamtbeschäftigung erreichte damit 9,2% (Vollzeitäquivalente; 2011: 9,0%). 

                                                           
7)  Laimer, P., Ehn-Fragner, S., Smeral, E., Ein Tourismus-Satellitenkonto für Österreich. Methodik, Ergebnisse und 
Prognosen für die Jahre 2000 bis 2014, Statistik Austria und WIFO, Wien, 2013, http://www.wifo.ac.at/wwa/ 
pubid/47138. 
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Eine erweiterte Sicht auf die volkswirtschaftliche Bedeutung der Beschäftigungsef-
fekte der gesamten Tourismus- und Freizeitwirtschaft schließt zusätzlich den nicht-
touristischen Freizeitkonsum der Österreicherinnen und Österreicher am Wohnort ein. 
Diesbezügliche Schätzungen ergaben für das Jahr 2012 eine direkte und indirekte 
Beschäftigungswirkung von rund 283.000 Vollzeitäquivalenten. Die Effekte des Frei-
zeitkonsums leisteten somit einen Beitrag zur gesamtwirtschaftlichen Beschäftigung 
von 7,9%. 

2012 waren daher rund 614.200 Vollzeitarbeitsplätze direkt und indirekt der Tourismus- 
und Freizeitwirtschaft zuzurechnen (+2,4% gegenüber dem Vorjahr). Die gesamte 
Tourismus- und Freizeitwirtschaft generierte damit 17,1% aller Vollzeitarbeitsplätze in 
Österreich. 

Egon Smeral (Egon.Smeral@wifo.ac.at) 
Statistik: Sabine Ehn-Fragner (Sabine.Ehn-Fragner@wifo.ac.at), 

Susanne Markytan (Susanne.Markytan@wifo.ac.at) 

6. Privater Konsum keine wesentliche Konjunkturstütze  

6.1 Sowohl Konsumausgaben als auch verfügbare Einkommen rückläufig 
Die Konsumbereitschaft der privaten Haushalte wurde im Jahr 2013 aufgrund der 
schwachen Entwicklung der heimischen Wirtschaft durch mehrere Faktoren getrübt. 
So stieg die Zahl der Arbeitslosen im Jahresverlauf um etwas mehr als 26.000, die Ar-
beitslosenquote erhöhte sich um mehr als ½ Prozentpunkt. Die Bruttolöhne und 
-gehälter pro Kopf nahmen nominell zwar 2013 um 2,1% zu, jedoch dämpfte die In-
flation von 2% die Kaufkraft der Einkommen beträchtlich. Die Entwicklung der realen 
Lohn- und Gehaltseinkommen pro Kopf (netto) war 2013 weiterhin negativ. Auch die 
Vermögenseinkommen dürften nach vorliegenden Schätzungen teils kräftig ge-
schrumpft sein. Die gesamten real verfügbaren Einkommen der privaten Haushalte 
gingen daher nach vorläufigen Berechnungen im Jahr 2013 mit 1,2% deutlich zu-
rück (Übersicht 16).  

 

Übersicht 16: Privater Konsum, persönlich verfügbares Einkommen, Konsumquote 
      
 Privater Konsum1) Persönlich verfügbares Einkommen Konsumquote2) 
 Nominell Real3) Nominell Real3)  
 Veränderung in % p. a. 
      
Ø 2001/2005  + 3,4  + 1,7  + 3,9  + 2,2   0,5 
Ø 2005/2009  + 2,9  + 1,1  + 3,3  + 1,5   0,4 
Ø 2009/2013  + 3,3  + 0,8  + 2,0   0,5   1,3 
2010  + 3,8  + 2,0  + 1,3   0,5  + 2,5 
2011  + 4,4  + 0,8  + 2,3   1,3  + 2,1 
2012  + 3,1  + 0,5  + 3,7  + 1,1   0,6 
2013  + 2,0   0,2  + 0,9   1,2  + 1,0 

Q: Statistik Austria, WIFO-Berechnungen.  1) Einschließlich privater Organisationen ohne Erwerbszweck.  
2) Konsum in % des persönlichen verfügbaren Einkommens.  3) Berechnet auf Basis von Vorjahrespreisen. 
  

Angesichts dieser mäßigen Einkommensentwicklung und der erhöhten Arbeitsplatz-
unsicherheit waren die privaten Haushalte (einschließlich privater Organisationen 
ohne Erwerbszweck) in ihren Konsumausgaben sehr zurückhaltend. Sie gaben im 
Jahr 2013 etwas mehr als 172 Mrd. € für Verbrauchszwecke aus; nominell bedeutet 
dies eine Steigerung um 2,0%, real war der Konsum mit 0,2% jedoch erstmals seit 
1997 rückläufig. Die Konsumquote erhöhte sich zwar (+1,0%), wie dies in Phasen 
schwacher Konjunktur und mäßiger Einkommensentwicklung durchaus zu erwarten 
wäre, weil die Haushalte ihre Ausgaben nicht so deutlich einschränken und an be-
stehenden Konsumplänen festhalten wollen. Die stabilisierende Wirkung dieses anti-
zyklischen Konsumverhaltens auf die heimische Wirtschaft war im Jahr 2013 jedoch 
nur bedingt zu beobachten. Die Einkommensverluste wurden wegen der bereits sehr 
niedrigen Sparquote weniger deutlich als in der Krisenperiode 2009/10 durch "Ent-
sparen" kompensiert.  
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Von Mitte 2012 bis Anfang 2013 entwickelte sich die Konsumnachfrage gedämpft 
(1. Halbjahr 2012 real +1,6% gegenüber dem Vorjahr, 2. Halbjahr 0,5%, I. Quartal 
2013 0,9%, II. Quartal 0,7%). Erst ab Mitte 2013 trat im Vorjahresvergleich eine leich-
te Verbesserung ein, die realen Konsumausgaben stiegen im 2. Halbjahr 2013 um 
0,4%. Bereinigt um Saison- und irreguläre Schwankungen stagnierte die reale Kon-
sumnachfrage im Vorquartalsvergleich wie schon das gesamte Jahr 2012 hindurch. 

6.2 Nettovermögen der Haushalte gesunken, Sparquote historisch niedrig 
Laut vorläufigen Ergebnissen der Finanzierungsrechnung der OeNB (Übersicht 17) 
nahm das Nettovermögen der privaten Haushalte (einschließlich privater Organisa-
tionen ohne Erwerbszweck) in den ersten drei Quartalen 2013 um 3,3 Mrd. € ab. Die-
ser Rückgang ist fast vollständig auf eine starke Verringerung der Geldvermögens-
bildung zurückzuführen, vor allem im Bereich Bargeld und Einlagen (2,7 Mrd. €). Das 
anhaltend niedrige Niveau der Einlagenzinssätze für täglich fällige bzw. kurzfristig 
gebundene Sparformen trug dazu entsprechend bei. Versicherungssparprodukte 
wurden um rund 0,3 Mrd. € weniger nachgefragt als im Vorjahr, Wertpapiere, bör-
sennotierte Aktien und Investmentzertifikate etwas mehr (Abbildung 10). Die Auswei-
tung der Verschuldung der privaten Haushalte um 0,1 Mrd. € dämpfte das Netto-
vermögen kaum. Ihr Anstieg im Durchschnitt der ersten drei Quartale 2013 um 
0,7 Mrd. € entsprach etwa jenem im Vergleichszeitraum 2012 (+0,6 Mrd. €), war je-
doch deutlich geringer als 2011 (+2,1 Mrd. €). Die merkliche Abkühlung des Konsum-
entenvertrauens seit Mitte 2011 spiegelt sich somit auch in der Zurückhaltung und 
Bereitschaft privater Haushalte zur Neuverschuldung.  

 

Übersicht 17: Geldvermögensbildung und Finanzierung des privaten 
Haushaltssektors 

Transaktionen 
      
 2011 2012 2011 2012 2013 
   I. bis III. Quartal 
 Mio. € 
      
Geldvermögensbildung1) 9.175 10.093 7.560 8.733 5.546 

Bargeld und Einlagen 5.773 4.162 4.180 4.710 1.968 
Wertpapiere 1.506 46 1.756  – 121  – 1.867 
Börsennotierte Aktien 339 125 110 86  – 110 
Investmentzertifikate  – 1.750 1.043  – 1.413 353 2.443 
Versicherungssparprodukte 2.039 2.807 1.750 2.606 2.270 

Lebensversicherungen 1.192 1.330 1.010 1.062 833 
      
Finanzierung2) 2.704 1.035 2.088 608 747 
Nach der Laufzeit      

Kurzfristige Kredite  – 1.546  – 629  – 1.052  – 264  – 216 
Langfristige Kredite 4.346 1.601 3.343 986 1.258 

Nach dem Zweck      
Wohnbaukredite 3.546 2.684 2.477 1.919 1.258 
Konsumkredite  – 797  – 747  – 647  – 272 334 
Sonstige Kredite 52  – 965 461  – 926  – 551

      
Finanzierungssaldo 6.471 9.058 5.473 8.125 4.800 

Q: OeNB. Einschließlich privater Organisationen ohne Erwerbszweck.  1) Enthält "Sonstige Forderungen, 
einschließlich Finanzderivate" und "Sonstige Anteilspapiere".  2) Enthält "Sonstige Verbindlichkeiten, ein-
schließlich Finanzderivate". 
 

Der Rückgang des Nettovermögens lässt auf eine Abnahme der Sparneigung der 
privaten Haushalte schließen. Nach vorläufigen Berechnungen von Statistik Austria8) 
sank die Sparquote im Jahr 2013 auf einen Tiefstwert von 6,6%, nach 7,4% 2012. Die 
Einbußen an realem verfügbarem Einkommen im Jahr 2013 machten zur Aufrechter-
haltung des Konsumniveaus dieses Entsparen notwendig.  

                                                           
8)  Stand 7. April 2014. 
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Abbildung 10: Struktur der Veranlagungen des privaten Haushaltssektors 

Transaktionen 

 

Q: OeNB. Einschließlich privater Organisationen ohne Erwerbszweck. 
 
 

Abbildung 11: Vermögensaufbau und Verschuldung des privaten Haushaltssektors 

Transaktionen 

 

Q: OeNB. Einschließlich privater Organisationen ohne Erwerbszweck. 

6.3 Bereitschaft zum Kauf langlebiger Konsumgüter verhalten 
Die Nachfrage nach dauerhaften Konsumgütern (Pkw, Einrichtungsgegenstände, 
Haushaltselektronik usw.; rund 10% der gesamten Konsumausgaben) reagiert deut-
lich auf Konjunkturschwankungen. Da der Preis dieser Güter im Vergleich mit jenen 
des täglichen Bedarfs sehr hoch ist, hängt die Ausgabenbereitschaft der privaten 
Haushalte maßgeblich vom verfügbaren Haushaltseinkommen (Determinante der 
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Kauffähigkeit) sowie von den Stimmungen und Erwartungen (Determinante der 
Kaufwilligkeit) ab. Beide Determinanten entwickelten sich im Jahr 2013 wenig dy-
namisch: Die real verfügbaren Einkommen gingen um 1,2% zurück, und im Konsum-
entenvertrauen der österreichischen Haushalte9) (Abbildung 12) überwiegen weiter-
hin die negativen Einschätzungen. Die realen Ausgaben für dauerhafte Konsumgü-
ter sanken in der Folge insbesondere in den ersten drei Quartalen 2013 (Jahres-
durchschnitt 2,2%). Wie der geringfügige Anstieg des Konsumklimaindikators zeigt, 
stabilisierte sich die Bereitschaft zum Kauf langlebiger Konsumgüter zum Jahresende 
hin etwas, auch weil vor der geplanten Anhebung der Normverbrauchsabgabe 
Pkw-Vorziehkäufe getätigt wurden. Die realen Ausgaben für Waren des täglichen 
Bedarfs sowie für Dienstleistungen stagnierten 2013 und stützten damit die gesamt-
wirtschaftliche Entwicklung nicht maßgeblich. Für Nahrungsmittel, Bekleidung und 
Schuhe, Wohnen und Freizeitaktivitäten wurde 2013 real mehr ausgegeben als im 
Vorjahr, für Gesundheit, Verkehr, Beherbergungs- und Gaststättendienstleistungen 
sowie bei Auslandsaufenthalten hingegen weniger. 

 

Abbildung 12: Entwicklung des saisonbereinigten Vertrauensindex 

 

Q: Eurostat. Arithmetisches Mittel der Salden aus positiven und negativen Antworten in % aller Antworten 
zur künftigen finanziellen Situation des Haushalts, zur Möglichkeit Geld zu sparen, zur Ansicht über die künf-
tige allgemeine Wirtschaftslage und zur Entwicklung der Arbeitslosigkeit (mit umgekehrtem Vorzeichen). 
Saisonbereinigung mit dem von Eurostat entwickelten Programm Dainties.  

6.4 Großhandel drückt Umsatzentwicklung des Handels 
Die Umsätze des Handels entwickelten sich 2013 ähnlich schwach wie im Vorjahr 
und blieben sowohl nominell (2,0%) als auch real (2,1%) bei nahezu stagnierenden 
Preisen hinter dem Ergebnis von 2012 zurück (Übersichten 19 und 20). Ein nomineller 
Umsatzrückgang war zuletzt im Krisenjahr 2009 zu beobachten gewesen. Bestim-
mend waren die hohen Umsatzeinbußen im Großhandel (ohne Kfz-Handel), auf den 
rund die Hälfte des gesamten Umsatzes im Handel entfällt und der durch die 
Schwäche des privaten Konsums wie auch der Investitionstätigkeit und des Außen-
handels gedämpft wurde. 2013 setzte der Großhandel mit 111,3 Mrd. € um 4,2% we-
niger um als 2012. Aufgrund sinkender Preise (0,7%) fiel der reale Rückgang mit 
3,3% etwas geringer aus. Mit Ausnahme der Handelsvermittlung schrumpfte der Ab-
satz in allen Großhandelsbranchen nominell teils kräftig. Die Beschäftigung ging 2013 
im Großhandel um 0,8% zurück. 

                                                           
9)  Laut Konsumklimaindikator der Europäischen Kommission, der die Erwartungen der Konsumentinnen und 
Konsumenten zur Einkommens- und Wirtschaftsentwicklung, zur Entwicklung der Arbeitslosigkeit sowie zum 
Sparen in den nächsten 12 Monaten zusammenfasst. 
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Übersicht 18: Entwicklung des privaten Konsums im längerfristigen Vergleich 

Real (berechnet auf Basis von Vorjahrespreisen) 
        
 Ø 2001/2005 Ø 2005/2009 Ø 2009/2013 2010 2011 2012 2013 
 Veränderung in % p. a. 
        
Nahrungsmittel, alkoholfreie Getränke  + 1,6  – 0,2  + 0,3  + 1,9  – 0,6  – 0,5  + 0,6 
Tabakwaren, alkoholische Getränke  + 0,6  + 1,0  + 0,5  + 0,8  + 1,2  + 0,7  – 0,8 
Bekleidung, Schuhe  + 1,5  + 0,7  + 1,7  + 4,9  + 1,0  + 0,1  + 0,8 
Wohnen, Wasser, Strom, Gas und andere Brennstoffe  + 2,0  + 0,4  + 0,8  + 1,3  + 0,4  + 0,8  + 0,7 
Einrichtungsgegenstände, Haushaltsgeräte  + 1,7  + 0,9  + 0,8  + 3,0  + 0,9  – 0,2  – 0,6 
Gesundheitspflege  – 0,2  + 0,8  + 1,1  + 3,1  + 0,9  + 1,0   0,7 
Verkehr  + 1,0  + 0,1  – 0,0  – 0,5  + 2,2  – 0,6   1,2 
Nachrichtenübermittlung  + 7,3  + 0,6  – 0,8  – 5,5  – 1,3  + 3,5  + 0,2 
Freizeit, Unterhaltung, Kultur  + 2,0  + 5,4  + 1,6  + 2,5  + 1,7  + 1,7  + 0,6 
Bildungswesen  – 1,1  – 2,5  + 1,9  – 0,8  + 4,0  + 4,3  + 0,0 
Beherbergungs- und Gaststättendienstleistungen  + 1,5  + 2,6  + 1,5  + 3,3  + 2,5  + 1,9   1,6 
Andere Waren und Dienstleistungen  + 2,3  + 1,4  + 1,5  + 6,3  + 1,0  – 1,0   0,1 
Ausgaben von Gebietsansässigen im Ausland  – 1,0  – 1,0  – 2,8  – 1,8  – 4,9   0,1   4,5 
Private Organisationen ohne Erwerbszweck  + 3,3  + 2,2  + 2,5  + 0,1  + 3,3   5,3   1,5 
        
Privater Konsum insgesamt  + 1,7  + 1,1  + 0,8  + 2,0  + 0,8  + 0,5   0,2 

Dauerhafte Konsumgüter  + 2,4  + 4,4  + 0,4  + 1,6  + 1,8   0,6   2,2 

Q: Statistik Austria, WIFO-Berechnungen. Einschließlich privater Organisationen ohne Erwerbszweck. 
 
 

Übersicht 19: Entwicklung der Umsätze im Handel 
     
 Handel, 

Instandhaltung und 
Reparatur von Kfz 

Kfz-Handel, 
Reparatur von Kfz 

Handelsvermittlung 
und Großhandel 

(ohne Kfz) 

Einzelhandel 
(ohne Kfz) 

 Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Nominell     
2011  + 4,9  + 8,1  + 5,3  + 2,5 
2012  + 0,0  – 3,9  + 0,1  + 1,8 
2013  – 2,0  – 0,6  – 4,2  + 1,4 

1. Halbjahr  – 3,0  – 3,7  – 4,6  + 0,7 
2. Halbjahr  – 1,1  + 2,9  – 3,6  + 2,1 
I. Quartal  – 4,3  – 6,9  – 6,2  + 0,5 
II. Quartal  – 1,6  – 0,8  – 3,2  + 1,0 
III. Quartal  – 1,2  + 0,6  – 3,4  + 2,7 
IV. Quartal  – 1,0  + 5,2  – 3,7  + 1,6 

     
Real     
2011  – 0,4  + 6,5  – 1,7  – 1,1 
2012  – 1,9  – 5,3  – 1,8  – 0,6 
2013  – 2,1  – 0,9  – 3,3  – 0,2 

1. Halbjahr  – 3,8  – 4,7  – 4,9  – 1,1 
2. Halbjahr  – 0,4  + 3,2  – 1,9  + 0,7 
I. Quartal  – 5,4  – 8,2  – 6,7  – 1,6 
II. Quartal  – 2,3  – 1,5  – 3,3  – 0,8 
III. Quartal  – 0,6  + 0,7  – 1,9  + 1,3 
IV. Quartal  – 0,3  + 5,7  – 1,8  + 0,2 

Q: Statistik Austria. 
 

Im Einzelhandel (ohne Kfz-Handel) erhöhten sich die Umsätze 2013 netto (ohne Um-
satzsteuer) um 1,4% auf 59,7 Mrd. €. Nach Ausschaltung der Preissteigerungen be-
deutet dies jedoch einen leichten Umsatzrückgang von 0,2%. Nominell entwickelten 
sich die Einzelhandelsumsätze wie in Deutschland, real etwas schlechter, da der 
Preisauftrieb in Deutschland geringer ausfiel als im Inland. Die Beschäftigung wurde 
wie im Krisenjahr 2009 leicht verringert.  

Der Nahrungsmitteleinzelhandel verzeichnete sowohl nominell (+4,0%) als auch real 
(+1,0) Umsatzsteigerungen, im Nicht-Nahrungsmittelbereich ging die Nachfrage hin-
gegen zurück. Der österreichische Kfz-Handel (rund 15% der gesamten Handelsum-
sätze) erzielte 2013 mit 26,9 Mrd. € nominell um 0,6% geringere Umsätze als im Vorjahr 
(real 0,9%), wobei im Jahresverlauf eine stetige Verbesserung zu beobachten war  
insbesondere im IV. Quartal, als die privaten Haushalte wie auch die Unternehmen 
mit Pkw-Vorziehkäufen auf die bevorstehende Anhebung der Normverbrauchsab-
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gabe mit 1. März 2014 reagierten. Der deutliche Umsatzrückgang (2012 nominell 
3,9%, real 5,3%) ließ im Jahresdurchschnitt 2013 nach. 

 

Übersicht 20: Preise und Beschäftigung im Handel 
     
 Handel, 

Instandhaltung und 
Reparatur von Kfz 

Kfz-Handel, 
Reparatur von Kfz 

Handelsvermittlung 
und Großhandel 

(ohne Kfz) 

Einzelhandel 
(ohne Kfz) 

 Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Preise (Ø 2010 = 100)     
2011  + 5,4  + 1,4  + 7,2  + 3,7 
2012  + 2,0  + 1,5  + 1,9  + 2,4 
2013  + 0,1  + 0,4  – 0,7  + 1,6 

1. Halbjahr  + 0,9  + 1,1  + 0,3  + 1,9 
2. Halbjahr  – 0,7  – 0,3  – 1,7  + 1,4 
I. Quartal  + 1,1  + 1,5  + 0,6  + 1,9 
II. Quartal  + 0,7  + 0,8  + 0,1  + 1,8 
III. Quartal  – 0,6  – 0,1  – 1,5  + 1,4 
IV. Quartal  – 0,8  – 0,4  – 1,9  + 1,4 

     
Beschäftigung     
2011  + 1,2  + 1,1  + 1,1  + 1,3 
2012  + 1,1  + 0,8  + 1,7  + 0,8 
2013  – 0,5  – 1,3  – 0,8  – 0,2 

1. Halbjahr  – 0,4  – 1,2  – 0,5  – 0,1 
2. Halbjahr  – 0,7  – 1,4  – 1,2  – 0,2 
I. Quartal  – 0,3  – 1,2  – 0,3  ± 0,0 
II. Quartal  – 0,5  – 1,2  – 0,7  – 0,1 
III. Quartal  – 0,6  – 1,4  – 1,1  – 0,3 
IV. Quartal  – 0,7  – 1,4  – 1,2  – 0,3 

Q: Statistik Austria. 
 

Jürgen Bierbaumer-Polly (Juergen.Bierbaumer-Polly@wifo.ac.at) 
Statistik: Martina Agwi (Martina.Agwi@wifo.ac.at) 

7. Verteuerung von Nahrungsmitteln und Dienstleistungen und Verbilligung von 
Mineralölprodukten bestimmen Inflationsverlauf 

Die Inflationsrate erreichte im Jahresdurchschnitt 2013 auf Basis des Verbraucher-
preisindex 2,0% (2011: 3,3%, 2012: 2,4%; Übersicht 21) und entsprach damit dem 
Durchschnitt der letzten zwei Jahrzehnte. Von 2,7% im Jänner 2013 verringerte sich 
der Preisauftrieb im Jahresverlauf (mit Ausnahme der Monate Mai und Dezember) 
stetig. Im Februar 2014 lag die Inflationsrate bei 1,5%. Diese rückläufige Entwicklung 
war wesentlich bestimmt durch den im Jahresverlauf zunehmenden negativen Infla-
tionsbeitrag von Mineralölprodukten. Hätten sich die Preise von Mineralölprodukten 
im Jahresdurchschnitt wie der gesamte Warenkorb des VPI entwickelt, dann wäre 
die Inflationsrate um 0,3 Prozentpunkte höher ausgefallen. Daher veränderte sich 
die Kerninflation (Gesamtinflation ohne unverarbeitete Nahrungsmittel und Energie, 
gemäß VPI) gegenüber dem Vorjahr kaum (2012: 2,2%, 2013: 2,1%). Dienstleistungen 
(+2,7%)10) und Nahrungsmittel (+3,9%, II. Quartal 2013 +4,9%) trugen überdurch-
schnittlich zur Teuerung bei. Auch in diesen Gruppen ließ der Preisauftrieb im Laufe 
des Jahres nach. 

Die Verbilligung von Mineralölprodukten war auf den Rückgang der Rohölpreise auf 
Euro-Basis zurückzuführen (Brent 5,6%).  

Der überdurchschnittliche Anstieg der Mieten ergab sich zum einen aus der dynami-
schen Preisentwicklung in der Neuvermietung von frei vereinbarten Mieten. Zum an-
deren wirkte ein Struktureffekt auf die Bestandsmiete: Wenn Altverträge mit niedrige-
rer Miete durch Neuverträge mit höherer Miete auf Basis des freien Marktes bzw. des 

                                                           
10)  Hier vor allem Dienstleistungen für das Wohnen (Mieten +3,2%, Instandhaltung und Reparatur +3,0%, Be-
triebskosten i. w. S. +3,5%  einschließlich Gebühren für Wasserversorgung, Müllabfuhr, Abwasserentsorgung 
und Rauchfangkehrer) und Bewirtungsdienstleistungen (+3,6%). 
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Richtwertsystems ersetzt werden, bewirkt dies eine Zunahme der durchschnittlichen 
Bestandsmieten, auch wenn die Durchschnittsmieten bei Neuvermietung unverän-
dert geblieben wären. 

  

Übersicht 21: Entwicklung des Verbraucherpreisindex 

Gliederung nach dem Konsumzweck 
       
 2009 2010 2011 2012 2013 
 Veränderung gegen das Vorjahr in % 
       
Nationaler Verbraucherpreisindex (VPI)  + 0,5  + 1,9  + 3,3  + 2,4  + 2,0 
Kerninflationsrate laut VPI1)  + 1,6  + 1,2  + 2,5  + 2,2  + 2,1 
Preisindex für Pensionistenhaushalte (PIPH)  + 0,9  + 2,0  + 3,4  + 2,6  + 2,2 
Mikrowarenkorb (täglicher Einkauf)  – 0,2  + 0,6  + 3,8  + 3,2  + 3,4 
Miniwarenkorb (wöchentlicher Einkauf)  – 3,4  + 3,4  + 6,7  + 3,7  + 1,3 
Gebühren und Tarife2)  + 1,8  + 0,9  + 2,0  + 2,4  + 2,3 
  
COICOP-Gruppen 

Nahrungsmittel und alkoholfreie Getränke  + 0,2  + 0,5  + 4,2  + 3,3  + 3,4 
Alkoholische Getränke und Tabak  + 1,2  + 2,0  + 4,1  + 2,5  + 3,5 
Bekleidung und Schuhe  + 1,5  + 1,1  + 3,0  + 1,3  + 0,8 
Wohnung, Wasser, Energie  + 1,8  + 2,6  + 3,2  + 3,3  + 2,3 
Hausrat und laufende Instandhaltung des Hauses  + 2,3  + 1,2  + 1,6  + 2,4  + 1,8 
Gesundheitspflege   + 2,1  + 1,6  + 2,0  + 1,5  + 3,1 
Verkehr   – 4,3  + 3,4  + 5,6  + 2,6  – 0,3 
Nachrichtenübermittlung  – 1,0  + 1,9  + 0,9  – 0,1  + 1,3 
Freizeit und Kultur  + 0,6  + 0,8  + 2,0  + 1,0  + 1,8 
Erziehung und Unterricht  – 11,6  – 4,7  + 4,0  + 4,4  + 4,2 
Restaurants und Hotels  + 2,3  + 1,1  + 3,5  + 2,7  + 3,2 
Verschiedene Waren und Dienstleistungen   + 3,4  + 2,8  + 3,2  + 2,8  + 1,7 

  
Sondergliederung  

Unverarbeitete Nahrungsmittel3)  + 0,5  + 2,0  + 3,5  + 2,5  + 5,0 
Verarbeitete Nahrungsmittel4)   + 0,4  + 0,1  + 4,7  + 3,3  + 2,8 
Energie   – 9,5  + 7,6  + 11,0  + 4,9  – 0,9 
Industriegüter  + 1,8  + 1,2  + 1,6  + 1,3  + 1,1 
Dienstleistungen   + 1,7  + 1,5  + 2,7  + 2,6  + 2,7 

Q: Statistik Austria.  1) Ohne Energie und unverarbeitete Nahrungsmittel (Fleisch, Fisch, Obst, Gemüse).  
2) WIFO-Berechnungen.  3) Saisonwaren, Fleisch- und Wurstwaren.  4) Einschließlich alkoholischer Geträn-
ke und Tabak. 
  

Am stärksten verteuerten sich im Jahr 2013 die folgenden zehn Indexpositionen (ge-
reiht nach ihrem Inflationsbeitrag): Restaurants, Cafés (+3,6%, Beitrag zur Inflationsra-
te +0,23 Prozentpunkte), Fleisch (+4,9%, +0,13 Prozentpunkte), Wohnungsmieten 
(+3,2%, +0,13 Prozentpunkte), Elektrizität (+4,5%, +0,10 Prozentpunkte), Tabakwaren 
(+4,0%, +0,09 Prozentpunkte), Möbel und Innenausstattung (+2,7%, +0,09 Prozent-
punkte), Wohnung  Instandhaltung  Material (+1,8%, +0,07 Prozentpunkte), Mobil-
telefon, Grundentgelt (+13,1%, +0,07 Prozentpunkte), Betriebskosten, Mietwohnung 
(+3,9%, +0,07 Prozentpunkte) und Wohnung  Instandhaltung  Reparatur (+3,0%, 
+0,07 Prozentpunkte). 

Am deutlichsten inflationsdämpfend wirkte die Preisentwicklung folgender Positio-
nen: Dieseltreibstoff (3,7%, Beitrag zur Inflationsrate 0,09 Prozentpunkte), Superben-
zin (3,8%, 0,07 Prozentpunkte), Heizöl extra leicht/Großabnahme (5,1%, 0,04 Pro-
zentpunkte), Mobiltelefon, Gesprächsentgelt (4,8%, 0,04 Prozentpunkte), Flach-
fernseher (5,5%, 0,03 Prozentpunkte), private Krankenversicherung (1,3%, 
0,03 Prozentpunkte), Pkw gebraucht (3,0%, 0,02 Prozentpunkte), PC-Zubehör 
(15,3%, 0,02 Prozentpunkte) und Geräte für Foto und Film (7,5%, 0,01 Prozent-
punkte). 

Die administrierten Preise (im VPI enthaltene öffentliche Tarife und Gebühren) wur-
den 2013 mit +2,3% etwas über der Inflationsrate angehoben (2011 +2,0%, 2012 
+2,4%) und trugen damit 0,2 Prozentpunkte zur Teuerung bei. Wie der harmonisierte 
Verbraucherpreisindex zu konstanten Steuersätzen zeigt, ging wie auch im Vorjahr 
von den Verbrauchssteuern kein zusätzlicher Beitrag zur Inflationsdynamik aus.  

Der Preisindex für Pensionistenhaushalte (PIPH) stieg im Jahresdurchschnitt 2013 um 
2,2% (2011 +3,4%, 2012: 2,6%), um 0,2 Prozentpunkte stärker als der VPI. Diese Diffe-
renz geht auf die unterschiedliche Gewichtung der Positionen im PIPH und im VPI zu-

Die Inflationsrate betrug im 
Jahr 2013 2,0%. Einem Ans-

tieg der Preise von Nahrungs-
mitteln und Dienstleistungen 

(Wohnkosten, Bewirtung) 
stand die Verbilligung von 

Mineralölprodukten 
gegenüber. 
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rück. Die Preisentwicklung der folgenden Gütergruppen trug aufgrund eines höhe-
ren Gewichtes im PIPH dazu bei: Gesundheitspflege (pharmazeutische Erzeugnisse, 
stationäre Gesundheitsdienstleistungen; Beitrag zum Inflationsunterschied zwischen 
PIPH und VPI +0,14 Prozentpunkte) und Wohnungsaufwand ohne Miete (Wohnungs-
instandhaltung  Material und Dienstleistungen, Haushaltsenergie +0,04 Prozentpunk-
te), Nahrungsmittel (einschließlich Alkohol +0,03 Prozentpunkte), für Senioren rele-
vante soziale Dienstleistungen (Senioren-Wohnplatz, Heim-, Pflege- und Altenhilfe 
+0,02 Prozentpunkte). Treibstoffe haben zwar im PIPH ein geringeres Gewicht, ihr 
Preisrückgang erhöhte das Differential zum VPI jedoch um 0,04 Prozentpunkte. 

Aufgrund eines niedrigeren Gewichtes wirkte die Preisentwicklung in den folgenden 
Produktgruppen auf das PIPH-VPI-Differential dämpfend: Bewirtung (0,05 Prozent-
punkte), Erziehungs- und Unterrichtsdienstleistungen (Kindergartengebühr; 0,05 Pro-
zentpunkte), Wohnungsmieten, Möbel und Innenausstattung sowie Tabak (jeweils 
0,03 Prozentpunkte). Private Krankenversicherungen haben zwar im PIPH ein höhe-
res Gewicht, ihr Preisrückgang senkte aber das Differential zum VPI um 0,02 Pro-
zentpunkte. 

 

Abbildung 13: Entwicklung der Rohstoff- und Energiepreise 

1996 = 100, auf Euro-Basis 

  

  

Q: HWWI, Statistik Austria. HWWI . . . Weltmarktpreisindex, VPI . . . Verbraucherpreisindex. 
 

Die internationale Konjunkturschwäche schlug sich 2013 in der Rohstoffpreisentwick-
lung nieder. Gemäß dem HWWI-Index auf Euro-Basis sanken die Weltmarktpreise von 
Rohstoffen im Jahr 2013 um 5,1% (2011 +22,4%, 2012 +5,3%; Übersicht 22). Die Welt-
marktnotierungen von Nahrungs- und Genussmitteln brachen um 14% ein (2011 
+22,8%, 2012 +3,2%), jene von Industrierohstoffen gingen um knapp 6% zurück 
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(2011+8,7%, 2012 8,9%), und Rohöl der Sorte Brent war um 5,6% billiger als ein Jahr 
zuvor (2011 +33,2%, 2012 +8,6%). 

  

Übersicht 22: Entwicklung der Rohstoff- und Großhandelspreise 
         
 Ø 2003/ 

2013 
Ø 2008/ 

2013 
2009 2010 2011 2012 2013 

 Veränderung gegen das Vorjahr in % p. a. 
Weltmarktpreise insgesamt        
Dollarbasis  + 12,3  + 0,6  – 34,7  + 28,9  + 28,6  – 2,8  – 1,9 
Euro-Basis  + 10,5  + 2,9  – 30,7  + 36,4  + 22,4  + 5,3  – 5,1 

Ohne Energierohstoffe  + 5,7  + 1,6  – 19,1  + 37,4  + 12,4  – 5,4  – 8,4 
Nahrungs- und Genussmittel  + 6,3  + 3,0  – 8,7  + 16,8  + 22,8  + 3,2  – 14,0 
Industrierohstoffe  + 5,5  + 1,0  – 23,0  + 46,6  + 8,7  – 8,9  – 5,8 

Agrarische Rohstoffe  + 2,4  + 3,0  – 12,6  + 41,8  + 5,1  – 9,8  – 1,3 
NE-Metalle  + 4,9  – 1,3  – 26,7  + 45,3  + 6,5  – 7,4  – 10,8 

Energierohstoffe  + 11,8  + 3,2  – 33,2  + 36,1  + 25,0  + 7,8  – 4,4 
Rohöl  + 11,9  + 3,7  – 32,8  + 35,7  + 25,5  + 9,1  – 3,9 

  
Index der Großhandelspreise  + 2,7  + 1,3  – 7,5  + 5,0  + 8,3  + 2,4  – 1,1 

Konsumgüter  + 2,5  + 2,5  – 1,4  + 2,1  + 10,0  + 4,0  – 1,7 
Investitionsgüter  – 1,1  – 0,6  – 1,7  + 1,2  – 3,1  + 0,3  + 0,6 
Intermediärgüter  + 4,1  + 0,7  – 13,8  + 8,8  + 10,3  + 1,1  – 0,8 

Q: HWWI. 
  
  

Übersicht 23: Entwicklung des harmonisierten Verbraucherpreisindex 

Gliederung nach dem Konsumzweck 
            
 2009 2010 2011 2012 2013 
 Öster-

reich 
Euro-
Raum 

Öster-
reich 

Euro-
Raum 

Öster-
reich 

Euro-
Raum 

Öster-
reich 

Euro-
Raum 

Öster-
reich 

Euro-
Raum 

 Veränderung gegen das Vorjahr in % 
            
Harmonisierter Verbraucherpreisindex (HVPI)  + 0,4  + 0,3  + 1,7  + 1,6  + 3,6  + 2,7  + 2,6  + 2,5  + 2,1  + 1,4 
Kerninflationsrate1)  + 1,5  + 1,3  + 1,2  + 1,0  + 2,8  + 1,7  + 2,3  + 1,8  + 2,3  + 1,3 
HVPI zu konstanten Steuersätzen  + 0,5  + 0,3  + 1,7  + 1,5  + 3,1  + 2,4  + 2,6  + 1,0  + 2,1  + 1,0 
  
COICOP-Gliederung 

Nahrungsmittel und alkoholfreie Getränke  + 0,3  + 0,0  + 0,4  + 0,4  + 4,4  + 2,5  + 3,3  + 2,8  + 3,4  + 2,4 
Alkoholische Getränke und Tabak  + 1,3  + 4,1  + 2,0  + 3,8  + 4,1  + 3,5  + 2,5  + 4,3  + 3,5  + 3,8 
Bekleidung und Schuhe  + 1,5  + 0,3  + 1,1  + 0,7  + 3,0  + 0,5  + 0,8  + 1,8  + 0,7  + 0,4 
Wohnung, Wasser, Energie  + 1,5  + 0,0  + 2,8  + 2,0  + 3,6  + 4,9  + 3,5  + 4,0  + 2,7  + 2,2 
Hausrat und laufende Instandhaltung des Hauses  + 2,4  + 1,6  + 1,2  + 0,7  + 1,5  + 1,1  + 2,4  + 1,3  + 1,9  + 0,9 
Gesundheitspflege  + 2,6  + 1,4  + 1,9  + 0,8  + 2,0  + 1,6  + 1,8  + 2,4  + 3,2  – 0,2 
Verkehr  – 4,8  – 2,8  + 3,4  + 4,6  + 6,1  + 5,5  + 3,1  + 4,0  – 0,1  + 0,5 
Nachrichtenübermittlung  – 1,2  – 1,0  + 1,4  – 0,8  + 0,7  – 1,3  – 0,3  – 3,2  + 1,4  – 4,2 
Freizeit und Kultur  + 0,2  + 0,4  + 0,9  – 0,2  + 2,1  + 0,3  + 1,4  + 1,0  + 2,0  + 0,9 
Erziehung und Unterricht  – 9,6  + 1,0  – 4,2  + 1,7  + 4,1  + 1,5  + 4,4  + 1,3  + 3,9  + 2,8 
Restaurants und Hotels  + 2,2  + 1,9  + 0,9  + 1,2  + 3,7  + 1,9  + 3,2  + 1,9  + 3,2  + 2,2 
Verschiedene Waren und Dienstleistungen  + 3,4  + 2,3  + 3,1  + 2,1  + 3,5  + 2,5  + 2,9  + 1,9  + 1,9  + 1,5 

  
Sondergliederung 

Unbearbeitete Nahrungsmittel2)  + 0,6  + 0,2  + 1,8  + 1,3  + 3,7  + 1,8  + 2,4  + 3,0  + 4,9  + 3,5 
Bearbeitete Nahrungsmittel3)  + 0,4  + 1,1  + 0,1  + 0,9  + 4,7  + 3,3  + 3,5  + 3,1  + 2,7  + 2,2 
Energie  – 10,4  – 8,0  + 7,6  + 7,4  + 11,3  + 11,9  + 5,1  + 7,6  – 1,0  + 0,6 
Industriegüter  + 1,5  + 0,6  + 1,2  + 0,5  + 1,7  + 0,8  + 1,3  + 1,2  + 1,1  + 0,6 
Dienstleistungen  + 1,8  + 2,0  + 1,4  + 1,4  + 3,1  + 1,8  + 2,8  + 1,8  + 3,0  + 1,4 

Q: Eurostat.  1) Ohne Energie und unverarbeitete Nahrungsmittel (Fleisch, Fisch, Obst, Gemüse).  2) Saisonwaren, Fleisch- und Wurstwaren.  
3) Einschließlich alkoholischer Getränke und Tabak. 
  

Die rückläufige Entwicklung der internationalen Rohstoffpreise spiegelt sich auch im 
Rückgang des Großhandelspreisindex (1,1%, 2011 +8,3%, 2012 +2,4%).  

Gemäß dem Harmonisierten Verbraucherpreisindex (HVPI), der für die EU-Länder 
nach weitgehend einheitlicher Methode erhoben wird, betrug die Inflationsrate in 
Österreich im Jahr 2013 2,1% (2011: 3,6%, 2012: 2,6%; Übersicht 23) und die Kerninfla-
tion 2,3% (ohne Energie und unverarbeitete Lebensmittel; 2011: 2,8%, 2012: 2,3%; 
Übersicht 23). Der Unterschied von +0,1 Prozentpunkten gegenüber der Inflationsrate 
laut VPI geht auf das abweichende Gewichtungsschema der beiden Indizes zurück: 
Der HVPI wird nach dem Inlandskonzept erstellt; Ausgaben von ausländischen Rei-
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senden (vor allem für Restaurants und Hotels +0,17 Prozentpunkte, Kraft- und 
Schmierstoffe 0,04 Prozentpunkte, Kultur- und Freizeitdienstleistungen +0,02 Prozent-
punkte) werden mit berücksichtigt und daher höher gewichtet als im VPI. Dies er-
höhte die Inflationsrate laut HVPI 2013 um etwa 0,15 Prozentpunkte. Die Ausgaben 
für eigentümergenutztes Wohnen sind im HVPI nicht enthalten, sodass auch die Aus-
gaben für die Wohnungsinstandhaltung in den HVPI mit einem geringeren Gewicht 
eingehen als in den VPI. Versicherungsleistungen werden im HVPI nach dem Netto-
konzept erfasst (Prämienzahlungen minus Versicherungsleistungen; in den VPI gehen 
nur die Versicherungsprämien ein). Zusammengenommen dämpfte das die Inflati-
onsrate laut HVPI 2013 um 0,1 Prozentpunkt. 

 

Abbildung 14: Preisindizes für ausgewählte Nahrungsmittel in Österreich 

2000 = 100, auf Euro-Basis 

   

   

   

Q: Eurostat, HWWI, Statistik Austria, Weltbank. VPI . . . Verbraucherpreisindex, HVPI . . . harmonisierter Verbraucherpreisindex, EPI . . . Erzeugerpreisin-
dex, GHPI . . . Großhandelspreisindex, HWWI . . . Weltmarktpreisindex. 
 

Das Inflationsdifferential gegenüber dem Durchschnitt des Euro-Raumes und ge-
genüber Deutschland war 2013 das dritte Jahr in Folge (2012 zwar nicht im Jahres-
durchschnitt, jedoch im Jänner und im IV. Quartal) deutlich ausgeprägt und betrug 
+0,7 bzw. +0,5 Prozentpunkte (Deutschland); im Jahresverlauf schwankte es zwi-
schen +0,5 und +1,1 Prozentpunkten (Deutschland 0,1 bis +1,0 Prozentpunkte). 
Auch im I. Quartal 2014 betrug der Unterschied noch +0,8 Prozentpunkte (Deutsch-
land +0,4 Prozentpunkte). Mit dem Inkrafttreten der Verbrauchssteuererhöhungen in 
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Österreich ab März 2014 dürfte sich der Inflationsabstand neuerlich vergrößern und 
im weiteren Jahresverlauf nur langsam verringern.  

Maßgebend für die Inflationsdifferenz war der deutlich stärkere Anstieg der Dienst-
leistungspreise in Österreich (+3,0%; Euro-Raum +1,4%, Deutschland +1,5%). In erster 
Linie war dafür die erneut höhere Verteuerung von Dienstleistungen aus Bewirtung 
(Österreich +3,5%, Euro-Raum +1,7%, Deutschland +2,4%), Wohnen (+3,3%, +1,7% 
bzw. +1,2%) sowie Nachrichtenübermittlung (+1,4%, 4,2% bzw. 1,3%) und ambulan-
te medizinische Dienstleistungen (+2,3%, 3,3% bzw. 12,2%)11) bestimmend. Die Prei-
se industrieller Güter (ohne Energie; vor allem Möbel und Einrichtungsgegenstände) 
trugen knapp +0,2 Prozentpunkte zum Inflationsunterschied gegenüber dem Euro-
Raum bzw. Deutschland bei. Die Energiepreise dämpften das Inflationsdifferential 
zum Euro-Raum 2013 um 0,2 Prozentpunkte jenes gegenüber Deutschland um 
0,3 Prozentpunkte. Strom verteuerte sich in Österreich um 4,5%, im Durchschnitt des 
Euro-Raumes um 5,7% und in Deutschland um knapp 12%12). Zudem gingen die Prei-
se von Kraft- und Schmierstoffen in Österreich stärker zurück als im Durchschnitt des 
Euro-Raumes (Österreich 3,7%, Euro-Raum 2,2%, Deutschland 3,5%). Nahrungs- 
und Genussmittel (+3,5%, +2,7% bzw. +3,4%) lieferten aufgrund des in Österreich ge-
ringen Gewichts im Warenkorb für das Jahr 2013 keinen Beitrag zum Inflationsdiffe-
rential. 

Laut HVPI betrug die Inflationsrate 2013 im Durchschnitt des Euro-Raumes 1,4% (2011: 
2,7%, 2012: 2,5%). Die Bandbreite reichte in den einzelnen Ländern von Deflation in 
Griechenland (0,9%) bis zu einer Teuerungsrate von 3,2% in Estland. Mit 2,1% ver-
zeichnete Österreich die vierthöchste Inflationsrate im Euro-Raum. Die Inflationsdis-
persion (gemessen an der BIP-gewichteten Standardabweichung der Inflationsraten 
im Euro-Raum) nahm 2013 wieder zu, blieb aber unter dem Durchschnitt der letzten 
10 Jahre. 

 

Abbildung 15: Verbraucherpreisindizes für Wohnungsaufwand und Haushaltsenergie 

2000 = 100, auf Euro-Basis 

  

Q: Statistik Austria. 
 

Das relative Preisniveau von Konsumgütern (tatsächlicher Individualverbrauch) ver-
änderte sich in Österreich im Vergleich mit den anderen Ländern des Euro-Raumes 
in den letzten 5 Jahren im Gesamtaggregat aller erhobenen Konsumgüter und 
Dienstleistungen nicht wesentlich (gemäß den relativen Preisniveauindizes RPNI von 
Eurostat bis zum Jahr 2012; die Werte für 2013 werden erst im Sommer 2014 veröffent-
licht). Die RPNI weisen Österreich das sechsthöchste Preisniveau unter den Ländern 

                                                           
11)  In Deutschland wurde mit 1. Jänner 2013 die quartalsweise zu entrichtende Praxisgebühr beim Besuch 
einer Arztpraxis abgeschafft. 
12) Die Umlage zur Förderung erneuerbarer Energieträger wurde in Deutschland mit 1. Jänner 2013 beinahe 
verdoppelt. 
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des Euro-Raums zu (2011 7. Rang; 2008 6. Rang). Über alle erhobenen Produktgrup-
pen war das Preisniveau in Österreich um 7,3% höher als im Durchschnitt des Euro-
Raumes und um +9,6% höher als in Deutschland (Übersicht 24).  

  

Übersicht 24: Vergleichende Preisniveauindizes für einzelne Länder des Euro-Raumes 2012 
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 EU 27 = 100 Rang  
                
Tatsächlicher Individualverbrauch 102,4 112,6 100,3 119,7 88,7 94,2 109,2 102,2 136,2 111,0 109,9 83,1 122,4 6 
Nahrungsmittel und alkoholfreie Getränke 105,0 109,7 105,9 118,0 103,9 92,9 108,8 111,6 115,8 96,2 119,5 90,0 118,7 1 
Alkoholische Getränke, Tabakwaren und 
Narkotika 96,5 94,6 90,6 174,9 92,4 85,4 105,9 99,4 85,3 102,1 89,5 84,8 135,2 11 
Bekleidung und Schuhe 102,0 110,6 102,6 101,2 92,0 88,7 103,5 106,5 102,0 107,1 98,5 98,0 121,8 10 
Wohnungswesen, Wasser, Elektrizität, Gas 
und andere Brennstoffe 102,6 110,0 104,6 113,2 82,1 96,0 111,8 98,8 161,4 114,0 94,7 79,3 124,8 10 
Innenausstattung, Ausrüstungs-
gegenstände und Haushaltsführung 101,5 104,7 97,3 104,7 93,9 96,8 110,4 102,2 107,0 102,6 108,9 87,3 110,1 3 
Gesundheitspflege 107,0 126,6 97,5 153,7 76,4 103,1 114,6 109,9 170,7 133,6 130,2 90,6 122,5 4 
Verkehr 100,4 100,8 103,8 104,4 92,8 94,0 102,2 97,0 93,2 108,4 104,2 91,4 115,7 4 
Nachrichtenübermittlung 103,2 123,5 81,4 119,4 127,5 147,0 109,5 106,2 90,1 124,4 96,0 114,6 79,3 10 
Freizeit und Kultur 102,4 101,8 102,0 114,5 95,8 98,2 105,8 103,0 106,0 101,4 108,1 93,9 122,4 3 
Erziehung und Unterricht 104,9 143,7 104,8 109,0 78,8 89,5 118,1 96,3 297,9 117,9 157,9 58,5 133,7 2 
Gaststätten und Hotels 99,9 112,5 100,8 121,9 95,4 92,1 103,1 105,7 107,3 104,3 105,3 77,8 130,1 6 
Sonstige Waren und Dienstleistungen 102,2 114,2 98,3 122,4 86,6 88,3 110,1 101,3 125,1 112,2 109,3 81,1 127,0 7 

Q: Eurostat. 
  

Josef Baumgartner (Josef.Baumgartner@wifo.ac.at) 
Statistik: Ursula Glauninger (Ursula.Glauninger@wifo.ac.at) 

8. Reallöhne stagnieren 
Die Einkommensentwicklung wurde im Jahr 2013 maßgeblich von der Erwartungshal-
tung der Tarifpartner im Herbst 2012 beeinflusst. Die Aussichten hatten sich im Herbst 
2012 gegenüber der Juni-Prognose merklich verschlechtert: Für 2012 rechnete das 
WIFO Ende September 2012 mit einem realen Wirtschaftswachstum von 0,6% nach 
2,7% im Jahr 2011, für 2013 wurde eine reale Zuwachsrate von 1,0% prognostiziert. 
Zudem wurde von einem weiteren Anstieg der Arbeitslosenquote ausgegangen, 
obwohl auch für die Beschäftigung eine neuerliche Zunahme erwartet wurde. Die 
Inflationsprognose sah eine merkliche Abschwächung vor (2,3% nach 3,3% im Vor-
jahr). Vor dem Hintergrund dieser verhaltenen Entwicklungen und der Nulllohnrunde 
im öffentlichen Dienst war das Jahr 2013 von einer Stagnation der Reallöhne ge-
kennzeichnet: Die Nominallöhne je Beschäftigungsverhältnis (einschließlich Teilzeit- 
und geringfügig Beschäftigter) stiegen im Durchschnitt mit +2,1% geringfügig stärker 
als die Verbraucherpreise (+2,0%). 

8.1 Abschlüsse in der Herbstlohnrunde 2012 
Die Arbeitgeber- und Arbeitnehmervertreter der Metallindustrie vereinbarten eine 
Erhöhung der Mindestlöhne und -gehälter um durchschnittlich 3,4%. Damit lag der 
neue Mindestlohn in diesem Wirtschaftszweig bei 1.636,35 €. Die Ist-Löhne wurden 
um denselben Prozentsatz angehoben. Nominell lag dieser Abschluss deutlich unter 
dem des Vorjahres (+4,2%).  

Auch 2013 hatte der Abschluss der Metallindustrie offenbar Signalwirkung für die zeit-
lich nachgelagerten Lohnabschlüsse, denn die nominellen Entgelte stiegen in den 
meisten anderen Branchen ebenfalls schwächer als im langjährigen Durchschnitt. Im 
Metallgewerbe einigten sich Arbeitgeber- und Arbeitnehmervertreter auf eine Stei-
gerung der Mindestlöhne um 3,4%, während die Ist-Löhne und Ist-Gehälter um 3,2% 
angehoben wurden. In der Mineralölindustrie stiegen ab Februar 2013 die Kollektiv-
vertragsbezüge um 3,4% und die Ist-Bezüge um 3,1%. Für die Beschäftigten der Ener-
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gieversorgungsunternehmen wurden je nach Einkommenshöhe im Februar 2013 
Steigerungen zwischen 2,8% und 3,2% wirksam. 

In den meisten Dienstleistungsbereichen blieben die Abschlüsse ebenfalls deutlich 
unter denen für das Jahr 2012. Im Handel einigten sich die Tarifpartner auf eine 
durchschnittliche Anhebung der Mindestlöhne und -gehälter der 530.000 Angestell-
ten um 3,0% (im Vorjahr +3,6%). Der Abschluss der Gesundheits- und Sozialberufe, 
der im Februar 2013 wirksam wurde, sah eine Steigerung der Mindestlöhne und Min-
destgehälter um 2,7% vor. Im Gesundheits- und Sozialbereich wurden die Einstiegs-
löhne und -gehälter auf 1.400 € pro Monat angehoben. Im Finanzbereich wurde das 
Kollektivvertragsgehalt der etwa 80.000 Beschäftigten um 2,5% erhöht. Für die Ver-
tragsbediensteten und Beamten im öffentlichen Dienst einigten sich Gewerkschaft 
und Bundesregierung für das Jahr 2013 auf eine Nulllohnrunde.  

  

Übersicht 25: Lohnrunde 2013 
  

Kollektivvertragsabschluss 
Zeitpunkt Mindestlöhne Ist-Löhne 

 Erhöhung in %  
Bedienstete 
Öffentlicher Dienst November 2012  + 0,0 

1)  + 0,0 
1) 

  
Arbeiter 
Metallindustrie und Bergbau, Gas- und 
Wärmeversorgung November 2012  + 3,4 +3,0 bis +3,3 
Metallgewerbe Jänner 2013  + 3,4  + 3,2 
Handel Jänner 2013  + 3,0 2) 
Mineralölindustrie Jänner 2013  + 3,4  + 3,1 
Elektrizitätsversorgungsunternehmen Februar 2013  + 3,2  + 3,0 
Gesundheits- und Sozialberufe Februar 2013 +2,7 bis +2,75 

3) 
Bauhilfs- und -nebengewerbe März 2013 +2,5 bis +3,1 

4) 5) 
Graphisches Gewerbe April 2013  + 2,64 

5)  + 2,64 
Stein- und keramische Industrie April 2013  + 3,2  + 3,0 
Elektro- und Elektronikindustrie April 2013 +3,0 bis +3,2 +2,8 bis +3,0 
Textilindustrie April 2013  + 3,0  + 2,8 
Bauindustrie und Baugewerbe Mai 2013  + 3,1 

5) 
Chemische Industrie Mai 2013  + 3,3 

6)  + 3,2 
6) 

Holz- und kunststoffverarbeitendes Gewerbe Mai 2013 +2,5 bis +2,8 
7) 

Papier- und pappeverarbeitende Industrie Mai 2013  + 3,1 +2,7 bis +3,0 
Holzverarbeitende Industrie Mai 2013 +3,0 bis +3,2  + 2,8 

8) 
Hotel- und Gastgewerbe Mai 2013 +3,0 bis +3,45 

9) +3,0 bis +3,45 
Glasbe- und -verarbeitung Juni 2013  + 3,05  + 2,8 
Sägeindustrie Juni 2013 +3,0 bis +3,2  + 2,8 
  

 Mindestgehälter Ist-Gehälter 
Angestellte 
Stein- und keramische Industrie November 2012  + 3,4  + 3,2 
Metallindustrie und Bergbau, Gas- und 
Wärmeversorgung November 2012 +3,3 bis +3,4 

10) +3,0 bis +3,3 
Metallgewerbe Jänner 2013 +3,0 bis +3,2 +2,95 bis +3,1 
Handel Jänner 2013 +3,5 bis +3,85 
Mineralölindustrie Jänner 2013  + 3,4  + 3,1 
Elektrizitätsversorgungsunternehmen Februar 2013 +2,9 bis +3,2 +2,8 bis +3,0 
Gesundheits- und Sozialberufe Februar 2013 +2,7 bis +2,75 

3) 
Finance April 2013  + 2,55 
Graphisches Gewerbe April 2013  + 2,64 

5)  + 2,64 
Elektro- und Elektronikindustrie April 2013 +3,0 bis +3,2 

11) +2,8 bis +3,0 
Textilindustrie April 2013  + 3,0  + 2,8 
Bauindustrie und Baugewerbe Mai 2013  + 3,0 
Chemische Industrie Mai 2013  + 3,3 

6)  + 3,2 
Papier- und pappeverarbeitende Industrie Mai 2013  + 3,1 +2,7 bis +3,0 
Holzverarbeitende Industrie Mai 2013 +2,6 bis +3,2 +2,6 bis +3,0 
Hotel- und Gastgewerbe Mai 2013 +3,0 bis +3,45 

9) +3,0 bis +3,45 
Glasbe- und -verarbeitung Juni 2013  + 3,10 +2,6 bis +3,0 
Sägeindustrie Juni 2013 +2,6 bis +3,2 +2,6 bis +3,0 

Q: Gewerkschaften.  1) Nulllohnrunde für 2013.  2) Überzahlungen bleiben aufrecht, centgenau.  3) An-
hebung der Einstiegslöhne auf 1.400 €.  4) +3,1% für alle Betriebe, die nicht dem Bauarbeiterurlaubs- und 
Abfertigungsgesetz (BUAG) unterliegen.  5) Ist-Löhne: Parallelverschiebung.  6) Mindestens +63 €.  7) Mit 
1. Mai 2014: Erhöhung um Inflationsrate laut VPI plus 0,4%.  8) Mindestens +65 €.  9) Doppelabschluss: mit 
1. Mai 2013 Anhebung um Inflationsrate laut VPI (Zwölfmonatsdurchschnitt April 2012 bis März 2013) plus 
0,5%.  10) Neues Mindestgehalt in BG-A: 1.636,3 €.   11) Laut GPA durchschnittlich +3,15%. 
  



WIRTSCHAFTSBERICHT 2013  
 

300 WIFO-Monatsberichte, 2014, 87(4), S. 261-326 WIFO 

8.2 Frühjahrslohnrunde 2013 bestätigt Trend der Herbstabschlüsse 2012  
Im Jahr 2012 fielen die Arbeitslosenquote höher und die Beschäftigung niedriger aus 
als im Herbst 2012 erwartet wurde. Die Abschlüsse der Lohnverhandlungen im Früh-
jahr 2013 waren in der Folge entsprechend niedriger als im Vorjahr. 

Die Mindestlöhne und -gehälter der rund 60.000 Beschäftigten in der Elektro- und 
Elektronikindustrie wurden gestaffelt um 3,0% bis 3,2% erhöht (2012 +3,8 bis +4,5%). 
Der Abschluss in der Textilindustrie sah eine Steigerung der Mindestlöhne und Min-
destgehälter um 3,0% vor (2012 +3,75%). In diesen Branchen wurden die Ist-Löhne 
jeweils um 0,1 bis 0,2 Prozentpunkte weniger erhöht als die entsprechenden Kollek-
tivvertragsbezüge. 

Die Vertreter der Arbeiterinnen und Arbeiter in der Bauindustrie und im Baugewerbe 
einigten sich im Frühjahr 2013 auf eine Anhebung der Mindestlöhne um 3,1% (2012 
+3,75%). Etwas niedrigere Abschlüsse wurden im Bauhilfs- und Baunebengewerbe 
vereinbart (+2,5% bis +3,1%). Die Angestellten in der Baubranche erzielten mit einer 
Erhöhung der Mindestgehälter um 3,0% einen ähnlichen Abschluss wie die Arbeiter 
und Arbeiterinnen. Im Hotel- und Gastgewerbe wurden die Kollektivvertragslöhne 
um 2,96% erhöht; bereits im Vorjahr war die Einführung eines Mindestlohnes von 
1.320,00 € pro Monat mit Mai 2013 vereinbart worden. In der chemischen Industrie  
mit rund 45.000 Beschäftigten  wurden die kollektivvertraglichen Mindestbezüge 
ebenfalls unter dem Vorjahresniveau angehoben (+3,3%). 

  

Übersicht 26: Tariflohnindex 2006 
  

Arbeiter und 
Arbeiterinnen 

Angestellte Beschäftigte 
insgesamt 

2012 2013 2012 2013 2012 2013 
  
Tariflohnindex insgesamt  + 3,3  + 2,6 

Ohne öffentlichen Dienst  + 3,6  + 3,4  + 3,4  + 2,9  + 3,4  + 3,1 
Gewerbe  + 3,8  + 3,2  + 3,8  + 3,1  + 3,8  + 3,2 

Baugewerbe  + 3,8  + 3,5  + 3,3  + 3,2  + 3,6  + 3,4 
Industrie  + 3,9  + 3,3  + 3,8  + 3,3  + 3,8 

1)  + 3,4 
Handel  + 3,6  + 3,0  + 3,6  + 3,0  + 3,5  + 3,1 
Transport und Verkehr  + 3,7  + 2,9  + 3,2  + 2,3  + 3,4  + 2,6 
Tourismus und Freizeitwirtschaft  + 2,4  + 5,1 

1)  + 2,2  + 3,9  + 2,3  + 4,8 
1) 

Bank und Versicherung  + 2,5  + 4,5  + 3,3  + 2,8  + 3,2 
1)  + 2,8 

Freie Berufe  + 3,6  + 2,9  + 2,5  + 2,2  + 2,5  + 2,2 
Land- und Forstwirtschaft  + 3,6  + 2,9  + 3,6  + 2,9  + 3,6  + 2,9 
Öffentlicher Dienst  + 2,6  + 0,7 

Q: Statistik Austria, WIFO-Berechnungen.  1) Rundungsdifferenzen gegenüber den von Statistik Austria 
veröffentlichten Indexwerten. 
  

Die Entwicklung der Arbeitnehmerbezüge in den einzelnen Branchen spiegelt sich 
auch in den aggregierten Daten des Tariflohnindex. Die kollektivvertraglichen Min-
destlöhne stiegen demnach im Jahr 2013 im Durchschnitt über alle Branchen um 
2,6%, um 0,7 Prozentpunkte schwächer als im Vorjahr (Übersicht 26). Eine Ausnahme 
von diesem Muster bildete die Entwicklung in der Tourismus- und Freizeitwirtschaft: 
Hier stieg der Tariflohnindex u. a. als Folge der Anhebung des Mindestlohnes im Ho-
tel- und Gastgewerbe um 4,8% (2012 +2,3%). In allen anderen Branchen stiegen die 
Mindestlöhne schwächer als im Jahr davor, etwa im Gewerbe um 3,2% (2012 +3,5%), 
im Handel um 3,1% (2012 +3,5%), im Banken- und Versicherungssektor um 2,8% (2012 
+3,2%) sowie im Transport und Verkehr um 2,6% (2012 +3,4%). Im öffentlichen Dienst 
erhöhten sich die Bezüge 2013 aufgrund der Nulllohnrunde mit +0,7% deutlich 
schwächer als im Vorjahr (2012 +2,6%) und als im gesamtwirtschaftlichen Durch-
schnitt.  

8.3 Inflation zehrt 2013 beinahe gesamten Einkommenszuwachs auf  
Das Wachstum der Lohn- und Gehaltssumme verlangsamte sich 2013 erstmals seit 
2009 beträchtlich. Mit +2,9% (2012 +4,0%) nahm die Lohn- und Gehaltssumme aber 
stärker zu als das nominelle Bruttoinlandsprodukt (+2,0%). Die bereinigte Bruttolohn-
quote  der makroökonomische Indikator für den Lohnanteil am Volkseinkommen  
stieg von 69,3% 2012 auf 70,1% 2013 (+0,8 Prozentpunkte) und bestätigte damit eine 
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Entwicklung, die seit 2007 (mit Ausnahme des Jahres 2010) zu beobachten ist 
(2007/2013 +3,9 Prozentpunkte).  

  

Übersicht 27: Löhne und Einkommen 
  

2011 2012 2013 2013 
Veränderung gegen das Vorjahr in % In € 

  
Lohn- und Gehaltssumme, brutto  + 3,9  + 4,0  + 2,9 
  
Löhne und Gehälter pro Kopf1) 

Brutto nominell  + 1,8  + 2,4  + 2,1 
Brutto real2)  – 1,4  – 0,1  + 0,1 
Netto nominell  + 1,4  + 1,3  + 1,7 

3) 
Netto real2)  – 1,8  – 1,1  – 0,33) 

  
Bruttoverdienst pro Kopf1) (mit Sonderzahlungen, ohne Abfertigungen) 

Sachgüterproduktion (ÖNACE) 
Pro Monat  + 2,9  + 3,0  + 2,5 3.462,211 
Pro Stunde  + 2,9  + 3,1  + 2,8 21,23 

Industrie (Fachverbandsgliederung) 
Pro Monat  + 3,1  + 3,4  + 2,6 3.781,243 
Pro Stunde  + 3,2  + 2,2  + 3,0 23,03 

Q: Statistik Austria, Konjunkturstatistik.  1) Je Beschäftigungsverhältnis (laut VGR).  2) Deflationiert mit dem 
Verbraucherpreisindex (VPI).  3) Laut WIFO-Prognose vom März 2014.  
  

Die Trendwende in der Entwicklung der Lohnquote seit 2007 wurde insbesondere 
von der schwachen Entwicklung der Unternehmens- und Vermögenserträge ge-
prägt: Während im Krisenjahr 2009 die Arbeitnehmerentgelte noch geringfügig 
wuchsen (+0,9%), brachen die Unternehmens- und Vermögenserträge um 15,8% ein 
und schrumpften 2012 und 2013 weiter. Dieser Rückgang hatte eine Abnahme des 
Volkseinkommens im Jahr 2009 zur Folge; seit 2012 blieb das Wachstum des Volksein-
kommens hinter dem der Arbeitnehmerentgelte zurück.  

In der Gesamtwirtschaft, d. h. unter Berücksichtigung der geringfügig Beschäftigten, 
betrug das monatliche Bruttoeinkommen (einschließlich Sonderzahlungen) im Jahr 
2013 je Beschäftigungsverhältnis 2.875,6 €. In der exportorientierten Sachgüterindust-
rie mit ihrer überdurchschnittlichen Produktivität lag das Monatseinkommen bei 
3.462,2 €. In der Industrie (gemäß Fachverbandsgliederung) betrugen die Bruttomo-
natsverdienste 3.781,2 €.  

Je Beschäftigungsverhältnis erhöhten sich die Löhne und Gehälter 2013 gegenüber 
dem Vorjahr deutlich schwächer als die Lohn- und Gehaltssumme. Der Zunahme der 
unselbständigen Beschäftigung von 0,6% und der geringfügigen Beschäftigung um 
2,4% stand ein Wachstum der Lohnsumme von 2,9% und der Bruttoeinkommen (je 
Beschäftigungsverhältnis) von 2,1% gegenüber. Bezogen auf die Aktivbeschäftigten 
(ohne geringfügig Beschäftigte) lag das Einkommenswachstum je Beschäftigungs-
verhältnis bei 2,4%. In der Fachverbandsgliederung der Industrie stiegen die Brutto-
monatsverdienste je Beschäftigungsverhältnis (Jänner bis Dezember 2013) mit +2,6% 
stärker als in der Gesamtwirtschaft und auch stärker als in der Sachgütererzeugung 
(+2,5%). 

Insgesamt hielt die seit 2009 beobachtete negative Lohndrift 2013 an: Die tarifver-
traglichen Mindestlöhne erhöhten sich in der Gesamtwirtschaft laut Tariflohnindex 
um 2,6%, die Steigerung der Bruttoeinkommen je Beschäftigungsverhältnis blieb um 
rund 0,5 Prozentpunkte unter dieser Rate. Ohne Berücksichtigung des öffentlichen 
Dienstes und der dort wirksamen Nulllohnrunde stieg der Tariflohnindex im Jahr 2013 
allerdings deutlich stärker (+3,1% gegenüber dem Vorjahr), was die negative Lohn-
drift noch verstärkte. Gemessen an einem anhand der Lohn- und Gehaltssumme 
und des geleisteten Arbeitsvolumens laut VGR berechneten durchschnittlichen 
Stundenverdienst war 2013 keine negative Lohndrift der Stundenlöhne zu verzeich-
nen. 

Nach Abzug der Lohnsteuer und der Sozialversicherungsbeiträge waren die Netto-
einkommen 2013 mit 1.983,9 € je Beschäftigungsverhältnis wie in den Vorjahren um 
knapp 30% niedriger als die Bruttoeinkommen. Für die reale Einkommensentwicklung 
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je Beschäftigungsverhältnis ist die Preisentwicklung entscheidend. Deflationiert mit 
dem Verbraucherpreisindex (2013 +2,0%) stagnierten die realen Bruttolöhne und 
-gehälter. Daten zur Entwicklung der Stundenverdienste liegen nur aus der Sachgü-
tererzeugung vor (Jänner bis November 2013). Einschließlich Sonderzahlungen wa-
ren hier die Bruttostundenverdienste 2013 mit 21,23 € um 2,8% höher als im Vorjahr. In 
der Industrie erhöhten sich die Stundenbruttoverdienste mit +3,0% etwas stärker als in 
der Sachgütererzeugung und betrugen 23,03 €.  

8.4 2014 abermals Stagnation der Realeinkommen  
Die Konjunktur gewinnt 2014 nur langsam an Schwung. Während die exportorientier-
te Wirtschaft keine deutlichen Produktionssteigerungen erzielen wird, steigen die 
Bruttoinvestitionen wie auch die Konsumausgaben der privaten Haushalte etwas 
stärker als 2013 angenommen. Die Wirtschaft wächst dennoch zu wenig, um die Ar-
beitslosigkeit zurückzudrängen, auch wird das Arbeitskräfteangebot weiterhin zu-
nehmen.  

Die Lohnabschlüsse vom Herbst 2013 für das laufende Jahr 2014 waren gekenn-
zeichnet von den abermals getrennten Verhandlungen der sechs Verbände der 
Metallindustrie. Sie brachten ähnliche Abschlüsse für die Mindestlöhne und für die Ist-
Löhne mit einer Bandbreite zwischen +2,5% und +3,2%. Der Abschluss im Handel 
wurde für zwei Jahre festgelegt; er beträgt für 2014 +2,5% bis +2,55%, für 2015 orien-
tiert sich die Erhöhung am Verbraucherpreisindex mit einem Aufschlag von 0,4 Pro-
zentpunkten. Der Mindestlohn im Handel liegt derzeit bei 1.450 € und steigt 2015 auf 
1.500 €. Nach der Nulllohnrunde im öffentlichen Dienst für das Jahr 2013 wurde auch 
hier ein Zweijahresabschluss festgelegt: Mit 1. März 2014 werden die Mindestlöhne 
und -gehälter gestaffelt um 1,55% bis 2,53% angehoben, 2015 werden sie mit der In-
flationsrate und einem Aufschlag von 0,1 Prozentpunkt angepasst werden.  

2014 verlangsamt sich der Preisauftrieb auf 1,9%. Die Abschlüsse aus der Lohnrunde 
vom Herbst 2013, die knapp über der Inflationsrate liegen, lassen eine Einkommens-
steigerung je Beschäftigungsverhältnis um 2,1% und damit eine geringere Dynamik 
als im Vorjahr erwarten. Die Nettoeinkommen könnten damit 2014 erneut real nicht 
zunehmen, eine Entwicklung die bereits seit 2010 anhält. Auch heuer steigen die Ist-
Löhne schwächer als die vertraglichen Mindestlöhne, die negative Lohndrift könnte 
sich so das sechste Jahr in Folge fortsetzen.  

Christine Mayrhuber (Christine.Mayrhuber@wifo.ac.at) 
Silvia Rocha-Akis (Silvia.Rocha-Akis@wifo.ac.at) 

Statistik: Martin Keppelmüller (Martin.Keppelmueller@wifo.ac.at) 

9. Beschäftigungsaufbau verlangsamt, Arbeitslosigkeit steigt angebotsbedingt 
Vor dem Hintergrund der verhaltenen Konjunktur verlangsamte sich das Beschäfti-
gungswachstum im Jahresverlauf 2013 schrittweise, insbesondere im 2. Halbjahr. Ins-
gesamt war es 2013 weniger als halb so hoch wie 2012 (+21.226 oder +0,6% nach 
+47.155 oder +1,4% im Jahr 2012). Die Zahl der aktiven unselbständigen Beschäfti-
gungsverhältnisse betrug im Jahresdurchschnitt 3,391.706. Die Entwicklung der regis-
trierten Arbeitslosigkeit und des Stellenangebotes spiegelt die angespannte Konjunk-
turlage noch deutlicher wider: Der Anstieg der Arbeitslosigkeit verdoppelte sich von 
+13.941 oder +5,7% im Jahr 2012 auf +26.563 oder +10,2% (auf 287.207), während die 
Zahl der beim AMS gemeldeten offenen Stellen das zweite Jahr in Folge sank (3.039 
oder 10,3% auf 26.383). Auch die Zahl der Schulungsteilnahmen von Arbeitslosen 
stieg doppelt so rasch wie im Vorjahr (2012 +3.371 oder +5,3%, 2013 +6.914 oder 
+10,4% auf 73.516). 

Die Zunahme des Arbeitskräfteangebotes fiel 2013 mit +44.105 (+1,2%) etwas gerin-
ger aus als 2012, als sie so hoch wie zuletzt vor 20 Jahren (1992) gewesen war.  

Die Zahl der aktiven Erwerbspersonen im Inland stieg um 56.890 oder 1,4% auf 
4,129.013. Die Erwerbsquote der aktiv Erwerbstätigen erhöhte sich um 0,8 Prozent-
punkte auf 72,3%, die Beschäftigungsquote wurde dagegen etwas weniger stark auf 
67,3% ausgeweitet (+0,4 Prozentpunkte). 

Die Ausweitung des Arbeits-
kräfteangebotes war 2013 
geprägt von Sondereffekten 
wie dem Einsetzen strengerer 
Regeln für den Pensionszu-
gang und dem Zustrom aus-
ländischer Arbeitskräfte aus 
den Nachbarländern. Sie 
übertraf den Beschäfti-
gungsanstieg deutlich, so-
dass die Zahl der Arbeitslo-
sen wie 2012 im gesamten 
Jahresverlauf zunahm. Die 
Arbeitslosenquote erhöhte 
sich der Konjunkturlage und 
der Angebotsausweitung 
entsprechend auf 7,6%. 
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Übersicht 28: Der Arbeitsmarkt für Männer und Frauen im Überblick 
        
 2010 2011 2012 2013 Veränderung 

2012/13 
     Absolut In % 
        
Unselbständig Beschäftigte insgesamt1)  3,360.238 3,421.748 3,465.454 3,482.996  + 17.542  + 0,5 

Männer 1,786.206 1,822.970 1,846.535 1,853.144  + 6.609  + 0,4 
Frauen 1,574.032 1,598.778 1,618.918 1,629.852  + 10.934  + 0,7 

Unselbständig aktiv Beschäftigte2) 3,260.013 3,323.325 3,370.480 3,391.706  + 21.227  + 0,6 
Männer 1,775.518 1,812.437 1,836.116 1,843.305  + 7.189  + 0,4 
Frauen 1,484.495 1,510.888 1,534.363 1,548.401  + 14.038  + 0,9 

Unselbständig aktiv beschäftigte 
inländische Arbeitskräfte 2,808.737 2,834.391 2,843.418 2,834.954  – 8.464  – 0,3 

Männer 1,509.498 1,522.793 1,523.884 1,514.877  – 9.007  – 0,6 
Frauen 1,299.239 1,311.598 1,319.533 1,320.077  + 544  + 0,0 

Unselbständig aktiv beschäftigte 
ausländische Arbeitskräfte 451.276 488.934 527.062 556.752  + 29.690  + 5,6 

Männer 266.020 289.644 312.232 328.428  + 16.196  + 5,2 
Frauen 185.256 199.290 214.830 228.324  + 13.494  + 6,3 

Selbständige und Mithelfende3) 432.500 436.500 441.000 450.100  + 9.100  + 2,1 
Männer 264.400 264.100 264.500 268.000  + 3.500  + 1,3 
Frauen 168.100 172.400 176.500 182.100  + 5.600  + 3,2 

Aktiv Erwerbstätige 3,692.513 3,759.825 3,811.480 3,841.806  + 30.327  + 0,8 
Männer 2,039.918 2,076.537 2,100.616 2,111.305  + 10.689  + 0,5 
Frauen 1,652.595 1,683.288 1,710.863 1,730.501  + 19.638  + 1,1 

Vorgemerkte Arbeitslose4)  250.782 246.702 260.643 287.207  + 26.564  + 10,2 
Männer 145.106 139.095 148.355 165.195  + 16.840  + 11,4 
Frauen 105.676 107.607 112.288 122.012  + 9.724  + 8,7 

Personen in Schulungen4)  73.190 63.231 66.602 73.516  + 6.914  + 10,4 
Männer 36.641 30.833 32.299 35.844  + 3.545  + 11,0 
Frauen 36.549 32.398 34.303 37.672  + 3.369  + 9,8 

Erwerbspersonen5) 3,943.295 4,006.527 4,072.123 4,129.013  + 56.890  + 1,4 
Männer 2,185.024 2,215.632 2,248.971 2,276.500  + 27.529  + 1,2 
Frauen 1,758.271 1,790.895 1,823.151 1,852.513  + 29.362  + 1,6 

Bevölkerung 15 bis 64 Jahre6) 5,644.186 5,675.483 5,693.436 5,707.452  + 14.016  + 0,2 
Männer 2,821.355 2,837.876 2,845.981 2,852.345  + 6.364  + 0,2 
Frauen 2,822.831 2,837.607 2,847.455 2,855.107  + 7.652  + 0,3 

Beim Arbeitsmarktservice gemeldete 
sofort verfügbare offene Stellen 31.009 32.310 29.422 26.383  – 3.039  – 10,3 
  
 In % 
  
Erwerbsquote5) 69,9 70,6 71,5 72,3 

Männer 77,4 78,1 79,0 79,8 
Frauen 62,3 63,1 64,0 64,9 

Beschäftigungsquote7) 65,4 66,2 66,9 67,3 
Männer 72,3 73,2 73,8 74,0 
Frauen 58,5 59,3 60,1 60,6 

  
Arbeitslosenquote 
Laut AMS und Hauptverband der öster-
reichischen Sozialversicherungsträger 6,9 6,7 7 7,6 

Männer 7,5 7,1 7,4 8,2 
Frauen 6,3 6,3 6,5 7,0 

Laut Eurostat 4,4 4,2 4,3 4,9 
Männer 4,6 4,0 4,4 4,9 
Frauen 4,2 4,3 4,3 4,9 

Q: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger, Arbeitsmarktservice Österreich, WIFO-
Berechnungen.  1) Laut Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger.  2) Unselb-
ständige laut Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger ohne Präsenzdiener, ohne 
Personen, die Kinderbetreuungsgeld beziehen und Arbeitslose in Schulungen im Beschäftigungsstand; 
WIFO-Berechnungen.  3) Laut WIFO.  4) Laut Arbeitsmarktstatistik.  5) Aktiv Erwerbstätige und vorge-
merkte Arbeitslose.  6) Bevölkerung zur Jahresmitte laut Statistik Austria; 2011: vorläufig.  7) Aktiv Erwerbs-
tätige. 
 

Wegen der Konjunkturschwäche nahm die Beschäftigung der Männer merklich 
schwächer zu als 2012 (2013 +7.189 oder +0,4%, 2012 +23.679 oder +1,3%). Im Jah-
resdurchschnitt 2013 waren 1,843.305 Männer unselbständig beschäftigt. 

Auch die Frauenbeschäftigung wuchs langsamer als 2012 (2013 +14.038 oder +0,9%, 
2012 +23.476 oder +1,6%), allerdings wesentlich stärker als die Männerbeschäftigung, 
weil sie mehr auf den Inlandsmarkt als auf die exportorientierten Wirtschaftsbereiche 
konzentriert ist. Im Jahresdurchschnitt lag die Frauenbeschäftigung bei 1,548.401 Be-
schäftigungsverhältnissen. Der Frauenanteil an der Aktivbeschäftigung betrug 45,7%. 
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Am stärksten stieg 2013 die Beschäftigung in der Altersgruppe 50 bis 54 Jahre 
(+19.470), in erster Linie weil die Babyboom-Generation (geboren Anfang der 
1960er-Jahre) derzeit dieses Alter erreicht. Am stärksten rückläufig war die Beschäfti-
gung in der Altersgruppe der 40- bis 44-Jährigen (15.997). 

Die Zahl der Personen mit Kindergeldbezug aus einem unselbständigen Beschäfti-
gungsverhältnis sank im Jahresdurchschnitt 2013 neuerlich (3.285 oder 3,7% auf 
84.604).  

9.1 Zahl der Selbständigen steigt in der Nicht-Landwirtschaft beschleunigt 
Der Anstieg der Selbständigenzahl erhöhte sich im Jahresverlauf 2013 laut WIFO-
Berechnungen13) beträchtlich (+9.100 oder +2,1% auf 450.100). Wie in den letzten 
Jahren war diese Entwicklung zu einem Großteil eine Folge der anhaltenden Expan-
sion der selbständigen Tätigkeit von Frauen aus den neuen EU-Ländern (Beitritt 2004 
und 2007), die persönliche Dienstleistungen erbringen. 

9.2 Anhaltender Zustrom ausländischer Arbeitskräfte aus den EU-
Nachbarländern  

Die Zahl der ausländischen Arbeitskräfte entwickelt sich seit dem Ende der Über-
gangsfristen für die Freizügigkeit von Arbeitskräften aus den neuen EU-Ländern sehr 
dynamisch. Auch 2013 hielt dieser Trend an, wenngleich etwas abgeschwächt. Im 
Jahresdurchschnitt waren um 29.690 ausländische Arbeitskräfte mehr unselbständig 
beschäftigt als im Vorjahr (+5,6%, 2012 +38.128 oder +7,8%). Insgesamt entfielen 
16,4% der gesamten Aktivbeschäftigung auf ausländische Arbeitskräfte. Das Arbeits-
kräfteangebot an ausländischen Arbeitskräften erhöhte sich dementsprechend et-
was weniger stark als in den zwei Jahren zuvor, als Wachstumsraten wie zuletzt 1991 
verzeichnet worden waren (2013 +6,8%, 2012 +8,2%). 

Weiterhin kamen besonders viele Arbeitskräfte aus den neuen EU-Ländern (Beitritt 
2004: 2013 +20.106 oder +17,3%, 2012 +27.818 oder +31,4%; Beitritt 2007: 2013 +2.390 
oder +9,1%, 2012 +2.694 oder +11,4%) und aus den anderen EU-Ländern bzw. dem 
EWR (einschließlich Schweiz; 2013 +4.547 oder +3,9%, 2012 +4.579 oder +4,1%). Die 
Beschäftigung von Arbeitskräften aus Drittländern stagnierte neuerlich (+0,7%, 2012 
+0,9%). Aus Kroatien, das Mitte 2013 als 28. Mitgliedsland der EU beitrat, kamen 2013 
857 zusätzliche Arbeitskräfte (+4,8% auf 18.607). 

  

Übersicht 29: Ausländische Arbeitskräfte in Österreich 
          
 2008 2009 2010 2011 2012 2013 Veränderung 

2012/13 
       Absolut In % 
          
Insgesamt 437.055 431.552 451.276 488.934 527.062 556.752  + 29.690  + 5,6 

Männer 262.654 254.858 266.020 289.644 312.232 328.428  + 16.197  + 5,2 
Frauen 174.401 176.694 185.256 199.290 214.830 228.324  + 13.494  + 6,3 

  
Herkunft 
EU 15 ohne Öster-
reich, EFTA, Schweiz 94.150 96.851 103.743 110.540 115.119 119.666  + 4.547  + 3,9 
Neue EU-Länder 

Beitritt 2004 61.055 63.442 69.019 88.493 116.312 136.418  + 20.106  + 17,3 
Beitritt 2007 17.809 18.405 20.458 23.636 26.330 28.721  + 2.390  + 9,1 
Kroatien 15.194 15.193 16.053 17.001 17.750 18.607  + 857  + 4,8 

Übriges Ausland 248.848 237.660 242.002 249.264 251.551 253.341  + 1.790  + 0,7 

Q: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger. 
  

                                                           
13)  Die Berechnung der Selbständigenzahlen durch das WIFO berücksichtigt alle Personen, die gemäß 
Erwerbskarrierenmonitoring der Arbeitsmarktdatenbank von AMS und Bundesministerium für Arbeit, Soziales 
und Konsumentenschutz ausschließlich als Selbständige in bzw. außerhalb der Land- und Forstwirtschaft tätig 
sind (Selbständige mit einer zusätzlichen unselbständigen Beschäftigung bleiben unberücksichtigt). Darüber 
hinaus wird die Zahl der Rechtsanwälte bzw. Rechtsanwältinnen, Notare bzw. Notarinnen und Ziviltechniker 
bzw. Ziviltechnikerinnen in Österreich laut den Länderkammern der Architekten und Ingenieurkonsulenten, 
dem Österreichischen Rechtsanwaltskammertag und der Österreichischen Notariatskammer einbezogen.  
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Personen aus den neuen EU-Ländern (Beitritt 2004) bildeten 2013, wie bereits erst-
mals 2012, die größte Gruppe der ausländischen Arbeitskräfte mit 4,0% der aktiv un-
selbständigen Beschäftigung. 0,8% der Beschäftigten entfielen auf Arbeitskräfte aus 
den EU-Beitrittsländern von 2007, 3,5% auf Arbeitskräfte aus dem EWR und den ande-
ren Ländern der EU 15 (einschließlich Schweiz). Arbeitskräfte aus Drittländern stellten 
7,5%, jene aus Kroatien 0,5% der gesamten aktiven unselbständigen Beschäftigung. 

9.3 Beschäftigungszuwachs fast ausschließlich im Dienstleistungssektor 
Die Beschäftigungsentwicklung nach Wirtschaftsklassen war gekennzeichnet von 
Zuwächsen in fast allen Dienstleistungsbranchen mit Ausnahme von Verkehr und 
Lagerei, Finanz- und Versicherungsdienstleistungen sowie Vermittlung und Überlas-
sung von Arbeitskräften, während die Beschäftigung in der Sachgütererzeugung  
entsprechend der verhaltenen Konjunkturlage  stagnierte.  

Innerhalb der Sachgütererzeugung sank die Beschäftigung insbesondere in den Be-
reichen Textil, Bekleidung, Leder, Herstellung von Holzwaren, Papier- und Drucker-
zeugnissen, Herstellung von chemischen Erzeugnissen, Herstellung von Glaswaren, 
Herstellung von elektrischen Ausrüstungen, Fahrzeuge, Möbel; einzig im Maschinen-
bau ergaben sich weiterhin nennenswerte Zuwächse.  

Auch im Bauwesen, insbesondere im Tiefbau, sank die Beschäftigung, nachdem sie 
zwei Jahre hindurch ausgeweitet worden war.  

  

Übersicht 30: Unselbständige Beschäftigung nach Wirtschaftsklassen 

ÖNACE-2008-Abschnitte 
      
 2012 2013 Veränderung 

2012/13 
   Absolut In % 
      
Land- und Forstwirtschaft, Fischerei 20.577 21.018  + 441  + 2,1 
Bergbau und Gewinnung von Steinen und Erden 5.668 5.615  – 53  – 0,9 
Herstellung von Waren 583.285 583.300  + 15  + 0,0 
Energieversorgung 26.668 27.078  + 410  + 1,5 
Wasserversorgung, Abwasser- und Abfallentsorgung und 
Beseitigung von Umweltverschmutzungen 14.537 14.744  + 207  + 1,4 
Bauwesen 248.066 247.120  – 946  – 0,4 
Handel, Instandhaltung und Reparatur von Kraftfahrzeugen 525.227 528.007  + 2.780  + 0,5 
Verkehr und Lagerei 182.793 182.217  – 576  – 0,3 
Beherbergung und Gastronomie 191.606 195.894  + 4.288  + 2,2 
Information und Kommunikation 77.963 79.930  + 1.967  + 2,5 
Erbringung von Finanz- und Versicherungsdienstleistungen 117.986 117.709  – 277  – 0,2 
Grundstücks- und Wohnungswesen 40.794 41.838  + 1.044  + 2,6 
Erbringung von freiberuflichen, wissenschaftlichen und 
technischen Dienstleistungen 155.330 158.245  + 2.915  + 1,9 
Erbringung von sonstigen wirtschaftlichen Dienstleistungen 184.735 183.282  – 1.453  – 0,8 
Öffentliche Verwaltung, Verteidigung, Sozialversicherung 540.810 544.392  + 3.582  + 0,7 
Erziehung und Unterricht 96.495 98.564  + 2.069  + 2,1 
Gesundheits- und Sozialwesen 230.966 234.277  + 3.311  + 1,4 
Kunst, Unterhaltung und Erholung 34.920 35.525  + 605  + 1,7 
Erbringung von sonstigen Dienstleistungen 87.300 88.160  + 860  + 1,0 
Hauspersonal in privaten Haushalten, Herstellung von Waren 
und Erbringung von Dienstleistungen durch private Haushalte 
für den Eigenbedarf ohne ausgeprägten Schwerpunkt 3.020 3.078  + 58  + 1,9 
Exterritoriale Organisationen und Körperschaften 647 661  + 14  + 2,2 
Wirtschaftsklasse unbekannt 1.088 1.052  – 36  – 3,3 
  
Aktiv unselbständig Beschäftigte 3,370.480 3,391.706  + 21.226  + 0,6 
Präsenzdiener 7.084 6.686  – 398  – 5,6 
Personen mit Kinderbetreuungsgeldbezug 87.890 84.604  – 3.286  – 3,7 
  
Unselbständig Beschäftigte 3,465.454 3,482.996  + 17.542  + 0,5 

Q: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger. 
  

Im Dienstleistungssektor verzeichneten die Bereiche Tourismus und Gastgewerbe, In-
formation und Kommunikation (und hier hauptsächlich die Erbringung von Dienstleis-
tungen der Informationstechnologie) sowie das Grundstücks- und Wohnungswesen 
besonders starke Zuwächse. Im Bereich der öffentlichen Dienstleistungen (öffentliche 
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Verwaltung, Erziehung und Unterricht, Gesundheits- und Sozialwesen) erhöhte sich 
die Beschäftigung um 1,0%. 

Die Arbeitskräfteüberlassungsstatistik des Bundesministeriums für Arbeit, Soziales und 
Konsumentenschutz wies mit Stichtag 31. Juli 2013 mit 71.741 überlassenen Arbeits-
kräften (6.673 oder 8,5%) deutlich weniger Leiharbeitskräfte aus als 2011 und 2012. 
Damit war die Zahl der Leiharbeitskräfte erstmals seit dem Krisenjahr 2009 rückläufig: 
2013 verlief die Produktion vor dem Hintergrund der Konjunkturschwäche ohne Spit-
zen, die durch Leiharbeitskräfte abzudecken gewesen wären. In der Industrie sank 
die Zahl der Leiharbeitskräfte bereits das zweite Jahr in Folge (1.801 oder 6,2%), 
2013 hauptsächlich in der Metallindustrie. Die meisten Leiharbeitskräfte wurden wie-
der in Gewerbe, Handwerk und Dienstleistungen eingesetzt (39,6%) sowie in der In-
dustrie (38,0%). Der Männeranteil an den Leiharbeitskräften war mit 78,6% unverän-
dert hoch14). 

9.4 Zunahme der Teilzeitarbeit, Abnahme der Vollzeitbeschäftigung 
Auch die durchschnittliche Arbeitszeit reagierte 2013 auf die Konjunkturschwäche. 
Laut Mikrozensus-Arbeitskräfteerhebung erhöhte sich die Zahl der Teilzeitbeschäftig-
ten im Jahresverlauf 2013 um 25.850 oder 3,3% auf 819.850, während die Vollzeitbe-
schäftigung um 34.600 Personen zurückging. 84,9% der Teilzeitarbeitskräfte waren 
Frauen. Damit sank die durchschnittliche tatsächlich geleistete Arbeitszeit je unselb-
ständig erwerbstätige Person von 31,4 auf 31,1 Stunden. 

Wie im Vorjahr verlangsamte sich laut Hauptverband der österreichischen Sozialver-
sicherungsträger das Wachstum der ebenso frauendominierten geringfügigen un-
selbständigen Beschäftigung (2013 +7.677 oder +2,4%, 2012 +8.769 oder +2,8%). Der 
Frauenanteil lag bei 63,6%.  

Die Zahl der freien Dienstverträge, die ebenfalls mehrheitlich auf Frauen entfallen, 
verringerte sich 2013 wieder etwas stärker als 2012 (931 oder 4,8%, 2012 403 oder 
2,0%). 

  

Übersicht 31: Atypische Beschäftigungsformen 
      
  2010 2011 2012 2013 
  
Personalverleih 66.054 74.783 78.414 71.741 

Männer 51.079 57.919 61.299 56.368 
Frauen 14.975 16.864 17.115 15.373 

Freie Dienstverträge 21.771 19.884 19.481 18.550 
Männer 10.228 9.503 9.318 8.893 
Frauen 11.544 10.381 10.163 9.657 

Geringfügige Beschäftigung 296.463 307.741 316.510 324.187 
Männer 103.640 109.113 113.668 117.972 
Frauen 192.823 198.627 202.842 206.216 

Teilzeitbeschäftigung1) 749.500 757.300 794.000 819.850 
Männer 106.600 107.700 112.500 124.175 
Frauen 642.900 649.600 681.500 695.675 

Q: Bundesministerium für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz, Hauptverband der österreichischen So-
zialversicherungsträger, Statistik Austria.  1) Unselbständig Erwerbstätige (Labour-Force-Konzept), Wo-
chenarbeitszeit 12 bis 35 Stunden. 

9.5 Arbeitslosigkeit steigt – Ältere und ausländische Arbeitskräfte 
überdurchschnittlich betroffen 

2013 stieg die Zahl der registrierten Arbeitslosen, insbesondere in der zweiten Jahres-
hälfte, als sich die Lage auf dem Arbeitsmarkt zunehmend verschärfte. Die Zunahme 
fiel 2013 doppelt so hoch aus wie 2012 (+26.563 oder +10,2%, 2012 +13.941 oder 
+5,7%). 

Die Schulungsmaßnahmen des AMS wurden wieder in allen Bundesländern ausge-
weitet, hauptsächlich in Wien. Im Jahresdurchschnitt nahm die Zahl der Personen in 

                                                           
14)  http://www.sozialministerium.at/cms/site/attachments/8/6/4/CH2128/CMS1393406558751/erlaeuterunge
n_2013.pdf.  
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AMS-Kursmaßnahmen um 6.914 oder 10,4% auf 73.516 zu. Die Summe aus registrier-
ten Arbeitslosen und Personen in AMS-Kursmaßnahmen erhöhte sich somit um 33.477 
oder 10,2%. 

Bereits 2012 waren Männer aufgrund ihrer Konzentration auf exportabhängige Bran-
chen stärker vom Anstieg der Arbeitslosigkeit betroffen; diese Entwicklung setzte sich 
2013 fort. Die Männerarbeitslosigkeit nahm um 16.840 oder 11,4% auf 165.195 zu. Seit 
2011 steigt auch die Zahl der arbeitslosen Frauen, 2012 und 2013 (+9.724 oder +8,7% 
auf 122.012) jedoch schwächer als die der Männer. 

Die Arbeitslosenquote erhöhte sich 2013 auf Basis der Registerdaten von AMS und 
Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger um 0,6 Prozentpunkte 
auf 7,6% und war damit ähnlich hoch wie zuletzt in den frühen 1950er-Jahren (Män-
ner +0,8 Prozentpunkte auf 8,2%, Frauen +0,5 Prozentpunkte auf 7,0%). Laut Eurostat 
(Labour Force Survey) lag die Arbeitslosenquote bei 4,9% (Männer 4,9%, Frauen 
4,9%). Die erweiterte Arbeitslosenquote, die neben den registrierten Arbeitslosen 
auch Personen in AMS-Kursmaßnahmen, sofort verfügbare Lehrstellensuchende, Per-
sonen mit Bezug von Pensionsvorschuss und Übergangsgeld berücksichtigt, betrug 
2013 9,9% (2012: 9,4%). 

Ausländische Arbeitskräfte waren bereits seit dem Frühjahr 2011 mit steigender Ar-
beitslosigkeit konfrontiert. Dieser Trend verstärkte sich 2013; im Jahresdurchschnitt 
2013 stieg deshalb die Zahl der arbeitslosen ausländischen Arbeitskräfte wie im Vor-
jahr überdurchschnittlich (2013 +9.872 oder +17,4%). Die Arbeitslosenquote war mit 
10,7% (+1,0 Prozentpunkte) um 3,7 Prozentpunkte höher als die der österreichischen 
Staatsangehörigen. 

Mit Ausnahme der Jugendlichen bis 19 Jahre nahm die registrierte Arbeitslosigkeit in 
allen Altersklassen zu, insbesondere in der Gruppe ab 50 Jahren. Jugendliche profi-
tieren weiterhin von dem seit 2008 geltenden Jugendbeschäftigungspaket, das für 
jene, die nach dem Pflichtschulabschluss keine geeignete Lehrstelle finden, Lehr-
ausbildungsplätze in überbetrieblicher Form bzw. über spezielle Ausbildungseinrich-
tungen zur Verfügung stellt.  

  

Übersicht 32: Arbeitslose und Personen in AMS-Kursmaßnahmen nach Geschlecht 
und Alter 
          
 Arbeitslose Personen in Schulung 
 2012 2013 Veränderung 

2012/13 
2012 2013 Veränderung 

2012/13 
   Absolut In %   Absolut In % 
          
Männer 148.355 165.195  + 16.840  + 11,4 32.299 35.844  + 3.545  + 11,0 

Bis 24 Jahre 23.013 24.791  + 1.779  + 7,7 13.552 14.488  + 937  + 6,9 
25 bis 49 Jahre 87.963 96.746  + 8.782  + 10,0 14.690 16.603  + 1.913  + 13,0 
50 Jahre oder älter 37.379 43.658  + 6.279  + 16,8 4.058 4.753  + 695  + 17,1 

  
Frauen 112.288 122.012  + 9.724  + 8,7 34.303 37.672  + 3.369  + 9,8 

Bis 24 Jahre 17.283 17.953  + 670  + 3,9 11.470 12.049  + 579  + 5,0 
25 bis 49 Jahre 73.172 78.490  + 5.318  + 7,3 19.822 22.020  + 2.198  + 11,1 
50 Jahre oder älter 21.833 25.569  + 3.737  + 17,1 3.011 3.603  + 592  + 19,7 

  
Insgesamt 260.643 287.207  + 26.563  + 10,2 66.602 73.516  + 6.914  + 10,4 

Bis 24 Jahre 40.296 42.744  + 2.448  + 6,1 25.021 26.537  + 1.516  + 6,1 
25 bis 49 Jahre 161.136 175.235  + 14.100  + 8,8 34.513 38.623  + 4.111  + 11,9 
50 Jahre oder älter 59.212 69.227  + 10.015  + 16,9 7.069 8.356  + 1.287  + 18,2 

Q: Arbeitsmarktservice Österreich. 
  

Die Arbeitslosigkeit der Älteren erhöhte sich auch 2013 merklich. Dem steht jedoch 
eine markante Steigerung der Beschäftigung in den letzten Jahren gegenüber, nicht 
zuletzt infolge der vergangenen Pensionsreformen. Zudem gehören dieser Alters-
gruppe zunehmend stärker besetzte Jahrgänge an. Die Arbeitslosenquote erhöhte 
sich in der Altersgruppe der 55- bis 59-Jährigen am stärksten (+1,0 Prozentpunkte auf 
9,1%, 50- bis 54-Jährige +0,6 Prozentpunkte auf 7,3%, 60- bis 64-Jährige +0,9 Prozent-
punkte auf 11,9%). 
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Nach höchster abgeschlossener Ausbildung stieg vor allem die Arbeitslosigkeit von 
Personen mit Pflichtschulabschluss oder Lehrabschluss. Auch die Zahl der Arbeitslo-
sen mit akademischer Ausbildung nahm abermals zu, allerdings weiterhin von sehr 
niedrigem Niveau aus. Insgesamt verfügten 46,3% der registrierten Arbeitslosen 
höchstens über einen Pflichtschulabschluss, 39,0% hatten eine Lehre oder berufsbil-
dende mittlere Schule absolviert. 

Unter den Geringqualifizierten war die Arbeitslosenquote weiterhin mehr als doppelt 
so hoch wie im Durchschnitt der Arbeitskräfte, mit zunehmender Distanz zu den 
Hochqualifizierten. 2013 betrug die Arbeitslosenquote von Personen mit höchstens 
Pflichtschulabschluss 21,2% (Gesamtwirtschaft 7,6%), von Personen mit Universitäts- 
oder Hochschulausbildung dagegen nur 2,7%. 

2013 traten Maßnahmen in Kraft, die die Arbeitsmarktchancen von Geringqualifizier-
ten steigern sollen: Das Mitte 2013 eingeführte Fachkräftestipendium bietet die Mög-
lichkeit einer Höherqualifizierung in gefragten Berufen. Die ebenfalls Mitte 2013 ein-
geführte Bildungsteilzeit erlaubt zudem eine flexiblere Handhabung der Bildungska-
renz: Durch eine Verringerung der Arbeitszeit soll die Vereinbarkeit von Beruf und 
Weiterbildung erleichtert werden. 

  

Übersicht 33: Arbeitslose nach Geschlecht und höchster abgeschlossener 
Ausbildung 
      
 2012 2013 Veränderung 2012/13 
   Absolut In % 
      
Männer 148.355 165.196  + 16.841  + 11,4 

Keine abgeschlossene Ausbildung 9.416 10.407  + 991  + 10,5 
Pflichtschule 58.402 64.885  + 6.483  + 11,1 
Lehre 57.735 64.188  + 6.453  + 11,2 
Berufsbildende mittlere Schule 4.877 5.268  + 391  + 8,0 
Allgemeinbildende oder berufsbildende höhere Schule 11.114 12.545  + 1.431  + 12,9 
Akademie 251 272  + 21  + 8,4 
Fachhochschule, Bakkalaureatsstudium, Universität 5.784 6.680  + 896  + 15,5 
Unbekannt 776 951  + 175  + 22,6 

  
Frauen 112.288 122.013  + 9.725  + 8,7 

Keine abgeschlossene Ausbildung 7.226 7.956  + 730  + 10,1 
Pflichtschule 45.687 49.673  + 3.986  + 8,7 
Lehre 30.372 32.733  + 2.361  + 7,8 
Berufsbildende mittlere Schule 9.238 9.726  + 488  + 5,3 
Allgemeinbildende oder berufsbildende höhere Schule 11.726 12.816  + 1.090  + 9,3 
Akademie 601 593  – 8  – 1,3 
Fachhochschule, Bakkalaureatsstudium, Universität 6.681 7.665  + 984  + 14,7 
Unbekannt 758 851  + 93  + 12,3 

  
Insgesamt 260.643 287.209  + 26.566  + 10,2 

Keine abgeschlossene Ausbildung 16.642 18.363  + 1.721  + 10,3 
Pflichtschule 104.089 114.558  + 10.469  + 10,1 
Lehre 88.107 96.921  + 8.814  + 10,0 
Berufsbildende mittlere Schule 14.115 14.994  + 879  + 6,2 
Allgemeinbildende oder berufsbildende höhere Schule 22.840 25.361  + 2.521  + 11,0 
Akademie 852 865  + 13  + 1,5 
Fachhochschule, Bakkalaureatsstudium, Universität 12.465 14.345  + 1.880  + 15,1 
Unbekannt 1.534 1.802  + 268  + 17,5 

Q: Arbeitsmarktservice Österreich. 
  

Die durchschnittliche Verweildauer in der Arbeitslosigkeit nahm 2013 von 94 auf 
97 Tage zu (Männer 98 Tage, Frauen 96 Tage). Besonders stark stieg die längerfristige 
Arbeitslosigkeit  ein Hinweis auf eine Verfestigung der Arbeitslosigkeit insbesondere 
von Geringqualifizierten. Die Zahl der langzeitbeschäftigungslosen Arbeitslosen15) er-
höhte sich um ein Fünftel auf 57.462 (+10.130) und jene der Langzeitbeschäftigungs-

                                                           
15)  Als langzeitbeschäftigungslose Arbeitslose gelten zum jeweiligen Stichtag beim AMS als arbeitslos vorge-
merkte Personen, die länger als ein Jahr mit Unterbrechungen von weniger als 62 Tagen immer wieder den 
Status "vorgemerkt arbeitslos" erhalten haben. 
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losen16) insgesamt um 13.469 oder 17,6% auf 89.826. Auch die Zahl der registrierten 
Arbeitslosen mit einer Vormerkdauer von mindestens einem Jahr war mit 6.795 
(+1.428) um gut ein Viertel höher als 2012. 

Im 1. Halbjahr 2013 war die Zahl der beim Arbeitsmarktservice gemeldeten offenen 
Stellen merklich rückläufig (I. Quartal 10,5%, II. Quartal 12,7%). In der zweiten Jah-
reshälfte verflachte der Rückgang etwas. Insgesamt wurden 2013 um 3.039 oder 
10,3% weniger Stellen beim AMS gemeldet als 2012. Aufgrund der Zunahme der Ar-
beitslosigkeit und des Rückganges des Stellenangebotes erhöhte sich die Stellenan-
drangsziffer von 8,9 auf 10,9 registrierte Arbeitslose je offene Stelle (I. und IV. Quartal 
fast 13 Arbeitslose je offene Stelle). 

Laut Offener-Stellen-Erhebung von Statistik Austria sank das Stellenangebot im Jah-
resverlauf 2013 um 4.500 oder 6,5% auf 65.000. Von dieser Entwicklung waren alle 
Wirtschaftssektoren betroffen: Im Dienstleistungsbereich, auf den gut zwei Drittel der 
offenen Stellen entfielen, waren um 1.700 oder 3,9% weniger Stellen frei (43.500), im 
produzierenden Bereich fiel die Abnahme noch deutlicher aus (1.900 oder 13,8% 
auf 11.900). Auch im öffentlichen Bereich sank das Stellenangebot (900 oder 8,6% 
auf 9.600). 

Julia Bock-Schappelwein (Julia.Bock-Schappelwein@wifo.ac.at) 
Statistik: Stefan Fuchs (Stefan.Fuchs@wifo.ac.at),  

Christoph Lorenz (Christoph.Lorenz@wifo.ac.at) 

10. Langsame Erholung der Herstellung von Waren 
Im Jahr 2013 erwirtschafteten in der Herstellung von Waren durchschnittlich 603.000 
Beschäftigte 52,3 Mrd. € an Wertschöpfung (zu laufenden Preisen). Die durchschnitt-
liche Wertschöpfung je Arbeitskraft lag bei rund 87.000 €. Nach dem schweren Ein-
bruch der Nettoproduktion im Jahr 2009 und den hohen Zuwachsraten in den bei-
den Folgejahren wuchs die Nettoproduktion 2013 ebenso wie 2012 mit +1,2% sehr 
verhalten. Ein wesentlicher Faktor war der ebenfalls nur mäßige Anstieg der Waren-
exporte um 2,1%. Die Beschäftigung blieb zwar konstant, das Arbeitsvolumen war 
aber leicht rückläufig, sodass die Stundenproduktivität um 2,4% stieg (Übersicht 34). 
Zur Entwicklung der relativen Lohnstückkosten im Jahr 2013 liegen noch keine Daten 
vor.  

 

Übersicht 34: Indikatoren für die Sachgütererzeugung 
      
 Nettoproduktions-

wert real1) 
Unselbständig 
Beschäftigte1) 

Stunden-
produktivität2) 

Lohnstückkosten3) Warenexporte 
(SITC 5 bis 8)  

 Veränderung gegen das Vorjahr in % 
      
2001  + 2,2  + 0,1  + 2,6  – 2,5  + 6,1 
2002  – 0,9  – 2,4  + 2,4  + 0,5  + 3,1 
2003  + 0,5  – 0,7  + 0,6  + 5,7  + 1,2 
2004  + 2,9  – 1,0  + 3,0  + 1,2  + 13,4 
2005  + 4,9  + 0,3  + 3,9  – 0,0  + 3,4 
2006  + 7,7  + 0,3  + 8,1  – 0,3  + 12,3 
2007  + 8,3  + 2,1  + 6,0  – 0,6  + 9,8 
2008  + 0,7  + 1,5  + 0,7  + 0,2  + 1,4 
2009  – 12,4  – 4,1  – 4,8  + 0,6  – 20,9 
2010  + 7,8  – 1,3  + 6,1  + 1,9  + 16,5 
2011  + 8,3  + 1,7  + 6,9  – 1,8  + 11,3 
2012  + 1,2  + 1,1  + 0,6  – 0,9  + 1,2 
2013  + 1,2  – 0,0  + 2,4   + 2,1 

Q: WIFO-Datenbank, WIFO-Prognose März 2014.  1) Laut VGR.  2) Produktion je geleistete Beschäftigten-
stunde.  3) In einheitlicher Währung gegenüber Handelspartnern; Minus bedeutet Verbesserung der Wett-
bewerbsfähigkeit. 
 

                                                           
16)  Alle Vormerkepisoden als arbeitslos, lehrstellensuchend und in Schulungsmaßnahmen mit Unterbrechun-
gen bis zu 62 Tagen werden als eine Episode gezählt. Wenn eine Episode länger als ein Jahr dauert, gilt die 
Person als langzeitbeschäftigungslos. 
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Von dem im Rahmen der Strategie "Europa 2020" formulierten Ziel einer Steigerung 
des Anteils der Warenproduktion an der nominellen Wertschöpfung auf 20% ist Ös-
terreich laut den Daten der VGR mit 17,0% (2013) deutlich entfernt. Der Anteil der 
Sachgütererzeugung an der Entstehung des realen Bruttoinlandsproduktes (zu Prei-
sen von 2005) betrug zwar 19,2%, ist aber stark von der Wahl des Basisjahres abhän-
gig. Der Anteil der Herstellung von Waren an den unselbständig aktiv Beschäftigten 
erreichte 2013 17,2%.  

Die mäßige Entwicklung der Herstellung von Waren insgesamt verdeckt zum Teil gro-
ße Unterschiede zwischen den einzelnen Wirtschaftszweigen. Ein hohes Produktions-
wachstum verzeichneten neben der Herstellung von sonstigen Waren z. B. die Her-
stellung von Kraftwagen und Kraftwagenteilen (+9,5%), die Reparatur und Installati-
on von Maschinen und Ausrüstungen (+7,8%) oder der sonstige Fahrzeugbau 
(+6,9%). Mäßig stieg dagegen die Produktion von Leder, Lederwaren und Schuhen, 
von Nahrungs- und Futtermitteln, Getränken, Datenverarbeitungsgeräten, elektroni-
schen und optischen Erzeugnissen, Holz-, Flecht-, Korb- und Korkwaren sowie von 
Gummi- und Kunststoffwaren. Die Herstellung von Textilien, der Maschinenbau sowie 
die Produktion pharmazeutischer Erzeugnisse blieben nahezu konstant. In allen an-
deren Branchen (9 der 22 Branchen) schrumpfte die Produktion (Metallerzeugung 
und -bearbeitung 6,2%, Herstellung von elektrischen Ausrüstungen 5,8%, Herstel-
lung von Bekleidung 5,1%, Herstellung von Druckerzeugnissen einschließlich Verviel-
fältigung von Ton-, Bild- und Datenträgern 5,0%). 

  

Übersicht 35: Kennzahlen zur Konjunkturlage der Herstellung von Waren 2013 

ÖNACE 2008 
          
 Produktionswert Beschäftigte Produktion pro Kopf Erzeugerpreisindex 
 Mio. € Verände-

rung gegen 
das Vorjahr 

in % 

Personen Verände-
rung gegen 
das Vorjahr 

in % 

In € Verände-
rung gegen 
das Vorjahr 

in % 

2010 = 100 Verände-
rung gegen 
das Vorjahr 

in % 
          
Herstellung von Nahrungs- und Futtermitteln 14.756,9  + 4,2 55.421  + 1,80 266.271  + 3,6 112,4  + 2,6 
Getränkeherstellung 5.070,6  + 1,5 8.112  + 1,00 625.048  + 10,4 104,8  + 2,1 
Herstellung von Textilien 1.270,1  + 0,4 7.445  – 3,47 170.607  – 1,3 111,6  – 0,6 
Herstellung von Bekleidung 767,8  – 5,1 5.163  – 7,90 148.714  – 9,2 109,8  + 1,8 
Herstellung von Leder, -waren und Schuhen 835,6  + 4,8 3.665  + 0,21 227.995  + 0,2 111,1  + 1,6 
Herstellung von Holz-, Flecht-, Korb- und 
Korkwaren 7.211,6  + 1,5 27.604  – 1,75 261.254  – 1,4 104,6  + 1,2 
Herstellung von Papier, Pappe und Waren 
daraus 6.109,5  – 1,4 16.541  + 0,56 369.357  – 0,8 98,9  – 0,8 
Herstellung von Druckerzeugnissen, 
Vervielfältigung von Ton-, Bild- und 
Datenträgern 1.983,0  – 5 10.233  – 6,82 193.788  – 8,0 99,1  + 0,5 
Kokerei und Mineralölverarbeitung .   . .   . .   . .   . 
Herstellung von chemischen Erzeugnissen 7.746,6  – 2,3 15.927  – 2,55 486.379  + 19,6 114,7  + 0,5 
Herstellung von pharmazeutischen 
Erzeugnissen 3.238,9  + 0,5 13.300  + 6,19 243.519  – 6,9 100,0  + 0,2 
Herstellung von Gummi- und Kunststoffwaren 5.746,9  + 0,8 27.056  – 0,60 212.407  – 3,6 103,9  + 0,2 
Herstellung von Glas und Glaswaren, Keramik, 
Verarbeitung von Steinen und Erden 6.106,5  – 2,6 28.893  – 2,19 211.351  – 0,5 105,2  + 0,2 
Metallerzeugung und -bearbeitung 14.677,8  – 6,2 34.496  + 0,60 425.495  – 6,9 100,1  – 4,8 
Herstellung von Metallerzeugnissen 13.289,6  – 0,3 65.196  + 0,72 203.842  + 1,5 102,5  – 0,2 
Herstellung von Datenverarbeitungsgeräten, 
elektronischen und optischen Erzeugnissen 4.530,6  + 2,9 20.363  + 3,20 222.490  – 2,0 100,6  + 0,3 
Herstellung von elektrischen Ausrüstungen 9.894,8  – 5,8 39.468  – 2,88 250.705  – 4,9 104,8  + 0,7 
Maschinenbau 19.295,7  + 0,5 72.899  + 1,96 264.692  + 2,9 103,9  + 1,1 
Herstellung von Kraftwagen und 
Kraftwagenteilen 13.960,0  + 9,5 29.523  – 2,83 472.849  – 6,2 101,0  + 0,8 
Sonstiger Fahrzeugbau 2.273,2  + 6,9 5.658  + 1,92 401.797  + 1,9 108,2  + 2,0 
Herstellung von Möbeln 2.387,9  – 1,5 18.564  – 1,28 128.631  + 2,9 107,6  + 1,4 
Herstellung von sonstigen Waren 4.248,6  + 8,1 12.214  + 6,33 347.859  – 23,1 106,1  + 0,2 
Reparatur und Installation von Maschinen und 
Ausrüstungen 5.348,0  + 7,8 25.559  + 3,52 209.245  + 6,5 104,5  + 1,7 

Q: Statistik Austria, WIFO-Berechnungen. 
  

Kräftig ausgeweitet wurde die Beschäftigung neben der Herstellung von sonstigen 
Waren (+6,3%) in der Herstellung von pharmazeutischen Erzeugnissen (+6,2%) vor der 
Reparatur und Installation von Maschinen und Ausrüstungen (+3,5%) sowie der Her-
stellung von Datenverarbeitungsgeräten, elektronischen und optischen Erzeugnissen 
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(+3,2%). Die größten Beschäftigungseinbußen gaben sich in der Herstellung von Be-
kleidung (7,6%) sowie in der Herstellung von Druckerzeugnissen einschließlich Ver-
vielfältigung von Ton-, Bild- und Datenträgern (6,8%) vor der Textilbranche (3,5%) 
und der Herstellung von elektrischen Ausrüstungen (2,9%). Die Beschäftigtenproduk-
tivität (Produktion pro Kopf) wurde dagegen in der Herstellung von chemischen Er-
zeugnissen (+19,6%), der Getränkeherstellung (+10,4%) sowie in der Reparatur und 
Installation von Maschinen und Ausrüstungen (+6,5%) am deutlichsten gesteigert, 
während sie in der Herstellung von sonstigen Waren (23,1%), aber auch in der Be-
kleidungsbranche (9,2%), der Herstellung von Druckerzeugnissen einschließlich Ver-
vielfältigung von Ton-, Bild- und Datenträgern (8,0%) sowie in der Metallerzeugung 
und -bearbeitung (6,9%) einbrach. Die Produktivitätseinbußen in der Pharmaindust-
rie sind mit Vorsicht zu interpretieren, da diese Branche von der jüngsten Umstellung 
der Klassifikation der Wirtschaftszweige besonders betroffen war.  

Die Erzeugerpreise veränderten sich in der Mehrzahl der Sachgüterbranchen nur 
wenig. Ein deutlicher Rückgang wurde in der Metallerzeugung und -bearbeitung 
(4,8%) verzeichnet, ein merklicher Anstieg in der Herstellung von Nahrungs- und Fut-
termitteln (+2,6%), der Getränkeherstellung (+2,1%) sowie dem sonstigen Fahrzeug-
bau (+2,0%). Generell erhöhten sich die Erzeugerpreise seit 2010 in der Produktion 
von Investitionsgütern und Vorleistungen schwächer als jene in der Herstellung von 
langlebigen und insbesondere kurzlebigen Konsumgütern.  

2013 entwickelten sich die Unternehmensinsolvenzen insgesamt ruhig. Die Zahl der 
Insolvenzen sank laut Insolvenzstatistik der Creditreform Österreich in der Gesamtwirt-
schaft um 8,3% von 6.266 auf 5.747 Fälle. Allerdings waren infolge der Großinsolven-
zen Alpine Bau, Niedermeyer und Dayli laut Schätzung des Kreditschutzverbandes 
von 1870 um rund 37% mehr Beschäftigte von Insolvenzen betroffen als im Vorjahr. 
Das damit verbundene Insolvenzvolumen wird auf rund 6 Mrd. € geschätzt, nahezu 
doppelt so hoch wie im Vorjahr. Die Schätzung des Insolvenzvolumens bezieht sich 
auf die Zahl der eröffneten Insolvenzen (2013: 3.350). Die Zahl der mangels Masse 
nicht eröffneten Insolvenzverfahren verringerte sich 2013 auf 2.397 Fälle. Insgesamt 
sind laut Insolvenzstatistik der Creditreform Österreich rund 360 Fälle der Sachgüter-
erzeugung zuzurechnen (rund +2% gegenüber 2012). Die meisten Insolvenzen betra-
fen die unternehmensnahen Dienstleistungen, den Bausektor und das Gastgewerbe. 
Die wenig dynamische Industriekonjunktur schlug sich im Insolvenzgeschehen noch 
nicht nieder, teils wegen des mittlerweile recht sanierungsfreundlichen Rechtsrah-
mens in Österreich. Allerdings hinkt die Insolvenzentwicklung der Konjunktur in der 
Regel nach.  

Interessanter für die Einschätzung des Jahres 2013 in der österreichischen Sachgü-
tererzeugung sind daher die Indikatoren aus dem WIFO-Konjunkturtest. Der Index der 
Unsicherheit über die weitere Entwicklung der Geschäftslage der Unternehmen (Ab-
bildung 16) zeigt die insgesamt wenig dynamische Entwicklung im Jahr 2013. Die mit 
der Euro-Krise verbundenen Risiken blieben erhalten. Wie im Vorjahr war deshalb die 
Unsicherheit der österreichischen Unternehmen hinsichtlich der künftigen Geschäfts-
lage hoch. Diese Werte waren zwar im langjährigen Vergleich überdurchschnittlich, 
blieben aber deutlich unter den Höchstwerten im Verlauf der Wirtschaftskrise 2009. 
Erst Ende 2013 erholten sich die Einschätzungen etwas, insbesondere in den Vorpro-
dukt- und Investitionsgüterbranchen. In der Konsumgüterbranche war die Unsicher-
heit dagegen auch Ende 2013 hoch.  

Ein stärker akzentuiertes Muster zeigen die Branchenklimaindikatoren "Index der ak-
tuellen Lagebeurteilungen" und "Index der unternehmerischen Erwartungen", die das 
WIFO auf Basis der Unternehmensbefragungen im Rahmen des WIFO-Konjunkturtests 
für die Sachgütererzeugung insgesamt sowie für die drei Branchengruppen Vorpro-
dukt-, Investitionsgüter- und Konsumgütererzeugung erstellt. Die Indizes umfassen ei-
nen Wertebereich von 100 (alle Unternehmen schätzen die Konjunktur negativ ein) 
bis +100 (alle Unternehmen schätzen die Konjunktur positiv ein). 
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Abbildung 16: Index der Unsicherheit über die weitere Entwicklung der 
Geschäftslage 

 

Q: WIFO-Konjunkturtest. 0 . . . geringste Unsicherheit, 100 . . . höchste Unsicherheit. 
 

 

Abbildung 17: Konjunkturbeurteilung durch die Unternehmen 
  
Sachgütererzeugung insgesamt (Industrie und produzierendes Gewerbe) Vorproduktindustrie 

  
Investitionsgüterindustrie Konsumgüterindustrie (Ver- und Gebrauchsgüter) 

  
 Mittelwert aller Fragen zur aktuellen oder vergangenen Entwicklung 
 Mittelwert aller Fragen zur künftigen Entwicklung 

Q: WIFO-Konjunkturtest. –100 . . . pessimistische Meldungen, +100 . . . optimistische Meldungen. 
 

Der Index der aktuellen Lagebeurteilungen war 2013 von der Konjunkturschwäche 
geprägt und folgte bis Juni einem Abwärtstrend. Danach setzte eine vorsichtige 
Aufwärtsbewegung ein, die allerdings bis zum Jahresende für die Sachgüterbranche 
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wenig dynamisch und von Unsicherheit charakterisiert blieb. Der Index der unter-
nehmerischen Erwartungen drehte sich dagegen im Herbst in den positiven Bereich. 
In der Erzeugung von Vorprodukten wiesen beide Indizes bis zur Jahresmitte deutlich 
abwärts, entwickelten sich danach aber wesentlich günstiger. Eine optimistischere 
Konjunktureinschätzung zeigten die Indizes 2013 für die Investitionsgüterbranchen; 
gegen Jahresende setzte auch hier eine deutliche Aufwärtsbewegung ein. In den 
Konsumgüterbranchen schwankten beide Indizes wenig, allerdings auf deutlich 
niedrigerem Niveau. In allen drei Branchengruppen zeigte der Index der unterneh-
merischen Erwartungen somit zum Jahresende eine vorsichtige Aufhellung der Kon-
junkturlage an.  

Werner Hölzl (Werner.Hoelzl@wifo.ac.at),  
Michael Peneder (Michael.Peneder@wifo.ac.at) 

Statistik: Elisabeth Neppl-Oswald (Elisabeth.Neppl@wifo.ac.at) 
Anna Strauss (Anna.Strauss@wifo.ac.at) 

11. Verhaltene Entwicklung des Bauwesens  
Im Jahr 2013 schwächte sich die Baukonjunktur in Österreich u. a. infolge der EU-
Schuldenkrise ab, nachdem das Bauwesen in den zwei Jahren zuvor stark expan-
diert hatte. Das Wachstum der realen Bauinvestitionen fiel 2013 mit +0,7% entspre-
chend geringer aus als 2012 (+2,5%). Insbesondere der sonstige Hochbau und die 
Infrastrukturinvestitionen litten unter dem Mangel an privater und öffentlicher Nach-
frage. Die Abflachung der Wohnbauentwicklung dämpfte das Wachstum im Bau-
wesen zusätzlich. Die Wohnbauinvestitionen wurden 2013 um nur 2,4% ausgeweitet, 
deutlich schwächer als 2012 (+4,5%). 

Der Ausblick für das gesamte Bauwesen ist 2014 wieder günstiger. Besonders der 
sonstige Hochbau und der Tiefbau profitieren von der gesamtwirtschaftlichen Kon-
junkturerholung. Allerdings werden die Wohnbauinvestitionen nur wenig gesteigert. 
Insgesamt wird im Jahr 2014 mit einem etwas kräftigeren Wachstum der Bauinvestiti-
onen als 2013 gerechnet (+1,2%).  

 

Übersicht 36: Produktionswert des Bauwesens 
       
 2012 2013 2013 
   I. Quartal II. Quartal III. Quartal IV. Quartal 
 Veränderung gegen das Vorjahr in % 
       
Bauwesen, insgesamt laut ÖNACE1)  + 5,3  – 0,2  – 1,0  – 2,2  – 0,4  + 2,2 
Hoch- und Tiefbau  + 4,5  – 2,1  – 2,7  – 5,4  – 2,7  + 1,8 
Baunebengewerbe2)  + 6,3  + 2,1  + 0,8  + 1,7  + 2,6  + 2,6 
       
Bauwesen, insgesamt laut GNACE3)  + 5,8  + 2,4  + 5,1  – 2,3  + 1,0  + 6,8 
Hochbau  + 8,0  + 3,3  + 6,9  – 1,6  + 2,4  + 6,4 
Wohnhaus- und Siedlungsbau  + 11,7  + 8,1  + 19,2  + 2,9  + 5,9  + 9,0 
Industrie- und Ingenieurbau  + 9,5  – 6,5  + 0,3  – 11,2  + 1,0  – 14,3 
Sonstiger Hochbau  – 0,7  + 2,8  – 5,5  – 2,3  + 0,7  + 14,2 
Adaptierungen im Hochbau  + 10,2  – 1,1  – 0,2  – 5,1  – 1,7  + 2,6 
Tiefbau  + 3,6  + 0,7  + 3,6  – 4,4  – 2,1  + 7,1 
Verkehrswegebau4)  + 6,0  + 4,7  + 1,3  – 3,3  + 2,9  + 15,2 
Sonstiger Tiefbau5)  + 1,3  – 3,2  + 6,2  – 5,5  – 7,3  – 1,1 
Vorbereitende Baustellenarbeiten, 
Bauinstallationen, sonstiges 
Ausbaugewerbe  – 2,5  + 5,0  – 9,5  + 4,8  + 8,6  + 9,5 

Q: Statistik Austria.  1) Wert der abgesetzten Produktion.  2) Bauinstallation, Ausbau- und Bauhilfsgewer-
be.  3) Güterklassifikation, Wert der technischen Produktion (reine Bauleistung nach Spartengliederung, 
ähnlich der früheren Baustatistik).   4) Brücken- und Hochstraßenbau + Straßenbau + Tunnelbau + Eisen-
bahnoberbau.  5) Rohrleitungs-Kabelnetzbau + Wasserbau + Spezial- und sonstiger Tiefbau. 
 

Die abgesetzte Produktion des Bauwesens (ÖNACE) ging laut Konjunkturerhebung 
von Statistik Austria 2013 im Vorjahresvergleich um 0,2% zurück. Eine wesentliche 
Stütze war hier die positive Entwicklung des Baunebengewerbes: Während das Aus-
bau-, Bauhilfs- und Baunebengewerbe einen kräftigen Produktionsanstieg von 2,1% 
verzeichnete, waren der Hochbau und der Tiefbau rückläufig (jeweils 2,1%).  
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Die von Statistik Austria erhobene technische Bauproduktion wuchs dagegen im 
Hochbau mit +3,3% wesentlich stärker als im Tiefbau (+0,7%). Das Baunebengewerbe 
wird von dieser Erhebung nicht erfasst. Die Abweichung der Produktionsergebnisse 
lässt sich auf die unterschiedlichen Erhebungsmethoden zurückführen. Während der 
Wert der abgesetzten Produktion (ÖNACE) sich auf Betriebe und Unternehmen mit 
Haupttätigkeit im Bauwesen bezieht, wird die technische Produktion (GNACE) durch 
Zuordnung nach dem Einsatz von charakteristischen Gütern ermittelt. 

Im Bauhauptgewerbe stieg die technische Bauproduktion 2013 um 2,4% gegenüber 
dem Vorjahr. Dabei nahm der Produktionswert im öffentlichen Auftrag (vor allem im 
Wasser- und Verkehrswegebau, hier insbesondere Tunnelbau) mit +3,5% etwas stär-
ker zu als die Leistungen für private Auftraggeber. Insgesamt wuchs die Produktion 
aber deutlich schwächer als im Vorjahr (2012 +8,0%). 

Im Hochbau verlief die Entwicklung im Jahr 2013 sehr heterogen. Während der 
Wohnhaus- und Siedlungsbau wesentlich expandierte (+8,1%), schrumpfte die Pro-
duktion im Industrie- und Ingenieurbau aufgrund der ungünstigen gesamtwirtschaft-
lichen Rahmenbedingungen empfindlich (6,5%). Hingegen profitierte der sonstige 
Hochbau (+2,8%) von der Ausweitung der öffentlichen Aufträge (+7,3%).  

Diese zwar abgeschwächte, aber günstige Entwicklung der Baunachfrage kam der 
Bauzulieferindustrie kaum zugute. Insbesondere die Glasindustrie verzeichnete er-
neut deutliche Einschnitte (2013 5,7%). In der holzverarbeitenden (1,5%) sowie der 
stein- und keramischen Industrie (1,3%) fiel der Rückgang geringer aus. Die Quar-
talsdaten zeigen allerdings eine stetige Besserung in diesen beiden Sparten. 

 

Übersicht 37: Produktionswert der Bauzulieferbranchen 
    
 Stein- und keramische 

Industrie1) 
Glasindustrie Holzverarbeitende 

Industrie 
 Veränderung gegen das Vorjahr in % 
    
2011  + 3,4  + 1,3  + 8,4 
2012  – 4,5  – 11,6  – 3,4 
2013  – 1,3  – 5,7  – 1,5 

I. Quartal  – 5,1  – 10,6  – 4,4 
II. Quartal  – 3,0  – 7,5  – 4,2 
III. Quartal  + 0,4  – 6,7  + 1,4 
IV. Quartal  + 1,3  + 3,5  + 1,2 

Q: Statistik Austria, ÖNACE.  1) Gliederung laut Wirtschaftskammer. 
 
 

Übersicht 38: Preisindex des Hoch- und Tiefbaus 

2000 = 100 
     
 2010 2011 2012 2013 
 Veränderung gegen das Vorjahr in % 
     
Hochbau  + 1,7  + 2,8  + 2,6  + 2,5 
Sonstiger Hochbau  + 1,5  + 2,8  + 2,6  + 2,7 
Wohnhaus- und Siedlungsbau  + 1,8  + 2,8  + 2,6  + 2,4 

Baumeisterarbeiten  + 1,3  + 2,3  + 1,8  + 1,8 
Sonstige Bauarbeiten  + 2,1  + 3,2  + 3,1  + 3,0 

     
Tiefbau  + 6,2  + 3,5  + 2,6  – 0,1 
Straßenbau  + 5,4  + 3,2  + 2,8  – 0,4 
Brückenbau  + 2,9  + 3,6  + 2,3  – 1,5 
Sonstiger Tiefbau  + 7,6  + 3,8  + 2,5  + 0,4 
     
Hoch- und Tiefbau  + 3,8  + 3,2  + 2,6  + 1,3 

Q: Statistik Austria. 
 

Die Preisentwicklung spiegelte 2013 die unterschiedlichen Tendenzen im Hoch- und 
Tiefbau wider. Aufgrund der Produktionssteigerung im Hochbau zogen die Preise mit 
+2,5% ähnlich kräftig an wie 2012 (+2,6%; Wohnhaus- und Siedlungsbau 2013 +2,4%). 
Im Tiefbau waren die Preise dagegen mit 0,1% leicht rückläufig  neben der un-
günstigeren Produktionsentwicklung vor allem eine Folge der Energieverbilligung. 
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Die Abflachung der Baukonjunktur im Jahr 2013 schlug sich deutlich auf dem Ar-
beitsmarkt nieder. War die unselbständige Beschäftigung im Bauwesen 2011 und 
2012 noch deutlich ausgeweitet worden, so sank sie 2013 um 0,4% auf rund 247.000 
Personen. Die größten Beschäftigungseinbußen waren im Tiefbau zu verzeichnen 
(4,0%), während im Hochbau zusätzliche Arbeitskräfte eingestellt wurden (+1,0%) 
und die Beschäftigung im Baunebengewerbe stagnierte. 

Vom Beschäftigungsrückgang im Bauwesen waren vor allem Arbeiter betroffen 
(0,8%); auf sie entfällt der größte Anteil an den Arbeitskräften. Die Zahl der Ange-
stellten wurde dagegen leicht ausgebaut (+0,7%). Über alle Beschäftigungsformen 
(Angestellte, Arbeiter, Teilzeit) verlor die Arbeitskräftenachfrage in den letzten drei 
Jahren erheblich an Kraft. Der Einbruch im Jahr 2013 ging mit einer erheblichen Zu-
nahme der Arbeitslosigkeit einher (Wirtschaftsklasse Bauwesen +12,5%, Arbeitslose 
mit Bauberufen +11,5%), das Stellenangebot sank im Bauwesen um 7,6%. 

 

Übersicht 39: Beschäftigte, offene Stellen und Arbeitslose in der Bauwirtschaft 

Jahresdurchschnitt 
    
 Absolut Veränderung gegen das Vorjahr 
  Absolut In % 
Arbeitskräfte insgesamt1)    

2010 241.668  – 1.430  – 0,6 
2011 245.370  + 3.702  + 1,5 
2012 248.066  + 2.696  + 1,1 
2013 247.120  – 946  – 0,4 

    
Arbeitslose nach Wirtschaftsklassen (ÖNACE)   

2010 30.570  + 26  + 0,1 
2011 27.928  – 2.642  – 8,6 
2012 29.714  + 1.786  + 6,4 
2013 33.416  + 3.702  + 12,5 

    
Arbeitslose nach Bauberufen    

2010 26.212  – 449  – 1,7 
2011 24.698  – 1.514  – 5,8 
2012 26.825  + 2.127  + 8,6 
2013 29.908  + 3.083  + 11,5 

    
Offene Stellen    

2010 2.592  + 153  + 6,3 
2011 2.379  – 213  – 8,2 
2012 2.026  – 353  – 14,9 
2013 1.872  – 154  – 7,6 

Q: Bundesministerium für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz, Hauptverband der österreichischen So-
zialversicherungsträger.  1) Einschließlich Baunebengewerbe. 
 
 

Übersicht 40: Auftragslage im Bauwesen 
     
 Auftragsbestände Auftragseingänge 
 Mio. € Veränderung 

gegen das Vorjahr 
in % 

Mio. € Veränderung 
gegen das Vorjahr 

in % 
     
2012 10.004  + 6,7 21.447  + 2,2 

I. Quartal 10.107  + 7,1 6.105  – 4,6 
II. Quartal 10.734  + 10,8 6.920  + 3,7 
III. Quartal 9.973  + 5,7 7.169  + 5,8 
IV. Quartal 9.199  + 2,9 7.254  + 3,6 

     
2013 9.935  – 0,7 27.964  + 1,9 

I. Quartal 9.574  – 5,3 5.495  – 10,0 
II. Quartal 10.184  – 5,1 7.192  + 3,9 
III. Quartal 10.277  + 3,0 7.572  + 5,6 
IV. Quartal 9.705  + 5,5 7.706  + 6,2 

Q: Statistik Austria, ÖNACE. 
 

Die Auftragslage war im Bauwesen 2013 entsprechend verhalten, allerdings spiegelt 
sie die Verbesserung der gesamtwirtschaftlichen Rahmenbedingungen gegen Jah-
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resende wider. Nach hohen Einbußen im I. Quartal 2013 erhöhten sich die Auftrags-
eingänge kontinuierlich (Jahresdurchschnitt +1,9%). Dies reichte allerdings nicht aus, 
um eine Abnahme des Bestandes an Aufträgen zu verhindern (2013 0,7%). 

Der WIFO-Konjunkturtest vom März 2014 zeigt eine Besserung der Konjunktur im Bau-
wesen. Die Unternehmen berichten weiterhin von einem Anstieg der Produktion. Al-
lerdings verfügen nur rund 64% der Unternehmen über ausreichende Aufträge. Der 
Auftragsmangel als primäres Produktionshindernis liegt mit 28% etwas über dem 
langjährigen Durchschnitt und birgt daher im 1. Halbjahr 2014 ein gewisses wirt-
schaftliches Risiko. 

Michael Weingärtler (Michael.Weingaertler@wifo.ac.at) 

12. Konjunkturschwäche und geringe Konsumneigung beeinträchtigen Neufahrzeugmarkt – 
Treibstoffpreise sinken leicht – Passagieraufkommen stagniert 

Die Konjunkturabschwächung der letzten zwei Jahre in Österreich und bei vielen 
wichtigen Außenhandelspartnern beeinflusste die angebots- und nachfrageseitigen 
Determinanten von Mobilität und Transport zum Teil negativ. Die gesamtwirtschaftli-
che Wachstumsschwäche (BIP 2013 +0,4%) drückte etwa 2013 in Österreich die Zahl 
der Pkw-Neuzulassungszahlen. Auf der Schiene wurde nicht zuletzt aufgrund der an-
haltenden Angebotskonsolidierung des Marktführers im Inlandsverkehr (Rail Cargo 
Austria   RCA) weniger Tonnage transportiert. Schließlich litt der Arbeitsmarkt unter 
der Konjunkturflaute. Im öffentlichen Personenverkehr der großen Städte hingegen 
wurden erneut leichte Nachfragezuwächse verzeichnet (+0,2%). Auch der Güterver-
kehr auf der Straße und der Donau entwickelte sich tendenziell positiv. Der Flugver-
kehr verzeichnete 2013 einen leichten Rückgang des Passagieraufkommens um 
1,0%, das Volumen der beförderten Fracht überstieg dagegen das Niveau des Vor-
jahres um 0,5%. 

12.1 Transportintensive Branchen ohne signifikantes Output-Wachstum  
Der Output der österreichischen Sachgüterproduktion und damit die im Inland zu 
verladende Gütermenge stiegen im Jahr 2013 im Vorjahresvergleich um nur 0,3% 
(laut arbeitstägig bereinigtem Produktionsindex). In den meisten Wirtschaftsabtei-
lungen mit hoher Transportintensität nahm der Produktionsindex nur leicht zu, darun-
ter im Bergbau (+0,4%), in der Papierindustrie (+0,6%) und in der Metallerzeugung 
(+1,3%). Ein kräftigeres Wachstum verzeichneten dagegen die Nahrungs- und Fut-
termittelindustrie (+2,9%) und insbesondere die Herstellung von Kraftwagen und 
Kraftwagenteilen (+7,7%). Die Autozulieferer profitierten offenbar trotz steigender 
Marktrisiken von der Zunahme der Nachfrage insbesondere deutscher Autoherstel-
ler, die ihren Absatz in China und den USA steigerten. Weniger produziert wurde in 
der Holzindustrie (0,2%), im Maschinenbau (0,8%), in der Glas- und Keramikindustrie 
bzw. der Verarbeitung von Steinen und Erden (1,3%), in der Herstellung von chemi-
schen Erzeugnissen (1,5%) und insbesondere in Kokerei und Mineralölverarbeitung 
(9,6%).  

Mit dem gedämpften Wirtschaftswachstum in Österreich und in weiten Teilen Euro-
pas, aber auch teilweise in Übersee waren Importe und Exporte im Jahr 2013 insge-
samt leicht rückläufig (gemessen am Wert 0,1%). Die Warenausfuhr in die Länder 
des Euro-Raumes wurde etwas gesteigert (+0,9%), die Exporte nach Deutschland 
(0,3%) und Italien (3,2%) blieben allerdings unter dem Vorjahresniveau. Das für den 
Transport gewichtigere Kriterium des Außenhandelsvolumens nach Tonnage war 
2013 mit 144,0 Mio. t um 2,4% geringer als im Vorjahr.  

Die Umsätze im österreichischen Einzelhandel (ohne Kfz und Tankstellen) als wichti-
ger Faktor des Binnengüterverkehrs gingen 2013 gegenüber dem Vorjahr real um 
0,3% zurück. Mit dem Nachlassen der Nachfrage nach Pkw (siehe unten) sanken 
auch die Umsätze im Kfz-Handel (einschließlich Reparaturen; 0,9%). Im Großhandel 
lagen die Umsätze 2013 real um 3,3% unter dem Niveau des Vorjahres.  

Der deutliche Beschäftigungszuwachs der Jahre 2010 bis 2012 (unselbständig Be-
schäftigte +3,5%) kam 2013 fast ganz zum Erliegen. Die Zahl der unselbständig Be-
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schäftigten wuchs um nur noch 17.500 (+0,5%), während die Arbeitslosenquote ös-
terreichweit auf 7,6% stieg (Zahl der Arbeitslosen +10,2% oder +27.000). Der Berufs- 
und Geschäftsreiseverkehr sollte aus diesen Gründen etwa stagniert haben.  

Der Reise- und Tourismusverkehr schließlich ist von der Nachfrage im österreichischen 
Beherbergungswesen abhängig: Die Ankünfte überstiegen das Vorjahresergebnis 
2013 um 1,9%, die Nächtigungen um 1,2%. Wie 2012 war die Dynamik auf den Aus-
landsmärkten größer als auf dem Inlandsmarkt (Ankünfte ausländischer Gäste +2,7%, 
inländische Gäste +0,2%); die Entwicklung der Ankünfte profitierte vor allem von der 
Nachfrage aus dem näheren Einzugsbereich (Deutschland +3%, Schweiz +0,5%).  

Genaue empirische Evidenz zum Niveau des Personenverkehrs ist ab 2015 zu erwar-
ten, wenn erste Ergebnisse der nunmehr kontinuierlich angelegten österreichweiten 
Mobilitätsdatenerhebung des Bundes vorliegen.  

12.2 Treibstoffpreise nicht mehr inflationstreibend  
Der Preisauftrieb war in Österreich im Jahresdurchschnitt 2013 mit +2,0% mäßig. Infla-
tionsdämpfend wirkten dabei die Endpreise für Mobilität und Verkehr (0,3%), nach-
dem in den Vorjahren private Haushalte und Unternehmen insbesondere für Treib-
stoffe deutlich mehr ausgeben hatten müssen. Treibstoffe verbilligten sich im Jahres-
durchschnitt 2013 um 3,8%, und zwar gleichmäßig für Dieselkraftstoff (3,7%) und Ot-
tokraftstoffe (3,9%). Zurückzuführen war der Preisrückgang auf eine leichte Verbilli-
gung von Rohöl im Gefolge der Konjunkturschwäche in wichtigen Weltwirtschaftsre-
gionen und der Steigerung der Rohölproduktion in den USA (Rohstoffe aus unkon-
ventionellen Lagerstätten  Fracking). Die weiteren verkehrsbezogenen Aufwen-
dungen wie die Instandhaltung und Reparaturen von privaten Verkehrsmitteln sowie 
die Verkehrsdienstleistungen verteuerten sich 2013 um 3,2% bzw. 2,4%. Größeres 
Gewicht für den Gesamtwarenkorb des Verbraucherpreisindex hatte 2013 die Ver-
teuerung von Nahrungsmitteln (+3,5%) und Wohnausgaben (Wohnung, Wasser, 
Energie: +2,4%); insbesondere Wohnungsmieten und Betriebskosten zogen gegen-
über 2012 an (+3,1% bzw. +4,0%).  

  

Abbildung 18: Treibstoffpreise 

 

Q: Bundesministerium für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft, Statistik Austria. 
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Der Kraftstoffverbrauch stieg im Jahr 2013 allein aufgrund des Mehrverbrauches an 
Dieselkraftstoff um insgesamt 3,9%17). Der Verbrauch an Ottokraftstoffen, der fast 
ausschließlich auf Pkw entfällt, sank um 2,9%; an Dieselkraftstoff, der sowohl für Pkw 
als auch für Lkw zum Einsatz kommt, wurde dagegen um 5,8% mehr verbraucht als 
im Vorjahr. Den Verbrauchszuwachs erklärt die Mineralölindustrie insbesondere mit 
der schwachen, allerdings stabilen Konjunktur, die im gewerblichen Bereich eine Zu-
nahme der Nachfrage nach Kraftstoffen zur Folge hatte. Die Stagnation bzw. der 
zeitweise Rückgang der Kraftstoffpreise könnten auch Verbrauchssteigerungen im 
Privatbereich ausgelöst haben.  

12.3 Güterverkehr: Lkw-Fahrleistungen wachsen stärker als das BIP  
Die Lkw-Fahrleistungen auf dem bemauteten Netz der Asfinag stiegen im Jahr 2013 
mit +1,2% stärker als die österreichische Wirtschaftsleistung. Insgesamt wurden auf 
den heimischen Autobahnen und Schnellstraßen fast 3,2 Mrd. Lkw-Fahrzeugkilo-
meter zurückgelegt. Aufgrund der Schwäche des Außenhandels zwischen Italien 
und Deutschland, der wesentlich im Straßentransit über Tirol abgewickelt wird, wur-
de auf dem Brenner-Korridor etwas weniger Verkehr als im Vorjahr gezählt (1,0%). 
Die Fahrleistungen wurden österreichweit zu 31% von Fahrzeugen der umweltfreund-
lichen Emissionsklassen EURO 6 und EEV erbracht (2012: 21%), zu 46% von Lkw der 
Emissionsklassen EURO IV und V (48%) und zu 23% von Fahrzeugen der Emissionsklas-
sen EURO III und IV (31%). Diese Zahlen sprechen für die fortschreitende technologi-
sche Ökologisierung des Lkw-Transports, die stark von der emissionsabhängigen Staf-
felung der Mauttarife in Österreich wie in vielen anderen europäischen Ländern be-
einflusst wurde und wird.  

  

Übersicht 41: Güterverkehr 
     
 2013 2013 Ø 2008/2013 
 Absolut Veränderung 

gegen das 
Vorjahr in % 

Veränderung 
in % 

     
Schienengüterverkehr1) Mio. n-t-km 13.536  – 3,9  – 2,6 

Inland Mio. n-t-km 3.357  – 9,5  – 5,0 
Empfang Mio. n-t-km 4.156  – 0,8  – 2,4 
Versand Mio. n-t-km 2.811  – 9,4  – 3,3 
Transit Mio. n-t-km 3.212  + 4,0  + 0,9 

Lkw und Anhänger (neuzugelassene Nutzlast) in t 154.171  + 1,4  – 2,9 
Rohrleitungen (Erdöl und Erdgas) 1.000 t 73.667  + 19,4  + 3,1 
Luftfahrt 1.000 t 152  – 1,8  – 1,0 

Q: Statistik Austria, WIFO-Berechnungen.  1) I. bis III. Quartal. 

12.3.1 Investitionen in Transportkapazitäten gedämpft 
Das österreichische Straßengüterverkehrsgewerbe investierte 2013 in Summe nur ge-
ringfügig mehr in neue Transportkapazitäten als 2012 (+1,4%), allerdings wurden auf-
grund der strengeren Abgasnormen (EURO 6) deutlich mehr neue Zugmaschinen als 
im Jahr 2012 angeschafft.  

12.3.2 Inlandsgüterverkehr auf der Schiene neuerlich gesunken 
Überwiegend konjunkturbedingt ging das Volumen des Gütertransports auf der 
Schiene18) in den ersten drei Quartalen des Jahres 2013 zurück (Tonnage 8,8%, Ver-
kehrsleistung 3,9%). Im Transitverkehr expandierten hingegen Verkehrsaufkommen 
und -leistung sogar (+2,1% bzw. +4,0%). Im bilateralen Transport verringerte sich das 
beförderte Aufkommen um 12,2% (Empfang in Österreich) bzw. 12,0% (Versand aus 
Österreich; Leistung 0,8% bzw. 9,4%). Im Binnenverkehr wurden um 9,1% (Aufkom-
men) bzw. 9,5% (Leistung) weniger Güter transportiert. Das Angebot wurde hier ins-

                                                           
17)  Berücksichtigt sind folgende Kraftstoffarten: Normalbenzin, Super Plus, Eurosuper nach Ö-Norm EN 228 mit 
beigemengtem biogenem Kraftstoff sowie Dieselkraftstoff mit und ohne Beimengungen. 
18)  Transporte der Unternehmen, die auf dem österreichischen Schienennetz aktiv sind. 
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besondere im Einzelwagenladungsverkehr in den letzten Jahren durch den Haupt-
betreiber Rail Cargo Austria (RCA) konsolidiert. 

 

Abbildung 19: Entwicklung des Güter- und Personenverkehrs 

  

  

  

  
 Glatte Komponente Saisonbereinigt 

Q: Adria-Wien Pipeline GmbH, ÖBB, OMV, Statistik Austria, Transalpine Ölleitungen in Österreich GmbH, Asfinag. 
  

Das Transportvolumen der Binnenschifffahrt erreichte 2013 ein ähnliches Niveau wie 
im Vorjahr: Die Tonnage sank um 0,8%, die Transportleistung im Inland (mit rund 1% 
ein sehr kleiner Teil der Gesamtnachfrage) erhöhte sich um 2,6%, jene im Versand ins 
Ausland um 7,1%. Der Güterverkehr in Rohrleitungen auf dem österreichischen Ho-
heitsgebiet wurde 2013 laut Statistik Austria deutlich gesteigert (Aufkommen +19,4% 
auf 74 Mio. t, Transportleistung +18,4% auf 17,8 Mio. t-km). Erdgas und Erdöl trugen in 
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etwa gleichem Maße dazu bei. Der größte Anteil der Transporte (mehr als 75%) von 
Erdgas wird im Transit zwischen den produzierenden Ländern Osteuropas und Italien 
bzw. Nordafrika sowie Deutschland abgewickelt, der Mineralöltransport vor allem 
zwischen den norditalienischen Häfen und Deutschland. Auf eine verstärkte heimi-
sche Nutzung der Energieträger kann aus dem deutlichen Anstieg des Transports 
nicht geschlossen werden.  

Das Aufkommen an Luftfracht sank auf den österreichischen Flughäfen in den ersten 
drei Quartalen 2013 gegenüber dem Vorjahreszeitraum um 1,8%. Insgesamt wurden 
in dieser Periode 152.000 t Fracht umgeschlagen (2.800 t). In den einzelnen Ver-
kehrsbereichen divergierte die Entwicklung zwischen 3,0% im Inlandsverkehr (der 
strukturbedingt wenig zum Gesamtaufkommen beiträgt) und 11,2% im Transitver-
kehr.  

12.4 Personenverkehr: Anhaltendes Wachstum im öffentlichen 
Personennahverkehr 

Die großen städtischen Betreiber des öffentlichen Personennahverkehrs in Öster-
reich19) verzeichneten im Jahr 2013 ein geringes Wachstum der Fahrgastzahl (+0,2%). 
In Wien war die Nachfrage sogar leicht rückläufig (0,7%), nachdem sie im Vorjahr 
aufgrund der neu eingeführten Tarifpolitik (Vergünstigung der Monats- und Jahres-
karten) überdurchschnittlich gewachsen war.  

  

Übersicht 42: Personenverkehr 
     
 2013 2013 Ø 2008/2013 
 Absolut Veränderung 

gegen das 
Vorjahr in % 

Veränderung 
in % 

     
Verkehrsbetriebe, insgesamt1) Mio. Personen 1.155  + 0,2  + 2,2 

Salzburger Verkehrsbetriebe2) Mio. Personen    
Innsbrucker Verkehrsbetriebe Mio. Personen 46  + 6,6  + 0,8 
Linzer Verkehrsbetriebe Mio. Personen 103  + 2,5  + 1,9 
Grazer Verkehrsbetriebe Mio. Personen 105  + 3,4  + 2,0 
Wiener Verkehrsbetriebe Mio. Personen 900  – 0,7  + 2,3 

Luftfahrt 1.000 Personen 26.334  – 1,0  + 1,2 

Q: Statistiken der städtischen Verkehrsbetriebe, regionale Flughäfen.  1) Ohne Salzburg.  2) Aufgrund der 
Umstellung der Zählmethode nicht mehr verfügbar. 

12.4.1 Stagnation der Passagierzahlen im Flugverkehr 
Die österreichischen Flughäfen fertigten 2013 etwas weniger Passagiere als im Vor-
jahr ab (1,0%). Der Rückgang betraf alle Flughäfen (abgesehen von Innsbruck: 
+5,4%), die Regionalflughäfen in Linz, Graz und Klagenfurt verzeichneten Einbußen 
bis 11%. Generell sind in Europa Regionalflughäfen und aufkommenschwache Ver-
bindungen abseits der Zentren von den anhaltenden Konsolidierungsbemühungen 
der großen Fluglinien betroffen. Auch die Billigfluglinien tendieren inzwischen dazu, 
den Verkehr in der Fläche einzuschränken und vermehrt größere Flughäfen anzu-
steuern. Der Flughafen Wien, der gemessen am Passagieraufkommen zu den 20 
größten europäischen Flughäfen gehört, war von diesem angespannten Marktum-
feld im Luftverkehr ebenfalls betroffen, verzeichnete aber nur einen Rückgang der 
Passagierzahlen von 0,7%.  

12.4.2 Pkw-Neuzulassungen deutlich unter Vorjahresniveau 
Der europäische Pkw-Markt scheint vor einer Nachfragesättigung zu stehen, die von 
Überkapazitäten der Hersteller begleitet wird. In Österreich sank die Zahl der Pkw-
Neuzulassungen 2013 das zweite Jahr in Folge (5,1% auf 319.000, 2012: 336.000). Das 
Ergebnis 2013 entsprach aber noch dem langjährigen Durchschnitt (2004/2013: 
318.000 Neuzulassungen). Die privaten Haushalte und Unternehmen lockerten ihre 

                                                           
19)  Stadtverkehr in Innsbruck, Graz, Linz und Wien; Fahrgastzahlen der ÖBB lagen bei Redaktionsschluss noch 
nicht vor. 
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Kaufzurückhaltung erst im Dezember 2013 (+13,1%, EU +13,3%). In Österreich ist diese 
Entwicklung auch auf kurzfristige Kaufentscheidungen aufgrund eines Sondereffek-
tes zurückzuführen (Vorziehkäufe wegen der Ankündigung einer Anhebung der 
Normverbrauchsabgabe im März 2014).  

  

Übersicht 43: Neu- und Gebrauchtzulassungen von Kraftfahrzeugen 
     
  2013 2013 Ø 2008/2013 

 
Stück Veränderung gegen 

das Vorjahr in % 
Veränderung in % 

Neuzulassungen    
Pkw 319.035  – 5,1  + 1,7 

Bis 1.500 cm³ 130.116  – 4,1  + 2,9 
1.501 cm³ und darüber 188.919  – 5,7  + 1,0 

Lkw 34.171  – 1,8  – 1,8 
Bis 3.499 kg 31.086  – 2,4  – 1,3 
3.500 bis 11.999 kg 1.750  + 5,5  – 5,5 
12.000 kg und darüber 1.335  + 2,1  – 7,9 

Anhänger 26.812  + 0,0  + 1,1 
Bis 2.999 kg 21.190  – 0,3  + 2,2 
3.000 bis 6.999 kg 406  + 3,6  + 6,1 
7.000 kg und darüber 5.216  + 0,9  – 2,9 

Sattelfahrzeuge 3.874  + 18,0  + 0,0 
     
Gebrauchtzulassungen    
Pkw 823.417  + 1,9  + 2,2 
Lkw 48.107  + 1,1  + 3,2 

Q: Statistik Austria. 
  

In der Kategorie der leistungsstarken Pkw (über 89 kW bzw. über 121 PS) wurden 2013 
120.300 Pkw neu zugelassen; der Marktanteil dieser Kategorie lag bei 37,7% nach 
35,5% im Vorjahr. Entgegen der Gesamtentwicklung überstiegen die Neuzulassun-
gen das Vorjahresniveau um 0,9%. Schwach motorisierte Pkw (bis 67 kW) waren 2013 
weniger gefragt (9,9%). Ähnlich stieg die Neuzulassungszahl im Segment der Pkw 
mit einem Hubraum von mehr als 1.500 cm³ durchschnittlich (5,8%, Marktanteil 
59,0%) und sank in der Kategorie bis 1.500 cm³ deutlich (9,6%, Marktanteil 35,2%). 
Gegen den Trend des Gesamtmarktes erhöhte sich die Nachfrage nach Pkw der 
untersten Hubraumklasse (bis 1.000 cm³) um gut die Hälfte (+54,3%); der Marktanteil 
dieser Fahrzeuge steigt allmählich, ist jedoch mit 5,6% nach wie vor gering.  

Der Anteil der Diesel-Pkw an den Neuzulassungen nahm 2013 wieder leicht zu (auf 
56,7%, 2012: 56,4%; Pkw mit Benzinmotor 42,1% bzw. 42,7%). Die Nachfrage nach Pkw 
mit alternativen Antriebsarten (Elektro-, Hybrid-, Gas-Motoren sowie deren Kombina-
tion mit konventionellen Kraftstoffmotoren) stieg um gut ein Viertel (+26,0%), wobei 
Elektrofahrzeuge (654 Pkw, +53,2%) und insbesondere Hybride (Benzin- und Elektro-
antrieb: 2.413 Pkw, +34,5%) die höchsten Wachstumsbeiträge lieferten. In Anbe-
tracht der niedrigen Verkaufszahlen dieser Segmente kann von einer tiefgreifenden 
Ökologisierung der Fahrzeugflotte über die Wahl alternativer Antriebe noch nicht 
gesprochen werden. Die gewünschte Effizienzsteigerung im Kraftstoffverbrauch von 
Pkw und damit die Verringerung von Treibhausgasemissionen werden weiterhin vor-
rangig in der Herstellung der konventionellen Verbrennungsmotoren vorangetrieben: 
Insgesamt wurden im Jahr 2013 deutlich mehr Pkw mit einem CO2-Ausstoß von we-
niger als 120 g je km zugelassen (120.000 Pkw, +16.500 oder +15,9%; 2012: 104.000), 
und der mittlere Ausstoß aller Neuzulassungen nahm gegenüber dem Vorjahr neuer-
lich ab (3%). Die aktuell diskutierten EU-Vorgaben für das Jahr 2020 (Neufahrzeuge: 
höchstens 95 g CO2 je km) erscheint allerdings noch weit entfernt; mittelfristig ge-
wann der Markt für emissionsarme Elektro-Pkw wohl deutlich an Bedeutung. 

Der Anteil der Tageszulassungen (26.200 Pkw) stieg 2013 auf 8,2% nach 7,7% im Jahr 
2012. Die Zahl der Zulassungen von Gebraucht-Pkw erhöhte sich im Vorjahresver-
gleich um 1,9% auf 823.400. 

Die Zahl der Pkw, die außer Verkehr bzw. Betrieb gesetzt wurden, war 2013 niedriger 
als im Vorjahr. Da zugleich die Neuzulassungen stiegen, war der österreichische Pkw-
Bestand zum Stichtag 31. Dezember 2013 mit 4,64 Mio. Fahrzeugen um 1,7% höher 
als im Vorjahr. Mehr als 56% des Bestandes waren Dieselfahrzeuge. Fahrzeuge mit 
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umweltfreundlichen Motoren machten nach wie vor einen nur sehr kleinen Teil des 
Gesamtbestandes aus (16.500 Pkw, 0,4%).  

12.5 Arbeitsmarkt des Sektors ebenfalls konjunkturbelastet  
Die Lage auf dem österreichischen Arbeitsmarkt trübte sich 2013 allgemein ein (Ar-
beitslosigkeit +10,2%). Auch im Bereich Verkehr und Lagerei stieg die Arbeitslosigkeit 
um 9,1% auf über 14.000 Personen (zum Vergleich: Marktdienstleistungen +9,4%). Die 
Zahl der unselbständig Beschäftigten stagnierte in den relevanten Branchen (Land-
verkehr und Transport in Rohrfernleitungen, Schifffahrt, Luftfahrt, Lagerei sowie Er-
bringung von sonstigen Dienstleistungen für den Verkehr und Post-, Kurier- und Ex-
pressdienste) bei 182.000 (0,3%). Damit entwickelte sich die Beschäftigung in die-
sem Sektor wie im Vorjahr ungünstiger als im gesamtwirtschaftlichen Durchschnitt 
(+0,5%).  

  

Übersicht 44: Arbeitslosigkeit im Verkehrssektor 
     
 2013 2013 Ø 2008/2013 

 

Absolut Veränderung 
gegen das 
Vorjahr in % 

Veränderung 
in % 

     
Arbeitslose insgesamt 287.207  + 10,2  + 6,2 

Produzierender Bereich 62.067  + 11,9  + 5,1 
Marktnahe Dienstleistungen1) 166.794  + 9,4  + 6,2 
Verkehrssektor 14.333  + 9,1  + 5,4 

Q: AMS.  1) Marktnahe Dienstleistungen gemäß NACE H bis N und S. 
  

Stefan Schönfelder (Stefan.Schoenfelder@wifo.ac.at) 
Statistik: Michael Weingärtler (Michael.Weingaertler@wifo.ac.at) 

13. Landwirtschaft leidet 2013 unter Wetterbedingungen 
Aufgrund außergewöhnlicher Wettereinflüsse nahm die landwirtschaftliche Produkti-
onsmenge 2013 gegenüber 2012 ab. Da auch der Wert je Mengeneinheit geringer 
als im Vorjahr war, fiel der Produktionswert ebenfalls niedriger aus. Zwar stiegen die 
Kosten der Vorleistungen nur mäßig, wegen der deutlichen höheren Abschreibun-
gen verringerte sich die Nettowertschöpfung aber deutlich. Ein Teil der wetterbe-
dingten Schäden von etwa 240 Mio. € wurde durch Leistungen aus dem Katastro-
phenfonds abgefedert. Dennoch sanken die Faktoreinkommen je Arbeitskraft in der 
Landwirtschaft gemäß den Ergebnissen der zweiten Vorausschätzung der LGR für 
2013 von Statistik Austria um 7%. Im Vorjahr waren die realen Einkommen ebenfalls 
um 7,1% zurückgegangen.  

13.1 Hochwasser und Dürre mindern Pflanzenproduktion 
Tierproduktion, landwirtschaftliche Dienstleistungen und nicht trennbare nichtland-
wirtschaftliche Nebentätigkeiten (z. B. Urlaub auf dem Bauernhof) waren jene Kom-
ponenten der Erzeugung des landwirtschaftlichen Wirtschaftsbereiches, deren Pro-
duktion gegenüber 2012 ausgeweitet wurde. In der Tierproduktion war die Produkti-
onsmenge nahezu unverändert. Die Preise entwickelten sich jedoch günstig, der 
Produktionswert stieg 2013 um 3,6%. Tierische Erzeugnisse (Milch, Eier) konnten zu 
deutlich höheren Preisen abgesetzt werden als im Vorjahr, während die Preise von 
Nutz- und Schlachtvieh stagnierten. Gemessen am Produktionswert des landwirt-
schaftlichen Wirtschaftsbereiches erhöhte sich der Anteil der Tierproduktion von 46% 
im Jahr 2012 auf 49%. 

Die ungünstigen Wetterbedingungen trafen vor allem die Getreideproduktion und 
hier besonders die Maiserzeugung. Während das übrige Getreide von den starken 
Niederschlägen im Mai profitierte, sank das Produktionsvolumen von Mais vor allem 
wegen der langen Trockenperiode im Sommer um 30%. Große Flächen konnten 
deshalb nicht als Körnermais genutzt werden, sondern wurden zur Silomaisprodukti-
on herangezogen. Insgesamt fiel das Produktionsvolumen von Getreide um 6% nied-

Die Produktion der Landwirt-
schaft war 2013 geprägt von 
einem Zusammentreffen wid-
riger Wetterbedingungen. 
Zunächst dauerte der Winter 
länger als üblich, sodass sich 
der Anbau und die Produkti-
on frühreifender Kulturen ver-
zögerten. Im beginnenden 
Sommer, der einem unge-
wöhnlich warmen Frühling 
folgte, zogen starke Nieder-
schläge mit Hagel und loka-
lem Hochwasser landwirt-
schaftliche Kulturen in Mitlei-
denschaft. Die lange nieder-
schlagsarme Periode im 
Sommer hatte in einzelnen 
Regionen massive Dürre-
schäden zur Folge. Die wet-
terbedingten Schäden er-
reichten 2013 einen Wert von 
240 Mio. €. Ein Teil davon 
wurde aus Mitteln des Kata-
strophenfonds kompensiert. 
Die Auszahlung erfolgte 
2014, wird jedoch in der 
landwirtschaftlichen Ge-
samtrechnung im Jahr 2013 
berücksichtigt. 
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riger aus als 2012. Zudem brachen die Preise um 22% ein, sodass letztlich ein Produk-
tionsrückgang von 27% zu verzeichnen war. Auch für Ölsaaten wurde 2013 deutlich 
weniger gezahlt als im Jahr zuvor, die Produktionsmenge blieb jedoch nahezu un-
verändert.  

Gesteigert wurde 2013 nur die Produktion von Obst und Erdäpfeln. Der Zuwachs der 
Obsterzeugung war vor allem auf Mengensteigerungen zurückzuführen, im Fall der 
Erdäpfel waren starke Preissteigerungen bestimmend, während die produzierte 
Menge neuerlich abnahm.  

13.2 Einkommenseinbußen durch Rückgang der Produkterlöse und hohe 
Abschreibungen 

Die Erzeugung des landwirtschaftlichen Wirtschaftsbereiches, also der Produktions-
wert betrug im Jahr 2013 etwas mehr als 7 Mrd. € und war damit um nahezu 
200 Mio. € niedriger als 2012. Der Wert der Vorleistungen war mit 4,2 Mrd. € 2013 na-
hezu gleich hoch wie im Jahr zuvor, die Abschreibungen dagegen um 2,9% höher. 
Dies ist auf die erhebliche Ausweitung der Investitionen im Gefolge des Anstieges 
der Agrarpreise seit 2007 zurückzuführen. Die Nettowertschöpfung nahm folglich 
merklich ab und betrug 2013 nur knapp über 1 Mrd. €. Die Zunahme der Subventio-
nen machte einen Teil der Verluste wett, das Faktoreinkommen nahm jedoch ge-
genüber dem Vorjahr um 6,5% ab. Die Ausweitung der Subventionen ist nicht auf 
Änderungen der Agrarpolitik zurückzuführen, sondern spiegelt die Notmaßnahmen 
zur Entschädigung von Dürreopfern wider. 2013 fiel die Befreiung von der Mineralöl-
steuer für landwirtschaftliche Fahrzeuge weg. 

  

Übersicht 45: Erzeugung, Wertschöpfung und Einkommen in der österreichischen Landwirtschaft 
       
 Wert Volumen Preise 
 2012 2013 2013 2013 2013 

 

Mio. € Veränderung 
gegen das 
Vorjahr in % 

Index 2012 = 100 

Zu Erzeugerpreisen      
 Pflanzenbau¹) 3.233 2.931  – 9,3 95,9 93,7 
+ Tierproduktion 3.308 3.428  + 3,6 99,0 103,7 
= Erzeugung landwirtschaftlicher Güter  6.541 6.359  – 2,8 97,5 98,9 
+ Erzeugung landwirtschaftlicher Dienstleistungen 294 295  + 0,5 97,5 103,1 
= Landwirtschaftliche Erzeugung 6.835 6.655  – 2,6 97,5 99,0 
+ Nicht trennbare nichtlandwirtschaftliche Nebentätigkeiten 359 368  + 2,5 99,1 102,8 
= Erzeugung des landwirtschaftlichen Wirtschaftsbereichs 7.194 7.023  – 2,4 97,5 99,2 
       
Zu Herstellungspreisen      
 Pflanzenbau 3.227 2.926  – 9,3 95,9 93,7 
+ Tierproduktion 3.359 3.486  + 3,8 98,9 104,0 
= Erzeugung landwirtschaftlicher Güter  6.586 6.412  – 2,6 97,4 99,0 
+ Erzeugung landwirtschaftlicher Dienstleistungen 294 295  + 0,5 97,5 103,1 
= Landwirtschaftliche Erzeugung 6.880 6.707  – 2,5 97,4 99,2 
+ Nicht trennbare nichtlandwirtschaftliche Nebentätigkeiten 359 368  + 2,5 99,1 102,8 
= Erzeugung des landwirtschaftlichen Wirtschaftsbereichs 7.239 7.075  – 2,3 97,5 99,4 
– Vorleistungen insgesamt1) 4.241 4.265  + 0,6 98,6 101,6 
= Bruttowertschöpfung 2.998 2.810  – 6,3 96,0 96,2 
– Abschreibungen 1.733 1.783  + 2,9 101,2 101,6 
= Nettowertschöpfung 1.265 1.026  – 18,8 88,9 87,8 
± Saldo sonstiger Produktionsabgaben, Subventionen 1.312 1.381  + 5,3   
= Faktoreinkommen bzw. Nettowertschöpfung zu Faktorkosten 2.576 2.408  – 6,5   
       
Nominelles Faktoreinkommen je JAE2) 1.000 € 20,52 19,47  – 5,1   

Q: Statistik Austria, Landwirtschaftliche Gesamtrechnung 2013, Stand Jänner 2014.  1) Einschließlich innerbetrieblich erzeugter und verbrauchter Fut-
termittel.  2) Jahresarbeitseinheit (entlohnt und nichtentlohnt). 
  

Real sank das Faktoreinkommen gegenüber dem Jahr 2012 um 8,3%. Wie in den 
Jahren zuvor nahm die Zahl der unselbständig Beschäftigten in der Landwirtschaft 
2013 zu. Der "entlohnte Arbeitseinsatz" stieg um 2,7% auf knapp unter 18.000 Vollzeit-
äquivalente. Das Arbeitsvolumen der selbständig Erwerbstätigen verringerte sich 
gegenüber dem Vorjahr um 2,2%. Insgesamt sank die Zahl der Arbeitskräfte in der 
Landwirtschaft (in Vollzeitäquivalenten) um 1,5%.  
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Abbildung 20: Faktoreinkommen in der Landwirtschaft und Anteil der 
Landwirtschaft an den Erwerbstätigen 

 

Q: Statistik Austria, Land- und forstwirtschaftliche Gesamtrechnung, Revisionsstand Jänner 2014; Eurostat; 
WIFO-Berechnungen. 

  

Der Rückgang der Beschäftigung dämpft den Schwund des Faktoreinkommens je 
Arbeitskraft. Je Arbeitskraft verringerte sich das reale Faktoreinkommen folglich um 
7%. Dies war der zweite Rückgang in Folge. 2013 erreichte das reale Faktoreinkom-
men je Arbeitskraft das Niveau von 2010 und 2006 und entsprach damit dem lang-
jährigen Durchschnitt 2003/2013. 

13.3 Dynamischer Agrarhandel – hoher Export von Getränken und 
Milchprodukten 

Seit Österreichs EU-Beitritt wurde der Handel mit Agrargütern beständig ausgeweitet. 
Entgegen den Befürchtungen konnte sich die österreichische Agrar- und Lebensmit-
telwirtschaft auf dem Gemeinsamen Markt durchaus behaupten. Vor allem im Be-
reich von Milch und Milchprodukten stehen den zunehmenden Importen hohe Ex-
porte gegenüber, der Exportüberschuss von etwas mehr als 400 Mio. € bestätigt die 
Wettbewerbsfähigkeit der Milchproduktion und Molkereiwirtschaft. Auch in der 
Fleischverarbeitung ist der Exportanteil bedeutend. Am höchsten ist der Exportüber-
schuss aber im Außenhandel mit Getränken. Auf diese Position entfallen mehr als 
18% der Exporte von Agrargütern. Die wichtigsten Positionen der Agrarimporte sind 
traditionell Fleisch und Fleischwaren, Früchte, Milch und Milcherzeugnisse, Kaffee 
und pflanzliche Öle sowie andere Waren pflanzlichen Ursprungs. Laut der Statistik 
der Kombinierten Nomenklatur wurden 2013 die Exporte leicht gegenüber den Im-
porten ausgeweitet. Der Wert der Agrarexporte, der vor allem verarbeitete Produkte 
umfasst, überstieg den Wert der von der österreichischen Landwirtschaft erzeugten 
Agrargüter um etwa 150%.  

13.4 Produktionsmenge an Agrargütern in der EU 28 leicht ausgeweitet 
Österreich gehört mit Deutschland, Frankreich, Estland und Kroatien zu einer Gruppe 
von Ländern, in denen die landwirtschaftlichen Einkommen 2013 deutlich geringer 
ausfielen als im Jahr 2012. Die Niederlande, Spanien und Rumänien verzeichneten 
hingegen Einkommenszuwächse von mehr als 10%. In der EU insgesamt nahmen die 
Einkommen in der Landwirtschaft gegenüber 2012 um 1,3% ab. Der Produktionswert 
landwirtschaftlicher Güter war in der EU nahezu unverändert. Ein geringfügiger Pro-
duktionszuwachs in der Tierproduktion (+1,5%) stand einem leichten Produktions-
rückgang im Pflanzenbau gegenüber (1,1%). Diese Abnahme war vor allem auf ei-
nen Preisverfall zurückzuführen, da die Produktionsmenge insgesamt um fast 3% ge-
steigert wurde. Tierhalter profitierten von einem mäßigen Anstieg der Preise (+1,6%), 
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die erzeugte Menge blieb jedoch weitgehend unverändert. Wie in Österreich ver-
teuerten sich Vorleistungsprodukte in der EU insgesamt 2013 kaum (+0,8%). 

  

Übersicht 46: Agraraußenhandel 2013 

Kombinierte Nomenklatur (KNO) 
       
 Export Import Saldo 
   Insgesamt EU 15 EU 28 
Position Anteile in % Mio. € 
    
01 Lebende Tiere 1,4 2,4  – 114,4  – 24,3  – 144,6 
02 Fleisch und Fleischwaren 11,5 8,3   219,8  – 19,9   91,6 
03 Fische, Krebstiere, Weichtiere 0,2 2,1  – 201,6  – 121,2  – 142,3 
04 Milch, Milcherzeugnisse, Eier und Honig 12,1 7,1   401,3   177,3   212,0 
05 Andere Waren tierischen Ursprungs 0,6 0,9  – 30,8  – 2,4   4,2 
06 Waren pflanzlichen Ursprungs 0,4 3,2  – 300,3  – 301,7  – 293,6 
07 Gemüse, Wurzeln, Knollen 1,4 4,6  – 351,4  – 322,3  – 313,5 
08 Früchte 2,3 7,8  – 602,6  – 270,7  – 274,5 
09 Kaffee u. Ä., Gewürze 1,5 4,1  – 290,9  – 172,2  – 136,9 
10 Getreide  4,1 4,3  – 68,1   133,2  – 97,4 
11 Müllereierzeugnisse 1,7 1,0   56,1   13,3   44,8 
12 Ölsaaten und ölhaltige Früchte 2,6 3,6  – 130,1   31,5  – 129,0 
13 Schellack, Gummen, Harze und andere 

Pflanzensäfte 0,1 0,4  – 32,6  – 20,2  – 19,0 
14 Flechtstoffe und andere Waren 

pflanzlichen Ursprungs 0,0 0,0  – 2,3  – 1,7  – 1,5 
15 Tierische und pflanzliche Öle und Fette 2,9 4,1  – 231,8  – 125,5  – 165,8 
16 Zubereitungen von Fleisch, Fischen u. Ä. 4,1 3,7  – 7,5   25,5   10,5 
17 Zucker und Zuckerwaren  2,4 2,7  – 33,9  – 67,2  – 95,3 
18 Kakao, Kakaozubereitungen 4,3 4,5  – 73,0  – 159,1  – 91,1 
19 Zubereitungen aus Getreide und 

anderen Backwaren 8,6 7,7  – 21,9  – 121,5  – 61,6 
20 Zubereitungen von Gemüse und 

Früchten u. Ä. 6,4 6,5  – 140,5   41,9   12,5 
21 Verschiedene Lebensmittel-

zubereitungen 6,8 6,8  – 21,1  – 285,9  – 221,5 
22 Getränke, alkoholische Flüssigkeiten und 

Essig 18,5 5,8   1.282,6   209,9   293,9 
23 Rückstände und Abfälle, Tierfutter 6,1 6,1  – 76,7  – 48,8   32,1 
24 Tabak und Tabakwaren 0,0 2,5  – 382,5  – 106,0  – 263,2 
       
 Mio. € 
       
Agrarhandel insgesamt laut KNO 9.472,4 10.494,4  – 1.022,0  – 1.538,1  – 1.749,0 
Agrarhandel insgesamt laut SITC1) 9.413,5 10.635,5  – 1.222,1  – 1.543,3  – 1.758,5 
       
 Veränderung gegen das Vorjahr in % 
       
Agrarhandel insgesamt laut KNO2)  + 3,7  + 3,3  + 0,3  – 4,1  – 1,6 
Agrarhandel insgesamt laut SITC1)  + 4,0  + 3,9  – 2,8  + 0,5  + 1,6 

Q: Statistik Austria, WIFO-Datenbank. 2013: vorläufige Werte.  1) Die Summen nach KNO- und SITC-No-
menklatur weichen wegen des jeweiligen Aggregationsverfahrens (SITC 0, 1, 21, 22, 29, 4) und der zuneh-
menden Zahl von Positionen mit Geheimhaltung in der KNO-Außenhandelsdatenbank voneinander ab.  
2) Positives Vorzeichen: Rückgang des Importüberschusses. 

13.5 Forstwirtschaft profitiert 2013 von Preisanstieg 
Für den Holzeinschlag im Jahr 2013 lagen bei Redaktionsschluss noch keine Daten 
vor. Die Notierungen für Nadelsägerundholz ziehen seit dem II. Quartal 2009 kontinu-
ierlich an. Die Verteuerung ließ 2013 zwar gegenüber 2010/11 deutlich nach, war mit 
durchschnittlich 3,5% jedoch höher als im Jahr 2012. Auch Nadelschleifholz kostete 
im Jahresdurchschnitt 2013 mehr als im Vorjahr: Auf einen Rückgang im I. und 
II. Quartal folgte in der zweiten Jahreshälfte ein Anstieg. 

Ergebnisse zur Forstwirtschaftlichen Gesamtrechnung (FGR) werden traditionell mit 
einer Verzögerung von einem Jahr publiziert. Daher liegen die Auswertungen für 
2013 noch nicht vor. Im Jahr 2012 betrug der Produktionswert knapp 1,7 Mrd. € und 
war damit etwas geringer als im Jahr zuvor. Forstwirtschaftliche Dienstleistungen tru-
gen 228 Mio. € zum Produktionswert bei; der weitaus größere Anteil entfiel aber mit 
1,4 Mrd. € auf forstwirtschaftliche Güter.  

Die Nettowertschöpfung der Forstwirtschaft war 2012 mit 0,96 Mrd. € um 4,4% niedri-
ger als im Jahr 2011 (gut 1 Mrd. €). Subventionen und Produktionsabgaben halten 
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einander in der Forstwirtschaft nahezu die Waage. Das Faktoreinkommen betrug 
959 Mio. € (4,5% gegenüber 2011). Zur Herstellung einer Nettowertschöpfung von 
nahezu demselben Niveau wie die Landwirtschaft setzt die österreichische Forstwirt-
schaft deutlich weniger Ressourcen wie Kapital und Arbeitskräfte ein. 

  

Übersicht 47: Subventionen und Steuern in der österreichischen Landwirtschaft 
      
 2011 2012 2013 

 

Mio. € Mio. € Veränderung 
gegen das 
Vorjahr in % 

      
Förderungen insgesamt 1.675 1.660 1.691  + 1,9 

Gütersubventionen 146 143 94  – 33,9 
Pflanzenbau1) 5 0 0   – 
Tierprämien 94 95 94  – 0,4 
Sonstiges2) 47 48 0  – 100,0 

Sonstige Subventionen 1.529 1.517 1.597  + 5,3 
Zahlungsansprüche3) 631 626 626  + 0,0 
Agrarumweltförderung 574 567 556  – 1,9 
Ausgleichszulage 267 263 260  – 1,2 
Andere 56 61 155  + 154,6 

      
Steuern und Abgaben 234 255 258  + 1,1 

Gütersteuern 55 50 42  – 15,5 
Sonstige Produktionsabgaben 179 205 215  + 5,2 

Q: Statistik Austria, Landwirtschaftliche Gesamtrechnung 2013, Stand Jänner 2014.  1) Nach dem Auslau-
fen der an die Produktion gekoppelten Prämien an Produzenten von Stärkekartoffeln 2011 keine weiteren 
Gütersubventionen.  2) Von 2005 bis 2012 Mineralölsteuerrückvergütung für Agrardieseltreibstoff.  3) Die 
handelbaren Zahlungsansprüche werden häufig auch als "Einheitliche Betriebsprämie" bezeichnet. Sie 
wurden bis 2004 unter anderen agrarpolitischen Bedingungen als Gütersubventionen gewährt.  
  

Franz Sinabell (Franz.Sinabell@wifo.ac.at) 
Statistik: Dietmar Weinberger (Dietmar.Weinberger@wifo.ac.at) 
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sachlichung der wirtschaftspolitischen Diskussion.  

Die Umsetzung dieser Mission setzt einen starken Theoriebezug in der Forschung und die Verwendung moder-
ner empirischer Methoden voraus. Fundierte Erfahrungen im Umgang mit Daten sowie Detailkenntnis über die 
institutionellen Grundlagen der nationalen und internationalen Wirtschaftspolitik sichern eine hohe Qualität 
der Forschung. Die Einbindung in internationale wissenschaftliche Netzwerke verbreitert das Leistungsspektrum 
des Instituts und trägt zur Qualitätssicherung bei. 

Kernaufgabe des WIFO ist die Brückenfunktion zwischen akademischer Grundlagenforschung und wirt-
schaftspolitischer Anwendung auf dem Fundament sorgfältig erarbeiteter empirischer Analysen. Sie wird in 
Österreich von keiner anderen Institution in ähnlicher Weise und vergleichbarem Umfang wahrgenommen.
Diese Mittlerrolle bedingt eine Abgrenzung und Arbeitsteilung zu den Institutionen der Wirtschaftspolitik, aber 
auch zu den universitären Einrichtungen sowie zu Beratungs- und Consulting-Unternehmen.  

 

 Qualitätsführerschaft im Inland: Ziel des WIFO ist es, die erworbene Qualitäts- und Themenführerschaft im 
Inland abzusichern bzw. dynamisch auszubauen. 

 Verstärkte Positionierung auf dem europäischen Markt: Gleichzeitig ist es Ziel des WIFO, sich in fünf bis zehn 
Forschungsfeldern auch auf der Ebene der europäischen Wirtschaftspolitik als erstrangiges Forschungsinsti-
tut zu positionieren. 

 

Ein hochrangig besetzter und international ausgerichteter wissenschaftlicher Beirat sichert die Einbindung des 
WIFO in die internationale Scientific Community und den Transfer von Forschungsinhalten und -methoden. Die 
wissenschaftliche Arbeit des Instituts leisten die fünf Forschungsbereiche: 

 Makroökonomie und europäische Wirtschaftspolitik: Konjunktur, Wachstum und Preise – Öffentlicher Sektor 
– Interaktion zwischen Finanz- und Realwirtschaft 

 Arbeitsmarkt, Einkommen und soziale Sicherheit: Arbeitsmarkt, Arbeitsmarktpolitik und Arbeitslosigkeit – Ein-
kommenspolitik und Einkommensverteilung – Soziale Sicherungssysteme 

 Industrieökonomie, Innovation und internationaler Wettbewerb: Industrieökonomie, Unternehmensdynamik 
und -finanzierung – Innovation, Produktivität und technologischer Wandel – Internationaler Wettbewerb 

 Strukturwandel und Regionalentwicklung: Analyse der räumlichen Wirkung wirtschaftspolitischer Maßnah-
men – Integration von Räumen mit unterschiedlichem Entwicklungsstand – Räumliche Strukturen und Be-
stimmungsgründe des Wirtschaftswachstums von Städten, Regionen und Sektoren 

 Umwelt, Landwirtschaft und Energie: Klima-, Energie- und Agrarpolitik in Österreich und der EU – Umwelt-
technologien und Umweltinnovationen – Nachhaltiger Konsum, nachhaltige Produktion und Wohlstands-
messung 

      
 




